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HAUSMITTEILUNG 


Datum: 28. Januar 1980 Betr.: Peking 


„Habemus officium", telegraphierte SPIEGEL-Korrespon- 
dent Tiziano Terzani amMittwoch vergangener Woche aus 
Peking. Mit dieser Variante der Floskel „Habemus papam” 
verkündete Terzani auf seine temperamentvolle Weise -— 

er ist Italiener — die Eröffnung des Pekinger SPIEGEL- 
Büros. 

Damit ist der SPIEGEL die erste westliche Zeitschrift, 

die einen eigenen KorrespondenteninChinahat— noch 

vor den amerikanischen Nachrichtenmagazinen „Time" und 
„Newsweek". AmMittwoch um 15 Uhr bekam Terzani vom 
stellvertretendenLeiter der Informations- und Presse- 
abteilung, Jao Wei, die Pressekarte Nummer 023 über- 
reicht. Kurz darauf heftete er an die Tür von Zimmer 605 
des Tschianmen-Hotels ein gelbes Schild mit dem SPIEGEL- 
Schriftzug. 


SPIEGEL-Korrespondent Terzani in China 


Für ihn sei es ein besonderer Tag, auf den er mehr als 

zehn Jahre gewartet habe, schrieb Terzani, 41, andie 
Hamburger Redaktion. Das neue Büro, es ist die 20. Aus- 
landsvertretung des SPIEGEL, besteht aus einem einzi- 
gen Zimmer, möbliert mit einemDoppelbett, einemSchreib- 
tisch und einer braunen Sitzgarnitur mit dem in China 
unvermeidlichen weissen Spitzen-Bezug. Aus seinem Fen- 
ster kann Terzani chinesischen Kollegen von der „Kuanj 
Min Bao" beim Schreiben beobachten, Terzani: „Von der 
Strasse her höre ich das monotone Rauschen der vielen 
Fahrräder und das unablässige Hupen der Busse." 


Gestaunt über den chinesisch sprechenden Italiener, der 
für ein deutsches Nachrichtenmagazin schreibt und 

der, wie der Apostel Paulus den Römern ein Römer war, den 
Chinesen ein Chinese ist, hat bislang nur Terzanis 
Führer, Auf Terzanis Einwand, der Italiener Kolumbus 
habe „Amerika auch nicht mit italienischen Schiffen 
entdeckt", wünschte der Chinese „viel Glück bei der 
Entdeckung Chinas". Entdecken wird Terzani in jedem Fall 
den SPIEGEL: Von der ersten Februar-Ausgabe an werden 
35 Hefte per ZLuftfracht nach Peking geliefert. Preis 
pro Heft: 7,10 Jüan, das sind derzeit 4,80 Dollar. 
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IN DIESEM HEFT 


Bonn hofft auf Dialog Seite 19 

F Se gu Carters Politik der 
Stärke gegenüber den 
Sowjets zwingt die 
Bundesregierung, über 
größere militärische 
Anstrengungen nachzu- 
denken. Wenn die Ame- 
rikaner sich stärker am 
Persischen Golf enga- 
gieren, soll Bonn den 
Verbündeten in Europa 
entlasten. Doch noch 
hofft Schmidt, den 
unterbrochenen Dialog 
zwischen Ost und West 
wieder in Gang zu brin- 
Genscher, Carter gen. 


SPIEGEL-Umfrage: Teilnahme oder Boykott? Seite 26 


Die meisten Bundesbürger zwischen 18 und 24 Jahren sind für, die 
meisten älteren gegen eine deutsche Teilnahme an den Olympischen 
Spielen in Moskau. CDU/CSU-Wähler sind überwiegend dagegen, 
SPD-Wähler überwiegend dafür. Diese Ergebnisse brachte eine SPIE- 
GEL-Blitzumfrage. Die Weltkrise seit dem Sowjet-Einmarsch in Afghani- 
stan hat die Furcht der Deutschen vor einem neuen Weltkrieg anwach- 
sen lassen. Sie war seit 1950 noch nie so groß wie heute. 


Seiten 22, 23 


Bonn hält Carters 
Boykott-Ultimatum für 
einen schweren poli- 
tischen Fehler, der die 
Gemeinsamkeit mit der 
Dritten Welt gefährdet. 
Auch NOK-Präsident 
Daume bekundet in 
einem SPIEGEL-Inter- 
view Entschlossenheit, 
seine _Olympiamann- 
schaft in Moskau starten 
zu lassen. Er ist „über- 
zeugt, daß es auch poli- 
tisch gut wäre“, und 
scheut im Ernstfall auch 
den Konflikt nicht. 


Trotz Carter zu Rußlands Spielen 


NOK-Präsident Daume 


Die Manager mißtrauen Strauß Seite 58 


Franz Josef Strauß muß gegen eine breite Anti-Stimmung unter den 
Konzernführern ankämpfen. Die Manager-Elite hält den Bayern für un- 
berechenbar, unkontrolliert und entscheidungsschwach. Ein Spitzen- 
Industrieller: „Viele befürchten, daß der mit seiner Unbeherrschtheit 
zuviel zerschlägt.“ 


Berlins Türken werden radikaler Seite 38 


Alarmiert beobachten Politiker und Staatsschützer, wie sich die Türken 
West-Berlins radikalisieren. Randgruppen liefern sich blutige Straßen- 
schlachten. Unter den hunderttausend, die vielfach diskriminiert und in 
gettoartige Sanierungsquartiere abgeschoben sind, machen immer 
nr auch Front gegen die Deutschen, von denen sie sich verachtet 
ühlen. 


Seite 116 


Protest gegen Hitlers 
Juden-Diskriminierung 
trieb vor allem die USA 
bis an die Grenze eines 
Boykotts der Olympi- 
schen Spiele 1936 in 
Berlin. Der einstige 
Boxweltmeister Max 
Schmeling half vermit- 
teln. Hitler übertölpelte 
den US-Emissär Brun- 
dage, schob die Juden- 
verfolgung auf, nahm 
zwei Nichtarier in die 
deutsche Mannschaft 
auf und rettete so sein 
Propaganda-Fest. 


Gescheiterter Olympia-Boykott 1936 


Hitler im Berliner Olympia-Stadion 1936 


Kabul: Fürchtet Moskau den Zugriff Chinas? Seite 110 
Tr Er BR. 


2 


wm 


Sowjetische Flugabwehrgeschütze in Afghanistan 


Über ein mögliches zusätzliches Motiv für den Einmarsch der Sowjets 
in Afghanistan wurde SPIEGEL-Korrespondent Sinha in Kabul von af- 
ghanischen Offizieren informiert: Moskau befürchtete einen Aufstand 
maoistischer Rebellen, unterstützt von Pakistan, China und den USA. 


Sonnenstrom aus dem Weltall Seite 156 


Im großen Stil wollen die Nasa und die US-Raumfahrt-Industrie die 
Sonnenenergie nutzen: 60 erdumkreisende Solarkraftwerke sollen 
Sonnenlicht in elektrischen Strom umwandeln. Jede Station könnte 
viermal soviel Strom erzeugen wie ein Atomkraftwerk. 


Porno-Stars werden gesellschaftsfähig Seite 180 


Seit fünf Jahren dürfen Bun- 
desbürger, ohne daß es unge- 
setzlich wäre, Porno-Filme se- 
hen. Die Nachfrage ist groß: 
Zehn Millionen Besucher wurden 
1979 in den Porno-Kinos gezählt, 
mehr als in den Arenen der Fuß- 
ball-Bundesliga. Inzwischen wur- 
de das Porno-Filmgeschäft ge- 
sellschaftsfähig: Porno-Stars ge- 
ben in Luxus-Hotels Empfänge 
wie einst die Festspiel-Protago- 
nisten von Opas Kino, und es 
gibt Gala-Premieren wie in den 
seriösen Lichtspielhäusern. 
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Porno-Star Brigitte Bordeaux 
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Die Unvernunft, mit der wir unsere 
sexuellen Schwierigkeiten heranzüchten, 
wird höchstens noch von der fehlenden 
Einsicht übertroffen, mit der wir sie 
behandeln. 


Das Ideal der 
Männlichkeit 


Potent zu sein zur körperlichen Liebe, 

bleibt heute jedem dfritten Mann verwehrt. 
In einer Zeit, die weithin und ganz offen- 
bar von Sex bestimmt wird, mehren sich 
die Schwächen der männlichen Potenz. 


Die Harmonie 
von Geist und Körper 


notwendig für erfüllte partnerschaft- 
liche Beziehungen, ist in vielen Fällen 
zeitweilig behindert. Das mag aus 

der Erziehung resultieren, auf geistiger 
und körperlicher Überforderung 
beruhen - die nicht organisch bedingte 
Impotenz hat viele Gründe, und ebenso 
komplex ist ihre Behandlung. Die 
Libido (das sexuelle Verlangen) aber läßt 
sich unterstützen - man kann die 
Leistungsfähigkeit des Mannes steigern 
und erhalten! 


uamin® 
zielt wirksam auf die Zentren der 
Manneskraft in Gehirn und Rückenmark, 
regt die Durchblutung des Becken- 
raumes an. 


„David“ von Michelangelo 


puamin® 

reguliert die Sexualfunktionen auf bio- 
logischer Weg, denn es enthält die dafür 
notwendigen Wirkstoffe in sinnvoller 
Kombination: 


Nicotinsäure (Nicametat) verbessert die 


Durchblutung aller Gewebe und aktiviert 
den Stoffwechsel - wesentlich für den 
erforderlichen Kreislauf-Effekt ist Puamin 
wegen der gefäßerweiternden Wirkung 
auf die Kapillaren (kleinste Haargefäße). 
Muira puama stärkt die Sexualzentren 
in Gehirn und Rückenmark und erhöht 
die Ansprechbarkeit auf sinnliche Reize, 
verbessert die Erektionsfähigkeit mit 
vermehrter Durchblutung des Beckens 
und der Sexualorgane. 

Yohimberinde bewirkt eine gesteigerte 
Durchblutung der Beckenorgane. 

Die ausgewogene Kombination dieser 
Wirkstoffe hat Puamin auch besonders 
gut verträglich gemacht. 


puamin’ 
aktiviert den Mann im Mann 
puamin® erhalten Sie in allen Apotheken 


puamin® 

Anwendungsgebiete: 

Nachlassen der sexuellen Leistungs- 
fähigkeit, Erektionsstörungen, ver- 
minderte Libido. 

Männliches Klimakterium mit Beschwer- 
den wie Kreislaufstörungen, Müdigkeit, 
Nervosität. 

Vorzeitige Alterserscheinungen wie 
allgemeine Leistungsschwäche und 
Zerstreutheit. 

Nebenwirkungen, Begleiterscheinungen: 
Puamin ist im allgemeinen gut verträg- 
lich. Empfindliche Patienten können mit 
einer vorübergehenden harmlosen 
Kopfrötung bzw. Wärmegefühl auf die 
Einnahme von Puamin reagieren. Treten 
Magenbeschwerden. Schwindelgefühl, 
nervöse Erregung oder Quaddel- 
bildung auf, so ist die Dosis herab- 
zusetzen bzw. die Medikation zu 
beenden. 

Bei Diabetikern sollte während der 
Puamin-Behandlung der Kohlenhydrat- 
stoffwechsel überwacht werden, da 
hohe Dosen die Glucosetoleranz (Zucker- 
verträglichkeit) beeinflussen können. 
Unverträglichkeiten und Risiken: 
Puamin soll nicht angewandt werden 
bei Hypotonie (niedriger Blutdruck), 
schwerer Herzinsuffizienz (Herz- 
schwäche), frischem Myocardinfarkt 
(Herzmuskelinfarkt), akuten Blutungen, 
bei eingesetztem Herzschrittmacher. 
Puamin beeinflußt die Adrenalinwirkung, 
daher nicht gleichzeitig mit Adrenalin 
verabreichen! Puamin kann die blutdruck- 
senkende Wirkung der Antihypertensiva 
(Bluthochdrucksenkende Mittel) 
verstärken. 


Schwarzhaupt - Köln 


BRIEFE 


Überzogene Reaktion 


(Nr. 3/1980, SPIEGEL-Titel „Afghani- 
stan — Stoppt Carter die Russen?‘“) 


Die derzeitige Situation ist für den 
Normalbürger nur noch sehr schwer zu 
verstehen. Das einzige, was ich defini- 
tiv weiß, ist, daß ich Angst habe. 

Starnberg (Bayern) ALFRED BAUS 


Wer gegen Vietnam war, darf zu Af- 
ghanistan nicht schweigen. Wer nicht 
gegen Vietnam war, sollte zu Afghani- 
stan schweigen. 
Tübingen THOMAS VOGT 
Der Westen, allen voran die USA, soll- 
te in dieser Lage einen kühlen Kopf be- 
wahren und. nicht alle Brücken zu einer 
glaubwürdigen Entspannungspolitik 
abbrechen. 


Stuttgarter Nachrichten 


„Wir nehmen nicht alles hin!“ 


Waffenlieferungen an Pakistan sowie 
Stützpunktverhandlungen mit einigen 
Golfanrainerstaaten hätten als Gegen- 
maßnahme vollauf genügt. 

Das Techtelmechtel der USA mit 
China ist nicht nur abenteuerlich und 
leichtfertig, sondern wird die Falken im 
Kreml erheblich stärken. 


Das kann längerfristig, sollte das Salt- 
II-Abkommen nicht ratifiziert werden, 
zu einer erneuten Eskalation der Rü- 
stungen in Ost und West führen, was si- 
cherlich nicht im Interesse der Völker 
liegen dürfte. 


Schwieberdingen (Bad.-Württ.) 
GEORG ZALL JR. 


Eine Nato, die auf Aufrüstung verzich- 
tet, hätte den Druck entscheidend mil- 
dern und die Attacke gegen Afghani- 
stan verhindern können. So aber kann 
sich die UdSSR keine geschwächten 
Freunde an ihren Grenzen leisten. 

Nicht genug damit, ist man bereits em- 
sig dabei, den begangenen Fehler noch 


NED SDIENEI Nr KMoRaN 


zu vergrößern. Durch die Einrichtung 
eines Stützpunktes im Arabischen Meer 
und Boykottmaßnahmen wird der 
Druck auf die UdSSR weiter verstärkt. 


Es wird wohl ewig Geheimnis bleiben, 
was sich die Politiker davon Gutes ver- 
sprechen. 
Siegen (Nrdrh.-Westf.) DIETER STÜNDEL 
Die Reaktion des Westens, insbesonde- 
re die der USA, ist mir unverständlich: 
Die führenden Leute im ZK von Mos- 
kau, die für den Einmarsch in Afghani- 
stan verantwortlich sind, werden, man- 
gels amerikanischen Weizens, nicht 
hungern müssen. 
Auch wenn noch so viele amerikani- 
sche Kriegsschiffe im Indischen Ozean 
kreuzen, die UdSSR wird vorerst ihre 
Soldaten aus Afghanistan nicht abzie- 
hen. 
Ein Boykott der Olym- 
piade 1980 in Moskau 
wäre Schwachsinn. 
Dem totalitärten Un- 
rechtsregime in Ar- 
gentinien ist ein Boy- 
kott seiner Fußball- 
weltmeisterschaft auch 
nicht angedroht wor- 
den. 
Unna (Nrdrh.-Westf.) 
MICHAEL FRENZEL 


Ich lehne die russische 
Intervention ab. An- 
dererseits halte ich die 
amerikanische Reak- 
tion für überzogen, 
denn gerade die USA 
haben bisher wenig 
Skrupel gezeigt, wenn 
es darum ging, ihren 
Machtbereich zu er- 
weitern beziehungsweise zu festigen. 
Soll das alles vergessen sein? 


Isenbüttel (Nieders.) RÜDIGER SCHULZE 


Nach dem letzten Kriege holten der 
afghanische König Mohammed Sahir 
Schah und sein Ministerpräsident 
Daud aus Ost und West Entwicklungs- 
helfer ins Land. 

Die schlecht ausgebildete Polizei und 
die ebenso mangelhafte Kripo wurden 
von westdeutschen Fachleuten neu or- 
ganisiert und geschult*. 


Diese Entwicklungshilfe wurde von den 
USA dazu mißbraucht, auch Afghani- 
stan in den „Überwachungs- und 
Schnüffelring“ rings um die Sowjet- 
Union herum mit einzubeziehen. 


Wer sich die Mühe macht, auf einem 
Globus die USA-Stützpunkte um die 


* Die vertrauliche Aufforderung, sich als Polizei- 
beamter für Afghanistan zu melden, lief da- 
mals (etwa beim Regierungspräsidium Nord- 
baden) unter 1-903-37558/55. 


Mit über 300 Fotos ist dieser Band 
das prachtvollste Bilder-Album 
des internationalen Horrorfilms, 
Herausgeber Joe Hembus: 


„Eversons Buch gibt einem fast 
so viel wie hundert schaurig- 
schöne Kinostunden.‘' 


a - Nachholpsychose der 
mittleren Jahre, (3 ) DM 5,80 


leben wollen, 
(10822) DM 6,80 
- Mit diesem Titel 
egt T: ers S buch 
komplett vor: Band 1: Eröffnun 
(10740) DM 5,80, Band 2: Mittel- 
spiel (10770) DM 5,80, Band 3: 
Endspiel (10805) DM 5,80. 


der - Ein Nachschlage- 
werk für alle gärtnerischen Arbeiten 
des Jahres. (10823) DM 5,80 
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= alle, die gesund 
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UdSSR herum mit Nadeln abzustek- 
ken, wundert sich nicht mehr. 


Selb (Bayern) SEPP BERANEK 
Kriminalkommissar i. R. 


Seit zehn Jahren bereise ich zu Infor- 
mationszwecken den Vorderen und 
Mittleren Orient. Meine Erfahrungen: 


Aus vielen Gesprächen mit Händlern, 
Studenten und Intellektuellen in Af- 
ghanistan ging fast ausnahmslos hervor, 
daß die ersehnte Beseitigung des bishe- 
rigen mittelalterlichen Feudalsystems 
nur mit Hilfe der UdSSR möglich ist. 


Eine Befreiung der afghanischen 
Frauen ist nach deren Aussagen nur 
durch eine radikale Systemänderung 
durch fremde Hilfe möglich. 


Besonders bei der Bevölkerung mit 
Schulbildung wird nichts mehr ge- 
fürchtet als eine Machtübernahme der 
Mullahs und die Errichtung einer isla- 
mischen Diktatur wie im Iran. 


Die doppelte Moral der westlichen Me- 
dien ist widerlich: Amerikaner in Indo- 
china und Südamerika, Franzosen und 
Kubaner in Afrika, Russen in Afghani- 
stan — wo ist da der Unterschied? 


München HERBERT MÜLLER 
Oberstudienrat 


Augstein hat recht, wenn er vom Tot- 
rüsten der Sowjets schreibt. Die Ursa- 
che des schlechten Lebensstandards im 
Ostblock liegt nicht nur an der unzu- 
reichenden Planwirtschaft, sondern zum 
großen Teil an den gewaltigen Militär- 
ausgaben, die auf die Einkreisungsfurcht 
der Sowjets zurückzuführen sind. Die 
nicht vorhandenen Fortschritte bei 
Salt II und die jüngsten Nato-Aufrü- 
stungsbeschlüsse haben die Vertrauens- 
basis zwischen Ost und West schwer ge- 
schädigt. 

Einem Abschlachten ihrer eigenen Leu- 
te durch religiöse Fanatiker in einem 
anderen Land hätten die USA auch 
nicht tatenlos zugesehen. 

Frankfurt KURT JONUSCHIES 


Würde doch diese „,... tiefe Sehnsucht 
in unserem Volk, an nichts mitzuwir- 


Berliner Zeitung (DDR) 


„Verdammt, da hat uns doch einer die 
Tür vor der Nase zugeschlagen“ 


Christian Science Monitor (USA) 


„Ich fahre zum Strand runter — warum 
fragen Sie?“ 


ken, was zu unnötiger Verschärfung 
und Gefährdung führt“ (Zitat Brandt) 
stärker zum Ausdruck gebracht, wäre 
die Angst vor der politischen Zukunft 
unseres Landes weniger groß. 


Diese Sehnsucht muß laut werden, be- 
vor es zu spät wird. 
Worpswede (Nieders.) 

MARIANNE MÜLLER-BRASE 


Frischer Geist 
(Nr. 3/1980, Olympia-Boykott) 


Die ersten Anzeichen für einen interna- 
tionalen Arbeitersport entwickelten 
sich schon in den Jahren vor 1900. 


Auf dem 1. Arbeitersportkongreß 1913 
in Gent beschlossen die dort anwesen- 
den deutschen, englischen, französi- 
schen, belgischen und österreichischen 
Vertreter die Errichtung eines Interna- 
tionalen Büros mit dem Sitz in Brüssel. 
Der Erste Weltkrieg verhinderte eine 
weitere Entwicklung. 

Erst im September 1920 fanden sich die 
Vertreter von sieben Ländern wieder in 
Luzern zusammen und gründeten dort 
die „Luzerner Sport-Internationale“ 
(LSD. 

Als Gegenorganisation zur LSI wurde 
1921, anläßlich des Weltkongresses der 
Dritten Internationale (Komintern), die 
„Rote Sportinternationale“ (RSD ge- 
gründet. Sie bezeichnete ihre Haupt- 


feste als Spartakiaden. 
Die LSI veranstaltete drei Arbeiter- 
Olympiaden: 1925 in Frankfurt 


am Main, 1931 in Wien und 1937 in 
Antwerpen. Die Zahl der Teilnehmer 
und der frische Geist menschlicher 
Verständigung übertrafen bei weitem 
die üblichen Olympischen Spiele. 


Obwohl der Deutsche Arbeiter-Turn- 
und Sport-Bund nach dem Zweiten 
Weltkrieg einer Einigung aller deut- 


ncD opımz/>cı Al» Krinon 


HOUSE of @Excuusiv Ä 


Du -T. ee 


Aufeine Pfeifenlänge: Der Geist des Grenadiers. 


Die alten Londoner Pubs, deren Zahl Legion ist, haben alle ihre eigene 
Geschichte. So auch der »Grenadier« in der Wilton Road, hinter dem 
St. George’s Hospital, nahe dem Hyde Park Corner. 

Einst war der »Grenadier« die Offiziersmesse der königlichen Garde, in der 
getrunken und gespielt wurde. Auch die Vorbilder des EXCLUSIV-Guardsman 
verkehrten hier. Einer wurde 1731 von seinen Kameraden beim Falschspielen 
erwischt, verprügelt und fiel die Treppe hinunter und starb. Sein Geist spukt 
heute noch durch den »Grenadier«. Da klopft und poltert es, da bewegen sich 
Gegenstände, da wird das Licht von Geisterhand an- oder ausgeschaltet. Ob 
Sie’s glauben oder nicht. Gehen Sie mal auf einen »pint« hinein. 

Eine Institution von so englischem Charakter wie der Geschmack der Tabak- 


First-Class: Hell getoasteter 
Virginia mit Burley. Leicht 
würzig durch darkfired 
Tobaccos. 


Sherry & Cherry: Virginias, Burleys 
und Orients wurden mit edlem 
‚Sherry und dem natürlichen 

Aroma reifer Kirschen mild 
aromatisiert. 


HOUSE of EXCLUSIV 
Tabak-Spezialitäten von 
individueller Vielfalt. 
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Christ sein. DM 42.- 


Existiert Gott? 
Antwort auf die Gottesfrage 
der Neuzeit. DM 42.- 


Die Kirche. DM 16.- 


20 Thesen zum Christsein 
DM 6.- 


24 Thesen zur Gottesfrage 
DM 10.- 


Um nichts als die Wahrheit 
Deutsche Bischofskonferenz 
contra Hans Küng. Eine Doku- 
mentation, hrsg. u. eingeleitet 
von Walter Jens. DM 18.- 


Hans Küng - Weg und Werk 


Hrsg. v. Hermann Häring und 
Karl-Josef Kuschel. DM 14.80 


Walter Scheel/Hans Küng 

Mut zu kritischer Sympathie - 
Heute noch an Gott glauben? 
DM 6.80 


„bei 
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Spartakiade-Umzug 1931 in New York 
„Dem Dollarsport abhold“ 


schen Sportverbände zu einem Deut- 
schen Sportbund folgte, hat sich diese 
Freiwilligkeit nicht gelohnt. Vielerorts 
sind Bestrebungen im Gange, den „Be- 
triebsunfall“ zu korrigieren, die mehr 
volkssportlich eingestellten Vereine, 
dem Dollarsport abhold, in einer mehr 
demokratischen Organisation zusam- 
menzufassen. 


In der Bundesrepublik haben sich be- 
reits „Naturfreunde“ und der Rad- 
fahrerbund „Solidarität“ dieser Bewe- 
gung angeschlossen. Die LSI besteht 
weiter als „Comite Sportif Internatio- 
nal du Travail“ mit Sitz in Zürich. 
14 europäische Länder haben sich ihr 
bereits angeschlossen. 


Bei einer weiteren Erstarkung ist mit 
einer Wiedererstehung einer Arbeiter- 
Olympiade zu rechnen. 


örebro (Schweden) 
FRITZ CHRISTIAN SCHREIBER 


Nicht zugänglich 


(Nr. 3/1980, Briefe: Klaus Hübner, Poli- 
zeipräsident in Berlin, zum Streitgespräch 
zwischen Innenminister Baum und Ex- 
Terrorist Mahler; Nr. 4/1980, Briefe: 
FDP/MdB Kleinert antwortete Hübner) 


In der Anlage übersende ich Ihnen die 
Durchschrift meines Schreibens an den 
Bundestagsabgeordneten Detlef Kleinert 
zu dessen Leserbrief: 


Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Mit 
Ihrem Schreiben an mich geben Sie der 
Vermutung Raum, ich wolle mich an der 
geistigen Auseinandersetzung mit dem 
Terrorismus nicht mehr beteiligen. Wie 
Sie selbst einräumen, ist diese Vermutung 
falsch. Allerdings habe ich von Ihrer Auf- 
fassung offensichtlich abweichende Ge- 
danken. 


Ich verzichte jedoch darauf, Ihnen diese 
zugänglich zu machen, weil sie Ihnen 
sicher wegen der von Ihnen bei mir ver- 
muteten geistigen Schlichtheit nicht zu- 
gänglich sein werden. 


Ich muß mich also darauf verlassen, daß 
meine Leistungen und die meiner Mit- 
arbeiter in der Abwehr des Terrorismus, 
mehr noch beim Kampf um die Weiter- 


entwicklung unserer demokratischen Ge- 
sellschaft, nicht ohne Wirkung bleiben 
werden. 
Berlin KLAUS HÜBNER 


Unzureichende Hilfsmittel 


(Nr. 3/1980, SPIEGEL-Gespräch mit den 
Bundesministern Baum und Antje Huber 
über das Rauschgiftproblem) 


Der, hoffentlich unfreiwillige, Zynis- 
mus, mit dem Frau Huber ihren neuen 
Gesetzentwurf verteidigt, wird wohl je- 
den Süchtigen eher zur letzten Spritze 
greifen lassen, als sich der Therapie 
Marke „Huber“ zu unterziehen, denn 
die Reform sieht ja unverändert als be- 
ste Heilbehandlung die Gefängnisstrafe 
vor. 


Königswinter (Nrdrh.-Westf.) 
PETER KLINKHAMMER, 21 


Der Übergang vom Raucher beispiels- 
weise zum sogenannten Fixer kann hier 
recht unkompliziert vonstatten gehen; 
sozusagen unter den Augen des Bewa- 
chungspersonals, das gern wegsieht, 
wenn jemand vollkommen „high“ über 
die Flure zieht. 


Bremen ROLF HASS 


Justizvollzugsanstalt 


Wer im Besitz von Cannabis ist oder 
mitraucht, verstößt gegen die Gesetze. 
Demzufolge machen sich täglich Tau- 
sende von Schülern, Lehrlingen und 
Studenten strafbar. Jeder Jugendliche 
kennt mindestens einen User und hat 
somit auch jetzt schon die Möglichkeit, 
Shit zu kaufen oder auf Feten zu rau- 
chen. Deshalb: Kein Knast für Hasch! 


Berlin MARION GLEIER 
Schülerin 


Wer sind denn die Experten, die für die 
nächsten sieben Jahre den Tod von 
45 000 Opiatsüchtigen voraussagen? 


Dies würde bedeuten, daß zehn Prozent 
der Opiatsüchtigen jährlich sterben. 
Wenn dem so wäre, hätten wir bei 593 
Toten im letzten Jahr bundesweit nur 
etwa 6000 Süchtige insgesamt haben 
dürfen. 


Tatsächlich liegt nach internationaler 
Erfahrung die jährliche Sterbequote bei 
Opiatabhängigen in der Größenord- 
nung von ein Prozent der Süchtigenpo- 
pulation. 


Nicht minder dubios ist der geschätzte 
Jahresverbrauch von 15000 Kilo- 
gramm Heroin in der Bundesrepublik. 
Das vom Endverbraucher erworbene 
Produkt hat in der Regel einen Heroin- 
gehalt von 15 bis 25 Prozent. Der Rest 
sind Vitamin C, Traubenzucker und 
andere Streckzusätze. 


Die mittlere Dosierung der Junkies in 
der Bundesrepublik liegt bei maximal 
100 Milligramm Heroin pro Tag. Dies 
sind pro Kopf 36,5 Gramm Heroin im 
Jahr, bei 60 000 Fixern also rund 2,2 
Tonnen. 


Man nützt der Bewältigung des Dro- 
genproblems durch Übertreibung ge- 


Fiedel spielt, hören Sie die oder Kabinenkreuzer, oder, 
Engel im Himmel singen. Er 20-SEITEN-FARBKATALOG. oder, oder... Er: 
lebt in Tipperary, ist Lehrer 4 INDIVIDUELLE URLAUBSIDEEN f Starten können Sie jeden 


Wenn Mick Flynn auf seiner r EEE IE IE HE HE ME BEE oder Hotel, oder Ferienhaus, 
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durch die ein Urlaub in An ee ur uncus isn amunes | Ugnaden schicken Ihnen gerne 

ee et BA en 
Mit Aer Lingus ist Irland ae en 


2 non-stop Stunden nah. 
Preisgünstige Pauschal- 
angebote gibt es von allen 
deutschen Irland- 
Reiseveranstaltern in 
Zusammenarbeit mit Aer 
Lingus, d.h., Aer Lingus 
Linienflug plus Leihwagen, 


- AerLingus % 


ir I DerLuftweg nach Irland 


ORT (PLZ) 


A 
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) 


no Eos 


u * Nonstop Linienflug + LeRyagen: 
15 Tage Vor-/Nachsaiso 
12 Tage Hochsaison, ab DM 776 p.P. 


nausowenig wie durch Verharmlosung. 
Realismus ist am Platz! 


Hamburg ECKHARD GÜNTHER 
Drogenbeauftragter der Freien und Hansestadt 


Frau Huber und andere (nicht wenige) 
haben mit der Abschreckungstheorie 
eigentlich nur die Argumentation der 
Befürworter der Todesstrafe übernom- 
men. Von mir aus soll ein Groß-Dealer 
ruhig 15 Jahre brummen; nur das Dro- 
genproblem wird damit nicht gelöst, 
liebe Genossin Huber. 

Bundes- und Landeskompetenz als Ar- 
gument, wie fadenscheinig. Dein Mini- 
sterium ist für inhaltliche Gesetzge- 
bung verantwortlich. Der entsprechen- 
de Gesetzentwurf aus Deinem Haus ist 
zu dünn, es lohnt die Auseinanderset- 
zung nicht! 


Husum (Schlesw.-Holst) HELMUTH WLAZIK 
Geschäftsführer der SPD-Kreistagsfraktion 

in Nordfriesland, ehemals Leiter einer 
therapeutischen Wohngemeinschaft 


Sollte dieser Entwurf Gesetz werden, 
so wird es voraussichtlich 1980 nicht 
einen Drogentoten weniger geben. Das 
Drogenproblem wird weder mit dem 
Motto „Therapie statt Knast“ noch mit 
einer verschärften Strafandrohung ge- 
löst werden. Beides kann nur ein unzu- 
reichendes Hilfsmittel sein. 

Was nützt Therapie, wenn anschlie- 
ßend die Lebenssituation für den Be- 


Politisches Showgeschäft 


Innenminister Baum wünscht sich für 
die Heroin-Tragödie eine ähnliche 
rn er „Sensibilität wie für den Terrorismus. 
D as schönste Davor kann einem doch im Ernst nur 
grauen, denn das hieße: gesellschaftli- 

che Hysterie, Vorurteile, Volkszorn, 


an der Oper waren Angst, Ruf nach dem starken Staat. 


Aber es kommt wohl nicht von unge- 


die Pausen mit Charles.” fähr, daß das Heroin mit dem Terroris- 


mus gleichgesetzt wird: Es wird da- 
durch, ebenso wie der vermeintlich im- 
mer rote Terror, zur Metapher. 


So entsteht ein politisches Showge- 
schäft ums Heroin, das nur ablenkt von 


den größeren Drogen-Katastrophen im 

CH AMPAGNE Alltag dieser Gesellschaft, Alko- 
eo } hol und der Pharmazie nämlich. Ein 
h | k isolierter Kampf gegen das Heroin ist 
ar es el sıel nur Kurpfuscherei an Symptomen, 


nicht Lösung des Problems. 
46, RUE DE 7 EINS. Werfen wir doch einmal alles in einen 


Topf: Die Alkoholtoten, die Selbstmor- 
de (800 allein bei Schülern pro Jahr), 
die Zigaretten-(Lungenkrebs-)Toten, 
die Verkehrstoten (wieviel davon durch 
Alkohol und Tabletten?), sonstige 
Krebstote. Und die Grünen ziehen in 
Parlamente ein. Wundert’s wen? 


ECKES IMPORT 


Das immerhin dämmert mittlerweile 
sogar den Bonner Politikern: Diese rei- 
che Gesellschaft ist größer, mächtiger 


Meine Freunde nennen mich Charles und widersprüchlicher als dem Staat 


und seinen Repräsentanten lieb sein 


treffenden nicht geändert ist. Auch 
nach mehrmaliger Therapie gibt es den 
„goldenen Schuß“. 


Die Strafverbüßung kann allein dazu 
dienen, den Drogenkonsumenten (ne- 
ben den allgemeinen Strafzwecken) vor 
sich selbst und die Gesellschaft vor 
weiterem Schaden zu schützen. 


Großdealer lassen sich auch von 15 
Jahren nicht schrecken. Schon der jet- 
zige Strafrahmen wird selten ausge- 
schöpft. Gefährlicher ist der „Ameisen- 
handel“. Es ist der süchtige Kleindea- 
ler, der zur Deckung des eigenen Be- 
darfs täglich neue Abnehmer suchen 
muß und damit dem Drachen neue 

Köpfe wachsen läßt. 
Köln CHRISTIAN SCHULZ 
Staatsanwalt, der seit fünf Jahren ausschließlich 
Verstöße gegen das Betäubungsmittelgesetz 
bearbeitet 


Halali! 
(Nr. 4/1980, Bundeswehr) 


In welchen Zwängen mag Minister 
Apel stecken, daß er seinen General 
Bastian so bereitwillig zum Abschuß 
freigegeben hat? Wofür braucht er das 
Kopfgeld? 


Jetzt wurde Bastian in das Heeresamt 
nach Köln versetzt. Kann sich Bastian 


kann. Aber sie antworten nur mit Po- 
sen. 


Baum hat recht: Terrorismus und He- 
roin sind nur Varianten eines Trends: 


Es gibt derer noch mehr: „Alternativ“- 
Orientierung, Sekten, Anthroposophie, 
das Psychodrom, Mu- 
sik, Weltenbummelei. 
In diesem Reigen ist 
Heroin schon kein 
parlamentarisch oder 
administrativ lösbares 
Problem mehr. 


Man sollte sich rigoros 
die Sozialstaatsroman- 
tik abschminken. He- 
roin, das ist nämlich 

" der Preis für die struk- 
Daily Express turelle Inhumanität in 
dieser Gesellschaft, der 
Preis für ihre menschenunwürdige Ar- 
chitektur, für ihren wirtschaftlichen 
Zynismus, der Hunderttausende in eine 
Diaspora der Arbeitslosigkeit und 
Nutzlosigkeit stürzt. 


Heroin, das ist der Preis für eine Bil- 
dungspolitik, in deren Mittelpunkt 
nicht Utopie für den Menschen, son- 
dern die Perspektive auf ein Wirt- 
schaftssystem steht, das selbstlos funk- 
tionierende Mitläufer braucht. 

Heroin, das ist der Preis für die kalku- 
lierte Demontage von Heimat, die 
Menschen in weniger perfekten Syste- 
men wohl einmal kannten. 

Frankfurt WOLFGANG ANDREAS, 22 


»Hatschi« 


»Gesundheit« 


Bei Schnupfen 
RhinoSpray 


Wenn Sie Schnupfen 

haben, hilft Ihnen Rhino- 
spray. 
Sprühen Sie es einfach in 
die Nase (pffft pffft), und 
Sie merken sofort: Die 
verstopfte Nase wird frei! 
Sie können wieder richtig 
durchatmen - und zwar 
7 bis 8 Stunden lang! 

Rhinospray ist außer- 
dem besonders mild und 
besondersgutverträglich. 

Etwas Besseres kön- 
nen Sie bei Schnupfen 
kaum tun. Fragen Sie 
doch Ihren Apotheker da- 
nach. 


Rhinospray zur Schleim- 
hautabschwellung bei 
akutem und chronischem 
Schnupfen. Rhinospray 
ist für Erwachsene und 
Schulkinder bestimmt. 
Es sollte nicht angewen- 
det werden bei trocke- 
ner Nasenschleimhaut- 
Entzündungmit Krusten- 
und Borkenbildung. 

Dr. Karl Thomae GmbH 
7950 Biberach/Riss 


rehabilitieren und seine vaterländische 
Gesinnung unter Beweis stellen, indem 
er schleunigst der HIAG beitritt und 
sein Musikkorps endlich wieder den 
Badenweiler Marsch spielen läßt? 

Karlsruhe CHRISTEL BANGHARD 


Durch die jüngsten weltpolitischen 
Ereignisse haben die reaktionären Sä- 
belrassler wieder enormen Auftrieb be- 
kommen: Es ist chic, Stärke zu demon- 
strieren, und Kriegslüsternheit braucht 
nicht mehr verheimlicht zu werden! 


War es Apels schlechtes Gewissen, das 
ihn zu einer derartig überzogenen Re- 
aktion getrieben hat, weil er zu den 
maßgeblichen Befürwortern der Statio- 
nierung von Atomraketen in Europa 
gehörte? 

Irritiert den ungedienten Apel nicht der 
dröhnende Beifall, den er von der fal- 
schen rechten Seite der Strauß-Partei 


für seine Maßnahmen im Fall Bastian 
erhielt? Es ist deprimierend, mitanse- 
zu müssen, wie gerade Sozialdemokra- 
ten das Geschäft der Reaktion betrei- 
ben. 
Genosse Apel sollte einmal nachlesen, 
was Kurt Tucholsky über den Kada- 
vergehorsam, den preußischen Milita- 
rismus und die Sozialdemokratie ge- 
schrieben hat, sonst ist zu befürchten, 
daß er eventuell auch noch die Wieder- 
einführung des Monokels befürwortet! 
Bad Mergentheim (Bad.-Württ.) 
DR. ERHARD JöST 
Vorsitzender der Jungsozialisten 
Bad Mergentheim 
Persönlichkeit, Charakter und profes- 
sionelle Ethik meines Kriegsgefährten 
Gert Bastian erreichen Gardemaß. 
Dem federführenden zuständigen Mini- 
ster, dem SPD-Abgeordneten für Ham- 
burg-Nord II, Stationsvorsteher auf 
dem geplanten Raketenbahnhof West- 


deutschland, bescheinige ich professio- 
nelle Pygmäenhaftigkeit. 


Hamburg ERICH KROHN 


Vorstandsmitglied der FDP — Kreis 3 


Halali, die Jagd ist auf! Zum Abschuß 
frei: Soldaten mit aufrechtem Gang. 
Erkennbar an: Eigener Meinung, die 
sogar noch geäußert wird. — Horrido 
und Waidmannsheil dem Genossen 
Hans Apel! 


Satrup (Schlesw.-Holst.) HEIDI OVERKOTT 


Mitglied der SPD 


Falsch! Herr General Bastian! Lei- 
tungslösung: NS-Oberst Rudel einladen 


+ Wehner beschimpfen = Großer 

Zapfenstreich. 

Satrup (Schlesw.-Holst.) KLEMENS OVERKOTT 
Major 


Einer Teilauflage dieser SPIEGEL-Ausgabe ist ein 
Briefumschlag der Nordwestdeutschen Klassen- 
lotterie, Hamburg, beigeklebt. 


Die Redaktion des SPIEGEL behält sich vor, Leserbriefe gekürzt zu veröffentlichen 
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SIEMENS 


Elektronik, die uns täglich hilft 


Beispiel 11: bei Fahrplanabweichungen die Anschlußlinien 

Der Nahverkehr wird attraktiver koordinieren. 

EEE EEE Den Vorteil dieses elektronischen Leitsystems hat 

In Regensburg steuern die Verkehrsbetriebe einige der Fahrgast. Überfüllte Verkehrsmittel sind die 
Omnibuslinien mit einem elektronischen Leitsystem. Ausnahme, die Busse fahren pünktlicher, Anschluß- 
Ein kleiner Computer im Bus erfaßt automatisch linien warten auf Umsteiger. 

Standort des Fahrzeugs sowie Zahl der Fahrgäste und Soträgt die Elektronik dazu bei, den öffentlichen 
gibt diese Daten über Funk an einen zentralen Nahverkehr attraktiver zu machen. 


Computer weiter. Dieser ermittelt durch Vergleich mit Darüber hinaus hilft die Elektronik, unsere Umwelt 

dem einprogrammierten Fahrplan etwaige Fahr- besser zu schützen, teure Energie zu £ 
planabweichungen und zeigt sie dem Fahreraufeinem sparen, Krankheiten wirkungsvoller £ 
Anzeigegerät am Armaturenbrett an. Dort kann er zu begegnen - den technischen Fortschritt KH & 
auch Abfahrtszeiten und Fahrpausen ablesen. für uns alle zu nutzen. ea 


Die Leitzentrale ist ständig auf dem laufenden und 
kann jederzeit gezielt eingreifen: z.B. bei Verkehrsstaus 
die Fahrtroute ändern, bei besonders hohem 
Fahrgastaufkommen zusätzliche Busse einsetzen, 


Siemens AG 


panorama 


Wütende Genossinnen 


Wenige Monate vor dem Wahlkampf 
bekommen die Sozialdemokraten Är- 
ger mit ihren Parteifrauen. Die Spre- 
cherin der „Arbeitsgemeinschaft sozial- 
demokratischer Frauen“ (AsF), Karin 
Hempel-Soos, stellte letzte Woche 
„bundesweiten Knatsch“ mit der Par- 
teiführung fest. Anlaß: Parteivorstand 
und -präsidium hatten eine beschlußfä- 
hige Frauenkonferenz zum Thema 
„Soziale Sicherheit“ verhindert, da die- 
se angeblich zu teuer geworden wäre, 
und statt dessen nur ein Treffen mit 
150 Delegierten zugelassen — nach 
AsF-Statuten keine beschlußfähige 
Versammlung. Die Parteiführung woll- 


Direktleitung KremI-USA 
„Quick brown fox“ 


W ährend die Typenhebel kyrilli- 
sche Lettern auf das Papier 
des Fernschreibers in einem kleinen, 
fensterlosen Betongebäude in Fort 
Hendricks, 45 Meilen nordwestlich 
von Washington, schlugen, begann 
der Dolmetscher am Apparat mit 
der Übersetzung. Über eine abhörsi- 
chere Telephonverbindung wurde 
sie zum Pentagon übertragen, von 
dort per Standleitung ins Weiße 
Haus getelext. Wenige Minuten spä- 
ter hielt US-Präsident Jimmy Carter 
die Botschaft des sowjetischen Par- 
teichefs Breschnew in den Händen: 
Afghanistans Präsident Amin habe 
um die Entsendung von Truppen 
gebeten. 

Die Prozedur, am 29. Dezember 
1979, machte deutlich: Die Direkt- 
verbindung über Fernschreiber zwi- 
schen Moskau und Washington, oft 
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te damit verhindern, daß die AsF-For- 
derung nach Einführung einer bei 
Männern und Frauen gleichen Grund- 
rente artikuliert wird, die den Vorstel- 
lungen der Rentenkommission des 
Fraktionsvorsitzenden Herbert Wehner 
widerspricht. Außerdem beschwert sich 
die Arbeitsgemeinschaft darüber, daß 
sie als erste Parteigruppierung ein 
Europa-Programm erarbeitet hätte, 
ohne daß ihr ein Sitz in der SPD-Euro- 
pakommission zugestanden worden 
wäre. Eine Genossin zog schon die 
Konsequenz: Wegen Mißachtung von 
AsF-Anträgen zur Friedenspolitik und 
zum Paragraphen 218 trat die AsF- 
Vorsitzende des Bezirks Niederrhein, 
Gisela Uppenbrock, zurück. 


„Heißer Draht“: Bedingt tauglich 


fälschlich als „Rotes Telephon“ be- 
zeichnet, ist zur Krisenbewältigung 
nur bedingt tauglich. 

Anders als das echte „Rote Tele- 
phon“ auf dem Schreibtisch des US- 
Präsidenten, mit dem die Atombom- 
ber-Flotte in Marsch gesetzt werden 
kann, funktioniert das Fernschreib- 
system langsam und umständlich, 
der eigentliche Zweck — die direkte 


Kommunikation zwischen den 
Staatsoberhäuptern — wird nicht 
erreicht. 

Die Fernschreibverbindung war 


1963 eingerichtet worden, als nach 
der Kuba-Krise klargeworden war, 
daß in einer Situation höchster 
Kriegsspannung die Botschafter der 
beiden Nationen bis zu 18 Stunden 
brauchten, um Nachrichten zu über- 
mitteln. 

Zu ungeraden Stunden sendet seit- 
her täglich Moskau, um die Verbin- 
dung zu überprüfen, zu geraden 
Stunden lassen die Amerikaner ihre 
Test-Texte laufen. Anfangs begnüg- 
ten sie sich mit dem Satz: „The 
quick brown fox jumps over the 
lazy dogs“, der alle Buchstaben des 
lateinischen Alphabets enthält. Spä- 
ter tauschten die Russen schon mal 
Auszüge aus Kurzgeschichten ihres 
Nationaldichterss Turgenew gegen 
ferngeschriebene Witze made in 
USA. 

Beide Fernschreiber sind auf das 
gleiche Kodesystem genormt, so daß 
auf dem Empfangsgerät bereits 
Klartext erscheint. 

Als Russen die Partner zu einem 
Schachspiel per heißem Draht auf- 
forderten, antworteten die Amis 
eindeutig: „No.“ 


Unliebsamer Gast 


Der Plan des FDP-Bundestagsabgeord- 
neten Jürgen Möllemann, demnächst 
Israel zu besuchen, bedrückt Diploma- 
ten in Bonn und Tel Aviv. Die bundes- 
deutsche Mission in Israel unter dem 
Sozialdemokraten Klaus Schütz fürch- 
tet, die Visite könnte den Beziehungen 
beider Länder schaden. Die Israelis 
sind immer noch über das Treffen Möl- 
lemanns im letzten Jahr mit PLO-Chef 
Jassir Arafat und die Mahnung, auch 
die Israelis müßten ihre Terror-Aktivi- 
täten einstellen, erbost. Ihre Botschaft 
in Bonn reagierte denn auch kühl auf 
das Anliegen des Freidemokraten. 
Außenminister und Parteifreund Hans- 
Dietrich Genscher kümmern die Sor- 
gen seiner Beamten freilich wenig: Er 
hat inzwischen die deutsche Botschaft 
in Tel Aviv angewiesen, den Mölle- 
mann-Besuch vorzubereiten. 


Stütze für die Nato? 


Italiens Sozialisten wollen der Nato die 
von italienischen Kommunisten er- 
strebte Regierungsbeteiligung in Rom 
schmackhaft machen: Eine Koalition 
unter Einschluß der KPI, so argumen- 
tieren sie neuerdings gegenüber den 
Paktstaaten, würde Italien „stabilisie- 
ren“, was wegen der unsicheren Lage 
in Jugoslawien besonders wichtig sei. 
Sozialisten-Vizee Claudio Signorile: 
„Man sollte nicht vergessen, daß Italien 
ein ‚Grenzland‘ ist.“ Ein römischer 
Koalitionspartner KPI werde sich aller 
Voraussicht nach noch weiter von 
Moskau distanzieren, „was letztlich 
auch ein Gewinn für die westliche Al- 
lianz wäre“, 


Service für Ausländer 


Als erstes kommunistisches Parteiorgan 
der Welt plant die chinesische „Volks- 
zeitung“ eine fremdsprachige Ausgabe: 
Für die in Peking lebenden Ausländer 
und Touristen soll das KP-Blatt ab 
nächstem Jahr in Englisch erscheinen. 
Bei dem Projekt lassen sich die Chine- 
sen von der australischen Firma David 
Syme & Co. beraten, die in Melbourne 
unter anderem die Zeitung „The Age“ 
herausgibt. Die künftigen Redakteure 
der englischsprachigen „Volkszeitung“ 
werden bereits in Australien ausgebil- 
det. 


Zitat 

„Im Unterschied zum französischen 
Parlament etwa, das ein Redeparla- 
ment ist, sind wir ein Arbeitsparla- 
ment“ (die Bundestags-Vizepräsidentin 
Annemarie Renger). 


Arglos geplaudert 


A? deutschen Universitäten 
werden möglicherweise Dos- 
siers über die politischen Aktivi- 
täten von Studenten angelegt. 
Das ging aus Mitschriften von 
Telephongesprächen hervor, die 
in den „Roten Blättern“, einer 
Monatszeitschrift des DKP-na- 
hen Studentenbundes „Sparta- 
kus“, veröffentlicht wurden. 
Mitarbeiter des Blattes hatten 
mit Hochschulangestellten tele- 
phoniert und Auskünfte über 
Datenspeicherung erbeten. Arg- 
los hatte unter anderem der 
Hauptsachgebietsleiter Quizke, 
an der Fachhochschule Nieder- 
rhein in Krefeld für Prüfungsan- 
gelegenheiten zuständig, einem 
— falschhn — Kriminalrat 
„Bunte“ Erkenntnisse über einen 
bestimmten Studenten erzählt. 
Auszug: 

BUNTE: Haben Sie da Daten, 
seit wann? 

QUIZKE: ... seit mehreren Jah- 
ren. 

BUNTE: Das ist bei Ihnen regi- 
striert? . 
QUIZKE: Das ist bei uns regi- 
striert... das genaue Datum 
dürfte etwas schwierig sein, aber 
bestimmt seit ein, zwei Jahren. 
BUNTE: Bestimmt seit ein, zwei 
Jahren...? 

QUIZKE: Sagen wir mal, die 
Studentenakte selbst ist sauber, 
der, den ich gesprochen habe, der 
ist natürlich bekannt, bei jeder 
Demonstration und so weiter ist 
der dabei. Es ist aber nichts ak- 
tenkundig, irgendwo, es ist auch 
nichts veranlaßt worden wegen 
ihm, da kann man also nichts sa- 
gen... Wir würden dies gegebe- 
nenfalls auch schriftlich bestäti- 


gen. 

BUNTE: Gut, wäre es möglich 
... daß ich mich vielleicht direkt 
an Sie schriftlich wende? 
QUIZKE: Es wäre besser, jetzt 
allgemein an die Fachhochschu- 
le, weil dann die Unterschrift des 
Kanzlers drunterkommt. 
BUNTE: Ja wissen Sie, das Pro- 
blem ist, daß wir natürlich nicht 
wollen, daß das jetzt groß in die 
Öffentlichkeit kommt. 

QUIZKE: Auch so, nee, das ist 
dabei gewährleistet, das können 
Sie selbstverständlich auch un- 
mittelbar an mich... ich lasse es 
dann aber durch den Kanzler 
unterschreiben... 


des politisch 
entscheidenden 
Jahres 1980: 

Ein hochbrisanter 
Legendenkiller ... 


»In den Jahren 1945-1950 wurden 
bei uns die Weichen gestellt. 
Dann fuhr der Zug ab - in eine Richtung, 
die eigentlich niemand wollte. 
Damals waren sich nämlich alle - fast 
alle - darin einig: 
Nie wieder deutsche Soldaten, nie wieder 
Kapitalismus und Konzernmacht, 
nie wieder Nazis an den Schalthebeln 
der Macht. Wie es dann ganz 
anders kam, als die große Mehrheit 
es wünschte - davon handelt mein 
neues Buch 
WIE WIR WURDEN, WAS WIR SIND. 
Sie sollten es lesen.« 


Bernt Engelmann, einer der erfolg- 
reichsten deutschen Sachbuch- 
autoren, hat Verblüffendes 
herausgefunden und dokumentarisch 
belegt - sogar die bislang sorgsam 
gehüteten Geheimnisse der deutschen 
Industrie, die schon mitten im 

Krieg mit der Planung für die Zeit nach 
der vorhersehbaren Niederlage 
begann. 


Der neue 
Engelmann: 


Das dritte Anti-Geschichtsbuch. 
Über die Jahre 1945 bis 1950. 


a9; & 
k & 


Rechtzeitig zu Beginn u 


C. Bertelsmann 


Diesen Fragen ist 
Bernt Engelmann in 
seinem neuen 
Anti-Geschichtsbuch 
nachgegangen: 


Wie ist die Bundesrepublik Deutsch- 
land eigentlich entstanden? War die 
Teilung Deutschlands wirklich unver- 
meidlich? Wer wollte sie? Und warum? 
Wie kam es zur raschen Wieder- 
aufrüstung, nur 5 Jahre nach dem totalen 
Fiasko des deutschen Militarismus? 

Wer war für Wiederbewaffnung, Rückkehr 
zum Kapitalismus und erneute 
Ubermacht der Konzerne? Haben wirklich 
alle mal mit 40 Mark angefangen? 


WIE WIR WURDEN, WAS WIR SIND 
Ein unentbehrliches Buch für jeden 
politisch Interessierten. 

Spannend. Brisant. Hochaktuell. Ein 
Buch, an dem niemand vorbeikommt! 


368 Seiten, 
16 Seiten s/w-Abbildungen, DM 36,- 


17 


PHILIPS RADIO-CHRONOMETER 


TASCHENÜHR 
MiT HERTZ 


le etetennte, 550_700| 001500 “Hz _ 
= er re) nennen 
-Alzeserl LCD clock radio 
Der Laut- Die Schlummer- *Mega-Hertz Die Quarz-Uhr WählenSiedie Die LCD- Die praktische 
sprecher über-- Funktion schal-_ (UKW/FM) _ zeigt die Zeit Weckart: Anzeige für „Schiebetür“ 
rascht mit tet Ihre Gute- oder Kilo- chronometer- elektronischer Chronometer-, deckt den 
einererstaun- nachtmusik Hertz (MW/ genau. Summton oder Weck-, und Bedienungsteil 
lichen Klang,  selbsttätigaus. AM) stellen Musik. Das Schlummerzeit ab.So kann 
qualität. Sie ist von Sie mit dem Wecken wieder können Sieper nichts aus Ver- 
0-69 Minuten Wellen- holt sich nach Tastendruck be- sehen verstellt 
einstellbar. schalter ein. 24 Stunden leuchten. werden. 
automatisch 
ohne 
Nachstellen. 
ee a ee 1 


Dieser neue Radio-Chronometer von Philips macht 
Freude. Nicht nur als Geschenk. 
Er ist ausgesprochen elegant und handlich. Bei 


geschlossenem Bedienungsteil mißt er nur 83x8x3 cm, 


paßt noch in die Tasche und ist ideal für unterwegs. 


Sowohl der umfassende Anwendungsnutzen als 
auch die hochwertige technische Ausführung machen 
es Ihnen leicht, sich für diesen Philips zu entscheiden. 


| Bitte informieren Sie mich unverbindlich über | 
| Stereo-Radio-Recorder, Radio-Chronometer, Musiclocks, | 
| Kofferradios und Plattenspieler mit Verstärker. | 
| Name 

| Adresse 


| 
ee 
| An: Philipe GmbH - Audio - Postfach 1014 20, | 
| 2000 Hamburg sLReo! 


DEUTSCHLAND 


DAS DEUTSCHE NACHRICHTEN-MAGAZIN 


Bonn: Draht nach Moskau gestört 


Der Anspruch des amerikanischen Präsidenten, die USA neues Wettrüsten hineingezogen zu werden. In Gesprä- 
müßten in jedem Fall stärkste Weltmacht bleiben, hat die chen mit Carter und Breschnew will Schmidt versuchen, 
Bonner verschreckt. Die Bundesregierung fürchtet, in ein. die Supermächte wieder für Entspannung zu gewinnen. 


D: Verteidigungsminister blieb mit 
seinen Forderungen zivil. Statt die 
Weltkrie um den Mittleren Osten 
zum großen Angriff auf die Bundeskas- 
se zu nutzen, verzichtete Hans Apel am 
vergangenen Mittwoch im Kabinett auf 
mehr Geld und auf mehr Soldaten. 


Die eingeplanten Etatmittel von 38,5 
Milliarden Mark, so Apel bescheiden, 
reichten erst einmal: „Das Gerede um 
eine Erhöhung des Verteidigungshaus- 
halts muß endlich aufhören,“ Er brau- 
che wegen des gestiegenen Ölpreises al- 
lenfalls mehr Benzingeld — höchstens 
250 Millionen Mark. 

Schon vorher hatte der Minister vor 
hohen Militärs und leitenden Beamten 
seines Hauses die Parole ausgegeben, 
zu „dramatischen Maßnahmen“ beste- 
he zur Zeit kein Anlaß. Die Bundes- 
wehr komme mit ihren 495 000 Mann 
aus, die Wehrdienstzeit werde nicht 
verlängert, der Schutzbereich der Nato 
nicht ausgedehnt. 

Ganz anders beurteilte der CDU/ 
CSU-Fraktionsvorsitzende Kohl die 
Lage: „Ich bin der Meinung, daß die 
Kriegsgefahr enorm angewachsen ist.“ 

Panikmache? Nicht nur. Auch im 
Regierungslager wächst die Sorge, das 
Verhalten der beiden Supermächte 
werde immer weniger berechenbar, der 
Höhepunkt der Spannungen sei wahr- 
scheinlich noch längst nicht erreicht. 
Düster warnte Herbert Wehner vor 
einer Situation, in der die Weltmächte 
in den Krieg schlittern könnten, ohne 
es eigentlich zu wollen. 

Der Bundeskanzler hütet sich noch 
wohlweislich davor, in der Öffentlich- 
keit von Kriegsgefahr zu reden. Denn 
anders als ein Öppositionspolitiker 
müßte Schmidt seinen Worten Taten 
folgen lassen und militärische Vorsorge 


DER SPIEGEL, Nr. 5/1980 


Entspannungspolitiker Schmidt: Tiefe Betroffenheit 
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RUDOLF AUGSTEIN 


Trotz Kissinger: Holocaust? 


eit 1957, seit „Mr. Strangelove“ 

Kissinger sein epochemachendes 
Buch „Kernwaffen und Auswärtige 
Politik“ veröffentlicht hat, ist die 
Diskussion, ob Sicherheit überhaupt 
noch möglich sei, im Gange. Kissin- 
ger sagte damals zum SPIEGEL 
(Conrad Ahlers hatte noch keine 
weißen Haare), man solle „grund- 
sätzlich nicht nur an die Kriege den- 
ken, die geführt werden, sondern 
auch an die Kriege, die vermieden 
werden“. 


Was hieß das damals? Daß die 
beiden Weltmächte sich durch Si- 
gnale verständigen würden, wie weit 
jede von ihnen gehen würde. Die 
Krise um Afghanistan zeigt uns, 
daß sie sich im Ernstfall nicht ver- 
ständigen, vor allem nicht darüber, 
wann und in welcher Region sie sich 
zu verständigen haben. 


Kissinger war damals ein wenig 
kess. Er hielt für möglich, daß die 
Amerikaner Kursk und Charkow 
einen auf den anderen Tag durch 
Atombomben vernichten und der 
amerikanische Botschafter in Mos- 
kau gleichwohl dableibt und den 
Sowjets ankündigt, was sie zu ge- 
wärtigen haben. 


Dies war von Anfang an ein 
idiotisch-utopisches Bild. Kein 
Krieg, selbst nicht der moderne 
Krieg, sieht so aus. Aber Kissinger 
hat an dieser Vision festgehalten. 


Das Ergebnis: In Afghanistan ha- 
ben die Sowjets etwas getan, was sie 
den Amerikanern unbedingt am 
gleichen Tag hätten klarmachen 
müssen. Das System der Signale 
funktioniert überhaupt nicht. War- 
um nicht? 

Kissinger sagt, weil die Sowjets 
ohne ihn nicht, handlungsfähig 
seien. Dies ist, in Wahrheit, wohl 
nicht möglich. Das Kissingersche 
System hat einen schweren Fehler, 
der in der Person seines Schöpfers 
begründet liegt. 


Solange die beiden Weltmächte 
einander konfrontiert sind, direkt 
konfrontiert, ist das System in Ord- 
nung. Nur hätten wir dazu einen 
Kissinger nicht gebraucht. In Grie- 
chenland, in Finnland, in Persien, in 
Österreich hat diese Art System im- 
mer funktioniert, ohne daß von 
einem Dr. Henry Kissinger auch 
nur die Rede war. 


Es gilt also, Abschied zu nehmen 
von einer Doktrin, die nie eine war. 


In Kuba hat Präsident Kennedy 
ohne Kissinger das Richtige getan. 
Im Libanon und am Suez und in 
Hanoi/Haiphong hat die Regierung 
Nixon mit Kissinger das Richtige 
getan, ohne jede Doktrin. Das war 
nur Machtpolitik, gekonnte. 


Sie reicht aber nicht, wenn es um 
die Innenpolitik dritter oder vierter 
Länder geht, wie wir jetzt sehen. 
Zwar behauptet Kissinger, ein Spe- 
zialist für den Ersten Weltkrieg zu 
sein. Dies kann man aber nur mit 
Zweifeln akzeptieren. Er ist ein Spe- 
zialist für das System zwischen Met- 
ternich und Castlereagh, zwischen 
zwei Großmächten also, von denen 
keine imstande war, die Welt in den 
letzten Krieg zu stürzen. 

Kissinger, in seinem Unverständ- 
nis für Innenpolitik, hat natürlich 
auch kein Verständnis für alles das, 
was in einem Lande, das nicht USA 
heißt, passiert. Er sagt, mit einem 
gewissen Recht, die Vereinigten 
Staaten hätten im Iran kaum etwas 
anderes machen können. 


Warum wirft er dann aber dem 
Präsidenten Carter vor, daß der 
nichts anderes gemacht hat? War- 
um, daß er weder in Angola noch 
in Äthiopien eingeschritten ist? War- 
um in Afghanistan nicht, das doch 
immer Einflußsphäre der Russen 
war, wie ganz Mittelamerika samt 
Südamerika Einflußsphäre der 
USA? 

Es hat doch keinen Sinn, die Geo- 
politik des seligen Haushofer, des 
Heß-Freundes, für der Weisheit 
letzten Schluß zu halten. Kissingers 
System versandet sofort, wenn in- 
nenpolitische Entwicklung oder 
auch gar Emotionen ins Spiel kom- 
men. 


Seine Lesart heißt: Ihr hättet den 
Russen von Anfang widerstehen 
müssen, dann wären sie nicht in An- 
gola, nicht in Äthiopien, nicht im 
Iran und nicht in Afghanistan er- 
folgreich gewesen. 


Der Versager ist also Jimmy Car- 
ter, von dem nicht zu erwarten ist, 
daß er den Henry Kissinger zum 
Außenminister ernennen wird. Uns 
aber scheint, daß Kissingers Grund- 
auffassung falsch ist. 


Die Großmächte im Jahre 1914 
haben auch nicht klar erkannt, daß 


der Balkan ein den Weltkrieg auslö- 
sendes Problem war. Sie haben 
nicht gesehen, was damals passierte. 
Sie waren blind, so wie jetzt alle 
Weltmächte blind sind. 

Es stimmt zwar, daß die deutsche 
Militärmaschinerie den Krieg in 
Gang gesetzt hat, so wie die Sowjets 
ihn in Gang setzen würden, wenn er 
jetzt entstünde. Aber warum? Aus 
Obsession. 

Der deutsche Admiral Tirpitz 
und sein Kaiser wollten dem briti- 
schen Weltreich auf den Meeren 
ebenbürtig sein. Der sowjetische 
Admiral Gorschkow beanspruchte 
dasselbe für seine Flotte: den USA 
gleich. 

Carter sagt, wie jeder andere Prä- 
sident sagen würde, daß die USA 
die stärkste Macht der Welt bleiben 
müßten. In unserem Interesse liegt 
dies auch. Aber welthistorisch gese- 
hen ist das nicht naturnotwendig. 
Die Sowjets haben jedes Recht, so- 
fern sie stark genug sind, gleich 
stark, wenn nicht die stärkste Macht 
zu werden. Dies ist die Psychologie 
der Macht, die Kissinger niemals 
einsehen wird. 


Einander über schwierige Proble- 
me zu verständigen, ist die einzig 
wichtige, allerdings auch die ent- 
scheidende Wichtigkeit des Dialogs 
zwischen Ost und West. Symbol da- 
für ist das „rote Telephon“, das es 
zwischen Moskau und Washington 
nie gegeben hat. 


Immer noch gibt es keine Alter- 
native zur Entspannung, vor allem 
nicht eine, die auf dem Sportfeld 
wieder gutmachen wird, was in der 
Diplomatie versiebt worden ist. 
Nur, das Kissingersche System, 
1957 ausgearbeitet, seitdem mehr- 
fach negativ ‚und positiv erprobt, 
versagt. 


Wer sich nicht einmal darüber 
verständigen kann, in wessen Inter- 
essensphäre Afghanistan liegt, 
wie soll der den dritten und letzten 
Weltkrieg noch vermeiden? Kissin- 
gers System krankt an dem rein 
außenpolitischn Denken seines 
Schöpfers. Der Iran wäre in jedem 
Fall für den Westen verlorengegan- 
gen, gleichgültig, welcher Präsident 
oder Außenminister in den USA 
amtiert hätte. Warum nicht davon 
ausgehen, daß die Region, die Reli- 
gion und die jeweiligen Länder 
nicht berechenbar sind? 


treffen — mit allen Risiken eines ge- 
genseitigen Hochschaukelns. 


Der Regierungschef aber will alles 
vermeiden, was die Konfrontation ver- 
schärfen und Mitteleuropa zum neuen 
Krisenherd machen müßte. 


Mißmutig beklagte der Kanzler im 
Kabinett das Verhalten des amerikani- 
schen Präsidenten, der bei seinen De- 
monstrationen der Stärke zuwenig die 
Rückwirkungen in Moskau bedenke. 
Schmidt: „Der Westen braucht ein Kri- 
senmanagement, das die Reaktion der 
anderen Seite mit einbezieht.“ 


In der Kuba-Krise hätten die USA 
den Russen Gelegenheit gegeben, ihr 
Gesicht zu wahren, indem sie nach Ab- 
zug der sowjetischen Raketen ihrerseits 
die amerikanischen Mittelstreckenwaf- 
fen in der Türkei abbauten. Diesmal 
habe Jimmy Carter es offenbar unter- 
lassen, den Sowjets die Möglichkeit 
einzuräumen, sich ohne Demütigung 
aus der Affäre zu ziehen. 


Zwar teilt Schmidt die Meinung Car- 
ters, der Westen dürfe sich diesmal 
nicht — wie beim Einmarsch der Rus- 
sen in Prag — mit bloßen Protesten zu- 
friedengeben. Zwar haben sich Bonn 
und Washington auf die „Gesamtstra- 
tegie* (Außenminister Hans-Dietrich 
Genscher) verständigt, die antisowjeti- 
sche Stimmung in der Dritten Welt zu 
freundschaftlicheren Beziehungen zu 
nutzen und die Staaten am Persischen 
Golf wirtschaftlich und militärisch 
stärker an den Westen zu binden. 


Aber in der Bundesregierung löste 
Genschers Bericht über seine Gesprä- 
che in Washington tiefe Betroffenheit 
aus. Carter, so der Eindruck, gefalle 
sich zunehmend in der Rolle eines Prä- 
sidenten, der nach den deprimierenden 
Erfahrungen mit Vietnam, Watergate 
und Teheran das amerikanische Volk 
mit neuem nationalen Stolz erfüllen 
will. 

Voller Schrecken erinnern sich die 
Bonner daran, in welche Schwierigkei- 
ten der Moralist aus Georgia den We- 
sten mit seiner Menschenrechtskam- 
pagne zu Beginn seiner Amtszeit ge- 
bracht hat. Nun fürchten Schmidt und 
Genscher, der nationale Erwecker kön- 
ne in seinem Drang, amerikanische 
Größe zu beweisen, die Welt in einen 
neuen Kalten Krieg, sogar an den 
Rand des großen Krieges führen. 


Während die Sowjets auch während 
des Vietnam-Krieges den Dialog mit 
Washington nicht abreißen ließen, ver- 
langte Carter in seiner Botschaft an die 
amerikanische Nation am vergangenen 
Mittwoch Vergeltung: „Die Sowjet- 
Union muß einen konkreten Preis für 
ihre Aggression zahlen.“ 

Daß die Bonner bei Strafaktionen 
Carters nicht vor Überraschungen si- 
cher sind, erfuhren sie vorletzten Sonn- 
tag: Der US-Präsident drohte ultimativ 
den Boykott der Olympischen Spiele in 
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Moskau an, ohne sich zuvor mit der 
Bundesregierung abzustimmen — ob- 
wohl Carter und Schmidt zuvor mehr- 
fach telephoniert hatten. Bleibt Carter 
hart, dann könnte eine Lage entstehen, 
in der die Westdeutschen aus Solidari- 
tät zur Schutzmacht mitziehen, ohne 
Rücksicht auf politische Verluste (siehe 
Seite 22). . 

Schmerzhaft wird der Bonner Regie- 
rung bewußt, wie gering in Span- 
nungszeiten ihr Spielraum und wie 


groß ihre politische und militärische 
Abhängigkeit von den USA ist — so 
unklug deren Verhalten mitunter auch 
sein mag. Ein Bonner Staatssekretär: 
„Jetzt haben wir die Finnlandisierung 
der Bundesrepublik, aber andersherum. 


Verteidigungsminister Apel 
Verstärkung der Bundeswehr? 


Wir sind das Finnland der Amerika- 
ner.“ 

Um so mehr mußte die Bundesregie- 
rung Carters Anspruch schrecken, die 
USA wollten in jedem Fall Weltmacht 
Nummer eins sein. „Wir müssen jeden 
Preis zahlen, um die stärkste Nation 
der Welt zu bleiben“, forderte der Prä- 
sident in seiner Botschaft an die Nation 
— und setzte sich damit über den wich- 
tigsten Grundsatz der Entspannungspo- 
litik zwischen Ost und West hinweg. 


Nach der Kuba-Krise hatten Wa- 
shington und Moskau militärisches 
Gleichgewicht verabredet, die Verträge 
über die Begrenzung der strategischen 
Waffen — Salt I und Salt II — waren 
Schritte hin auf diese Parität. 


Macht Carter nun Ernst mit seiner 
Politik der Stärke, geht das Wettrüsten 
zwischen Ost und West erst richtig los. 


Schon meldete Amerika-Heimkehrer 
Genscher, daß die jetzt angekündigte 
Erfassung der wehrfähigen jungen 
Amerikaner nur die erste Stufe zur 
Wiedereinführung der allgemeinen 
Wehrpflicht in den USA sei. Für einen 
Einsatz im Mittleren Osten müßten die 
USA auf Truppen ihrer strategischen 
Reserve zurückgreifen, die in den Ver- 
einigten Staaten stehen und im Krisen- 
fall eigentlich die Abwehrfront in 
Europa verstärken sollen. Wie die so 
gerissenen Lücken dann zu füllen seien, 
„darüber“, so Genscher, „müssen wir 
nachdenken“. 


Die Überlegungen sind schon weit 
gediehen. In der letzten Sitzung des 
Bundessicherheitsrates verständigten 
sich Politiker und Militärs, allen öffent- 
lichen Beschwichtigungen zum Trotz, 
darauf, den bundesdeutschen Verteidi- 
gungsetat um eine Milliarde zu erhö- 
hen, wenn sich die USA am Persischen 
Golf verstärkt engagieren und um fi- 
nanzielle Entlastung nachsuchen. 


Die Oppositionsführer Franz Josef 
Strauß, Fritz Zimmermann und Hel- 
mut Kohl, von Schmidt vorigen Don- 
nerstag zur Krisenrunde ins Kanzler- 
amt gebeten, gaben ihr Wort, sie wür- 
den eine Erhöhung der Verteidi- 
gungsausgaben mittragen — auch 
dann, wenn sie zu Lasten der vorgese- 
henen Steuersenkungen gehe. 


Für die Nato-Planer steht die neue 
Arbeitsteilung längst fest: Wenn die 
Bündnismitglieder USA und Großbri- 
tannien mit Schiffen und Flugzeugen 
die Ölrouten des Westens sichern, wer- 
den die europäischen Partner, voran 
die Bundesrepublik, die Angelsachsen 
bei ihren Aufgaben in der Nordsee und 
im Atlantik entlasten. Dazu brauchte 
die Bundesmarine fürs erste über die 
sechs bereits bestellten Fregatten 
hinaus zwei weitere dieser raketenbe- 
stückten Schiffe (Kosten: 500 Millio- 
nen Mark). 


Für den Fall, daß in einer Krise US- 
Transportgerät fehlen sollte, wollen die 
Nato-Logistiker jetzt erstmals die Luft- 
hansa-Flotte und die deutsche Han- 
delsmarine in ihre Notplanung aufneh- 
men. 


Und längst steht — mag es Apel 
auch abstreiten — die Verstärkung der 
Bundeswehr zur Diskussion. Genscher 
ließ vorletzte Woche in New York ver- 
breiten, er finde es „sehr interessant“, 
was CSU-Chef Strauß in der „Frank- 
furter Allgemeinen Zeitung“ erklärt 
habe: Der Bayer hatte dort getönt, für 
ihn seien weder die Sollstärke der Bun- 
deswehr noch die Dauer der Wehr- 
pflicht ein Tabu. Genscher: „Eine 
Grundlage für konstruktive Gespräche 
zwischen Regierung und Opposition.“ 

Doch noch hat Helmut Schmidt 
Hoffnung, daß die Eskalation durch in- 
tensive Gespräche und persönliche 
Kontakte aufzuhalten ist. Denn Carter, 
glaubt Schmidt, läßt sich in der. direk- 
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ten Diskussion durchaus beeinflussen. 
So schreibt der Kanzler es seinen Tele- 
phongesprächen mit dem Präsidenten 
gut, daß die Amerikaner auf eine See- 
blockade gegen den Iran verzichteten. 


Auch sei es ein kapitaler Fehler 
gewesen, daß Carter und Breschnew 
zuwenig persönlichen Kontakt hatten. 
Sonst hätte Carter den Russen vielleicht 
noch rechtzeitig klarmachen können, 
daß Washington den Einmarsch in 
Afghanistan nicht als Polizeiaktion im 
eigenen Machtbereich hinnehmen wür- 
de wie 1968 die Invasion in die CSSR. 


Um den Dialog zwischen Ost und ° 


West wieder in Gang zu bringen, will 
Schmidt selbst aktiv werden. Nach sei- 
nem Besuch in Washington Anfang 
März möchte der Kanzler so rasch wie 
möglich im Kreml vorsprechen. 


OLYMPIA-BOYKOTT 


So deprimierend 


Bleiben die Amerikaner bei ihren 
Boykottplänen, wird die Bundesregie- 
rung mitziehen — gegen ihren Willen. 


H“ eine zielstrebig handelnde Op- 
position, dort eine um Worte und 
Entscheidungen verlegene Regierung: 
Dieses werbewirksame Konirastbild 
hatte Helmut Kohl sich ausgemalt, als 
er am vergangenen Montag das CDU- 
Präsidium und tags darauf die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion eilfert'g auf 
den Olympiaboykott-Kurs des US-Prä- 
sidenten Jimmy Carter verpflichtete. 


Am Mittwoch widersprach der ge- 
meinsame Kanzlerkandidat. 


Die Lunte brennt 


Die Sowjetführer, meint der Kanz- 
ler, hätten ebenso viele Fehler gemacht 
wie die Amerikaner. So ist für Schmidt 
die Verbannung des Dissidenten Sacha- 
row keine bewußte Provokation. Die 
Sowjet-Union habe vielmehr versucht, 


zu Beginn des olympischen Jahres die 
Opposition im Lande einzuschüchtern 


— und einmal mehr die Reaktion des 
Westens falsch eingeschätzt. 


Ob der Osten allerdings noch ge- 
sprächsbereit ist, hat Schmidt bisher 
nicht erkunden können. Er zweifelt im- 
mer mehr daran, daß Moskau dem 
DDR-Staatsratsvorsitzenden Erich Ho- 
necker die Genehmigung für den ge- 
planten deutsch-deutschen Gipfel gibt. 


Im Kabinett beklagte der Kanzler, 
der Draht nach Moskau sei gestört, er 
empfange keine Botschaften mehr. 
Schmidt: Generalsekretär Breschnew 
lese nur noch von Zetteln ab, Minister- 
präsident Kossygin sei offenbar krank, 
und mit Außenminister Gromyko sei 
nicht zu reden. 
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Ein Boykott der Moskauer Spiele, 
verkündete Franz Josef Strauß vor 
einer Bonner Journalisten-Runde, 
mache so lange keinen Sinn, wie er 
nicht von anderen Maßnahmen beglei- 
tet werde. Für den Präsidiumsbesch'uß 
der Schwesterpartei hatte der Bayer 
(„Ich war nicht der schärfste Rufer im 
Streit“) nur Spott übrig: Damit sei die 
CDU jedenfalls von dem Vorwurf frei, 
„nicht schnell genug gewesen zu sein“. 


Was immer Strauß bewogen haben 
mag, als er sich vom Aktionismus 
Kohls und der eigenen CSU-Parlamen- 
tarier so deutlich distanzierte— mit sei- 
ner Skepsis lag er durchaus auf der Li- 
nie der Regierenden. Außenm’nister 
Hans-Dietrich Genscher, ebenfalls am 
letzten Mittwoch, vor dem Kabinett: 
Es sei ein politischer Fehler, die Teil- 
nahme an den Spielen zur zentralen 
Frage zu machen, das könne „nur eines 
von mehreren Instrumenten sein“. 


Tatsächlich verbirgt sich hinter öf- 
fentlichen Solidaritätsbekundungen mit 
den USA tiefe Mißstimmung der Bon- 


ner über Carters olympischen Allein- 
gang, und dies nicht nur wegen seiner 
möglichen politischen Folgen, sondern 
auch wegen der Vorgeschichte. 


Immer wieder nämlich hatten die 
Amerikaner in den vergangenen Wo- 
chen beteuert, die Moskauer Spiele 
stünden — zumindest vorerst — nicht 
im Katalog der Maßnahmen gegen 
den Sowjeteinmarsch in Afghanistan. 
Noch am Montag und Mittwoch vor- 
letzter Woche hatten hohe US-Beamte 
Bundeskanzler Helmut Schmidt versi- 
chert, an einen Olympia-Boykott sei 
nicht gedacht. 

Die Kehrtwende kündigte sich am 
vorletzten Samstag an, als der amerika- 
nische Bonn-Botschafter Walter ]J. 
Stoessel das Auswärtige Amt über die 
Absicht seines Präsidenten informierte, 
Moskau nun doch den Boykott anzu- 
drohen. Eilends setzten sich Genschers 
Beamte mit ihrem zur Krisen-Konsul- 
tation in die USA gereisten Chef in 
Verbindung, der daraufhin telephonisch 
weitere Auskünfte von US-Außenmini- 
ster Cyrus Vance einholte, 

Obwohl schon vorbereitet, zeigten 
sich die Bonner doch überrascht, als 
Carter am gleichen Tag mit altte- 
stamentarischer Strenge verkündete, 
die USA würden Olympia fernbleiben, 
falls die Russen nicht binnen eines Mo- 
nats Afghanistan geräumt hätten. Ein 
deutscher Diplomat in New York: 
„Damit haben wir nicht gerechnet.“ 

So zog sich der verunsicherte Gen- 
scher während seiner USA-Visite im- 
mer wieder auf die in Telephonaten mit 
Schmidt äusgeheckte Erklärung zu- 
rück, Bonn habe „großes Verständnis“ 
für den Schritt der USA. Das Wörtchen 
„groß“, versicherten derweil Begleiter 
des AA-Chefs, sei nur deshalb in die 
Erklärung gekommen, weil es wie eine 
Distanzierung wirken müßte, würde 
man bloß von „Verständnis“ reden. 


Aber selbst das können die Bonner 
kaum aufbringen — nicht zuletzt des- 
halb, weil Washington versäumte, die 
Verbündeten vor einer so gewichtigen 
Entscheidung zu konsultieren. Ein 
SPD-Spitzenmann: „Ich habe bisher 
gedacht, es gehe im Iran und in Afgha- 
nistan um die Solidarität des Westens. 
Dann müssen sich die Amerikaner aber 
auch gefälligst mit uns beraten.“ 


Wie der Rat der Bonner ausgefallen 
wäre, hatten Regierungsmitglieder 
schon vor der Carter-Ankündigung 
deutlich gemacht. FDP-Wirtschaftsmi- 
nister Otto Graf Lambsdorff unlängst 
auf seiner Arabien-Reise: „Olympia- 
Boykott ist Unfug. Dann redet alles nur 
über die geplatzten Spiele und niemand 
mehr über die Invasion in Afghani- 
stan.“ 

Überwiegend Kritisches wurde auch 
letzte Woche im Kabinett angemerkt. 
Gewiß stimmte FDP-Innenminister 
Gerhart Rudolf Baum seinem Partei- 
freund Genscher zu, der Sport sei im- 
mer ein Instrument der Politik gewe- 
sen, als solches aber eben auch ein 


„Element der Entspannungspolitik“. 
Baum: „Wenn die Sportverbände sich 
jetzt über die Folgen eines Boykotts 
Gedanken machen, so geschieht das 
nicht aus Blauäugigkeit und Egoismus. 
Vielmehr ist doch die Frage, ob nicht 
eine weitreichende Zusammenarbeit 
gestört wird.“ 


Mit ihrem Vorstoß, fuhr der Liberale 
fort, hätten die USA einen „Präzedenz- 
fall“ geschaffen, „indem jetzt stärker 
als je zuvor politische Elemente in den 
Weltsport eingeführt werden“. Und 
schließlich müsse Bonn auch bedenken, 
welche Folgen ein Boykott für Berlin 
haben könnte. 


Dazu der Kanzler: „Wenn Sie von 
West-Berlin reden, halten Sie im Hin- 
terkopf, daß wir dazu auch die USA 
brauchen.“ Baum: „Aus diesem Dilem- 
ma kommen wir nicht heraus.“ 


Im übrigen prophezeite der Sportmi- 
nister den Kollegen, die Moskauer 
Spiele würden in jedem Fall stattfin- 
den, und sei es als „Rumpfspiele“. Als 
gegen dieses Wort Widerspruch laut 


wurde, präzisiertte Baum, er meine 
nicht, daß eine bloße Spartakiade des 
Ostblocks übrigbleibe; vielmehr würde 
eben doch ein großer Teil jener .104 
Staaten, die noch Mitte Januar in der 
Uno-Vollversammlung die sowjetische 
Afghanistan-Intervention verurteilt 
hatten, in Moskau antreten. 


Und genau dies halten die Bonner 
für die gefährlichste Folge des Carter- 
Vorstoßes. „Die Uno-Resolution“, so 
ein Kanzler-Berater, „war für die So- 
wjet-Union doch deshalb so deprimie- 
rend, weil die Initiative dazu von Staa- 
ten der Dritten Welt ausging.“ Die 
amerikanische Boykott-Drohung aber 
verlagere den Ost-Süd-Konflikt wieder 
auf die Ebene des Ost-West-Konflikts. 

SPD-MdB Karsten Voigt: „Die Wir- 
kung der demonstrativen Gemeinsam- 
keit des Westens mit den Ländern der 
Dritten Welt in Abstimmungen der 
Vereinten Nationen wird auf diese 
Weise verspielt.“ 

Die Bundesregierung will sich denn 
auch nicht in Zugzwang bringen lassen. 


Baum verwies darauf, daß die Melde- 
frist für die Olympia-Mannschaften 
erst am 19. Mai ablaufe. Genscher spe- 
kulierte, vielleicht sei die 30-Tage- 
Frist, die Carter den Sowjets für den 
Abzug aus Afghanistan gesetzt habe, 
nicht ganz so wörtlich zu nehmen. Und 
Helmut Schmidt, der sogar einen Um- 
fall der USA nicht ausschließen mag, 
gab die Parole aus: „Es ist dringend ge- 
boten, eine Eskalation zu vermeiden.“ 


Gleichwohl war sich die Kabinetts- 
runde einig, daß Bonn notgedrungen 
mitziehen müsse, wenn Washington 
hart bleibe. Lambsdorff: „Wir stehen 
zwar heute noch nicht vor der Alterna- 
tive, aber wenn jetzt entschieden wür- 
de, müßten wir uns dem Boykott an- 
schließen.“ 

Der Sport hat da möglicherweise an- 
dere Vorstellungen. Auch wenn Bonn 
den Boykott empfehle, so der Chef des 
Nationalen Olympischen Komitees, 
Willi Daume, in einem SPIEGEL-In- 
terview, sei das NOK frei, die Fahrt 
nach Moskau anzutreten. 


„Warum soll nur der Sport Opfer bringen“ 


SPIEGEL-Interview mit NOK-Präsident Willi Daume über den drohenden Olympia-Boykott 


SPIEGEL: Herr Daume, Sie sind 
Mitglied des Internationalen und Präsi- 
dent des Nationalen Olympischen Ko- 
mitees, werden Sie eine Olympiamann- 
schaft der Bundesrepublik Deutschland 
nach Moskau schicken? 


DAUME: Weil ich davon überzeugt 
bin, daß es auch politisch gut wäre, 
habe ich mich immer für eine Teilnah- 
me eingesetzt. Alles hängt jetzt weitge- 
hend von der politischen Großwetterla- 
ge ab. Während der großen Weltkriege 
sind die Olympischen Spiele immer 
ausgefallen — 1916, 1940 und 1944. 


SPIEGEL: Krieg ausgeklammert ... 


DAUME: Ich glaube eher, daß unse- 
re Mannschaft teilnimmt. 


SPIEGEL: Aber die Amerikaner 
wollen die Spiele in Moskau boykottie- 
ren, auch die Briten, Kanada, Austra- 
lien, Neuseeland, Holland, Fidschi und 
der Iran. 

DAUME: Die Regierungen haben 
das empfohlen. Bis jetzt sind alle 
wichtigen NOKs entschlossen, teilzu- 
nehmen. Ausnahmen sind Saudi-Ara- 
bien, Ägypten, Katar und Dschibouti. 
Jetzt nehmen Sie mal an, die Amerika- 
ner würden nicht teilnehmen und wir 
wären die einzigen Europäer, die ihnen 
folgten ... 

SPIEGEL: In Bonn wird diskutiert, 
daß auch die Bundesregierung einen 
Boykott empfiehlt. 


DAUME: Hypothetische 
dieser Art beantworte ich nicht. 


Fragen 


DER SPIEGEL. Nr. 5/1980 


NOK-Präsident Daume 
„Nicht nur von Freiheit tönen“ 


SPIEGEL: Sie haben doch ständig 
Kontakt mit Bonn. Haben Sie den Ein- 
druck, daß die Bundesregierung auf die 
Boykottlinie des US-Präsidenten Carter 
einschwenkt? 


DAUME: Es ist vieles möglich, zum 
Beispiel auch, daß sich die Lage nach 
außen als Konfliktsituation darstellt, 
aber trotzdem Übereinstimmung vor- 
herrscht. 


SPIEGEL: Wie meinen Sie das? 


DAUME: Daß die Bundesregierung 
sagt, für uns steht die Nibelungentreue 
zu unserem großen amerikanischen 
Verbündeten im Vordergrund, wir 
müssen den Boykott empfehlen, aber 
wir sind nicht böse, wenn Sie doch fah- 
ren. Aber so was voraussagen — das 
kann man nicht. 

SPIEGEL: Eine Konfliktsituation 
kann sich schnell ergeben — in Groß- 
britannien und anderen Ländern, sogar 
im Iran ist sie schon da. 


DAUME: Wir: haben zu Kanzler 
Adenauers Zeiten einmal den Konflikt- 
fall gehabt: Er war dagegen, unter der 
deutschen Fahne mit den olympischen 
Ringen 1960 in Rom zu starten. Wir 
haben dennoch teilgenommen. 


SPIEGEL: Heißt das, eine Bundes- 
mannschaft fährt trotz Bonner Boykott- 
empfehlung nach Moskau? 


DAUME: Das halte ich nicht für 
ausgeschlossen. Wir können nicht im- 
mer nur laut von Freiheit tönen, und 
wenn sie bewiesen werden soll, dann 
ziehen wir den Schwanz ein. Es wäre 
deprimierend, wenn unter weitgehen- 
der Abwesenheit des Westens bei den 
Olympischen Spielen in Moskau eine 
Kundgebung für die Freiheit des Sports 
veranstaltet würde. 

SPIEGEL: Unter 
gungen würden Sie 
denn zustimmen? 

DAUME: Wenn die 
Großwetterlage zum 
diert. Ich will hier 


welchen Bedin- 
einem Boykott 


politische 
Sturm hin ten- 
kein Wort wie 
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Krieg, daran mag man doch gar nicht 
denken. 

SPIEGEL: Die Politiker tun es doch 
auch. 

DAUME: Das ist nicht meine Sache. 
Sie werden mich in keine Ecke 
manövrieren, in der ich mich festlege 
und hinterher nicht wieder raus kann. 
Die Sportler leben nicht in einer Welt 
für sich. Aber ich glaube nicht an eine 
solche Eskalation und will sie nicht 
herbeireden. 

Ich finde auch diesen Carter-Stil der 
ultimativen Forderung unglücklich. 
Das werden wir nie wieder los. Wie 
wollen Sie später beispielsweise afrika- 
nischen Boykottdrohungen wegen Süd- 
afrikas Rassenpolitik begegnen, wenn 
die sich darauf berufen können: Das 
hat der Präsident der Vereinigten Staa- 
ten auch gemacht. 


SPIEGEL: Im Konfliktfall könnte 
die Bundesregierung Druck ausüben, 
indem sie Haushaltsmittel streicht. 


DAUME: Subventionsentzug — das 
ist nicht der Stil, den die Bundesregie- 
rung bisher gezeigt hat. Zwingen könn- 
te sie uns auf diese Weise nicht. Wir 
sind nicht unbedingt von Haushaltsmit- 
teln abhängig und könnten uns auch 
anderweitig Mittel beschaffen. 


SPIEGEL: In diesen Topf würden 
Sie greifen? 
DAUME: Natürlich, wenn es zu die- 


ser Konfliktsituation käme, was höchst 
unwahrscheinlich ist. 


SPIEGEL: Steht sie schon bevor? 


DAUME: Ich halte es für sehr ge- 
schickt, was die Bundesregierung jetzt 
macht. Sie zeigt keine hektische Reak- 
tion und ist offensichtlich darauf aus, 
Zeit zu gewinnen und in aller Ruhe mit 
ihren Verbündeten zu sprechen. Sie will 
keinen Alleingang. Genau das gleiche 
tun wir auch. Wir stehen in ständigem 
Kontakt mit befreundeten NOKs, und 
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ihre Meinung wird bei unserer Ent- 
scheidung eine Rolle spielen. 


SPIEGEL: Die CDU hat sich schon 
für einen Boykott entschieden. Ihr Vor- 
sitzender Helmut Kohl warf dem IOC 
Heuchelei vor, wenn es trotz der 
Kämpfe in Afghanistan Spiele unter 
dem Motto „Frieden und Verständi- 
gung“ in Moskau feiere. 

DAUME: Um das klarzustellen: Ein 
solches Friedens-Motto ist während der 
81. IOC-Session abgelehnt worden. Die 
Fakten müssen doch stimmen. Ich hät- 
te es auch begrüßt, wenn die CDU vor- 
her Kontakt mit uns aufgenommen 
hätte. Wenn man sagt, die Sowjet- 
Union muß bestraft werden, dann sind 
die Olympischen Spiele nicht das geeig- 
nete Strafmittel. 

SPIEGEL: Vorletzte Woche ergab 
eine Allensbach-Umfrage noch eine 
deutliche Mehrheit von 51 zu 30 Pro- 
zent gegen einen Boykott. Die SPIE- 
GEL-Blitzumfrage vorige Woche von 
Emnid führte, schon unter dem Ein- 
druck des Falles Sacharow, zu einem 


AFGHANISTAN 


Frgr> 


Ich rufe die Jugend der Welt 


Patt von je 48 Prozent für und gegen 
den Start einer Bundesmannschaft in 
Moskau. Was sagen Sie dazu? 


DAUME: Der Fall Sacharow mag 
das beeinflußt haben. 

SPIEGEL: Eine Mehrheit empfin- 
det den Olympia-Boykott offenbar als 
anwendbare politische Waffe. 53 Pro- 
zent wären aus heutiger Sicht und von 
der Warte der Amerikaner, Briten und 
Franzosen nachträglich für einen Boy- 
kott der Olympischen Spiele 1936 in 
Berlin gewesen. 

DAUME: In der Geschichte haben 
ganz allgemein Boykotts selten auf 
einen ansteigenden Weg geführt. Man 
muß auch mal gegen die öffentliche 
Meinung antreten können, zumal wir 
nichtt um Wählerstimmen buhlen. 
Brundage, der ehemalige IOC-Präsi- 
dent, hat damals auch gegen die vor- 
wiegende Meinung in USA gehandelt. 


SPIEGEL: Und wenn die Neigung 
zum Boykott weiter zunimmt? 


DAUME: Wir haben noch mehr öf- 
fentlichkeitswirksame Argumente. Vor 
allem, daß der Boykott mit Sicherheit 
nichts bringen würde — mit Ausnahme 
der voraussehbaren Tatsache einer wei- 
teren Verschlechterung des internatio- 
nalen Klimas. 

SPIEGEL: Falls Sie dann doch zu 
Hause bleiben, müßten unter einem 
Boykott nicht die von der DDR ohne- 
hin nur widerwillig geduldeten inner- 
deutschen Sportbeziehungen leiden, 
würde der Ostblock nicht die Früchte 
der Ostpolitik für West-Berlin durch 
einen neuen Boykott zunichte machen? 


DAUME: Das kann ich doch nicht 
wissen. 

SPIEGEL: Darüber werden Sie in 
den Sportorganisationen doch wohl 
nachgedacht haben? 

DAUME: Man muß davon ausge- 
hen, daß die Absage der Spiele in Mos- 
kau sich negativ auf den Ost-West- 
Sportverkehr und möglicherweise auf 
die Beziehungen zur Dritten Welt aus- 
wirken würde. Ausschließen kann man 
überhaupt nichts. Aber diesem Risiko 
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vorzubeugen ist einer unserer Gründe, 
einem Boykott zu widerstehen. 


SPIEGEL: Würde nach der sowjeti- 
schen Niederlage vor der Uno — mit 
104 zu 18 Stimmen — ein Olympia- 
Boykott die UdSSR aber nicht zusätz- 
lich treffen? 


DAUME: Der deutliche Konsens 
mit der Dritten Welt in der Uno würde 
möglicherweise stark beeinträchtigt, 
wenn nun von westlicher Seite ein Boy- 
kott durchgesetzt würde, der Westen 
sich aber in dieser Frage aufsplittert. 
Natürlich würde ein Olympia-Boykott 
das Prestige des Sowjet-Staates auch 
bei seinen eigenen Bürgern mindern. 
Da Olympische Spiele weitgehend auch 
politisch sind, würde es die Russen 
auch politisch treffen. Aber das wäre 
nur ein kurzfristiger Vorteil. 

SPIEGEL: Sitzen die Politiker, wenn 
sie auf Boykott bestehen, nicht am län- 
geren Hebel? 

DAUME: Es ist für sie die billigste 
Art, ihr Mütchen zu kühlen, weil sie 
darunter überhaupt nicht leiden. Lei- 
den tun die Sportler, die sich viele Jah- 
re unter persönlichen Opfern gequält 
haben; und will man ihnen kurz vorher 
sagen, das war alles Spaß, April, April? 
Wenn von wirtschaftlichen oder politi- 
schen Sanktionen die Rede ist, fragen 
Politiker und Industrielle: Schaden wir 
uns damit nicht selbst mehr als denen, 
die wir treffen wollen. Da stellt sich die 
Frage nach der doppelten Moral: War- 
um soll allein der Sport das höchste 
Opfer bringen. Mit den Olympischen 
Spielen ist es wie mit einer seltenen 
Tierart. Wenn sie einmal ausgestorben 
ist, kann sie keiner wieder beleben. 


SPIEGEL: Beweisen die Ereignisse 
nicht, daß die Spiele sich tatsächlich 
überlebt haben? 

DAUME: Ich sehe nichts, was sie er- 
setzen könnte. Sie können nichts GTo- 
Bes bewirken — Frieden: Diesen An- 
spruch erheben wir auch in unseren 


Statuten nicht. Aber Olympische Spiele _ 


sind ein wichtiges Symbol für den Frie- 
den; sie sind verständlich für Gebildete 
und einfache Menschen und kennen 
keine Sprachbarrieren. Als tiefsten 
Grund für die Akklamation, die sie in 
der Welt finden, sehe ich die Sehnsucht 
nach Frieden. 


SPIEGEL: Das klingt nach Wolken- 
kuckucksheim. Sind die Spiele nicht 
vielmehr Symbol für Nationalismus 
und Prestigedenken? 


DAUME: Nehmen Sie 40 junge afri- 
kanische Staaten. Deren Sportler sind 
stolz auf ihren Staat und seine Symbo- 
le. Es gibt kein Gebiet außer dem 
Sport, auf dem sie sich profilieren kön- 
nen. Deshalb sind alle Versuche, die 
Spiele zu entnationalisieren, indem 
man auf Fahnen und Hymnen verzich- 
tet, gescheitert. Sie bekommen interna- 
tional niemals eine Mehrheit dafür. Ich 
sehe für Moskau eine ganz andere Ge- 
fahr. Da tickt noch eine Zeitbombe.... 


SPIEGEL: ... welche? 
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DAUME: Die Russen wollen Radio 
Free Europe und Liberty ... 

SPIEGEL: ... US-Sender, die aus 
München Nachrichten in den Ostblock 
ausstrahlen ... 

DAUME: . um keinen Preis ak- 
kreditieren. Trotz allem halte ich das 
für die größte Gefahr. Wenn die ameri- 
kanische öffentliche Meinung, und de- 
ren Macht ist noch stärker als bei uns, 
wenn die auch noch nach der These es- 
kaliert: „In Moskau gibt’s nicht mal 
während der Olympischen Spiele Pres- 
sefreiheit“ — dann kann es sein, daß 
das NOK der USA nicht mehr gegen 
einen Boykott ankommt. 

SPIEGEL: Deutet das alles darauf 
hin, daß eine Fraktion in Moskau die 
Spiele gar nicht mehr will? 

DAUME: Ich habe das öfter gehört, 
glaube aber persönlich nicht daran. In 


TA 


DAUME: Was der einzelne macht, 
ist seine Sache. In der Mannschaft muß 
er die Regeln, Würde und die Gesetze 
der Höflichkeit beachten. Auch Tai- 
wan ist schon unter Protest einmar- 
schiert. Es gibt andere Möglichkeiten: 
Die Franzosen haben sich zum Beispiel 
bei der Fußball-Weltmeisterschaft in 
Argentinien erfolgreich für die Freilas- 
sung von Gefangenen eingesetzt, 


SPIEGEL: Werden Sie Protestaktio- 
nen der bundesdeutschen Equipe befür- 
worten? 


DAUME: Wir sind sehr weitherzig, 
gutheißen würde ich es dennoch nicht. 
Aber es gibt schlimmere Dinge auf 
dieser Welt. 


SPIEGEL: Herr Daume, Sie sind für 
die Wahl des nächsten IOC-Präsiden- 
ten im Gespräch. Falls die Bundesrepu- 


US-Sender Radio „Free Europe“ und „Liberty“: „Da tickt eine Zeitbombe“ 


einem großen Land wie der Sowjet- 
Union mag es im politischen Raum 
auch diese Auffassung geben. Zumin- 
dest ist es ungewohnt, wenn Hundert- 
tausende Olympia-Touristen und an 
die zehntausend Journalisten nach 
Moskau kommen; es kann durchaus 
Leute geben, denen das nicht gefällt. 


Aber bis jetzt geht alles weiter. Es 
kommen Delegationen aus Moskau, die 
sich über Einzelheiten der Organisation 
informieren, deutsche Firmen arbeiten 
weiter am Ausbau des Moskauer Flug- 
hafens, Automobilfirmen an Verkehrs- 
problemen und am Servicenetz für 
Olympia. 

SPIEGEL: Falls bundesdeutsche 
Athleten in Moskau teilnehmen, sollen 
sie ihr Mißfallen an der sowjetischen 
Politik durch andere Protestformen 
ausdrücken, etwa indem sie den Gruß 
verweigern? 


blik keine Mannschaft entsendet, ver- 
lieren Sie viele Stimmen. Willi Daume 
als erstes Opfer eines neuen Kalten 
Krieges? 


DAUME: Das ist nicht die Frage, 
eher ob ich überhaupt Lust habe und 
ob ich mir das beruflich leisten kann. 
Nichts ist schlimmer, als wenn Ent- 
scheidungen allzusehr der Minute un- 
terliegen. Wenn die Pessimisten recht 
behalten, gibt es vielleicht gar kein IOC 
mehr. Ich bin da hoffnungsvoller. 


SPIEGEL: Und wenn sie doch recht 
behalten? 

DAUME: Wenn die Olympischen 
Spiele aussterben oder gespalten wer- 
den, habe ich für später schon die Stim- 
me der Politiker, die dafür verantwort- 
lich sind, im Ohr: Das haben wir nicht 
gewollt. Ähnliches haben wir ja früher 
schon mal gehört. 


SPIEGEL-Umfrage: Mehrheit zerhrach 


Seit der Boykott-Androhung Jimmy Carters gibt es unter 
den Bundesbürgern für die deutsche Teilnahme an den 
Olympischen Spielen in Moskau keine Mehrheit mehr. 
Das ergab eine Blitzumfrage des Emnid-Instituts im Auf- 


Olympia-Baustelle i in Moskau: Russischer Riese überreizt? 


D ie Furcht der Deutschen vor einem 
neuen Weltkrieg war seit dreißig 
Jahren noch nie so groß wie heute. 


Zehn Prozent der Bundesbürger hal- 
ten einen Weltkrieg in absehbarer Zeit 
für „wahrscheinlich“, 48 Prozent er- 
klären ihn für „möglich“. 

Diese Zahlen ermittelte das Bielefel- 
der Emnid-Institut, als es am Mittwoch 
und Donnerstag vergangener Woche 
im Auftrag des SPIEGEL die Meinung 
der Deutschen zu einem Boykott der 
Olympischen Spiele erforschte und zu- 
gleich um eine Einschätzung der Welt- 
lage bat. Interviewt wurden 500 Män- 
ner und Frauen, repräsentativ für die 
erwachsenen Bundesbürger. 


Der Einmarsch der Sowjets in Af- 
ghanistan hat zu einem Meinungsum- 
schwung geführt, wie er in der deut- 
schen Nachkriegsgeschichte fast ohne 
Beispiel ist. Das beweist der Vergleich 
von 1979er Emnid-Umfragen mit der 
neuen Untersuchung dieses Instituts. 


Zuletzt im Juli 1979 und nun im Ja- 
nuar 1980 wurde die Frage gestellt, die 


Emnid seit 1950 schon mehrfach 
wiederholt hat: 
Glauben Sie, daß es innerhalb der 


nächsten drei Jahre einen neuen Welt- 

krieg gibt? Halten Sie das für wahr- 

scheinlich, für möglich oder für unwahr- 

scheinlich? 

Um die Hälfte, von 80 auf 41 Pro- 
zent ist der Anteil der Bundesbürger 
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zurückgegangen, die einen Weltkrieg 
für „unwahrscheinlich“ halten, Umge- 
kehrt erklären ihn nicht mehr 19 Pro- 
zent, sondern dreimal so viele Deutsche 
(58 Prozent) für „möglich“ oder sogar 
für „wahrscheinlich“. 


Nur im Jahre 1950, als die Truppen 
des kommunistischen Nordkorea in 
Südkorea einmarschierten und dort 
Uno-Verbände unter amerikanischem 


1980 SCHLECHTER 
ALS 1979 


Auf die Frage, ob „das Jahr 1980 .bes- 
ser oder schlechter wird als das Jahr 


1979“, antworteten (in Prozent): 


Oberbefehl in die Kämpfe eingriffen, 
war die Kriegsfurcht noch größer. So- 
gar im Jahr 1962 der Kubakrise und 
1968, als die Truppen des Warschauer 
Pakts die Tschechoslowakei besetzten, 
glaubten sich nicht so viele Deutsche 
einem Weltkrieg nahe wie im Januar 
1980 (siehe Graphik Seite 28). 


Und während Anfang Dezember 
1979 die meisten Bundesbürger noch 


trag des SPIEGEL. Jeder zweite Deutsche hält die Forde- 
rung des US-Präsidenten für richtig und stellt die Ent- 
scheidung für 1980 derjenigen von 1936 über eine 
Teilnahme an den Spielen in Hitlers Berlin gleich. 


davon überzeugt waren, das Jahr 1980 
werde mindestens ein ebenso gutes Jahr 
wie 1979, glauben nunmehr 79 von 100 
Bundesbürgern, das neue Jahr werde 
schlechter werden als das alte. Die 
Zahl der Optimisten ist zu einer Min- 
derheit von 16 Prozent geschrumpft. 


Die SPIEGEL-Blitzumfrage zeigt, 
wie stark die Volksmeinung zur Zeit 
von zwei Stimmungen beherrscht wird, 
die beide stark ausgeprägt sind: der 
Furcht vor einem Krieg und der Hoff- 
nung auf Olympische Spiele, die popu- 
lärer sind als irgendwelche anderen in- 
ternationalen Veranstaltungen. 


Die Emnid-Umfrage war als erste 
Untersuchung beiden Stimmungen ge- 
widmet, und sie beschränkte sich auch 
nicht — wie Umfragen anderer Institu- 
te — auf die Frage nach Boykott oder 
Teilnahme (siehe Graphik Seite 27). 


Es war die erste Umfrage eines seriö- 
sen Instituts nach der ultimativen An- 
drohung Präsident Carters, die Spiele 
in Moskau zu boykottieren, wenn Mos- 
kau seine Truppen nicht aus Afghani- 
stan abziehe, und nach der Verban- 
nung des sowjetischen Regimekritikers 
und Friedensnobelpreisträgers Andrej 
Sacharow aus der Olympiastadt Mos- 
kau. 


Die einzigen anderen Umfragen der 
vergangenen Woche, die von der 
„Bild“-Zeitung für die erste Seite .be- 
stellt wurden und von denen eine auch 
vom Fernsehmagazin „Report“ ver- 
breitet wurde, stammen aus der Werk- 
statt des notorischen Zahlenfälschers 
Wickert und sind deshalb nicht ernst zu 
nehmen. 


Der Vergleich der Emnid-Untersu- 
chung mit früheren Umfragen zeigt, 
daß es seit Carters Boykott-Aufforde- 
rung und der Sacharow-Verbannung 
unter den Bundesbürgern keine Mehr- 
heit für die Teilnahme an den Spielen 
in Moskau mehr gibt. 


Eine Mehrheit pro Olympia in Mos- 
kau war vorher bei allen Umfragen er- 
mittelt worden. Am 14. Januar hatte 
das Hamburger Kehrmann-Institut für 
die „Welt“ ermittelt, daß 52 Prozent 
der Bundesbürger für und nur 28 Pro- 
zent gegen die Teilnahme seien. Weni- 
ge Tage später meldete das Allensba- 
cher Institut für Demoskopie dem 
„Stern“ ähnliche Zahlen (51 Prozent 
dafür, 30 Prozent dagegen). Und das 
Offenbacher Marplan-Institut kam so- 
gar auf eine Mehrheit von 61 Prozent 
für die deutsche Teilnahme in Moskau, 
als es vom 17. bis 21. Januar für das 
ZDF tätig war. Erst auf die suggestiv 


Carters 
Olympia- 
Boykott 

richtig oder 
falsch? 

Die Aufforderung Präsi- 


dent Carters zum 
Olympia-Boykott halten 


52 


44 
für falsch 


für richtig „Weiß nicht“, 
keine Angabe 


4 


nach Moskau? 


Auf die Frage, wie sich die Sportler. der 
Bundesrepublik Deutschland verhalten 
sollen, antworteten: 


48 


„Sollten 
fahren“ 


„Weiß nicht“, 


Die Ergebnisse differieren je nachAlter 
und politischer Einstellung: 


fernbleiben“ |fahren“ 


Zukunft ohne Olympia ? 


Zwischen drei Antworten sollte 
gewählt werden, als nach der 

Ä Zukunft der Olympischen Spiele 
gefragt wurde. 

Es sprachen sich aus für 


anmutende Nachfrage, ob bei einem 
Boykott der Spiele durch die USA die 
Deutschen trotzdem nach Moskau fah- 
ren sollten, änderten 21 Prozent ihre 
Meinung: Dann sollten auch die Deut- 
schen zu Hause bleiben. 


Nun aber sind die Ansichten der 
Bundesbürger buchstäblich geteilt. Auf 
die Emnid-Frage, ob „die Sportler der 
Bundesrepublik der Aufforderung Prä- 
sident Carters folgen und den Olympi- 
schen Spielen in Moskau fernbleiben 
oder nach Moskau fahren sollten“, 
sprachen sich je 48 Prozent für Boykott 
und Teilnahme aus. 

Das Thema beschäftigt fast alle 
Deutschen. 96 von 100 Befragten hat- 
ten von Carters Aufruf gehört oder ge- 
lesen — selten haben politische Erklä- 
rungen eine solche Resonanz. 


Die Bundesbürger, die einen Boykott 
befürworten, machen kaum einen Un- 
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keine Angabe 
4 


118 bis 24 Jahre 25 bis 34 Jahre 35 bis 49 Jahre 50 bis 64 Jahre 


„Spiele wie bisher /„Spiele künftig} Verzicht auf 
in verschiedenen /immer in Grie- 
Ländern“ 


JEDER ZWEITE DEUTSCHE: MOSKAU OHNE UNS 


Am Mittwoch und Donnerstag vergan- 
gener Woche befragte das Bielefelder 
Emnid-Institutim Auftragdes SPIEGEL 
eine repräsentative Bevölkerungsaus- 
wahl nach ihren Ansichten über einen 


Fahren die 
US-Sportler 
— #rotz Carter? 


Gefragt wurde, ob die amerikanischen 
Sportler trotz der Boykott-Aufforderung 
ihres Präsidenten nach Moskau fahren 
werden. Die Antworten: 

„Werden 

nicht fahren“ 


„Werden 
fahren“ 

„Weiß nicht“, 
keine Angabe 
5 


politische Einstellung] | 


„Sollten 
fernbleiben“ 


[CDU/CSU- 
Wähler 


sPD-wähler 


65 und älter 


Olympische 
Spiele 


chenland“ 


terschied zwischen der amerikanischen 
und der deutschen Entscheidung. Fast 
gleich viele erklären zum einen die 
Aufforderung Carters für richtig und 
sprechen sich zum anderen für ein 
deutsches Fernbleiben aus (52 und 48 
Prozent). 


Und nicht nur hier gibt es Zahlen 
etwa gleicher Größe. Mindestens eben- 
so aufschlußreich ist es, die Antworten 
auf die Fragen nach den Olympischen 
Spielen 1936 und 1980 zu vergleichen. 


Der Blick in die Vergangenheit be- 
gann mit einer Wissensfrage: 


Es wird jetzt darüber gestritten, ob die 
Situation von heute vergleichbar ist mit 
der Lage im Jahre 1936, als die Olym- 
pischen Spiele in Deutschland, also zur 
Regierungszeit Hitlers, stattfanden. Wis- 
sen Sie, ob es damals zu einem Boykott 
der Olympischen Spiele durch einige 
Länder gekommen ist? Wie war das da- 
mals? 


Boykott der Olympischen .Spiele 1980 
in Moskau. Drei und vier Tage nach der 
Boykoit-Aufforderung Jimmy Carters 
stimmte eine Mehrheit der Bundesbür- 
ger dem US-Präsidenten zu. Andere 


Ss) Anhand einer 
Skala mit fünf Stufen sollten die 


Fragen galten einer Teilnahme der 
Deutschen in Moskau, einem Rückblick 
auf 1936 und der Zukunft der Olympi- 
schen Spiele. Die Ergebnisse im ein- 
zelnen (Angaben in Prozent): 


Wer soll 
entscheiden? 


Drei Antworten standen zur 
Wahl, als gefragt wurde, wie 
sich die Regierung in Bonn 
verhalten soll. Es meinten: 


„Soll Empfehlung aussprechen“ 


„soll die Entscheidung dem Olympia- 
Komitee überlassen" 


Russen sehr betroffen? 


Befragten einschätzen, „in wel- 
chem Maße sich die russische Regierung 
von einem Olympia-Boykott betroffen 
fühlen würde“.Ergebnisse: 

„Sehr „überhaupt nicht 
betroffen“ betroffen" 


— 
EEE 


1936: Besser 
ferngeblieben? 


Im Jahre 1936 

gab es keinen’'Boykott der 
Olympischen Spiele in Deutschland. Auf 
die Frage, ob diese el! richtig 
war, antworteten: 


„Boykott wäre besser gewesen“ 
42 
„Teilnahme war richtig“ 


An 100 fehlende Prozente: 
„Weiß nicht“, keine Angabe u.a. 


Eine Zwei-Drittel-Mehrheit der Bun- 
desbürger weiß, daß es damals keinen 
Boykott gab. Aber etwa jeder fünfte 
Deutsche (22 Prozent) glaubt irrtüm- 
lich, daß damals einige Staaten demon- 
strativ ferngeblieben seien. Zum politi- 
schen Kern führte eine zweite Frage: 

Stellen Sie sich einmal vor, Sie hätten 
damals als Amerikaner, Engländer oder 
Franzose gelebt und darüber mit zu ent- 
scheiden gehabt: Wären Sie dafür ge- 
wesen, die Spiele in Deutschland wegen 
Hitlers Kriegsvorbereitungen und der 

Judenverfolgung zu boykottieren, oder 

wären Sie für die Teilnahme gewesen? 


53 von 100 Befragten sind überzeugt, 
daß damals ein Boykott am Platz ge- 
wesen wäre. 42 Prozent meinen auch 
heute noch, daß die Teilnahme seiner- 
zeit richtig gewesen sei. 


Die Unterschiede zwischen den Er- 
gebnissen sind gering: 53 Prozent beja- 
hen im nachhinein einen Boykott Ber- 
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lins, 48 Prozent sind gegen eine deut- 
sche Teilnahme in Moskau. Die ziem- 
lich gleichen Zahlen machen deutlich, 
wie sehr der Einmarsch der Sowjets in 
Afghanistan die Deutschen bewegt, wie 
tief der Sturz aus der Friedenszuver- 
sicht in die Ungewißheit einer Weltkri- 
se für viele gewesen ist. 

Nur 15 von 100 Bundesbürgern sind 
ohne jede eigene Beziehung zum Sport, 
sei es als Aktive oder als Zuschauer. 18 
Prozent gehören selbst einem Sportver- 
ein an, fünf Prozent waren oder sind 
Leistungssportler außerhalb von Ver- 
einen, 26 Prozent betreiben „Sport, um 
fit zu bleiben“, und 36 Prozent „waren 
oder sind selbst keine Sportler, aber in- 
teressieren sich für Sport“. 


Mit mehreren Fragen erforschte Emnid 
für den SPIEGEL, in welchem Maße sich 
die Volksmeinung durch den Einmarsch 
der Sowjet-Truppen in Afghanistan ver- 


Kriegsfurcht gestiegen 


Vorige Woche wiederholte Emnid eine 
Frage, die das Institut seit 1950 stellt: ob 


Befragte 
za 
2 EEE Be 

60 H„Weltkrieg unwahrscheinlich“ 


1950 1955 


1960 


scher Einstellung: 


Wer ist stärker? 


. Um eine Einschätzung der militärischen 
Stärke bat Emnid mit der Frage, ob „zur 
Zeit militärisch der Westen (Nato) oder 
der Ostblock (Warschauer Pakt) über- 
legen ist“ 

Die Antworten: 


esten 
ist überlegen 
Osten ist überlegen (°) 
SPIEGEL ' 


MEHRHEIT FÜRCHTET WELTKRIEG 


„Ganz allgemein“ nannten 48 Pro- 
zent der Befragten ihr Interesse an 
Olympischen Spielen „sehr groß“ oder 
„ziemlich groß“. Weitere 35 Prozent 
halten es für „durchschnittlich“, und 
nur 18 Prozent entschieden sich für die 
negativen Antwortvorgaben „ziemlich 
gering“ oder „gar kein Interesse“. 

Und trotz des Konflikts um Olympia 
in Moskau hoffen die meisten Deut- 
schen, daß es Olympische Spiele auch 
in Zukunft geben wird. Lediglich eine 
Minderheit von kargen neun Prozent 
erklärte: „Die Olympischen Spiele pas- 
sen nicht mehr in unsere Zeit, man soll- 
te überhaupt darauf verzichten.“ 

Daß trotz der pro-olympischen 
Grundstimmung der meisten Deut- 


ändert hat. Gesamtergebnis: Die Sorge 
um die Zukunft hat sich vergrößert, die 
Einstellung zu den Parteien hat sich 
kaum verändert. 


es „innerhalb der nächsten drei Jahre 
einen neuen Weltkrieg gibt“. Drei Ant- 
worten waren vorgegeben, es entschie- 
den sich für 


1965 
Die Ergebnisse der letzten Umfrage differieren je nach Alter, Schulbildung und politi- 


25 bis 34 Jahre 
35 bis 49 Jahre 
50 bis 64 Jahre 
65 Jahre undälter 


61 WVolks-oderHauptschüler 
a << 1 Mittel- oder Reaischüler 


Deutsche mit Abitur 


CDU/CSU-Wähler 
SPD-Wähler 
FDP-Wähler 


1970 


1975 


1979 1980 


Opposition fast gleichauf 
Auf die Frage, für welche Partei sie sich 
zur Zeit bei einer Bundestagswahl ent- 
scheiden würden, nannten 


vor Afghanistan- nach Afghanistan- 
Einmarsch Einmarsch 


schen jeder zweite einen Boykott für 
1980 bejaht, dürfte ausschließlich die 
Reaktion auf Afghanistan sein. Nicht 
so eindimensional ist der Standpunkt 
der Gegenseite zu erklären. 


Hier sind verschiedene Motive im 
Spiel. Dazu gehören die Vermutung, 
mit einer solchen Aktion werde wenig 
erreicht, wie die Sorge, der russische 
Riese könne womöglich gereizt reagie- 
ren. 60 Prozent der Befragten entschie- 
den sich für die beiden höchsten von 
fünf Stufen einer Skala, als sie anzei- 
gen sollten, „in welchem Maße sich die 
russische Regierung betroffen zeigen 
würde“. 


Die anderen Maßnahmen Carters, 
der Stopp der Getreidelieferungen und 
des Verkaufs von Computern, werden 
von mehr Deutschen bejaht als der 
Aufruf zum Olympiaboykott (77 ge- 
genüber 52 Prozent). 


So beunruhigt die Bundesbürger über 
die Weltkrise auch sind, so nüchtern ist 
ihr Urteil in Sachfragen. Das beweist 
auch eine Zahl, die auf den ersten Blick 
fast als Zeichen von Panik gewertet 
werden könnte. Auf die Frage, welche 
Seite „zur Zeit militärisch überlegen ist, 
der Westen (Nato) oder der Ostblock“, 
erklären 56 von 100 Bundesbürgern 
den Ostblock und 36 Prozent den 
Westen für stärker. 


Aber diese Einschätzung hat, wie 
frühere Emnid-Umfragen zeigen, in 
den siebziger Jahren schon immer 
überwogen. Gleichwohl waren vor der 
Afghanistan-Invasion weitaus die mei- 
sten Deutschen nahezu frei von Kriegs- 
furcht. 

Werden die Ergebnisse der SPIE- 
GEL-Umfrage nach Teilgruppen auf- 
geschlüsselt, so fallen vor allem die 


Unterschiede je nach Alter auf. Ge- 
samttendenz: Je jünger die Deutschen 


‚sind, desto häufiger sind sie für die 


Teilnahme am Moskauer Olympia und 
desto geringer ist ihre Furcht vor einem 
neuen Weltkrieg. 


Auch je nach Parteipräferenz diffe- 
rieren die Ansichten. 60 Prozent der 
CDU/CSU-Wähler sind dagegen, daß 
deutsche Sportler nach Moskau fahren, 
und nur 36 Prozent sind dafür. Umge- 
kehrt sind nur 36 Prozent der SPD- 
Wähler dagegen, aber 62 Prozent da- 
für. 

Bislang wurde die Frage öffentlich 
kaum erörtert, ob und wie sich die 
Weltkrise zu Beginn des Wahljahres 
1980 auf die Entscheidung der Deut- 
schen über den neuen Bundestag im 
Herbst auswirken könnte. 

Bislang gibt es kein Indiz dafür, daß 
sich seit dem Sowjeteinmarsch in Af- 
ghanistan die Einstellung der Bundes- 
bürger zu den Parteien ihrer Wahl ver- 
ändert hat. 

Vorher lagen und seither liegen 
CDU/CSU auf der einen und SPD 
nebst FDP auf der anderen Seite nahe- 
zu gleichauf. 


STEUERN 


Großer Wirrwarr 


Die Bonner Sozialdemokraten strei- 
ten sich über zusätzliche Hilfen für 
die Kinderreichen. 

usführlich erläuterte Finanzmini- 

ster Hans Matthöfer am vorigen 
Dienstag den Genossen von der SPD- 
Bundestagsfraktion, wie er in den 
nächsten zwei Jahren den Bundesbür- 
gern das Steuerzahlen etwas erleichtern 
will. 

Als der Minister seinen monotonen 
Vortrag beendet hatte, blieb der erhoff- 
te Beifall aus. Das Steuergeschenk war 
den sozialdemokratischen Abgeordne- 
ten, vor allem dem Trupp der Sozialpo- 
litiker, zu unsozial ausgefallen. „So 
können wir das nicht mitmachen“, 
maulte der Abgeordnete Eckart Kuhl- 
wein nach der Sitzung. 


Der Widerstand richtet sich gegen 
die zusätzlichen Hilfen für die Kinder- 
reichen, das 6,5 Milliarden Mark teure 
familienpolitische „Kernstück“ (Finanz- 
Staatssekretär Rolf Böhme) des Ent- 
lastungsprogramms. 

Nach Matthöfers Vorlage, die das 
Steuerrecht nun noch ein bißchen kom- 
plizierter macht, soll jeder Familie pro 
Kind ein Grundfreibetrag von 1600 
Mark im Jahr vom Finanzamt gutge- 
schrieben werden — unabhängig von 
der Höhe des Einkommens mit dem 
gleichen Steuersatz von 22 Prozent für 
alle. Das bringt für jedes Kind eine 
Steuerersparnis von 30 Mark im Mo- 
nat. 

Nach den Vorschlägen einer Partei- 
kommission unter der Leitung des 


Fraktionsvorsitzenden Herbert Wehner 
hätten die Sozialdemokraten hingegen 
mit einem ganz anderen Konzept in 
den Wahlkampf ziehen sollen. 


Das unabhängig vom Einkommen 
gezahlte Kindergeld (erstes Kind 
50, zweites Kind 100, jedes weitere 
Kind 200 Mark) sollte aufgestockt, die 
Zuschläge jedoch an Einkommensgren- 
zen gekoppelt werden. Ärmere Fami- 
lien würden, durch die Einkommens- 
grenzen, dann besonders begünstigt. 


Doch mit dieser, das staatliche 


Wohlfahrtssystem auch nicht gerade 


vereinfachenden Aufstockung mochte 
sich der Haushaltsminister nicht an- 
freunden. Dagegen stand die Kassenla- 
ge. Denn das Kindergeld wird allein 
vom Bund bezahlt; für Steuerausfälle, 
die durch zusätzliche Freibeträge ent- 
stehen, haften Bund und Länder ge- 
meinsam. 


Da ließ sich der Bonner Finanzmini- 
ster auch nicht von sozialpolitischen 
Einwänden irremachen. Und die gibt 
es. Denn die Kindergeldzahlung über 
Steuerfreibeträge kommt nur jenen zu- 
gute, die auch ausreichend Steuern be- 
zahlen. 

Um diesen gravierenden Schönheits- 
fehler wenigstens ein bißchen auszubü- 
geln, hatte Arbeitsminister Herbert Eh- 
renberg schon durchgesetzt, daß seine 
Arbeitslosen, die keine Steuern zahlen, 
als Ersatz einen monatlichen Zuschuß 
von 30 Mark pro Kind erhalten. 


Für die Rentner war Ehrenberg bis- 
lang weniger erfolgreich. Frührentnern 
etwa, die eine Unfallrente beziehen, 
will Matthöfer den Ausgleichsbetrag 
erst vom dritten Kind an zugestehen. 


Leer gingen, wenn der Bonner Kas- 
senwart sich durchsetzt, jene Deut- 


Finanzminister Matthöfer: Der Beifall blieb aus 
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Arbeitsminister Ehrenberg 
Sozialhilfe-Empfänger gehen leer aus 


schen aus, die Sozialhilfe in Anspruch 
nehmen müssen. Sie zahlen keine 
Steuern, mithin bekämen sie auch für 
ihre Kinder nicht mehr aufs Konto. 
Einen Ausgleich, wie für die Arbeitslo- 
sen geplant, beabsichtigt der Finanzmi- 
nister nicht. 

In einem letzten Rettungsversuch 
schlug Familienministerin Antje Huber 
vor, auch den Sozialhilfeempfängern je 
Kind 30 Mark zu zahlen. Doch Matt- 
höfer, den die Huber-Initiative rund 
200 Millionen Mark kosten würde, 
lehnte ab. „Beschämend“, entrüstet 
sich die SPD-Abgeordnete Renate Lep- 
sius über den Genossen Minister. 


Die SPD-Sozialpolitiker wollen das 
Steuerpaket nun so lange blockieren, bis 
der knauserige Finanzminister wenig- 
stens für die Sozialhilfeempfänger noch 
etwas rausrückt. 


Das Steuerpaket des Wahljahres 
1980/81 ist nach Ansicht vieler SPD- 
Parlamentarier auf absehbare Zeit die 
letzte Chance für Sozialdemokraten, 
sozialen Fortschritt bei besonders Be- 
dürftigen durchzusetzen. 


Internationale Verpflichtungen, ge- 
ringe Wachstumsraten und die Kosten 
der anstehenden Rentenreform lassen 
den Spielraum für soziale Wohltaten in 
den nächsten Jahren auf ein Nichts zu- 
sammenschrumpfen. 


Vielleicht ist es jetzt schon soweit. 
Als Antwort auf die Russen-Invasion in 
Afghanistan planen die Sozialliberalen 
gegenwärtig, mehr Geld für die Vertei- 
digung auszugeben. Und da die Bonner 
sich nicht noch schlimmer verschulden 
wollen, könnten die dafür benötig- 
ten Milliarden nur bei dem geplan- 
ten Steuerentlastungsprogramm abge- 
knapst werden. 

Das hätte dann womöglich den Vor- 
teil, daß der Wirrwarr im System staat- 
licher Subsidien nicht noch größer und 
komplizierter würde. + 
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Es gibt Leute, die erwarten 
von einer Bank mehr als nur ein 
freundliches Lächeln. 


Mehr Information, mehr Beratung, 
mehr Erfahrung. Fragen Sie uns. 
Gemeinsam mit Ihnen finden wir 
immer die Antwort, die Ihnen Nutzen 
bringt. 

Wenn Sie z.B. Ihr Erspartes ertrag- 
reich anlegen wollen, empfehlen wir 
Ihnen den Bar-Sparplan mit Bonus, 
Laufzeit in der Regel 5 Jahre, hohe 
Zinsen plus Zinseszinsen plus einem 
Bonus von 2% auf die eingezahlten 
Beträge, oder Investment-Zertifikate 
im Erfolgssystem 100. Sie eignen sich 
für längerfristige Anlageziele und 
bieten bei einer breitgestreuten 
Geldanlage gute Ertragschancen. 

Wenn Sie Wert auf eine fundierte 
Beratung legen, sprechen Sie mit der 
Deutschen Bank. Denn wir bieten 

Ihnen mehr als nur ein freundliches 
Lächeln. 


Deutsche Bank 


MINISTER 


Ein Trauerspiel 


Mit ihren Gesetzentwürfen und Kon- 
zepten treibt die Familienministerin 
Antje Huber Partei und Kabinett zur 
Verzweiflung. Jüngstes Beispiel: ihre 
Pläne zur Rauschgiftbekämpfung. 


ieder einmal wollte Antje Huber 

den Eindruck erwecken, sie habe 
ein Problem erkannt. Daß Zehntausen- 
de junger Bundesbürger rauschgift- 
süchtig seien, so die Ministerin für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit in der 
Drogendebatte des Bundestags am letz- 
ten Freitag, sei eine „sehr ernste“ 
Sache, zudem auch „sehr komplex“, 
und überhaupt berge die ganze Proble- 
matik „wachsende Gefahren“. 


nen Gesetzentwurf und Ende letzten 
Jahres auch ein „Aktionsprogramm“ 
vor; beide Arbeiten aber waren so dünn 
geraten, daß sie weder beim Kanzler 
noch bei irgendeinem ihrer Kabinetts- 
kollegen Gnade fanden. Derart gravie- 
rend sind die Einwände gegen ihren 
Gesetzesvorschlag, daß er in dieser 
Legislaturperiode vermutlich nicht ver- 
abschiedet werden kann. Innenminister 
Gerhart Baum: „Ein Trauerspiel.“ 


Zum viertenmal innerhalb eines Jah- 
res hat sich damit die Ministerin — im 
Urteil ihrer Kollegen — als unfähig er- 
wiesen. 

Aufgefordert, etwas gegen die ver- 
heerenden Zustände in psychiatrischen 
Kliniken zu unternehmen, war sie im 
letzten Frühjahr mit ihren Vorschlägen 
in den eigenen Reihen aufgelaufen. 
Dann wurde ihre Jugendpolitik rund- 
um, von Wissenschaftlern wie Politi- 
kern, verrissen. 


Familienministerin Antje Huber: Die Kritik ist einhellig 


Doch Frau Hubers Wortgeklingel 
nehmen nicht einmal ihre eigenen Ge- 
nossen in der SPD-Fraktion ernst, erst 
recht nicht die verbündeten Kollegen 
von der FDP. Vielmehr wurde, wieder 
einmal, deutlich, daß die zuständige 
Ministerin auch auf diese gesellschafts- 
politische Aufgabe mit schierer Hilflo- 
sigkeit reagiert. 

Inzwischen sind etwa 45000 meist 
junge Menschen abhängig von harten 
Drogen, im vergangenen Jahr sind 593 
von ihnen gestorben. Vor dem Parlament 
räumte die glücklose Ministerin selber 
ein, wie dringlich wirksame Hilfe ist, 
um den steilen Anstieg von Sucht- 
krankheiten — „1979 schätzungsweise 
zehn Prozent mehr als 1978 und immer 
mehr mit tödlichem Risiko“ — zu 
bremsen. Aber ein Konzept konnte sie 
nicht anbieten, obwohl sie lange genug 
Zeit dazu hatte. 

Zwar legte Frau Huber nach jahre- 
langen Vorbereitungen schließlich ei- 
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“ Knast“ 


Und als die SPD ihre Fachfrau um 
ein wahlkampftaugliches Konzept zur 
Familienpolitik bat, lieferte sie ein 
Werk mit wahllos aneinandergereihten 
Vorschlägen ab, das ihre Genossen als 
buntgeschmückten „Christbaum“ ver- 
spotteten. Mit ihrem Drogengesetz er- 
reichte sie nun den — vorläufigen — 
Gipfel ihres Schaffens. 


Als Innenminister Baum den Ent- 
wurf aus dem Gesundheitsressort er- 
hielt, stellte er erstaunt fest, daß er 
zwar schärfere Strafen — wie die 
CDU/CSU es will — enthielt, der.ent- 
scheidende Grundsatz „Therapie statt 
aber gänzlich fehlte. Baum 
schlug daher, obwohl eigentlich nur für 
die kriminalpolizeiliche Bekämpfung 
zuständig, einen neuen Paragraphen 
vor: Auf Strafe sollte das Gericht ver- 
zichten, wenn der Drogensüchtige sich 
einer therapeutischen Behandlung un- 
terzieht. 


Plötzlich, schon dies ein blamables 
Eingeständnis, fand auch die Ministe- 
rin den Gedanken, der seit Jahren von 
allen Drogenexperten gepredigt wird, 
einleuchtend und versprach, ihn noch 
in ihren Entwurf einzuarbeiten. Daraus 
aber wurde nichts. 


In Ressort-Besprechungen mit Kolle- 
gen aus dem Hause Huber hörten die 
Baum-Beamten immer neue Ausflüch- 
te. Da wurde auf juristische Formulie- 
rungsschwierigkeiten verwiesen, eine 
solche Vorschrift bedürfe noch „rechts- 
förmlicher Abklärung“ durch den Ju- 
stizminister. In einem Vermerk des Ge- 
sundheitsministeriums vom 15. Oktober 
letzten Jahres hieß es dann, die Sache 
sei „problematisch und nicht kurzfristig 
lösbar“, sie müsse „im Rahmen des all- 
gemeinen Strafrechts“ angegangen, die 
Länder sollten an der Formuli:rung be- 
teiligt werden. Will heißen: Die Ge- 
sundheits-Ministerialen weigerten sich, 
den Passus einzufügen. 


In der Kabinettsvorlage aber be- 
haupteten dieselben Huber-Bürokraten 
ungerührt, ihr Haus stehe „dem Anlie- 
gen grundsätzlich positiv gegenüber“. 
In ihrem „Sprechzettel“ fürs Bundes- 
presseamt hieß es wahrheitswidrig, 
schärfere Strafen und die „gesetzliche 
Verankerung“ des Prinzips Therapie 
statt Strafe seien „gleichermaßen von 
Bedeutung“. 


In einem SPIEGEL-Gespräch An- 
fang des Jahres konstatierte folglich 
Baum, für ihn sei der vorliegende Ent- 
wurf „nicht akzeptabel“. Frau Huber 
distanzierte sich in demselben Ge- 
spräch von ihrem eigenen Produkt und 
verwies nur auf die Prüfung durch Ju- 
stizminister Hans-Jochen Vogel. „So 
etwas“, staunte Vogels Sprecher Sepp 
Binder nach der Lektüre des SPIE- 
GEL-Gesprächs, „habe ich, seit es die 
sozialliberale Koalition gibt, noch nicht 
erlebt. Es ist katastrophal.“ 


Da verwundert es nicht, daß Frau 
Huber auch mit ihrem „Aktionspro- 
gramm“ zur Rauschgiftbekämpfung im 
Kabinett vorletzte Woche einhellige 
Kritik erntete. Schon Kanzler-Staatsse- 
kretär Manfred Schüler hatte ihr die 
Erstfassung mit detaillier*er Korrektur- 
Anleitung zurückgereicht. Schülers 
Verdikt: Der Kabinettsauftrag sei 
„nicht erfüllt“. 


In der Minister-Runde rügte Vogel, 
die Frau Kollegin habe nichts unter- 
nommen, um den „Kernpunkt der ge- 
samten Problematik“ in Zusammenar- 
beit mit den Ländern zu lösen: Da es 
nur eine verschwindend geringe Zahl 
von Therapieplätzen gebe, sei schließ- 
lich das Ergebnis ihrer Reform „weder 
Therapie noch Strafe“ (Vogel). 


Nur um die geplagte Kollegin zu 
schonen, ließ das Kabinett das unzu- 
längliche Papier schließlich passieren, 
mit der Auflage, es noch einmal zu 
überarbeiten. Finanzminister Hans 
Matthöfer hält sich bereit, 100 Millio- 
nen Mark zu spendieren, sobald ihm 


das längst angeforderte Gesamtkonzept 
akzeptabel erscheint. 


Letzte Woche kündigte Huber- 
Staatssekretär Hans-Georg Wolters, 
um die Verwirrung zu komplettieren, 
plötzlich eine Kehrtwendung an: Der 
vorliegende Entwurf, so Wolters, kön- 
ne auch ohne die vorgesehene Rege- 
lung „Therapie statt Knast“ verab- 
schiedet werden. Eben nicht, machte 
Innenminister Baum klar: „Der Torso 
wird so nicht Gesetz.“ 


AFFÄREN 


Balken biegen 


Ein Schweizer Zeuge wurde trotz zu- 
gesicherten freien Geleits von deut- 
schen Richtern eingesperrt. Das 
Karlsruher Oberlandesgericht sank- 
tionierte letzte Woche den Skandal. 


ls Zeuge der Anklage geladen, er- 

schien Peter Egloff, 26, aus Zürich 
vor der 4. Strafkammer des Landge- 
richts in Karlsruhe. Verhandelt wurde 
gegen die Frankfurter Diplom-Volks- 
wirtin Brigitte Heinrich, 38, die um die 
Jahreswende 1973/74 durch Waffen- 
schmuggel eine kriminelle Vereinigung 
unterstützt haben soll. 

Egloff, wegen ähnlicher Delikte in 
der Schweiz vorbestraft, war vom Ge- 
richtsvorsitzenden Roland Burkart in 
einem persönlichen Brief „freies Ge- 
leit“ zugesichert worden. Nach längerem 
Zögern und erst im Vertrauen auf diese 
amtliche Zusicherung entschloß sich 
der Schweizer, am 19. November 1979 
vor Gericht zu erscheinen. 

Um neun Uhr wurde er im Gerichts- 
saal aufgerufen und machte seine Aus- 
sage. Um 10.50 Uhr saß er im Polizei- 
gefängnis, 


Verhafteter Zeuge Egloff 
Ins offene Messer gelaufen 


DER SPIEGEL, Nr. 5/1980 


Oberstaatsanwalt Fritz Ens hatte ihn 
im Gerichtssaal wegen Falschaussage 
festnehmen lassen. 


Egloff, der schon in der Schweiz nur 
sich selbst, aber nie einen anderen bela- 
stet hatte, war ein für die Anklage un- 
ergiebiger Zeuge. Er konnte sich nur 
daran erinnern, daß er seinerzeit mit 
der Angeklagten die deutsch-schweize- 
rische Grenze erkundet hatte, aber als 
Waffenschmugglerin mochte er Brigitte 
Heinrich nicht benennen. 


Das Gegenteil ergab sich nach An- 
sicht von Ens aus Schweizer Prozeß- 
Protokollen. Und nachdem der Ober- 
staatsanwalt bei kommissarischen Ver- 
nehmungen in der Schweiz Verbrüde- 
rung zwischen Egloff und Heinrich- 
Verteidigern ausgemacht hatte, arg- 
wöhnte er, der Zeuge wolle die Ange- 
klagte wider besseren Wissens ent- 
lasten. 

Welchen Sinn dann noch die Ladung 
des Zeugen hatte, bleibt unerfindlich 
und besonders fragwürdig zugleich. 
Denn Ens war offenbar von der bevor- 
stehenden Falschaussage so überzeugt, 
daß er schon zuvor alle Vorkehrungen 
für eine Festnahme des Schweizers traf 
— Polizei war im Gerichtssaal. 


Und kaum erklärbar ist, warum 
Richter Burkart, der die Absicht von 
Ens kannte (Burkart später schriftlich: 
„Ich nahm an, daß die Staatsanwalt- 
schaft ggf. Polizeibeamte dafür zur 
Verfügung haben werde“), den Zeugen 
ins offene Messer laufen ließ. Da hätte 
es dann wohl doch zur prozessualen 
Fairneß gehört, wenn der Garant des 
freien Geleits den Zeugen nicht nur auf 
seine Wahrheitspflicht, sondern auch 
auf das Verhaftungsrisiko hingewiesen 
hätte. 

Wenn man Richter Burkart heute 
hört, kannten er und seine beiden Bei- 
sitzer zunächst selber noch nicht den 
speziellen rechtlichen Aspekt, mit dem 
die Verhaftung später gerechtfertigt 
wurde — eine österreichische Quelle 
von 1968, wonach freies Geleit nicht 
gelte bei „einer anläßlich der Verneh- 
mung begangenen falschen Zeugenaus- 
sage“. Ankläger Ens: „Es kann nicht 
recht sein, daß freies Geleit den Zeugen 
berechtigt, so zu lügen, daß sich die 
Balken biegen.“ 

Außerhalb Karlsruhe überzeugt die- 
se Logik allerdings weniger. Martin 
Bangemann, Fraktionsvorsitzender der 
Liberalen im Europa-Parlament, hält 
es nicht für ausgeschlossen, daß sich 
Straßburg noch mit dem Karlsruher 
Streich befaßt: „Im Grunde genommen 
ist das eine Perversion des freien Ge- 
leits.“ 

Der Skandal ist inzwischen irrepara- 
bel. Mit dem Silberblick, den deutsche 
Juristen so gern aufs Formale richten, 
sah letzte Woche auch der 1. Strafsenat 
des Karlsruher Oberlandesgerichts 
(OLG) über die vielschichtige Proble- 
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matik des Falls hinweg: Das OLG gab 
den örtlichen Juristen völlig recht. 


Der Beschluß des für diese Sache 
höchsten richterlichen Kontrollorgans 
hat schon jetzt Anspruch auf einen 
Platz im Raritätenkabinett der Rechts- 
geschichte. Er ist, was die Sache anbe- 
langt, nicht mal eine volle Zeile lang. 
Das OLG zitiert 26 lapidare Zeilen 
aus einer Stellungnahme des Karlsru- 
her Generalstaatsanwalts, um dann an- 
zumerken: „Der Senat hat diesen Aus- 
führungen nichts hinzuzufügen.“ 


Diese Karlsruher Interpretation des 
freien Geleits hat unvermeidlich Fol- 
gen über die westdeutschen Grenzen 
hinaus. Denn die wechselseitige Garan- 
tie ist international verbürgt. Was sie 
unter „freiem Geleit“ verstehen, haben 
15 Signatarstaaten im Artikel 12 eines 
europäischen Rechtshilfe-Übereinkom- 
mens geregelt, das seit 1977 in der Bun- 
desrepublik Gesetzeskraft hat. 


Danach darf ein Zeuge oder Sach- 
verständiger „wegen Handlungen oder 
Verurteilungen aus der Zeit vor seiner 
Abreise“ aus dem Heimatland „weder 
verfolgt noch in Haft gehalten, noch 
einer sonstigen Beschränkung seiner 
persönlichen Freiheit unterworfen wer- 
den“. . 
Die Garantie endet, wenn der Aus- 
länder „während 15 aufeinanderfolgen- 
den Tagen, nachdem seine Anwesen- 
heit von den Justizbehörden nicht mehr 
verlangt wurde“, die Möglichkeit zur 
Ausreise hatte. 

Unbestritten unter Juristen ist, daß 
die Zusage kein Freibrief für neue Ge- 
setzesverletzungen sein kann. Ens: 
„Der Zeuge darf natürlich nicht auf 
der Fahrt zum Gericht einen Polizisten 
erschießen.“ Auch die schwere Stra- 
Benverkehrsgefährdung, ein eher denk- 
barer Fall, ist nicht von dem Schutzver- 
sprechen gedeckt. 

Gleichwohl haben die Karlsruher 
Richter und Staatsanwälte, die Egloffs 
tatsächliche oder vermeintliche Falsch- 
aussage als neue, nicht unter die 
Geleitgarantie fallende Straftat einstu- 
fen, in ihrem Jagdeifer den Sinn der in- 
ternationalen Abmachung völlig aus 
den Augen verloren. 

Weil die Macht des Staates, Inländer 
— notfalls unter Haftandrohung — in 
den Zeugenstand zu zwingen, an der 
Grenze endet, soll das Geleitverspre- 
chen dem Ausländer ein freiwilliges Er- 
scheinen schmackhaft machen. In der 
Praxis bedeutet das: Der Richter, der 
die Zeugenaussage eines Ausländers 
für unerläßlich hält, muß sich zu einem 
berufsfremden Entgegenkommen be- 
quemen — er darf nicht befehlen, er 
muß werben, er muß dem Zeugen 
gleichsam ein Versprechen auf Ehren- 
wort geben. 

Dieses Geschäft mit dem freien Ge- 
leit ist vonnöten, weil nicht auszuschlie- 
Ben ist, daß einer in die Straftat, über 
die er aussagen soll, mehr oder weniger 
verstrickt ist. Es liegt in der Natur der 
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internationalen Vereinbarung, daß die 
Geleitgarantie den ganzen Vorgang der 
Zeugenvernehmung notwendigerweise 
umfassen muß. 


Denn jede Aussage ist, notierte der 
Bundesgerichtshof (BGH) lebensnah, 
„von persönlichen Eigenschaften des 
Zeugen, etwa seinem Vorstellungsver- 
mögen, seiner Bildung, seiner Beobach- 
tungsgabe geprägt“. Aus diesem Grun- 
de ist es, wie einsichtsvolle Richter wis- 
sen, ziemlich schwer, die reine Wahr- 
heit zu sagen, und deshalb steht, wie 
skeptische Anwälte warnen, ein Zeuge 
oft wirklich mit einem Bein im Gefäng- 
nis. 

Just vor diesem Risiko muß der aus- 
ländische Zeuge, der nicht gezwungen 
werden kann, sondern freiwillig 
kommt, bewahrt werden, sonst verlöre 
das freie Geleit jeden Sinn. Denn nichts 


Karlsruher Oberstaatsanwalt Ens 
Justiz mit Silberblick 


ist leichter zu begründen als der drin- 
gende Tatverdacht für eine Falschaus- 
sage, und der Haftgrund der Fluchtge- 
fahr liegt bei jedem Ausländer nahe. 


Folgerichtig führt somit die Karlsru- 
her Rechtsauffassung das freie Geleit 
ad absurdum — denn sie fördert nicht 
die Bereitschaft ausländischer Zeugen, 
vor einem deutschen Gericht zu er- 
scheinen, sondern errichtet gerade eine 
unüberwindliche Barriere: Vorsicht, 
Falle! 

Strafverfolger Ens nimmt die Ab- 
schreckungswirkung billigend in Kauf. 
Für ihn hat „nur eine Zeugenaussage, 
die unter Wahrheitszwang zustande 
kommt, Beweiskraft“. Aus diesem 
Grunde könne „auf den Wahrheits- 
zwang im Interesse der Rechtsfindung 
auch im Rahmen des freien Geleits 
nicht verzichtet werden“. Insbesondere 
dürfe die Anklagebehörde „evidente 
Falschaussagen nicht tatenlos hinneh- 
men“, 


Diese Rechnung — Falschaussage 
gleich neue Straftat gleich Verwirkung 
des freien Geleits — mögen namhafte 
Kritiker nicht nachvollziehen. Der 
Schweizer Jurist Peter Noll, früher Or- 
dinarius in Mainz, heute Rechtsprofes- 
sor und Kassationsrichter in Zürich, ist 
„gar nicht so sicher“, ob einer für die 
Zeugenaussage, „für die er herbeizitiert 
und für die ihm freies Geleit zugesi- 
chert wurde“, belangt werden könne. 


Und Europapolitiker Bangemann, 
selbst Jurist, meint, wenn das Karlsru- 
her Beispiel Schule mache, „wäre das 
internationale Abkommen gegen- 
standslos“. Das „Rechtsinstitut“ des 
freien Geleits werde illusorisch, wenn 
der vertrauensvoll einreisende Zeuge 
„Gefahr läuft, gerade bei der Hand- 
lung, die man von ihm erwartet, festge- 
nommen zu werden“. 


Egloff hätte sogar ruhig ausreisen 
können. Er wäre nach Meinung Nolls 
— und dies macht die deutsche Eilfer- 
tigkeit besonders peinlich — „auch in 
der Schweiz verfolgt worden, der Straf- 
anspruch geht ja nicht verloren“. An- 
dererseits: Selbst für eine erwiesene 
Falschaussage wäre die bisher in Karls- 
ruhe erlittene Untersuchungshaft von 
mehr als zwei Monaten nach eidgenös- 
sischem Recht „schon eine sehr schwe- 
re Strafe“ — so ein Jurist im Berner 
Außenministerium. 


Jeder Tag, den Egloff auf seinen 
eigenen Prozeß warten muß, macht 
es der Karlsruher Justiz schwerer. 
Der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ver- 
langt, daß er freigelassen werden muß, 
sobald die U-Haft die zu erwartende 
Strafe übersteigt. Je länger er sitzt, de- 
sto unerträglicher wird der psychologi- 
sche Druck für die Richter, die über 
seinen Fall zu entscheiden haben — 
und um so unwahrscheinlicher wird ein 
Freispruch, der die ganze Karlsruher 
Justiz bloßstellen würde. 


An derlei Innenwirkung haben die 
Strafverfolger offenkundig ebensowe- 
nig gedacht wie an mögliche außenpo- 
litische Konsequenzen. Dabei hätte die 
Staatsanwaltschaft aus Opportunitäts- 
gründen auch von einer Verfolgung ab- 
sehen können — wegen der Geringfü- 
gigkeit des unterstellten Delikts, aber 
auch mit Blick auf den Ruf der deut- 
schen Justiz im Ausland. 


Der Ruf ist schon hin. Kein se- 
riöser Rechtsanwalt im Ausland kann 
künftig einem Mandanten ehrlichen 
Gewissens raten, der deutschen Zusi- 
cherung auf freies Geleit zu trauen. Die 
erste Quittung ist schon da: Mehrere 
Schweden haben es abgelehnt, als Zeu- 
gen im Prozeß gegen die mutmaßlichen 
Terroristen Norbert Kröcher und Man- 
fred Adomeit vor dem Oberlandesge- 
richt in Düsseldorf zu erscheinen. 


Auf die deutsche Justiz, so jetzt einer 
der Schweden, „kann man sich nicht 
eindeutig verlassen“. Der Mann hat 
eindeutig recht. © 
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Staatliche Nordwestdeut: 


Sein Gesuch um vorzeitige Pensio- 
nierung begründete Generalmajor 
Gert Bastian in einem Acht-Seiten- 
Memorandum an Verteidigungsmini- 
ster Apel. Auszüge: 


FE: gibt: Gründe, das sowjetische 
Modernisierungsprogramm nicht 
als grundsätzlich neue Bedrohung 
mit einem daraus resultierenden 
Zwang zu eigenen Aktivitäten an- 
zusehen. Um so mehr muß daher 
erstaunen, wie nahezu wider- 
spruchslos die dem Nato-Beschluß 
vorausgegangene sicherheitspoliti- 
sche Debatte in der Bundesrepublik 
Deutschland von den Wortführern 
auf die glatte, scheinbar einleuch- 
tende Formel „Vorrüstung-Nachrü- 
stung“ hat verengt werden können 
und wie vordergründig sie — von 
besorgten Stimmen einzelner abge- 
sehen — zumeist mit Argumenten 
geführt worden ist, die nicht mehr 
erkennen ließen, welch entscheiden- 
de Weichenstellung tatsächlich voll- 
zogen werden soll... 


Schließlich wird Europa ja nicht 
erst heute von sowjetischen Mittel- 
streckenraketen mit nuklearen Ge- 
fechtsköpfen bedroht. Seit fast 
zwanzig Jahren schon liegt es bis zu 
den Pyrenäen im Wirkungsbereich 
sowjetischer SS-5-Raketen, die nach 
Anzahl und nuklearer Bestückung 
immer schon geeignet waren, Ziele 
im bestrichenen Raum vernichtend 
zu treffen. 

Trotzdem wurde die Stationie- 
rung eines gleichartigen amerikani- 
schen Mittelstreckenpotentials in 
Europa nicht für erforderlich. gehal- 
ten, weil niemand die Entschlossen- 
heit der USA bezweifelte, auch der 
SS-5-Drohung ihr strategisches nu- 
kleares Potential entgegenzusetzen 
und jede Zerstörung in Europa mit 
einer gleichwertigen Schädigung der 
UdSSR zu vergelten. 

Die Glaubwürdigkeit der Ab- 
schreckung setzte und setzt eben 
stets nur die Gleichwertigkeit der 
erzielbaren Wirkungen, nicht aber 
eine Gleichartigkeit der verfügbaren 
Kriegsmittel voraus. Es ist deshalb 
nicht einzusehen, weshalb die Mo- 
dernisierung des sowjetischen Mit- 
telstreckenpotentials hinsichtlich 
Reichweite, Zielgenauigkeit, Mehr- 
fachwirkung und Mobilität der Sy- 
steme hieran etwas ändern sollte... 


Die Wirksamkeit der Abschrek- 
kung darf sich daher auch in Zu- 
kunft nicht auf eine erweiterte nu- 
kleare Rolle der Europäer stützen. 
Sie muß vielmehr weiterhin durch 


„Die Nato hat unnötig hoch gereizt" 


General Gert Bastian über die Konsequenzen der Nachrüstung 


die glaubwürdige Entschlossenheit 
der USA gewährleistet werden, ihr 
vorhandenes strategisches Arsenal 
wann und wie immer erforderlich 
auch zum Schutz der Verbündeten 
einzusetzen... 


Bei allem Respekt vor den gewal- 
tigen Leistungen der USA für das 
Bündnis muß auch hierauf hinge- 
wiesen und von den Amerikanern 
Verständnis dafür erwartet werden, 
daß ihre mitteleuropäischen Freun- 
de — weil bei jeder Art von großem 
Krieg in der mißlicheren Lage — 
auf eine für unnötig gehaltene Risi- 


Abgelöster Kommandeur Bastian 
„Verheerende Auswirkungen“ 


koerhöhung äußerst sensibel reagie- 
ven.“ 

Bei einem Versagen der Ab- 
schreckung würden zunächst einmal 
die Deutschen vom ersten Schuß an 
den Krieg im eigenen Land erleiden. 


Selbst ohne Einsatz von Nuklear- 
waffen müßten die Auswirkungen 
verheerend sein. Auch ein nicht aus- 
zuschließender Einsatz nuklearer 
Gefechtsfeldwaffen würde in erster 
Linie Mitteleuropa verwüsten. Und 
erst wenn dieser Krieg auf einer hö- 
heren Stufe der Eskalation auf das 
Territorium der Supermächte über- 
griffe, müßten dort vergleichbare 
Schäden befürchtet werden. Schon 
bei der gegenwärtigen Verteilung 
der Kriegsmittel würde Mitteleuro- 
pa deshalb freilich nicht von weite- 
ren nuklearen Schlägen verschont 


bleiben. 


Bei einer Neuverteilung der nu- 
klearen Kapazitäten, wie sie am 12. 


12. 1979 in Brüssel beschlossen wor- 
den ist, wären die Überlebenschan- 
cen der Mitteleuropäer bei einem 
Versagen der Abschreckung aller- 
dings noch geringer, nämlich gleich 
Null. 

Es ist darum weder egoistisch 
noch kurzsichtig, wenn europäische 
Verbündete eine Änderung der Auf- 
gabenverteilung innerhalb der Nato, 
die den USA von Anfang an die 
Rolle der westlichen Nuklearmacht 
zugewiesen hat, für unnötig, ja ge-. 
fährlich halten und die nukleare 
Abschreckung weiterhin vor allem 
durch das strategische Potential der 
Vereinigten Staaten gewährleistet se- 
hen wollen. 

Die Einseitigkeit, mit der die 
Nachrüstung hierzulande propagiert 
und die Nato-Entschließung für sie 
als unerläßliche Voraussetzung für 
den Fortbestand des Kräftegleichge- 
wichts begrüßt worden ist, erscheint 
daher schwer verständlich. 


Die sowjetische Intervention in 
Afghanistan ändert daran nichts. 
Stößt sie doch in ein Land an der 
Grenze zur UdSSR, das schon ein 
Vierteljahrhundert lang sowjeti- 
sches Einflußgebiet gewesen und 
allgemein als solches respektiert 
worden ist... Selbstverständlich 
darf den Sowjets ein Vorstoß über 
Afghanistan hinaus nicht erlaubt 
werden, sollte er jemals unternom- 
men werden. 

Doch weder mit dieser Befürch- 
tung, noch mit sowjetischen Pan- 
zern in Afghanistan lassen sich die 
Brüsseler Beschlüsse nachträglich 
rechtfertigen. 


Eher noch wäre zu vermuten, daß 
die Nato am 12. 12. 1979 unnötig 
hoch gereizt und damit dem Kreml 
den letzten Entschluß erleichtert 
hat, angesichts einer als Herausfor- 
derung empfundenen Absichtserklä- 
rung des Westens die eigene Macht 
hemmungsloser einzusetzen, als es 
sonst vielleicht für zweckmäßig ge- 
halten worden wäre. 


Der beinahe triumphierenden 
Feststellung des Bundesaußenmini- 
sters, „wer bei der Nachrüstung zö- 
gerte, muß seine Auffassung än- 
dern“, fehlt deshalb die Berechti- 
gung. 

Nicht die Gegner der Nachrü- 
stung müssen umdenken, sondern 
allein die Verfechter der realitäts- 
fernen Vorstellung, Entspannung 
sei nur weltweit oder gar nicht mög- 
lich. 
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Türken in Berlin - „die Heimat hast du hier“ 


Berlins Türken, bislang als Folkloreminderheit vernied- 
licht, werden unruhig. Ihre radikalen Gruppen liefern sich 
Gefechte, aber der Zorn in Sanierungsvierteln beginnt 


B erlins Verwaltungsrichter sind es 
gewohnt, auch Rechtsfragen au- 
ßerhalb der Routine zu beantworten, 
etwa, ob zotige Examensarbeiten aner- 
kannt oder Bäume abgeholzt werden 
dürfen. Aber darf da jemand in der 
Stadt zum „Cihada Cagri“ aufrufen, 
zum Heiligen Krieg? 

Die Inschriften auf der Berliner 
Mauer belegten bislang kaum mehr 
als hausgemachten Frontstadthumor. 
„DDR = drei doofe Russen“. Nun 
aber bekommt auch diese Institution 
fremdländischen Anstrich: „Kurtulus- 
Yeter“, zu deutsch sinngemäß „Be- 
freiungskämpfer, jetzt reicht’s.“ 


Ein Menetekel? In Berlin, der größ- 
ten Türkenstadt diesseits des Bosporus, 
zeichnen sich Veränderungen ab: Die 
hunderttausend Orientalen, bis vor kur- 
zem noch anscheinend selbstgenügsam 
im Abseits der Hinterhöfe, verschaffen 
sich öffentlich Gehör. 


Vielfach noch sind es Signale, die 
keiner so recht versteht. Die Verwal- 
tungsrichter behalfen sich, indem sie 
den Heiligen Krieg als „religiös-missio- 
narisch gebrauchten Begriff“ ausklam- 
merten und eine „unmittelbare Gefähr- 
dung“ der öffentlichen Sicherheit ver- 
neinten. 


Kürzlich gab es mitten in Schöne- 
berg, nicht weit vom Rathaus, eine 
Türkenschlacht. Teilnehmer wurden 
durch Messer verletzt — glaubt die Po- 
lizei; sie weiß es nicht genau, denn 
Täter wie Opfer waren hinterher spur- 
los verschwunden, „Was sich da an Ir- 
rationalem entwickelt, verstehen unsere 
Leute nicht“, sagt der Innensenator Pe- 
ter Ulrich. 


‚Das den Berlinern liebgewordene 
Türkenbild vom „Kleen-Smyrna“ — es 
ist schon immer ein Vexierbild gewe- 
sen, das, je nach Blickwinkel, nicht 
nur Folklore, sondern die soziale Mi- 
sere einer Randgruppe zeigt. Und jetzt 
treten die Negativkonturen schärfer 
hervor als je zuvor. 

Schwarze Schleier und Hammelduft 
über Kreuzberg, Zockerstuben mit 
dunkelhäutigen Männern beim Brett- 
spiel in Neukölln, der Anblick schwer- 
steißiger Kurdinnen auf dem Türken- 
markt am Maybachufer, Gebet gen 
Mekka bei Siemens — das Pittoreske 
ist geblieben, gewiß. 

Aber hinzugekommen ist, daß sich 
viele Berliner Türken aus gescheiterter 
Hoffnung in nationale Subkultur flüch- 
ten oder sich in radikalen Islamgrup- 
pen („Großer Ideal-Verein“) organi- 
sieren. Immer öfter stoßen Anhänger 
rivalisierender Gruppierungen gewalt- 
sam aufeinander. 
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Bes 


Gemüseauslage 


Unterstützt vornehmlich von rechts- 
radikalen Türkenorganisationen, be- 
treiben Moscheen und Koranschulen 
die Abgrenzung von den Ungläubigen. 
Frommer Flugblattaufruf: „Eure Art, 
euer Ansehen und die Intimität eurer 
Familien werden mit Füßen getreten“ 
oder „Erwachet und erhebt euch!“ Un- 
verkennbar, daß sich die bürgerkriegs- 
ähnlichen Auseinandersetzungen in der 
Heimat wie auch die Folgen der welt- 
weiten Neuorientierung im Islam auch 
auf die Diaspora-Türken auswirken. 


Und vor allem: Den Türken wird zu- 
nehmend bewußt, was die Deutschen 
stets verdrängt haben — die Diskrimi- 
nierung am Arbeitsplatz, in der Schule, 
im täglichen Leben der großen Stadt. 
Türkische Jugendliche, die so ausgebil- 
det sind wie ihre bundesdeutschen Al- 
tersgenossen und dennoch nicht die 
gleichen Bildungs- und Startchancen 
haben, kündigen verbittert an: „Wir 
werden uns unsere Rechte holen.“ 

Gut 200.000 Ausländer wohnen in 
Berlin, die Hälfte von ihnen Türken. 
Als nächstgrößere Gruppe folgen die 
Jugoslawen (30000), und selbst die 
Zahl der Asylbewerber, meist Araber 
und Pakistaner, ist fast auf 4000 gestie- 
gen. Die sozial Schwächsten, meist Tür- 
ken, drängen sich in den schlimmsten 
Berliner Sanierungsgebieten auf eng- 
stem Raum. Von den knapp 4500 türki- 
schen Jugendlichen zwischen 15 und 18 
Jahren hatten Ende letzten Jahres gerade 
371 einen Berufsausbildungsplatz. 


sich auch gegen Deutsche zu richten. Integrationsver- 
suche des Senats kommen womöglich zu spät. Motto unter 
jungen Türken: „Wir werden uns unsere Rechte holen.“ 


e 


Slumgegend 


Wochenmarkt 


Spielerkneipe 
Türkenszene in Berlin: Der Kiez ist zum Getto geworden 


„Vor 15 Jahren“, weiß der zur Zeit 
arbeitslose 27jährige Zimmermann 
Ugur Sirman aus Erzählungen seiner 
Eltern, „da hatte man als Türke noch 
Aufstiegschancen.“ Heute müßten er 
und seine Landsleute „zurückstecken, 
und je mehr einer zurücksteckt, um so 
mehr kriegt er eine rein“. 


Den 22jährigen Maschinenhelfer 
Selcuk Mete, Hauptschulabsolvent, 
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schickte das Arbeitsamt nacheinander 
zu drei Lehrherren. Jedesmal wurde er 
abgewiesen; er sei „zu spät“ gekom- 
men, was ihm in einem Fall gleich 
schon der Pförtner eröffnete. 


Die Ablehung der deutschen Mitbür- 
ger ist auf Schritt und Tritt zu spüren. 
„Darüber zu räsonieren“, weiß Berlins 
Sozialsenator Olaf Sund, „ist etwas an- 
deres, als mit Türken in einem Haus zu 


wohnen, wo es nach Knoblauch 
riecht.“ Hans-Joachim Jankus von der 
Arbeitsgruppe Ausländer bei der Berli- 
ner Polizei scherzt: „Der blonde Türke 
hat es bei uns viel leichter.“ 

Die derart nur noch hermetischer ge- 
schlossene Gesellschaft im Abbruch- 
quartier nährt Zorn und Aggressivität. 
„Die wollen beweisen, daß sie leben, so 
oder so“, sagt der türkische Schriftstel- 
ler Aras Ören. „Was die alles schlucken 
müssen, sucht sich ein Ventil.“ 

Noch schätzt die Polizei die Zahl der 
Militanten „auf 2000 bis 3000“. Aber 
das Gefühl, „die Deutschen hassen uns“ 
(so der Gewerkschafter Necati Gür- 
baca), treibt auch in der schweigenden 
Mehrheit die Abgrenzung voran. 

Im Berliner Senat hat sich die Ein- 
schätzung durchgesetzt, daß jahrelang 
gehegte Hoffnungen, die Integration 
der Türken werde sich mit der Zeit 
schon automatisch ergeben, getro- 
gen haben. Der aus Touristensicht so 
idyllische Kiez ist zum Getto gewor- 
den. 

Berlins Regierender Bürgermeister 
Dietrich Stobbe (SPD) teilt inzwischen 
„die berechtigte Sorge, daß der soziale 
Friede in Berlin gefährdet“ sei — 
durch Aufbegehren der Ausländer ge- 
gen die „als Unterprivilegierung emp- 
fundene Situation“ oder auch durch 
Angstreaktionen der Deutschen. 

Nun auf einmal wird das Aus- 
länderthema „zu einem der Schwer- 
punkte unserer Politik in der laufenden 
Legislaturperiode“ (Stobbe). Die Planer 
des Berliner SPD-Landesparteitags am 
letzten Wochenende setzten denn auch 
dieses „wichtige Stück gesellschaftli- 
chen Neuansatzes“ in den Mittelpunkt. 
Als: Hauptreferent war ein veritabler 
Türke geladen: IG-Metall-Sekretär 
Gürbaca. 

Der türkische Gewerkschafter stellt 
der sozialliberalen Ausländerpolitik der 
letzten Jahre ein schlechtes Zeugnis 
aus. Die Ämter sähen seine Landsleute 
nicht anders als die einheimische Be- 
völkerung — als Lückenbüßer. Die 
„sogenannte Integration“ werde nur als 
„Erleichterung für diejenigen, die man 
braucht“, gewährt. 

Vor allem aber warf Gürbaca den 
Ausländerpolitikern vor, sie orientier- 
ten sich immer nur an den Erfordernis- 
sen des Arbeitsmarktes, statt gesell- 
schaftliche Hilfe zu leisten. 

Politiker-Irrtümer haben mitgehol- 
fen, die Gettos zu stabilisieren. Mit der 
1975 für die überfüllten Ausländerbe- 
zirke Kreuzberg, Wedding und Tier- 
garten verhängten Zuzugssperre wurde 
zwar die Invasion gestoppt; die auslän- 
dische Bevölkerung schrumpfte, nach 
den amtlichen Zahlen, innerhalb von 
drei Jahren um 16 000 Menschen. 

Aber viele Türken, die beispiels- 
weise durch Sanierungsmaßnahmen in 
andere Stadtviertel komplimentiert wer- 
den sollten, schlugen den Statistikern 
ebenso einSchnippchen wie dem Gesetz, 
das auch bei vorübergehendem Auszug 
die Rückkehr untersagt. Sie meldeten 
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CANADA - DIE FREIHEIT IST 
NOCH NICHT AUSVERKAUFT. 


m ein Lond richtig für sich zu er- 
U obern, muß man auch seine Feste 
kennen.InCanadakanndasjeden 
Abend sein. Zum Beispiel in einem ur- 


gemütlichen Saloon. Mit Bier vom Faß 
in Regina, Saskatchewan. 


Ein anderer Weg, Canada aufs 
Feiern abzuhorchen, ist der Besuch 
eines Fiedel-Wettbewerbs. Ganz be- 
sonders schräg geht es allerdings auf 
den vielen Rodeo-Festen zu. Wie hier 
in Morris, Manitoba. 


Wenn Sie selbst gernerreiten, steht 
natürlich ein ruhigeres Pferd bereit. 
Auf dem Sie Ihr eigenes inneres kleines 
Western-Fest in den unendlichen 
Weiten der Prärie, im Herzen von 
Canada, erleben. 


Und wenn Sie Glück haben, sehen 
Sie ein paar gewaltige Bisons, die hier 
zuhause sind, solange man zurück- 
denken kann. So gesehen hat Canada 
nicht nur seine Feste, es ist ein Fest. 


Nehmen Sie sich die Freiheit. Und 
entscheiden Sie sich für Canoda. Denn 
echte Erlebnisse sind die beste Erho- 
lung. Fragen Sie Ihr Reisebüro oder 
das Kanadische Fremdenverkehrsamt. 


Konadisches Fremdenverkehrsamt 
& Frankfurt-Main 100, Tel. 0611,'280157 


WER SICH KANADA 
BISHER NICHT 
LEISTEN KONNTE, 
FLIEGTJETZT AB 
DM 960: AUFUNS. 


Dank Air Canada’s Ahornblatt- 
Tarif fliegen Sie zu Niedrigpreisen 
über den Atlantik. Nonstop von 
Frankfurt nach Toronto und in den 
kariadischen Westen. Und dies 
mit Großraumjet-Komfort und 
allen Vorteilen eines Linienfluges. 

Dazu gibt's ab sofort nur von 
uns die Air Canada Mehr- 
Kanada-Coupons mit phantasti- 
schen Hotel- und Mietwagen- 
Sonderpreisen überall in Kanada. 
Und ein erstklassiger Service ist 
genauso selbstverständlich wie 
deutsch sprechendes Personal auf 
allen Frankfurt-Flügen. 

Gern senden wir Ihnen kosten- 
los weitere Informationen. Oder 
fragen Sie Ihr Reisebüro. 


* Stand 1.12.1979 
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AIR CANADA 


Kostenlos alles über die vielen 
Vorteile von Ahornblatt-Tarif 
und Air Canada Mehr-Kanada- 
Coupons. 


Air Canada, Friedensstroße 7, 
6000 Frankfurt/Main 


Name 


Straße 


PLZ/Ort 
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sich nur pro forma im neuen Wohn- 
viertel an, blieben in Wirklichkeit aber 
im vertrauten Hinterhof in Kreuzberg. 

Und obwohl aus Sicht der Bürokra- 
ten inzwischen liberalere Praxis 
herrscht — „in Härtefällen“ dürfen 
schon mal Ehepaare zueinanderziehen- 
—, zeitigt der Bezirksbann nach wie vor 
absurde Folgen. 

Der 35jährige Gartenbauarbeiter, 
der vorletzte Woche in Kreuzberg un- 
befristete Aufenthaltsberechtigung be- 
antragte, wollte ursprünglich keines- 
wegs auf Dauer bleiben. Den Amtsweg 
beschritt er lediglich, weil in diesem 
Falle der Sonderstatus der Aufenthalts- 
berechtigung die einzige gesetzlich vor- 
gesehene Chance bietet, zu den Freun- 
den ins gesperrte Viertel zu ziehen — 
ein türkischer Dauerkreuzberger mehr. 

So höhlen. ausländerpolitische Behör- 
denakte und -ziele einander bisweilen 
gegenseitig aus und fördern dann auch 
noch die Grauzone der Illegalität. Der 
Berliner Diplompsychologe Peter Rot- 
hammer, der sich im Auftrag des Deut- 
schen Instituts für Urbanistik mit Aus- 
länderintegration befaßte, stufte die 
Zuzugssperre als „untauglichen Ver- 
such“ ein, „soziale Probleme mit räum- 
lichen Maßnahmen zu lösen“, 

Berliner Verwaltungsrichter nannten 
die Regelung sogar rechtswidrig und 
rügten Verstöße gegen die Grundrechte 
auf freie Wohnsitzwahl und auf Fami- 
lienintegrität, die den Türken nachge- 
rade heilig ist. Beharrlich verweigern 
sie sich denn auch der amtlichen Dok- 
trin von der „besseren Verteilung“ 
übers Stadtgebiet. 

So hat keine Planung verhindern 
können, daß allein in den letzten sechs 
Monaten rund 10 000 türkische Kinder 
aus der Heimat nach Berlin gezogen 
sind, so jedenfalls schätzt es einer der 
besten Kenner der Kreuzberger Orient- 
szene, der Sozialberater Seyfi Ecevito- 
glu, seit Jahren in Diensten der Ar- 
beiterwohlfahrt: „Viele werden gar 
nicht erst angemeldet, viele kommen 
nur zur Beaufsichtigung anderer Kin- 
der.“ Und alle ziehen sie dorthin, wo 
schon die Verwandtschaft siedelt — zu- 
meist nach Kreuzberg, Wedding und 
Neukölln. 

Sinnlos mutet da die Praxis der Be- 
hörden an, bei Zweifelsfällen, derer sie 
habhaft werden, mit besonderer Stren- 
ge Zuzug und Aufenthalt zu reglemen- 
tieren, wie etwa bei der 23jährigen Su- 
san Aysun Akatam. Deren Eltern und 
Großeltern waren Gastarbeiter in 
Deutschland, wo auch sie selbst zwi- 
schen dem fünften und siebzehnten Le- 
bensjahr wohnte. 

Inzwischen möchte Susan auf Dauer 
nach Berlin und hat auch schon Arbeit. 
Das Arbeitsamt gibt ihr jedoch keine 
Erlaubnis dafür, weil sie keine Aufent- 
haltsgenehmigung hat. Die wiederum 
verweigert die Ausländerbehörde, so- 
lange die Arbeitserlaubnis fehlt. 

Ungeachtet solcher Bremsschikanen 
ist im Kiez die Türkisierung endgültig, 


A 
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Türkischer Gewerkschafter Gürbaca 
„Viele Kinder aus der Türkei... 


selbst für die nur widerstrebend Einge- 
meindeten. „Als Türke braucht man 
eine Heimat“, sagt der von Deutsch- 
land enttäuschte Jungtürke Ugur Sir- 
man, „und die hast du hier.“ 


Das Farbenfrohe, das schon Mitte 
der sechziger Jahre türkische Lebensart 
rund um den Görlitzer Bahnhof oder 
das Kottbusser Tor ankündigte, be- 
zeichnet mittlerweile Seßhaftigkeit. 
Man sieht mehr Bleibendes, nicht mehr 
nur Schaufenster voller Hammelleiber, 
Peperonimärkte, Kebabstuben: Tür- 
kiye Emlak Kredi Bankasi A. O., eine 
Bank aus der Türkei, machte in der 
Adalbertstraße auf, deutsche Bauspar- 
kassen haben türkisches Beraterperso- 
nal angeheuert, die Zahl der türkischen 


Türkischer Sozialberater Ecevitoglu 
... werden in Berlin nicht angemeldet“ 
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Speiselokale ist auf 200 gestiegen. 
Selbst die Weisen des Engin Basaria, 
des „türkischen Udo Jürgens“ (Türken- 
lob), werden schon in Berlin aufs Cas- 
settenband gezogen. 

Schon gibt es den ambulanten Fri- 
seur, der wie daheim am Wochenende 
in die Kneipe zum Gästebalbieren 
kommt. Etabliert ist inzwischen auch 
das Brautfestgewerbe, das gegen Ent- 
gelt üppige Hochzeiten arrangiert mit 
meist mehr als 200 Gästen, mit Bauch- 
tänzerin und Türkenkapelle. Zahnärz- 
te, Geburtshelfer, Fahrschulen — 
kaum eine Dienstleistung im Türken- 
quartier, die nicht schon von Hand 
eines Landsmannes geboten würde. 

Und wer die wirkliche Heimat sehen 
möchte, und das wollen fast alle einmal 
im Jahr, bucht bei einem von mehr als 
30 türkischen Reisebüros. Allein 
Marktführer Öncü verkauft im Jahr 
rund 50000 Charterflug-Tickets an 
Berliner Türken — mit Rückflug. 

Öncü Gürsu ist einer, der es ge- 
schafft hat. Vor zehn Jahren kam er 
nach Deutschland, das verklärt heute 
bereits die Legende am Kiez. Er be- 
gann als Student, jobbte beim General- 
konsulat und bald auch, noch einträgli- 
cher, in der Reisebranche. Mittlerweile 
hat Familie Gürsu es zu sechs Berli- 
ner Büroniederlassungen gebracht. 

Arrivierte wie Öncü stehen für 
ein Stück Entwicklungsgeschichte der 
türkischen Gemeinde: Eine erste Ge- 
neration der Angepaßten hat in Ber- 
lin bereits fest Wurzeln geschlagen. 
Unter den Erfolgreichen überwiegen 
die Geschäftsleute, wie Atalay Özca- 
kir, der im stillgelegten U-Bahnhof Bü- 
low-Bogen, wo vor ihm eine Gruppe 
deutscher Ladenunternehmer pleite 
ging, nun einen türkischen Basar wagt. 

Oder Nazmi Kavasoglu, Chef eines 
Werbebüros. Als er vor neun Jahren 
nach Deutschland kam, so sagt er, 
kannte er nur zwei deutsche Wörter, 
„Achtung“ und „Brot“. Jetzt gestaltet 
er auf türkisch Anzeigenblätter mit 
Karstadt-Werbung, macht seinen 
Landsleuten Schwedenmöbel schmack- 
haft („Ikea mobilyalari neden ucuz, bi- 
liyormusunuz?“) — und veröffentlicht 
ab und zu, etwa im katholischen „Pe- 
trusblatt“, Kurzgeschichten über türki- 
sche Dropouts. 

Die Biographien solcher Erfolgstür- 
ken. haben sich bürgerlich entwickelt, 
teils nach geradezu deutschem Muster, 
wie Landsmann Aras Ören beobach- 
tete: „Die erste Generation träumte 
vom Capri, um bald nach Hause zu 
fahren. Als die Arbeitsemigration län- 
ger dauerte, folgte der Wunsch nach 
eigener Wohnung. Neuerdings sollen es 
nun die Wertsachen im Safe sein.“ 

Diese „Societey“ (Ören) hat gelen- 
kige Deutschlandkarrieren hinter sich. 
Meist kamen sie als Studenten, Schau- 
spieler, Dolmetscher oder Lehrer ins 
Land und sind nach ihrem Blitzaufstieg 
dem Kiez auch längst schon wieder 
entwachsen — in Richtung Grunewald. 
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Nur wenige schaf- 
fen den Durchbruch 
am Fabrikarbeitsplatz, 
wie die insgesamt 
neun weiblichen Be- 
triebsräte in der Wirt- 
schaft der Stadt oder 
der eine türkische 
Jugendsprecher unter 
West-Berlins Lehrlin- 
gen. Der 2ljährigen 
Fatme Erdem gelang 
es gar, sich bis zum 
Titel „bester Friseur- 
lehrling Berlins“ hoch- 
zutoupieren. 

Freilich, die Aner- 
kennung durch die 
Deutschen reicht sel- 
ten über den Arbeits- 
alltag hinaus. „Die In- 
tegration“, so Sozial- 
senator Olaf Sund, 
„klappt nur in einem 
Punkt, im Betrieb.“ 


Als der 20jährige 


Nihat Dogru nach 
Erwerb der deut- 
schen Staatsbürger- 


a 


Fromme Türken, Geistlicher* 
Kommt es in Kleen-Smyrna... 


...zum Heiligen Krieg?: Fromme Türken, Polizei* 


schaft in den Berliner Polizeidienst trat, 
empfing ihn neben Ermutigung auch 
ein gehässiges Echo aus der Bevölke- 
rung. Tonprobe: „Ich würde niemals 
einen Kanaken in deutscher Uniform 
respektieren.“ 


Die Erlebnisse des türkischen Ord- 
nungshüters belegen Sozialsenator 
Sunds These von der begrenzten und 
nur einseitigen Toleranz vieler deut- 
scher Mitbürger: Akzeptiert werden die 
Türken, solange sie die von Einheimi- 
schen ungeliebte Wechselschicht fahren 
oder die Schmutzarbeit machen. 


Die deutsche Staatsbürgerschaft 
brächte die Türken da nicht unbedingt 
weiter, zumal die Jüngeren aus der 
zweiten Zuwanderergeneration nicht. 
„Komm mal auf die Behörde, da zei- 
gen sie dir, wer du bist“, fürchtet der 
Kreuzberger Sirman. „Und wenn ich in 
die Diskothek will und sage, ich bin 
Deutscher, dann lachen die mich aus.“ 


Die  herablassende Behandlung 
durch die Angestammten lassen sich 


* Oben: Im Islamischen Zentrum in Kreuzberg; 
unten: Razzia auf Waffen bei Moscheebesuchern. 


mittlerweile immer weniger Türken ge- 
fallen. In Jugendfreizeitheimen prügeln 
sich türkische Burschen schon häufiger 
gruppenweise mit ihren deutschen Al- 
tersgenossen. Im Bilka-Kaufhaus an 


der Kottbusser Brücke konnte vor zehn 


Jahren eine türkische Kundin kaum 
einmal in die Brotauslagen greifen, 
ohne gerüffelt zu werden — jetzt ste- 
hen meist gleich zehn Türkinnen gegen 
unhöfliches Verkaufspersonal zusam- 
men und machen auf gut türkisch klar: 
„Ihr.habt ja nur uns als Kundinnen.“ 


„Ein Gutes hat das Getto“, erfuhr 
Aras Ören, Redakteur im Gastarbei- 


Schmähparolen in Berlin: „Der blonde Türk 


ter-Ressort des Senders Freies Berlin, 
„das Selbstbewußtsein der Leute wird 
gestärkt.“ Und so suchen sie in zahlrei- 
chen Organisationen den Rückhalt 
beim Landsmann. Sozialberater Seyfi 
Ecevitoglu hat erfahren: „Wo immer 
ein paar Türken sind, machen sie einen 
Verein“ — Fußballverein, Boxverein, 
Betverein, Idealverein, Arbeiterverein, 
Kulturverein. 


18 Moscheen und zahlreiche Gebets- 
stätten haben sich in Berlin aufgetan. 
Manche in Hinterhöfen, andere in 
Fünfzimmerwohnungen. Hodschas, die 
Vorbeter, werden oft unter frommen 
Arbeitskollegen aus- und notfalls wie- 
der abgewählt, andere kommen als Ko- 
ranexegeten aus der Türkei in hauptbe- 
rufliche Dauerstellung nach Berlin. 

Vielen Moscheen sind Koranschulen 
angeschlossen. Diese islamischen Glau- 
bensschmieden unterrichten nach vor- 
sichtigen Schätzungen türkischer Sze- 
nenkenner rund 4000 Kinder. Lehrstoff 
ist die streng traditionalistische Unter- 
weisung im Großen Buch. Die Kult- 
wahrer in den Gotteshäusern sind vor- 
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e hat es leichter“ 


wiegend rechtslastig. Das schier un- 
durchsichtige Nebeneinander islami- 
scher Strömungen, die in den einzelnen 
Moscheen regieren, reicht von den 
streng orthodoxen Suleyman bis zur 
mystikorientierten Risale-I Nur-Bewe- 
gung, die in Berlin mit drei Moscheen 
und einem Verlag vertreten ist. 


Soviel jedenfalls ist dabei auch 
Nicht-Moslems klargeworden: Um die 
Vorherrschaft innerhalb der Glaubens- 
vielfalt ringen zwei erbitterte Rivalen 
der innenpolitischen Szene der Türkei, 
die Partei der Nationalen Bewegung 
(MHP) und die Nationale Heilspartei 


BE 


(MSP), samt den oft gewalttätigen 
Jungkadertruppen, etwa den berüchtig- 
ten „Grauen Wölfen“. 

Der Streit geht oft im Handstreich- 
verfahren. Ende letzten Jahres traten 
auf einmal 182 neue Gemeindemitglie- 
der in die Moschee „Hagia Sophia“ im 
Bezirk Tiergarten ein. Bald darauf war 
der alte Vorstand entmachtet und 
durch Fanatiker ersetzt — die MSP 
hatte eine Bastion mehr. Allein fünf 
Moscheen haben Gruppierungen dieser 
Partei in den letzten zwei Jahren der 
Konkurrenz abgejagt. 

Manche der Moscheen finanzieren 
sich nach türkischem Brauch durch 
„Almosensteuer“: Gemeindemitglieder 
spenden bis zu 2,5 Prozent ihres Netto- 
einkommens. Das erhöht das Gewicht 
der türkischen Geschäftsleute auch im 
Gemeindeleben und verstärkt zugleich 
die Beziehung dieser Etablierten zu den 
türkischen Rechtsparteien. 

Das Miteinander von Geld und Ul- 
trarechten herrscht seit langem schon 
auch in Kleinasien, hier wie dort mitt- 
lerweile das gleiche Bild — „eine 


Werden Sie Ihr 
eigener 


Chef 


mit einem eigenen, lukrativen Klein- 
unternehmen. Wie Tausende vor Ihnen. 
X Beispiele mit kompletten Start- und 
Aufbauanleitungen, allen Zahlen, Fak- 
ten, Tips und Tricks bringt neuartige 
Wirtschaftszeitschrift. Viele auch für 


nebenberuflichen Start oder als „Zweites 
Bein“ geeignet. 

„Die Welt“ schrieb am 16.7.1979: „Ein 
Verlag liefert pfiffige Ideen ... Hilfe- 
stellung für die ersten Schritte.“ 
Südwestfunk: „Mit Hilfe eines Teams von 
Prüfern untersucht er die interessan- 
testen Geschäftsgelegenheiten auf dem 
deutschen Markt und den internationalen 
Märkten...“ 


Fordern Sie kostenlose „Gratisinforma- 
tion SP“ 


vom Verlag „Die Geschäftsidee“, 
Moltkestraße 95 / SP 
5300 Bonn-Bad Godesberg 


23 Tage Abenteuer-Tour über die Rocky Mountains. 
Reiten. Canoefahren. Incl. Flug ab DM 3.415.- Abflug 
6.6./25.7.119.8.16.9.80. 


26 Tage Trans-Canada-Reise. Quer durch den 
ganzen Kontinent. Ohne Atlantik-Flug. Ab Toronto ab 
DM 1.528.- Termine: 5.5./2.6./30.6.128.7./25.8./ 
22.9.80. 


24 Tage im Camper/Motorhome incl. Atlantik-Flug 
und 3,500 Frei-Kilometer ab DM 1.725.- pro Person. 


14 Tage Sommerhaus-Ferien auf einer Robinson- 
Insel in British Columbien. Ab Vancouver abDM 740,- 


22 Tage Erlebnisreise über die „Traumstraße der 
Welt” durch Canada und Alaska. In der Wildnis zeiten, 
Tiere beobachten, Fahren, Erleben. Incl. Atlantik-Flug 
ab DM 4.290.- Termine: 15.6. und 5.7.80. 


CRD als Spezialist für Canada und USA plant indivi- 
duelle Reisen, Einzel-, Gruppen- und Incentivereisen. 
Rufen Sie an oder schreiben Sie. 
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Hand wäscht die andere“, sagt Merih 
Apakbey von der Arbeiterwohlfahrt. 


MSP wie.MHP verstärken sich regel- 
mäßig durch Mitstreiter aus der Hei- 
mat. Darunter sind, so wissen Kreuz- 
berger Türken, oft genug „Schläger, die 
der Partei in der Heimat zu heiß ge- 
worden sind“. 

Berliner Türkennachwuchs, der Ko- 
ranschule entwachsen, wird partei- 
fromm und im Namen Allahs in Kara- 
te gedrillt. Die Übungsstätten liegen zu- 
weilen gleich neben den Gebetsräumen. 
Ein 18jähriger Arbeitsloser, bereits im 
Kampfsport erfahren, berichtet, wie 
ihn vor der Mevlana-Moschee am 
Kottbusser Tor der alte Hodscha per- 
sönlich zu keilen versuchte: „Ich sollte 
die Ausbildung übernehmen.“ 

Gelegentlich kommt es zwar zu 
Handgreiflichkeiten zwischen den 
Rechten, aber letztlich verbindet der 
gemeinsame Feind: kommunistische 
Arbeiter, sozialdemokratische Flug- 
blattverteiler, linke Sozialbetreuer. 


Am 5. Januar verblutete in der Nähe 
des Kottbusser Tors der Berufsschul- 
lehrer Celalettin Kesim, 36, nach einem 
Messerstich in den Oberschenkel. Vor- 
angegangen war eine Straßenschlacht 
zwischen Linken und Rechten. Der 
rechte Stoßtrupp hatte sich, bewehrt 
mit Ketten, Holzstücken, Gerüststan- 
gen und Messern, vor der Mevlana-Mo- 
schee formiert; seither sind sieben Tür- 
ken als tatverdächtig in Haft. 

Für Innensenator Peter Ulrich ist das 
alles erst der Anfang. Handgreifliche 
Spannungen werden nach seiner Ein- 
schätzung „mit Sicherheit in den näch- 
sten Monaten zunehmen“. Zwar läßt 
der Staatsschutz jetzt die türkischen 
Blätter auswerten, Namenslisten radi- 
kaler Türkenführer werden angelegt, 
die Polizeipräsenz in den Ballungsquar- 
tieren erhöht sich zusehends. Aber „ir- 
gendwo“, so der Innensenator, „hat 
man das Gefühl, man kriegt das nicht 
greifbar.“ 

Diese „Integrationshemmnisse“ (Ul- 
rich) könnten womöglich auch das 
neue Senatskonzept für die Eingliede- 
rung der Türken gefährden, zu dem 
sich die Politiker nun durchgerungen 
haben. 

Der Senat läßt derzeit mit Umfrage- 
trupps die soziale Lage der Hinterhof- 
minderheit erforschen und hat schon 
angekündigt, daß für die Türkenkinder 
bessere Schulbedingungen sichergestellt 
und die Sanierungsprojekte vorange- 
trieben werden sollen. 

Die deutschen Berliner möchte der 
Senat, wieder einmal, „von der Not- 
wendigkeit der _Integrationspolitik 
überzeugen“. Doch die Chancen der Be- 
triebsamkeit mögen selbst Regierungs- 
mitglieder nur behutsam taxieren. 

Sozialsenator Sund, der seit gerau- 
mer Zeit den Koran studiert und schon 
eine Lieblingsstelle gefunden hat (Sure 
113: „Das Morgengrauen“), schätzt die 
Schwierigkeiten so ein: „Das kann 50 
Jahre dauern mit der Integration.“ 
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FRANKFURT 


Dürre Jahre 


Mit Martin Berg hat sich die Frank- 
furter SPD auf einen für CDU-Ober- 
bürgermeister Wallmann unbeque- 
men Gegenkandidaten geeinigt. 


| ee konservative Zeitungen 
taten etwas, wozu sie sonst kaum 
Anlaß sehen. Sie lobten einen Sozialde- 
mokraten. 

Als „integren Mann“ und „Sachken- 
ner von hoher Kompetenz“, der auch 
„glaubwürdigen Ernst“ und „respekta- 
bles Ansehen“ mitbringe, rühmte ihn 
die „Frankfurter Neue Presse“. Seine 
„reiche kommunalpolitische Erfah- 


durch die Partei. Der SPD-Bundestags- 
abgeordnete: „Ein schwerer Prozeß ist 
überstanden.“ 

Schwer lastete auf den Sozialdemo- 
kraten das Erbe des skandalgeschädig- 
ten Ex-OB Rudi Arndt, der die 
Schmach der Wahlniederlage von 1977 
partout selber wettmachen und auf 
eine Oberbürgermeister-Kandidatur 
nicht verzichten wollte. 

Erst als die Frankfurter Partei durch 
Vorstandsbeschluß bekräftigte, daß er 
als Bewerber nicht mehr erwünscht sei 
und ihn die Delegierten des Berliner 
Parteitags im Dezember auch noch aus 
dem Bundesvorstand kegelten, gab 
Arndt auf. Für Martin Berg, der als 
langjähriger Mitstreiter nicht gegen 
Arndt antreten wollte, war der Weg 
frei. Im Februar will ihn der Parteitag 


OB-Kandidat Berg*: Auf den Sockel? 


rung“, die „verbindliche, argumenten- 
reiche Art“ strich die „Frankfurter All- 
gemeine“ heraus. 

Die Lobreden galten Martin Berg, 
47, dem Bürgermeister und Wirt- 
schaftsdezernenten der Stadt Frank- 
furt, mit dem die SPD bei der Kommu- 
nalwahl im Frühjahr 1981 der CDU 


“die absolute Mehrheit wieder nehmen 


und den christdemokratischen Ober- 
bürgermeister Walter Wallmann „vom 
Sockel heben“ will (so Frankfurts SPD- 
Vorsitzender Fred Gebhardt). 

Nach drei dürren Jahren, in denen 
die Sozialdemokraten am Main miß- 
mutig zusahen, wie sich Wallmann mit 
populären Auftritten als „Oberbürger- 
meister aller Frankfurter“ darstellte, 
geht „jetzt plötzlich“, wie Vorstands- 
mitglied Karsten Voigt empfindet, ein 
„spontanes Gefühl der Erleichterung“ 


* Vor dem Frankfurter Rathaus. 


des traditionell unruhigen Unterbezirks 
(12000 Mitglieder) zum Spitzenkandi- 
daten küren. 

Für Wallmann hätte es besser kom- 
men können. Martin Berg, im „bro- 
delnden Kessel der Frankfurter SPD“ 
(„FAZ“) politisch groß geworden, 
kommt innerhalb der Partei mit Linken 
wie mit Rechten aus. Die Genossen 
schätzen seine bedächtige Art, das leise 
Auftreten, die lautere Argumentation, 
Bergs Stallgeruch als Bilderbuch-Sozial- 
demokrat, der sich vom Schneidergesel- 
len zum Bürgermeister hochgearbeitet 
hat. Voigt: „Er ist integrativ und sozial 
eingestellt.“ 

Wesen und Herkunft des Kandida- 
ten allein reichen freilich kaum hin, 
den wortgewandten, mit 'ausgeprägtem 
Gespür für Publicity und politisches Fi- 
nassieren ausgestatteten Wallmann aus 
dem Oberbürgermeisteramt zu kippen. 
Viel wird davon abhängen, ob es den 
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Sozialdemokraten mit Berg gelingt, den 
Wählern die „in Denkprozessen gewon- 
nene Kurskorrektur“ (SPD-Fraktions- 
chef Hans Michel) ihrer innerstädti- 
schen Verkehrs- und Umweltpolitik 
glaubhaft zu machen. 


Auf neue Stadtautobahnen und 
einen gigantischen Alleentunnel (Ko- 
sten: 350 Millionen Mark), von der 
eigenen Partei einst beschlossen, will 
Berg — im Gegensatz zu Wallmann — 
verzichten. Der SPD-Kandidat: 
„Frankfurt wird 1995 nicht 900 000 
Einwohner haben, wie wir mal dach- 
ten, sondern nur noch eine halbe Mil- 
lion. Da müssen wir umdenken.“ 


Vom vielen. Geld für kostspielige 
Prestige-Projekte in der City wie Gar- 
tenhallenbad und Eissportarena, Alte 
Oper und Römerberg, die Wallmann 
Ansehen und absolute Mehrheit erhal- 
ten sollen, möchten die Sozialdemokra- 
ten lieber einiges auf die Stadtteile ver- 
teilen — für kleinere Hallenbäder, 
mehr Sozialwohnungen, ein dichteres 
Straßenbahn-Netz. 


„Wir wollen kein Frankfurt ähnlich 
den vom Kollaps gezeichneten ameri- 
kanischen Metropolen“, erläutert So- 
zialdemokrat Günter Dürr, „denn 
kaum jemand trifft die Stadtzerstörung 
so stark wie gerade die Arbeitnehmer- 
familien in den Stadtteilen.“ 


In der stark überalterten Mainstadt, 
der gutverdienende Angestellte zuneh- 
mend den Rücken kehren, um in city- 
nahen Taunus-Randgemeinden zu sie- 
deln, setzt Berg auf seinen „recht guten 
Ruf“ bei den Rentnern und sozial 
Schwachen, jene typisch sozialdemo- 
kratische Klientel, die der SPD 1977 
scharenweise davongelaufen oder aber 
nicht zur Wahl gegangen war. 


Das wählerwirksame Sozialressort, 
das Berg sechs Jahre lang verwaltete, 
hat ihm der wendige Wallmann, als 
habe er die Entwicklung geahnt, inzwi- 
schen zwar weggenommen und mit 
einem CDU-Mann besetzt. Aber an 
Wallmanns „Strafaktionen“ in der Ju- 
gend- und Sozialpolitik will der SPD- 
Kandidat den „Widerspruch zwischen 
weltstädtischem Gehabe und kleinbür- 
gerlicher. Politik“ des Christdemokra- 
ten deutlich machen. 


Seit der CDU-Machtübernahme 
wird unliebsamen Jugendinitiativen das 
Geld gesperrt, werden Aufführungen 
kritischer Theaterstücke in Jugendzen- 
tren untersagt, kursieren Indexlisten 
für Schulbüchereien, auf denen Auto- 
ren wie Albertz und Böll verzeichnet 
sind; sie behagen dem tiefschwarzen 
Schuldezernenten Bernhard Mihm 
nicht. 

SPD-Vorsitzender Gebhardt möchte 
denn auch gar zu gerne dem „Herrn 
Wallmann das dünne pseudoliberale 
Mäntelchen ausziehen“ und ihn im 
Wahlkampf so zeigen, wie er nach 
Meinung Voigts „wirklich ist: als 
Strauß im Frack“. 
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KERNKRAFT 


Vernehmliches Bauchweh 


Bonns Innenministerium möchte Kern- 
kraftwerke künftig unter. die Erde 
verlagern. Den Widerstand der 
Stromwirtschaft soll ein Außenseiter 
knacken. 


ahrelang mühte sich Günter Hartkopf, 

Staatssekretär im Bonner Innenmini- 
sterium, um Bündnispartner für sein 
Lieblingsprojekt. Dann kam ihm ein 
Unglück zu Hilfe. „Seit Harrisburg“, 
findet Hartkopf, „ist die Zeit reif.“ 


Bestärkt durch das Desaster im US- 
Atommeiler, möchte der Bonner Beam- 
te der westdeutschen Atomindustrie 
einen neuen Standort verpassen: unter 
der Erde. Dort, glaubt Hartkopf, sind 
die strahlenden Kraftwerke besser auf- 
gehoben als an den Ufern von Elbe 
und Rhein. 


Die Manager der deutschen Elektri- 
zitätswirtschaft sind da jedoch anderer 
Meinung. Seit Hartkopf im Oktober 
letzten Jahres auf einem Atomsympo- 
sium in Münster für seine Idee abwech- 
selnd warb und drohte („Ich verwahre 
mich gegen jede Drohpolitik, unser 
Sicherheitsstreben lasse Lichter ausge- 
hen“), ist er bei den Industriellen 
schlecht angeschrieben. 


„Gar nicht glücklich“ seien die Kraft- 
werksbetreiber über den Vorschlag, er- 
fuhr der Staatssekretär. Die Wartung 
der unterirdischen Meiler sei kompli- 
zierter als die der Freiluft-Reaktoren. 
Zudem verlangten die Atombunker 
eine Vielzahl neuer technischer Ent- 
wicklungen. All das koste Zeit und 
bringe neue Risiken. 


Schließlich fielen den Elektro-Mana- 
gern noch die Kosten ein. Ein Unterta- 
ge-Reaktor sei rund 20 Prozent teurer 
als ein herkömmlicher Atommeiler. Bei 
einem Stückpreis von rund 2,5 Milliar- 


Kraftwerk-Planer Hartkopf 
Ohne Sicherheit kein grünes Licht 


den Mark würden immerhin 500 Mil- 
lionen Mark in der Erde vergraben. 


Bonns Hartkopf beeindruckt die 
Hinhalte-Taktik wenig: „Die Kosten 
verdaut die Elektrizitätswirtschaft, 
wenn auch mit vernehmlichem Bauch- 
weh.“ Die Energie aus Uran, so die 
eigene Kalkulation der Nuklear-Mana- 
ger, sei ja auch ein Drittel billiger als 
Kohlestrom. . 

Beistand bekam Hartkopf von Ex- 
perten der Kernforschungsanlage Jü- 
lich. Strom aus einem Untertage-Reak- 
tor, ermittelten die Jülicher, werde al- 
lenfalls acht Prozent teurer als aus 
einem oberirdischen Meiler. 

Auch sonst sieht Hartkopf allen 
Grund, an seiner Idee festzuhalten. 

Rund 25 Gutachten und Expertisen, 
deren Endergebnis Anfang 1981 vor- 
liegt, haben den Staatssekretär schon 
jetzt in seinem Urteil bestärkt. 

Das Einbetten des Reaktors, der 
Schaltanlagen und des Notstromdiesel- 
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gebäudes in eine 65 Meter tiefe Grube: 


— mit einer etwa 10 Meter starken 
Erddecke darüber — bietet den Unter- 
suchungen zufolge wesentliche Vortei- 
le. 


Der Reaktorkern, der die größte Ge- 
fahr birgt, wäre besser vor äußeren An- 
griffen geschützt. So schirmt ein zehn 
Meter starkes Erddach Mörsergranaten 
bis zu einem Kaliber von 120 Millime- 
ter ab. Zudem wäre ein verbunkerter 
Reaktor gegen Luftwaffen- und Ar- 
tillerieangriffe wesentlich besser abge- 
sichert. 

Hinzu kommt: Ein Atommeiler un- 
ter der Erde würde Flugzeugabstürze 
besser überstehen, und Terroristen hät- 
ten es nicht so leicht. 


Schließlich wäre der Reaktor auch 
besser gegen Katastrophen wie in Har- 
risburg gewappnet. Ein Teil der bei 
Schmelzen des Reaktorkerns freiwer- 
denden tödlichen Radioaktivität würde 
gefiltert. Der Rest, so der Trost der 
Hartkopf-Gutachter, werde die Atmo- 
sphäre erst mit einiger Verzögerung 
vergiften. 

Einen Nachteil biete der eingebud- 
delte Meiler allerdings auch: stärker 
verseuchtes Grundwasser. Dieses Rest- 
risiko schätzt ein Experte aus dem In- 
nenministerium nüchtern ein: „Atmen 
muß man, trinken kann man,“ 


Bei derartigen Vorzügen des Unter- 
tagebaus möchte Hartkopf nicht länger 
Zeit verlieren. Die Elektrokonzerne 
sollten, so der Staatssekretär, unverzüg- 
lich zumindest mit dem Bau einer un- 
terirdischen Versuchsanlage beginnen. 


Die Industrie aber sträubt sich — aus 
gutem Grund. Sollten sich die neuarti- 
gen Kraftwerke als sicherer erweisen, 
drohen schwere Geschäftseinbußen. 

Dann, so fürchten die Besteller der 
Stromfabriken, könnten sie durch Ge- 
richtsentscheide gezwungen werden, 
nur noch die teureren Nuklearbunker 
zu bauen. Ihre oberirdischen Reaktoren 
müßten womöglich Stück für Stück 
stillgelegt werden. 

Diese Furcht der E-Werker möchte 
Staatssekretär Hartkopf nutzen. Listig 
versucht der Bonner Beamte, den einzi- 
gen Konkurrenten in der Bundesrepu- 
blik, den die von den zögernden Elek- 
trizitätswerken abhängige KWU hat, 
den Schweizer Multi Brown, Boveri & 
Cie. (BBC), zum Bau der Probeanlage 
zu bewegen. 

Bislang ist BBC im westdeutschen 
Kraftwerksgeschäft ein krasser Außen- 
seiter. Wenn das Unternehmen jedoch 
den Nuklearbunker baut und der Pro- 
belauf erfolgreich abgeht, könnten die 
Schweizer plötzlich vorn liegen. 

Dann nämlich, so lockt Hartkopf, 
hätte BBC den Wettbewerbsvorsprung 
und KWU das Nachsehen. Oberirdi- 
sche Atomkraftwerke würden mög- 
licherweise nicht mehr genehmigt. 

Denn ohne Sicherheit, bekräftigt 
Hartkopf, gäbe „es kein grünes Licht“. 
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AUTOWERBUNG 


Falsches Image 


Westdeutsche Autoverkäufer infor- 
mieren nur ungern über den wahren 
Benzinverbrauch ihrer Autos. 


D: Manager des Kölner Ford-Kon- 
zerns wollten sich nur mit den 
Feinsten der Autobranche messen. Der 
Granada, so priesen sie ihre neue 
Großraum-Limousine vor gut zwei 
Jahren, sei ein Auto, das sich in der Lu- 
xusklasse sehen lassen könnte. 


Inzwischen aber reut der große 
Spruch die Verkäufer in Köln. Zwar 
fuhr das neue Prestige-Modell zunächst 
von Erfolg zu Erfolg. Doch als das 
Benzin immer teurer und der Ölstrom 
immer zähflüssiger wurde, ging es 


BMW-Werbung 
Benzinverbrauch gestrichen 


schlagartig auch mit dem Granada berg- 
ab: Seit dem Spätsommer des vergan- 
genen Jahres ist das Kundeninteresse so 
abgeflaut, daß die Granada-Produk- 
tion mit Kurzarbeit gebremst werden 
mußte. 

„Das Auto hat das falsche Image“, 
jammert Ford-Vorstand Hanswilhelm 
Gäb: Die Leute verwechselten es mit 
einer spritschluckenden Großlimousi- 
ne. 
Schuld an derlei Verwechslungen 
haben die Automanager nicht selten 
selbst. Denn obwohl die Chefs der 
Autokonzerne im Sommer Bonns Wirt- 
schaftsminister Otto Graf Lambsdorff 
zusicherten, sie würden künftig ver- 
stärkt auf den Spritverbrauch ihrer 
Autos hinweisen und damit sogar wer- 
ben, hat sich an der Verkaufsfront we- 
nig geändert: Fast immer wird der 
Autointeressent mit kleingedruckten 
Angaben abgespeist. Oft sind die Zah- 
len zudem geschönt. 

Das besserte sich auch durch die 
Neufassung der DIN-Norm 70030 nur 
wenig. Obwohl gerade mit diesen 
neuen Verbrauchsangaben für mehr 
Klarheit über den Spritkonsum gesorgt 
werden sollte, unterlaufen die Herstel- 
ler das erklärte Ziel mit simplen Tricks. 

Nach der DIN-Norm werden drei 
Werte ermittelt — Verbrauch im Stadt- 
verkehr sowie bei einem konstanten 
Tempo von 90 und 120 Stundenkilome- 
ter. 

Dabei ergibt sich für den Stadtver- 
kehr stets der höchste und dem Alltags- 
verbrauch am nächsten kommende 
Wert. Die Verbrauchszahlen für Tempo 
90 und 120 sind dagegen recht theore- 
tisch: Der Konsum wird auf ebener 
Strecke, bei völlig konstantem Tempo, 
Windstille und mit vorher warmgelau- 
fenem Motor ermittelt. 

Genau diese unrealistischen Werte 
aber finden bei den Autoverkäufern 
den meisten Anklang, weil sie einen 


REKORD & 


Opel-Werbung: Bonbon für den Wirtschaftsminister 
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verkaufsfördernd niedrigen Spritver- 
brauch suggerieren. 


Einige Autokonzerne, wie etwa der 
Wolfsburger VW-Konzern, deren 
Autos vergleichsweise sparsam mit dem 
teuren Benzin umgehen, bemühten sich 
zumindest vorübergehend um Anga- 
ben, die der Realität nahekommen. 


So verfielen die Wolfsburger auf 
einen sogenannten Mischwert. Dabei 
mixten sie 50 Prozent Stadt-Verbrauch 
mit je 25 Prozent bei Tempo 90 und 
120. 


Diese Verbrauchsangaben, lobten die 
Experten der Schweizer „Automobil 
Revue“, seien „besonders präzis“. 

Zum Beispiel verfeuerte ein von den 
Schweizern getesteter BMW 7331 in 
der Praxis 15,7 Liter auf 100 Kilome- 
ter. Der Mischwert nach der VW-For- 
mel: 15,6 Liter. 

Auch ein Golf GTI bewies weitge- 
hende Übereinstimmung von Theorie 
und Praxis: In der Mischkalkulation 
liegt er bei 10,0 Litern, im praktischen 
Test auf der Straße bei 10,2 Litern. 

Doch die Wolfsburger Berechnung 
mißfiel den Herstellern größerer Li- 
mousinen und PS-starker Sportautos. 
Weil deren relativ große Motoren sich 
gerade im Stadtverkehr wegen der 
zahlreichen Starts und Stopps als rech- 
te Spritsäufer erweisen, befürworten sie 
eine andere Arithmetik. Jeweils ein 
Drittel aus den drei Norm-Disziplinen 
sollte ihrer Meinung nach für den 
Mischwert zugrunde gelegt werden. 

Nach dieser Methode arbeitet inzwi- 
schen auch der VW-Konzern — mit 
dem Ergebnis, daß alle Mix-Werte nun 
wieder von der Realität etwas weiter 
entfernt sind. Allerdings geben die 
Wolfsburger in ihrer Werbung auch die 
Einzelergebnisse für den Stadtzyklus 
sowie für Tempo 90 und 120 an. 

Andere Hersteller mögen nicht ein- 
mal den Norm-Verbrauch so offen sa- 
gen. Zum Beispiel läßt BMW den Hin- 
weis gelegentlich ganz weg, andere be- 
gnügen sich mit der unbrauchbaren 
Verbrauchsangabe für Tempo 90. 


Nur in Ausnahmefällen kommen die 
Hersteller ihrem Versprechen an 
Lambsdorff nach und stellen den Ben- 
zin-Durst ihrer Karossen in der Wer- 
bung heraus. So präsentiert VW etwa 
den Jetta mit dem Slogan „Sparen Sie 
los“, versteckt die Verbrauchsinforma- 
tion aber unauffällig im kleingedruck- 
ten Lauftext. 

Mehr im Sinne des Wirtschaftsmini- 
sters handeln da schon Hersteller wie 
Opel, die etwa mit den Verbrauchswer- 
ten ihres Rekord plakativ werben. Auch 
die Ford-Manager haben in ihrer Not 
das Spar-Thema entdeckt. 

Sie stellen den imagegeschädigten 
Granada jetzt als äußerst genügsamen 
Vierzylinder vor und locken Kunden 
mit in der Prestige-Klasse sonst unbe- 
kannten Verheißungen: „Sie zahlen 
weniger und kommen weiter.“ 
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ZAHNÄRZTE 
Vermögensbildung im Mund 


Durch die Verwendung von Silber- 
Palladium anstelle von Zahngold 
könnten die Krankenkassen derzeit 
mehr als zwei Millionen Mark pro Tag 
sparen. 


D er Mannheimer Zahnarzt Rolf Will 
ist ein ungewöhnlicher Mann. In 
Briefen an den Bonner Arbeitsminister 
Herbert Ehrenberg und an seine Stan- 
desorganisation schlug er, reichlich sel- 
ten für Leute seines Berufs, Verbesse- 
rungen vor, mit denen die Krankenkas- 
sen Milliarden sparen könnten. 


Will ärgert sich seit Monaten über 
die Auswirkungen der Goldhausse 
auf die Krankenversicherungen. Der 
Mannheimer Dentist ist überzeugt, daß 
der rare und teuer gewordene Stoff bei 
der Behandlung kranker Zähne sinnlos 
verplempert wird. 


Unzweifelhaft hat der Goldboom in- 
zwischen tiefe Spuren in die Budgets 
der Krankenkassen gezogen. Der Bun- 


Zahnarzt Will 
Gold wird verplempert 


desverband der Ortskrankenkassen dia- 
gnostizierte bereits einen „beängstigen- 
den Kostenschub“. 


Berechneten die Dentallabors den 
Kassen vor einem Jahr knapp 15 Mark 
für ein Gramm Zahngold, so waren es 
vergangene Woche bereits gut 40 
Mark. Aufs Jahr gesehen, bei einem 
Verbrauch von immerhin 35 Tonnen in 
bundesdeutschen Mündern, würde das 
1980 die Summe von etwa 1,4 Milliar- 
den Mark kosten. 


Zahnärzte wie der Mannheimer Will 
sind überzeugt, daß zwei Drittel dieser 


Summe, immerhin rund 2,7 Millionen 
Mark pro Tag, eingespart werden 
könnten. Anstelle von Zahngold müßte 
nur ein anderer Stoff beim Fertigen 
von Zahnersatz verwendet werden — 
das Edelmetall Silber-Palladium. Bei 
Scheideanstalten wie Degussa und He- 
raeus kostet das Zeug derzeit 12,40 
Mark pro Gramm. 

Palladium, ein 1803 entdecktes Edel- 
metall der Platingruppe, besitzt einen 
sehr hellen, silberähnlichen Glanz, ist 
etwas härter als Platin und in erhitztem 
Zustand formbar. Das Metall gilt 
Zahnheilkundlern in Verbindung mit 
Silber als ideale Basis für Kronen und 
Brücken. Denn es ist, so der Hambur- 


Zahnprothese 
Anregung aus der Provinz 


ger Zahnarzt Heinz Hoyer, „absolut 
neutral und bringt für den Patienten 
keinerlei Nachteile mit sich“. 


Nach dem Krieg, als es kaum Gold 
gab, wurde Palladium von sehr vielen 
Ärzten genutzt. „Nachteiliges“, meint 
Hoyer, „wurde nie bekannt.“ 

Mit dem Wohlstand jedoch wuchs 
bei den Bundesbürgern „der Wunsch“, 
so die hessische SPD-Landtagsabgeord- 
nete und Zahnärztin Haidi Streletz, 
„nach Vermögensbildung im Mund“. 

Die Krankenkassen müssen nun da- 
für geradestehen. Allein 1979 erreichte 
der Etatposten Zahnersatz schätzungs- 
weise 6,5 Milliarden Mark. Zusammen 
mit den Zahnarzthonoraren dürfte sich 
der Anteil der Zahnmedizin an den Ge- 
samtkosten der Krankenkassen damit 
auf rund 15 Prozent belaufen. 


Die Beamten des Bonner Sozialmini- 
sters Herbert Ehrenberg griffen Wills 
Sparvorschlag gern auf. Wenn sich 


Energieprobleme kann 


man nicht 


Wenn Ölbohrungen versiegen, 
kann man tiefere Schichten 
anbohren. Oder man kann esan 
anderer Stelle versuchen. Solange 
jedenfalls, bis auch dort nichts 
mehr zu holen ist. 


Oder man denkt nach. 

Wie das Öl, das man hat, besser 
ausgenutzt wird. Und ökonomi- 
scher eingesetzt wird. 

Man muß nur wissen, wie. 


Seit Jahren befaßt sich die 
HAPPEL-Energiespartechnik mit 
der wirtschaftlichen Ausnutzung 
von Energie. 

HAPPEL ist in Europa der größte 
Hersteller von Wärmepumpen. Ihr 
Prinzip macht aus einem Kilowatt 
Strom wenigstens drei Kilowatt 
Heizenergie. Wie ist das möglich”? 


urch Nachbohren lösen. 
Sondern durch Nachdenken. 


Nun, die Wärmepumpe holt sich die 
Wärme dort, wo sie nichts kostet: 
aus der Luft oder aus dem Wasser. 


Mit einer Wärmepumpe von 
HAPPEL sparen Sie über 70 Pro- 
zent Heizöl. 

Sie wird einfach an die vorhandene 
Ölheizung angeschlossen und 
übernimmt an 320 Tagen im Jahr 
die Arbeit, An den nur 40 bis 50 kal- 
ten Wintertagen sorgt wie bisher 
Ihre Heizung für Wärme. Und selbst 
wenn die Heizöl-Preise nicht mehr 
steigen, haben Sie Ihre Investition 
schon in wenigen Jahren wieder 
raus. 

HAPPEL-Wärmepumpen erhalten Sie 


schon ab ca. 9.000,- DM. Die „Kleine“ 


für die Brauchwasserbereitung 
bereits ab ca. 3.700,- DM. 
Keiner hat mehr Erfahrung. 


Übrigens: Elektrisch angetriebene 
bivalente Wärmepumpenanlagen 
nutzen vorhandene Kraftwerks- 
kapazität. 


Wie Sie über 70% Heizöl sparen. 


Name 
| Straße 
| PLzron 


Telefon 


| Hauseigentümer OD Bauherr JO Architekt OD 
| Heizungsfirma OD Ingenieurbüro DO (Bitte ankreuzen) 


HAPPEL® 


| ENERGIESPARTECHNIK 


| Happel GmbH & Co. 
Postiach 2880, D-48690 Heme 2 
| Telefon 02325/481 Telex 08-20312 


Ärztekammern und Krankenkassen- 
verbände zu ihrer nächsten Konzertier- 
ten Aktion treffen, will Ehrenberg die 


„bemerkenswerten Anregungen ein- 
bringen“. 
Die Verwendung von Palladium 


könnte danach in einer neuen Richtli- 
nie festgelegt werden. Patienten, die 
dennoch Goldzähne wollen, müssen 
dann die Mehrkosten selbst tragen. 


Strenggenommen wären neue Richt- 
linien gar nicht nötig. Denn grundsätz- 
lich sind die Ärzte nach der Reichsver- 
sicherungsordnung gehalten, unter 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu 
heilen. Doch auch nach der Initiative 
des Provinzdentisten Will geben sich 
die Standesoberen noch reserviert. Man 
müsse die Fragen „eingehend erör- 
tern“, gab Helmut Zedelmaier, Präsi- 
dent der Kassenzahnärztlichen Bundes- 
vereinigung und designierter CSU-Bun- 
destagskandidat, zu verstehen. 


Und während der Goldpreis von 
einem Rekord zum anderen sprang, 
vergab Zedelmaier erst einmal zwei 
Gutachten, „die Aussagen darüber lie- 
fern sollen, ob und in welchen Fällen 
im gegenwärtigen Zeitpunkt Gold 
durch andere Materialien angemessen 
ersetzt werden kann“. 


Das Geld hätte sich der Funktionär 
sparen können. Bereits 1955 schrieb 
das Autorenteam Eckmann/Herold an 
der Freien Universität Berlin eine Dis- 
sertation über das Silber-Palladium. 
Und ein Jahr später veröffentlichte 
Professor Karl Stegemann in der ange- 
sehenen „deutschen zahnärztlichen zeit- 
schrift“ seine Forschungsergebnisse 


über Korrosionserscheinungen an Me- 


tallegierungen. 
Fazit beider Untersuchungen: Der 
preiswerte Goldersatz ist in neunzig 


Prozent aller Fälle uneingeschränkt 
verwendbar. 


ROHSTOFFE 


Wundersame Geschäfte 


Die Industrie hat entdeckt, daß mit 
Abfällen Geld zu machen ist. 


ünfzehn Jahre lang handelte Lud- 

wig Trzanowski, 45, wie unzählige 
andere Brennstoffhändler nur mit Öl 
und Kohle. Doch seit 1973 hat der Ge- 
schäftsführer der Peter Arnst GmbH in 
Hamburg eine seltene Vorliebe für 
einen unappetitlichen Stoff entwickelt. 
Tonnenweise sammelt der Kaufmann 
abgestandenes und ranziges Fett aus 
norddeutschen Restaurants, Imbißbu- 
den und Kantinen. 

Für Trzanowski ist das alte Bratfett 
ein hochwertiger Rohstoff, und ein fast 
kostenloser dazu, Denn die Küchen 
sind froh, wenn sie das übelriechende 
Zeug los sind und auch noch zehn bis 
zwanzig Pfennig pro Kilogramm dafür 
bekommen. 
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Bei rund 1500 Kunden sammelt 
Trzanowski auf diese Weise etwa 60 bis 
100 Tonnen Öl und Fett im Monat. Ge- 
schmolzen und von Fremdstoffen ge- 
reinigt, wird es von ihm als Halbfertig- 
produkt an Destillationsbetriebe ver- 
kauft. In einem aufwendigen Verfah- 
ren verarbeiten diese Spezialfirmen 
dann die Brühe zu Seife oder Tierfut- 
ter. 


Ähnliche Geschäfte werden in der 
Bundesrepublik immer häufiger getä- 
tigt. Seit die Preise für Öle und Metalle, 
für Kunststoffe und Chemikalien in oft 
ungeahnte Höhen steigen, seit die End- 
lichkeit nahezu aller Rohstoffvorräte 
dieser Erde sichere Gewißheit ist — 


Altpapier-Verwertung: Teurer Rohstoff aus billigem Abfall 


seither geht die Industrie mit den Roh- 
stoffen sparsamer um und versucht 
auch noch die Abfälle zu nutzen. 

Mittlerweile hat sich ein schwung- 
hafter Handel mit dem Ausschuß und 
den Altteilen, mit Resten und Abfällen 
entwickelt. Fast 400 verschiedene Pro- 
duktionsrückstände, von Aceton bis 
zum Zinkoxid, werden von mehr als 
150 Spezialfirmen verwertet. 

Gang und gäbe ist das Rohstoff-Re- 
cycling seit jeher bei Metallen: Nur ein 
Viertel des Metalls, das in Gebrauchs- 
gütern steckt, landet auf dem Müll; das 


meiste sammeln die Schrotthändler ein. 


Neben den Schrotthändlern entdek- 
ken nun immer mehr Branchen den Se- 


Aber Breichzeilig 
istRosenn 


Kein andererTag des Olympiajahres 1980 zeig: 
so deutlich, was ein Videorecorder wert ist: 
Sie können sich in den Trubel des Rosen- 
montags stürzen - zur gleichen Zeitzeichnet 
Ihr FISHER BETACORD zuhäuse die laufende 
Sendung der Winterspiele auf. Automatisch 
und sekundengenau. Nichts Interessantes 


geht Ihnen verloren! 


vıgeorecoramg em preisgünsuges Ver- 
gnügen geworden, denn im Wettbewerb der 


Preise steht ein Sieger bereits fest: 


FISHER BETACORD VBS 7000. Mit dem 
weltweit bewährten, zukunftssicheren Beta- 
system, den preisgünstigen Cassetten für 
3 Stunden und 15 Minuten Spielzeit. Mit den 
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Sn, 


saTnanıE TUNER 


FxtraAusstattungen anabild, Fremsteue- 
rung und »Every-Day-Schaltung«. 
In Action. zu erleben beim FISHER-Fach- 
händler. 


FISHER HiFi Europa, Postfach 229, 8000 München 22 
FISHER Austria, Johannes-Herbst-Str. 23, 5061 Glasenbach 
Egli, Fischer & Co AG, Gotthardstr. 6, 8022 Zürich 


FISHER 
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Altöl-Händler Trzanowski 
Gewinn mit Küchenfett 


gen der Wiederverwendung. So holte 
sich die Glasindustrie 1979 aus rund 
15000 Spezialcontainern, die auf 
Märkten und Kirchplätzen, an Super- 
märkten und Wohnsilos aufgestellt 
wurden, rund 410 Tonnen Altglas. 


Autoreifen werden seit einigen Jah- 
ren in zerkleinerten Schnipseln als Un- 
terbau im Sportplatz- und Straßenbau 
verwendet. Styroporreste dienen Poly- 
esterherstellern als Füllmaterial, Gärt- 
ner verbessern damit die Bodendurch- 
lüftung. 

Die mittelständischen Mineralölraf- 
finerien gewinnen in ihren Aufberei- 
tungsanlagen immerhin ein Drittel der 
in deutschen Landen verkauften 
Schmierstoffe aus Altöl. 


Die bundesdeutschen Papierherstel- 
ler stecken im Jahr mehr als 2,6 Millio- 
nen Tonnen Altpapier und Kartonab- 
fälle in ihre Fabriken. Der Stoff 
wird von den Altpapierhändlern in 
Containern gesammelt, zu 500-kg-Bal- 
len gepreßt und an die Papierfabriken 
verkauft. 

Mit gutem Gewinn inzwischen: Ko- 
stete die Tonne gemischtes Altpapier 
während der Baisse 1976/77 gerade 20, 
so können die Händler heute wieder 
120 Mark verlangen. Anfang der sieb- 
ziger Jahre waren sogar schon mal 300 
Mark pro Tonne drin. 


Weniger wechselvoll ist das Geschäft 
mit Kunststoffabfällen. Wie alle vom 
Öl abhängigen Produkte entwickelten 
sich die Preise für Kunststoff ständig 
nach oben. Und das bekommen auch 
die Second-hand-Verwerter zu spüren: 
Die Nachfrage nach der billigeren Ge- 
brauchtware steigt. 

„Wir könnten“, sagt Otto Repen- 
ning, Verkaufsleiter bei der Kunststoff- 
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verwertungs-Firma Percoplastic, „glatt 
das Doppelte verkaufen.“ 

“Repenning ist ständig auf der Suche 
nach neuen Lieferanten, nach kleine- 
ren Kunststoffverarbeitern, die ihre 
Abfälle und Ausschußware immer 
noch auf den Müll kippen, statt sie ge- 
winnbringend zu verkaufen. 


Neue Kunden und Lieferanten kön- 
nen die Altwarenhändler an einer Bör- 
se finden, die vom Deutschen Indu- 
strie- und Handelstag (DIHT) eigens 
für die Abfallstoffe eingerichtet wurde. 
Monatlich bietet die Abfallbörse des 
DIHT einen Überblick über Angebot 
wie Nachfrage und führt neue Ge- 
sprächspartner zusammen. 


Die DIHT-Einrichtung hat sich in- 
zwischen so bewährt, daß die EG- 
Kommission in Brüssel sie allen Mit- 
gliedsstaaten zur Nachahmung emp- 
fohlen hat. 

Nachgeholfen bei der nützlichen Ab- 
fallbeseitigung hat die Bundesregierung 
mit ihrem 1972 erlassenen Abfallbesei- 
tigungsgesetz. Dieses Gesetz zwingt die 
Industrie, ihre Rückstände auf eigene 
Kosten wegzuschaffen. Um nicht zu- 
viel dabei draufzuzahlen, sannen die 
Manager daher etwas intensiver über 
die Resteverwertung nach. 


Für die DIHT-Umweltexpertin 
Franziska Haenert steht denn auch 
außer Frage, daß „ein unmittelbarer 
Zusammenhang zwischen Gesetzge- 
bung und Abfallbörse besteht“. 

Nach den DIHT-Spielregeln sam- 
meln die regionalen Handelskammern 
Angebote wie Nachfragen aus ihrem 
Bereich und schicken die Offerten 
an ihre Bonner Dachorganisation. Der 
DIHT druckt jeden Monat eine Bun- 
desliste, die ganz oder teilweise von den 
Mitteilungsblättern der Handelskam- 
mern (Auflage: 700 000) nachgedruckt. 
wird. 

Kunststoffe und chemische Rückstän- 
de waren beim Börsenhandel mit dem 
alten Zeug stets die Renner. Angebo- 
ten wurden aber auch so seltsame Stof- 
fe wie Kirschkerne oder asiatisches 
Menschenhaar, angeschimmelter 
Schnittkäse oder Eisenbahnschwellen, 
Chausseebäume oder Toilettensitze. 
Gut ein Drittel der angebotenen und 
nachgefragten Abfälle konnte auch 
vermittelt werden. 

Trotz aller Erfolge sind die Experten 
im Berliner Umweltbundesamt über- 
zeugt, daß die Industrie die Möglich- 
keiten der Abfallwirtschaft bei weitem 
noch nicht ausschöpft. Die Umwelt-Be- 
amten beauftragten daher den Verein 
Deutscher Ingenieure (VDT), bisher un- 
bekannte Verwertungstechnologien zu 
erkunden. 

Die VDI-Ingenieure mußten nicht 
lange forschen. Bei ersten Recherchen 
fanden sie in den Wirtschaftsarchiven 
reichlich Material über die Wiederauf- 
bereitung von Rohstoffen. 


Die Unterlagen stammen aus den 
Kriegs- und Nachkriegsjahren. © 


EP: Dr , 

Kommt, seid unser Gast. 
Schwimmt und badet in dem 
Meer, dem Aphrodite entstieg. 
Oder wandert in den Hainen 
unserer Berge. Feiert das 
Frühlingsfest mit Aphrodites 
Töchtern im Mai. 

Morgens wandern sie auf 
die Felder und sammeln Tau- 
tropfen. Damit waschen sie ihr 
Gesicht, dann wird die heiße 
Sonne des Sommers ihre 
Gesichter nicht verbrennen. 
Später tanzen und singen sie. 
Fremde, die unsere kleine 
Welt betreten, sind will- 
kommen. Ihnen wünschen wir 
Glück in der Liebe. 
Vielleicht hier, wo die 
Gastfreundschaft 
zu Hause ist? 


FREMDENVERKEHRSZENTRALE ZYPERN N 
CYPRUS TOURISM ORGANISATION ZAPERY 


=/r Cyprus Airways bringt Sie hin. 
Regelmäßig jeden Freitag im Linienflug 
ab Frankfurt, Düsseldorf, München. 


SERBIEN COUPON BEREIT 
@l O Erschließen Sie mir mit farbigen 
Prospekten mehr Wissen über Zypern. 
© Senden Sie mir als Willkommensgruß 
der Götter das Poster gleich mit. 
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Name 
Straße 
PLZ/Wohnort 


Fremden- 
verkehrszentrale 
Zypern 

Kaiserstraße 13 
6000 Frankfurt 

Tel. (0611) 284708 
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Wo die Götter zu Hause sind. 1 
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Senator. 
Die Summe fortschriftlicher 
Automobiltechnik. 


Der Senator ist ein Automobil, 
dessen Wert sich nicht allein mit den 
Begriffen „überlegener Komfort“ 
oder „beispielhafte Technik“ um- 
schreiben läßt. Er ist die Realisierung 
eines Konzeptes, das ein Höchstmaß 
an Sicherheit, Komfort und Leistung 
mit besonderer Wirtschaftlichkeit 
und Qualität umfaßt. 

So bietet die nach aerodynami- 
schen Gesetzen entwickelte Karos- 
serieform mit ihrem günstigen Luft- 
widerstandsbeiwert nicht nur hervor- 
ragende Sichtverhältnisse und effek- 
tive Sicherheit - sie ist gleichzeitig von 


Die Abb. zeigt den Senator C. Technische Daten: 2.81..Motor, 103 KW (140 PS): 30 1.S-Motor. 110 LW (150 PS): 30 1.E-Motor, 132 1EW (180 PS) B-Gang-Schongetriebe als Sonderausstattung lieferbar. 
Kraftstoffverbrauch nach DIN 70030 mit Schaltgetriebe (Superkraftstoff): 2.8 1-S-Motor bei 90 km/h 8.7], bei 120 km/h 11.2 ], Stadtzyklus 15.6 1. 
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einer bestechenden, funktionellen 
Asthetik. 
Der Innenraum des Senator mit sei- 
nen perfektgesta- -4 
teten Sitzen, der opti- 
malen Anordnung 
aller Bedienungsele- 
mente und der her- 
vorragenden Ge- 
räuschdämpfung 
bietet souveränen 
Komfort. Das Fahr- 
werk ist sehr sorg- 
fältig abgestimmt für 
hohe Fahrleistung 


ir 


TRITT ERTEILT ERELTTNETRNTENT 


PA 77 


ENATOR® 


ADAM OPEL Aktiengesellschaft 


und neutrales Kurvenverhalten bei 
mustergültigem Federungskomfort. 
Die 6-Zylinder-Reihentiebwerke, 


als 2.8 1- bzw. - in Sonderausstat- 
tung - 3.0 l-Vergasermotor oder 301- 
Einspritzmotor mit L-Jetronic, bieten 
hohe Leistung bei vorbildlicher 


\ Wirtschaftlichkeit. Ein ebenfalls als 


Sonderausstattung erhältliches 5- 
Gang-Schongetriebe hilft zusätzlich 
Kraftstoff sparen, ohne die Fahr- 
leistung zu beeinflussen. 

Den Senator gibt es in drei 
Ausstattungsvarianten: Senator, 
Senator C, Senator CD. 


„Unberechenbar und entscheidungsschwach“ 


Die Spitzen-Manager halten Distanz zum christdemokratischen Kanzlerkandidaten Franz Josef Strauß 


evor der Gast aus München ein- 

traf, schwor sich Deutschlands In- 
dustriellen-Elite auf Grundsatztreue 
ein. 

Mit seinen sieben Stellvertretern war 
sich Rolf Rodenstock, Präsident des 
Bundesverbands der Deutschen Indu- 
strie (BDI), am vorigen Dienstag darin 
einig, an dem vor einem Jahr gefaßten 
Beschluß festzuhalten und im anste- 
henden Wahlkampf für keinen Partei 
zu ergreifen. 

„Geradezu tödlich“ sei es, so ein 
BDI-Vize, sich öffentlich zu einem der 
beiden Kandidaten zu bekennen. 


deutliches Bekenntnis zu Personen, 
Parteien und Programmen erwünschte. 

Er habe zwar, so Strauß, nichts da- 
gegen einzuwenden, wenn auch die Fir- 
menchefs „den demokratisch gewähl- 
ten Regierungschef zu ihren Veranstal- 
tungen einladen würden“ — wie es im 
Dezember die Arbeitgeberverbände an- 
läßlich ihrer Jahresversammlung getan 
hatten. 

Dennoch — die Unternehmer sollten 
doch eines bedenken: Bei der Politik 
des amtierenden Kanzlers sei die Sozia- 
lisierung in allen Bereichen, nicht nur 
in der Wirtschaft, auch in der Schule 
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Strauß vor dem BDI-Gebäude in Köln*: Anti-Stimmung unter den Firmenführern 


Knapp vier Stunden nach dem Vor- 
gespräch am vorigen Dienstag traf der 
Kandidat Franz Josef Strauß terminge- 
recht im braun eloxierten BDI-Pracht- 
haus am Kölner Rheinufer ein. Vor 
dem um rund 50 Präsidiumsmitglieder 
erweiterten Industrie-Klub ließ der 
Unionsmann sich zunächst über Welt- 
politisches und Konjunkturelles aus. 
Dann ließ Strauß sich über das Ver- 
hältnis der Unternehmerschaft zur Po- 
litik aus. 


Für die BDI-Präsidialen war schon 
nach wenigen Minuten klar, daß der 
Bayer sich von Deutschlands Unter- 
nehmern und ihren Verbänden ein 


* Am vorigen Dienstag. 
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oder der Familie so weit fortgeschrit- 
ten, daß selbst unter seiner Kanzler- 
schaft diese Entwicklung „nicht mit 
einem Schlage, sondern erst in Jahren“ 
zu beseitigen sei. 

Schon einige Wochen vorher, bei 
einem Unternehmertreffen, das von 
dem Elektronikfabrikanten Grundig 
arrangiert worden war, hatte Strauß 
sich der Unternehmerschar wärmstens 
empfohlen. Der Unionskandidat da- 
mals: „Gibt es denn eine andere Partei- 
führung, die so wie wir für die Wieder- 
herstellung der marktwirtschaftlichen 
Ordnung eintreten?“ 

Die Szenen wirken grotesk. Ein 


Kanzlerkandidat der CDU/CSU warb 


Strauß-Riege so unfaßbar, 


vor dem wohl beständigsten Förder- 
und Sympathisantenkreis der Doppel- 
partei um Anerkennung und Unterstüt- 
zung, beschwor Vergangenes und Ge- 
meinsames, buhlte um Zustimmung 
und Stimmen. 

Franz Josef Strauß weiß warum: Er 
muß, für ihn selbst unerwartet, gegen 
eine breite Anti-Stimmung unter den 
Firmenführern und Konzernmanagern 
ankämpfen. 

Die Distanz, die das Big Busineß zu 
dem Unionskandidaten hält, ist für die 
daß der 
CSU-Generalsekretär Edmund Stoiber 
vorletzte Woche, quasi zur 
Einstimmung auf das 
BDI-Treffen, die Wirt- 
schaftsführer vor aller Öf- 
fentlichkeit übel anging. 


Weil Manager-Größen 
wie Otto Wolff von Ame- 
rongen, Präsident des 
Deutschen Industrie- und 
Handelstags, keine Hym- 
nen auf den Bayernführer 
anstimmen und weiterhin 
ihre Drähte zum amtieren- 
den Kanzler pflegen, ver- 
dächtigte sie der christso- 
ziale Ausputzer des blan- 
ken Opportunismus. 


Er halte es, so Stoiber, 
für „unmöglich“, „wie 
kurzsichtig die Vertreter 
der deutschen Wirtschaft, 
an der Spitze Otto Wolff 
von Amerongen, ihre Pri- 
vatinteressen, ihre Angst 
um weitere wirtschaftliche 
Erfolge vor die politische 
Auseinandersetzung“ stell- 
ten. 

Sowenig das Lamento 
der bayrischen Seilschaft 
helfen wird, so verständ- 
lich ist es. Bislang konnten 
die Kandidaten der Union 
meist sicher sein, daß die 
Mehrheit unter den Spitzenmännern 
der Wirtschaft ihnen gewogen sein 
würde. Unvergessen ist bei der Union 
der November 1971, als 62 Prominente 
aus der Industrie in einer Anzeigen- 
kampagne („Wir können nicht länger 
schweigen“) demonstrativ das bisher 
deutlichste Wahlbekenntnis zur 
CDU/CSU ablegten. 


„Um von unserem Land schweren 
Schaden abzuwenden“, gaben Kon- 
zernbosse wie Hans Merkle. (Bosch), 
Eberhard von Kuenheim (BMW), 
Daimler-Chef Joachim Zahn und der 
Stahlindustrielle Otto Wolff Geld und 
Unterschrift für den Prominentenpro- 
test gegen den wirtschaftspolitischen 


Kurs des sozialliberalen Kabinetts un- 
ter Willy Brandt. 

Nun, so scheint es, wäre die Manager- 
Elite gar nicht so unfroh, wenn der 
Brandt-Nachfolger Schmidt auch über 
1980 hinaus das Kanzleramt besetzt 
hielte, 


„Viele befürchten“, begründete ein 
Kölner BDI-Tagungsteilnehmer die 
Aversion gegen den Mann aus Mün- 
chen, „daß der mit seiner Unbe- 
herrschtheit zuviel zerschlägt.“ Ein an- 
derer bekennt: „Die CDU ist meine 
Partei, aber Strauß nicht mein Kandi- 
dat.“ 

Niemals zuvor jedenfalls stieß ein 
christdemokratischer Kanzlerkandidat 
im Unternehmerlager auf eine derartig 
massive Front der Ablehnung, auch der 
wegen seiner Führungsschwächen um- 
strittene Helmut Kohl nicht. 


Niemals zuvor auch brachte ihre 
Stammpartei die Industriellen in einen 
solchen Zwiespalt: einerseits die Union 
zu mögen, nicht aber deren Kandidaten 
Strauß; andererseits einen Kanzler 
Schmidt zu akzeptieren, nicht aber des- 
sen Partei. 

Es sind die Prominentesten unter den 
Konzernführern, die dem Spitzenpoliti- 
ker aus Deutschlands Süden die Ge- 
folgschaft versagen, allen voran Boschs 
Merkle, aber auch Mercedes-Zahn 
oder BMW-Chef Eberhard von Kuen- 
heim. 

Mehr noch als im Süddeutschen fin- 
den sich an Rhein und Ruhr erste 
Adressen auf der Gegnerliste, darunter 
der Essener Krupp-Verweser Berthold 
Beitz und der Kölner Industrielle Otto 
Wolff. 

In den Vorständen montanmitbe- 
stimmter Stahlfabriken wie Mannes- 
mann und Thyssen sitzen die Strauß- 
Gegner gleich zuhauf — alle auf strikte 
Anonymität bedacht. Und je weiter es 
nach Norden geht, desto frostiger rea- 
gieren die Unternehmer auf den Aspi- 
ranten von der Isar, 

Selbst so Vollblut-Konservative wie 
Guido Sandler, Generalbevollmächtig- 
ter des Bielefelder Oetker-Imperiums, 
wird von Kollegen eine reservierte Hal- 
tung gegenüber dem CSU-Chef nach- 
gesagt. Auch Preussag-General Gün- 
ther Saßmannshausen oder Commerz- 
banker Paul Lichtenberg zählen zu je- 
nen, die Abstand zu dem Bayern hal- 
ten. 

„In der Strauß-Gunst“, fand der Hol- 
steiner Marmeladenfabrikant (Schwart- 
au) Arend Oetker heraus, „gibt es ein 
Süd-Nord-Gefälle.“ 

Feine Unterschiede halten Kenner 
der Manager-Szene auch hinsichtlich 
der Unternehmensgröße für ange- 
bracht: Unter Eigentümer-Unterneh- 
mern aus mittelständischen Betrieben 
finden sich erheblich mehr Strauß-Fans 
— so der schwäbische Kranbauer Hans 
Liebherr oder der Paderborner Compu- 
terfabrikant Heinz Nixdorf — als un- 
ter angestellten Vorstandsmitgliedern 
in den Großfirmen. 
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Strauß (M.), Unternehmer-Repräsentanten Rodenstock, Wolff: Frostige Reaktion 


Die Mittelständler sehen 
durch einen Kanzler Strauß 
am besten ihre Besitzstände 
gewahrt. Die Manager hinge- 
gen fürchten, daß der konser- 


vative Polter-Politiker ihre 
Geschäftskreise stört. 

Ein Kanzler Strauß könnte, 
so die Bedenken, das deut- 
sche Image im Ausland und 
damit auch den Goodwill für 
Waren made in Germany 
schädigen. Und: Strauß, als 
Kandidat wie als möglicher 
Kanzler, würde wahrschein- 
lich mit seinem Anti-Gewerk- 
schaftskurs die soziale Har- 


ä 


Die Sorge um unsere Wirtschaft und um 
die Sicherheit der Arbeitsplätze niment zu. 


Wir stellen fest: 
© Die Leistung der Wirtächsftiet im Laufe _ chesder, 
gesch 


sinder 
Flaute der Jahre 1966/87. Wenn sich dis 
Schrumptung tortsetzt, 


Wir stehen heute 


Dos bedeutetz 


an. der dio gesamte Volkswirtschaft 
Si „Sorwschwanfilien” ser Konjunktur plätze bedraht. 
Irtehe Wirtechaft immer noch fertig gewor- 
‚Aber 


der Aufschwung bekommen. 

© Nur dann könnten Maßnahmen der Ro- 

Oierung zur Konjunkturbeiebung erlolg- 

reich sen. 

© Nurdann tasten sich GeGemsinschafts- 

aufgaben lösen. 

© Nur denn werden die Arbeisplätze wio- 

ser sicher. 

Sinn dieses Appelia int et. he Lane der Wirt. | 

Schaft reakstisch und ungetärtt darzustel- | 
i 


kan und einen Beitrag dafür zu teisten. daß 
aus, 


monie empfindlich stören — 
mit bösen Folgen für die Ta- 
rifkämpfe. 

Mit Vokabeln wie „unbere- 
chenbar*“ und „unkontrol- 
liert“, „entscheidungsschwach“ 
und „schlecht beraten“ begrün- 
den die Strauß-Gegner aus 
dem Industriellen-Lager ihre 
Bedenken. 

Meist äußern die Konzern- 
Fürsten ihre Aversion mit 
Zurückhaltung und, wenn 
überhaupt, nur in kleinem 
Kreis unter Gleichgesinnten. 

So auch der gerade abgetretene Mer- 
cedes-General und BDI-Schatzmeister 
Zahn. Als ihm in einem Stuttgarter Re- 
staurant die Nachricht von der am 2. 
Juli vergangenen Jahres erfolgten No- 
minierung des Bayern zum Spitzen- 
mann hinterbracht wurde, war seine 
Enttäuschung auch für andere Gäste 
deutlich erkennbar. Dann könnte man, 
rief Zahn spontan aus, gleich die FDP 
unterstützen. 

Ein anderer Stuttgarter Generaldi- 
rektor beließ es nicht bei Unmuts- 


gemeinsamer Verantwortung gemein- 
Ham gehandelt wird. um von ungeremland | 


Unternehmer-Anzeige von 1971 
„Schaden abwehren“ 


äußerungen. Bosch-Chef Merkle gab 
sogar sein CDU-Parteibuch zurück. 
Der Entschluß zum Parteiaustritt, den 
vor ihm kein anderer prominenter In- 
dustrieller so demonstrativ veranstaltet 
hatte, war in Merkle nach einer Unter- 
redung mit dem ehemaligen US- 
Außenminister Henry Kissinger gereift. 

Noch oft danach zitierte der konser- 
vative Merkle Kissingers bissige Be- 
merkungen über den CSU-Politiker. 
Eindringlich habe der Ex-Außenmini- 
ster vor den Folgen einer Strauß-Kanz- 
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Das flüssige GoldausDänemark 


OLLOLSUANIIM 


Aalborg Jubileums Akvavit. Kühl, sanft, würzig. 


lerschaft im Ausland gewarnt. Der 
CSU-Vorsitzende habe in den USA und 
anderswo wenig politische Freunde. 


Mitunter wird dem Kandidaten 
selbst gesagt, daß die Manager ihn kei- 
neswegs als ihren Polit-Messias anse- 
hen. So warf ihm der Nürnberger Bau- 
unternehmer Paul Brochier bei einem 
Treffen mit Topmanagern im Fürther 
Hotel „Forsthaus“ vor, die beiden 
Koalitionsparteien SPD und FDP, aber 
auch die CDU, würden sich mehr um 
die Unternehmer bemühen als die 
CSU. Die Strauß-Partei würde, „ohne 
vorher die Wirtschaft zu informieren“, 
mit ständig neuen Aktivitäten aufwar- 
ten. 

Besonderen Unmut empfand der 
Nürnberger Bauunternehmer über die 
von der CSU-Parteizentrale im Herbst 
verbreitete Kritik an der Einheitsge- 
werkschaft. Dies sei, so Brochier zu 
Strauß, eine „überflüssige Aktion“ ge- 
wesen. 

Das sieht nicht nur der Franke so. 
Auch bei den Topmanagern an Rhein 
und Ruhr lief Strauß mit der Forderung 
auf, dem DGB-Block Konkurrenz-Ge- 
werkschaften entgegenzustellen. 


„Gerade das System der Einheits- 
gewerkschaft“ habe, so beispielsweise 
Mannesmann-Vorstand Franz Josef 
Weisweiler, „den sozialen Frieden“ ge- 
sichert. Arend Oetker von Schwartau, 
Mitglied in den Spitzengremien des Ar- 
beitgeberverbandes wie des Bundesver- 
bands der Deutschen Industrie, sieht im 
Anti-Gewerkschaftskurs der Münchner 
„die Gefahr einer Polarisierung“ zwi- 
schen Gewerkschaften und Unterneh- 
mern. 

Inzwischen hat das Gros der Mana- 
ger begriffen, daß nicht alles, was 
Strauß lautstark ankündigt, ernst zu 
nehmen ist. Nach einem Besuch von 
DGB-Führer Heinz Oskar Vetter in 
der Münchner CSU-Zentrale blies 
Strauß einen schon fest terminierten 
Gewerkschaftstag der CSU kurzerhand 
wieder ab. 

Fortan war auch von einer Konkur- 
renz zum DGB nicht mehr die 
Rede. Der Hauptgeschäftsführer eines 
industriellen Arbeitgeberverbandes: 
„Strauß ist ein wahrer Cunctator, der 
alles schleifen: läßt und nichts durch- 
setzt.“ 

In den bisher. knapp sieben Monaten 
seiner Anwärterschaft auf den Bonner 
Thron hat Strauß viel von seinem Ruf 
eingebüßt, ein Politiker mit Durchset- 
zungsvermögen und Verständnis für 
die wirklichen Probleme der Wirtschaft 
zu sein. 

Selbst seine treueste Truppe, die Fa- 
brikbesitzer und angestellten Firmen- 
führer aus dem Bayernland, beginnt 
an ihm zu zweifeln. Der Anlaß: Mona- 
telang hatten namhafte Unternehmer 
wie Peter von Siemens, Aufsichtsrats- 
chef des Elektro-Multis, oder BMW- 
Boß von Kuenheim versucht Strauß von 
einem Gesetzentwurf abzubringen, der 
die Wirtschaft zwischen Inn und Main 
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mit jährlich zwei Milliarden Mark zu- 
sätzlich belastet hätte. 

Es ging um den Vorschlag der bei- 
den Kirchen, die Zahl der Feiertage in 
Bayern von bisher zwölf in evangeli- 
schen und 14 in katholischen Regionen 
auf einheitlich 14 heraufzusetzen, mehr 
als im Rest der Republik. 

Mit Resolutionen und der Drohung, 
die Spenden-Millionen an die CSU zu 
streichen, bearbeitete die weißblaue 
Unternehmerschaft die Partei. Doch 


\ 


Friedrich Jahn 


erst im letzten Moment, unmittelbar 
vor der Parlamentsabstimmung, stopp- 
te der Ministerpräsident das teure 
Feiertagsvorhaben. 

Die Verärgerung blieb. Von Kuen- 
heim bringt die Mängel des Polit-Ma- 
nagers Strauß auf die bündige Formel: 
„Der Mann ist antriebsarm, entschei- 
dungsschwach und von merkwürdigen 
Freunden umgeben.“ 

In der bierdunstigen Atmosphäre 
des Straußschen Freundeskreises wür- 
den sich weder so distanzierte Manager 
wie Merkle oder der neue VW-Auf- 
sichtsratschef Karl Gustaf Ratjen 
noch Bankiers wie der hanseatisch un- 
terkühlte Alwin Münchmeyer oder 
Wilfried Guth von der Deutschen Bank 
wohl fühlen. 

Der engere Kumpanen-Kreis der 
„Münchner Mafia“ (Parteijargon) wird 
überwiegend von bayrischen Neurei- 
chen gestellt, die es erst in den Wirt- 
schaftswunder-Jahren zu Firmenbesitz 
gebracht haben. 

Von dem Hähnchen-Brater Fried- 
rich Jahn („Wienerwald“) leiht sich 
Strauß dessen Firmenjet vom Typ 
„Mystere“, vom Verbrauchermarktfi- 
lialisten Jost Hurler (,„Suma‘“) läßt er 
sich gern in dessen Prominenten-Hotel 
„Überfahrt“ am Tegernsee einladen. 
Und mit dem Stahlfabrikanten Willy 
Korf hob Strauß so manchen Humpen, 
wenn Korf in München seine Mutter 
besuchte. 

Hält Strauß sich in seinem Urlaubs- 
domizil bei Sainte-Maxime an der Cöte 
d’Azur auf, dann besucht er gelegent- 
lich den Fränkischen Freund und Uh- 
renfabrikanten (Junghans) Karl Diehl 
in dessen Prachtvilla am Cap d’Anti- 
bes. Für größere Törns im Mittelmeer 
borgte er sich im letzten Sommer die 


Willy Korf 


Karl Diehl 


Strauß-Freizeitfreunde 
Umgebung zum Feiern 


Luxus-Yacht Diana II (19 Mann Besat- 
zung) seines Jagdkumpanen Friedrich 
Karl Flick. 

In solcher Umgebung läßt sich zwar 
trefflich feiern. Doch mit politischen 
Anstößen und Ideen kann der Bayer in 
solchen Zirkeln kaum rechnen. Berater 
von Konzernrang und aus den obersten 
Etagen der Banken, die sich täglich mit 
Problemen von Wirtschaft und Gesell- 
schaft auseinandersetzen müssen, zählt 
Franz Josef Strauß nicht zum Kreis sei- 
ner Freizeitfreunde, 


Spitzenmanager aus Ruhr-Konzernen 
sorgen sich daher, der Kandidat könne 
nach der Wahl zum Kanzler alllzusehr 
auf die Einflüsterungen seiner bunten | 
Freunde hören, „Dann würde“, so ein 
Düsseldorfer Stahlvorstand, „bayri- 
scher Provinzialismus in die Bundes- 
hauptstadt Bonn getragen.“ 

Doch einstweilen sitzt Strauß noch in 
München, von wo er mit wachsendem 
Mißmut verfolgt, daß der von ihm als 
ergebenste Gefolgschaft eingeschätzte 
Kreis der Manager ausgerechnet sei- 
nen schärfsten Widersacher Helmut 
Schmidt öffentlich mit Lob und Ehr be- 
denkt. 

Als „einen anerkannten Gesprächs- 
partner der Wirtschaft“ hat BDI-Prä- 
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sident Rolf Rodenstock den Bundes- 
kanzler ausgelobt. Der Brillenfabrikant 
aus München, der gemeinhin als 
Strauß-Fan eingeschätzt wird: „In den 
Grundauffassungen der Wirtschaftspo- 
litik“ bestehe mit der Bundesregierung 
„weitgehende Übereinstimmung“. 


Wütend schimpfte Strauß nach die- 
sem Regierungslob am Telephon seines 
Büros in der Staatskanzlei auf den nur 
wenig weiter in Münchens Isartalstraße 
residierenden Rodenstock ein. 


Mehr noch als von dem Repräsen- 
tanten der Industrie, der bereits seit gut 
20 Jahren „vorwiegend natürlich für 
die CSU“ bei seinen bayrischen Unter- 
nehmerkollegen Spenden locker- 
macht, empfand Strauß sich von den 
überwiegend unionsgefärbten Hand- 
werkern brüskiert. 

Der seit seiner Nominierung um öf- 
fentliche Ehrungen und staatsmänni- 
sche Anerkennung verlegene CSU- 
Mann bat die Handwerker, ihm die 
versprochene Auszeichnung mit dem 
goldenen Ehrenring des Verbandes auf 
dem Münchner Handwerkstag Ende 
November vergangenen Jahres zu 
überreichen. 

Nur wenige Wochen später verlieh 
Christdemokrat und Handwerker-Prä- 
sident Paul Schnitker einem noch wür- 
digeren Kandidaten die Auszeichnung 
— dem amtierenden Kanzler. Anfra- 
gen aus der CSU-Zentrale hatten die 
Ringverleiher lakonisch beschieden: 
Der Juwelier sei noch nicht fertig. 


Das war zuviel für den Strauß-Gehil- 
fen Edmund Stoiber. Vor der CDU- 
Mittelstandsvereinigung in Oldenburg 
schimpfte der Bayer über die Untreuen 
aus Industrie und Handwerk: Während 
Strauß und die Unionsparteien die So- 
ziale Marktwirtschaft „erschaffen, auf- 
gebaut“ hätten, „geht Herr Rodenstock 
daher und sagt, der Kanzler Helmut 
Schmidt ist Garant der Sozialen Markt- 
wirtschaft. Dann wird dem Helmut 
Schmidt vom deutschen Handwerk 
auch noch der goldene Ring verliehen.“ 


Er hat es schon schwer, der Stoiber 
Edmund, sein Über-Ich so richtig zu 
verkaufen. Da tagte unlängst die Voll- 
versammlung des Deutschen Industrie- 
und Handelstags (DIHT) in München, 
der Ober-Bayer war protokollgerecht 
auch als Festredner vorgesehen. 


Doch den Veranstaltern schien der 
Auftritt geradezu peinlich. 


Für München als Tagungsort und, 
damit verbunden, für die Einladung an 
den Ministerpräsidenten des Landes 
glaubte sich DIHT-Präsident Otto 
Wolff regelrecht vor der Versammlung 
entschuldigen zu müssen: Das Präsidi- 
um habe sich schon 1976, als von 
einem Kanzlerkandidaten Strauß 
noch längst nicht die Rede war, für die 
bayrische Hauptstadt entschieden. 


Daß nun Strauß als Festredner er- 
scheine, sei, so der Stahlindustrielle, 
„schierer Zufall“. 
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„Da sind wir unsicher“ 


SPIEGEL-Interview mit BDI-Präsident Rolf Rodenstock 


Industrie-Sprecher Rodenstock*: „Ich bin zur Neutralität verpflichtet“ 


SPIEGEL: Herr Rodenstock, vor 
wenigen Tagen hat CSU-Generalsekre- 
tär Edmund Stoiber Sie öffentlich ge- 
scholten, weil Sie sich allzu positiv über 
Bundeskanzler Helmut Schmidt geäu- 
Bert haben. Hat der BDI-Präsident sich 
zu weit vorgewagt? 


RODENSTOCK: Stoibers Äußerun- 
gen haben nicht nur bei mir Überra- 
schung ausgelöst. Die Vorwürfe sind in 
der Sache unberechtigt und in der 
Wiedergabe unrichtig. 


SPIEGEL: Was ist denn falsch 
wiedergegeben worden? 


RODENSTOCK: Ich habe in einem 
Interview des Süddeutschen Rundfunks 
Ende November mich zu der Frage ge- 
äußert, ob die Wirtschaft besonders 
enge, gute Beziehungen zur Bundesre- 
gierung, insbesondere zum Bundes- 
kanzler, hätte... 


SPIEGEL: Haben Sie gesagt, Schmidt 
sei der Garant der Marktwirtschaft? 


RODENSTOCK: Nein, ich habe das 
weder in dem Interview noch sonst ir- 
gendwo gesagt. Ich habe lediglich über 
die Grundsätze der Marktwirtschaft 
gesprochen. In diesem Zusammenhang 
habe ich auch den Bundeswirtschafts- 
minister, Otto Graf Lambsdorff, er- 
wähnt, der aus unserer Sicht markt- 
wirtschaftliche Grundsätze vertritt. 
Hier sollten nicht Gegensätze gesucht 
werden, wo keine sind. 


* Vor einem Bild seines Vaters im Sitzungsraum 


der Optischen Werke Rodenstock; mit SPIEGEL- 
Redakteuren Peter Bölke und Rudolf Wallraf. 


SPIEGEL: Anders herum: Helmut 
Schmidt ist für Sie kein Garant der 
Marktwirtschaft? 


RODENSTOCK: Die Frage mußte 
ja wohl kommen! 


SPIEGEL: Sicher, Sie müssen sich 
dazu schon etwas deutlicher äußern. 
Wenn der Präsident des Bundesverban- 
des der Deutschen Industrie von einem 
Parteifunktionär — noch dazu auf- 
grund eines Mißverständnisses, wie Sie 
es jetzt darstellen — so angegangen 
wird, möchten wir gern wissen, worum 
es eigentlich geht. 


RODENSTOCK: Ich verkenne nicht, 
daß der Bundeskanzler Verständnis für 
marktwirtschaftliche Zusammenhänge 
hat. Nach meiner Erkenntnis und 
Beobachtung ist er kein Freund von 
Dirigismus oder von noch mehr Staat 
in der Wirtschaft. Eine andere Frage 
ist, wie die Strömungen innerhalb sei- 
ner Partei laufen. Da sind wir unsicher, 
was langfristig wirklich die Richtlinie 
und politische Marschroute sein wird. 


SPIEGEL: Hat Stoiber inzwischen 
erkannt, daß er danebengegriffen hat? 


RODENSTOCK: Herr Stoiber hat 
mir in einem Telephongespräch erklärt, 
er wisse inzwischen, daß ich die um- 
strittene Äußerung gar nicht gemacht 
habe. Er stelle diesen Irrtum gerne mit 
dem Ausdruck des Bedauerns richtig. 
Er erklärte weiterhin, daß es keinerlei 
Anlaß gebe, an der Vertrauensgrundla- 
ge und an der Übereinstimmung in 
ordnungspolitischen Grundsatzfragen 


Zweifel zu haben. Es liege ihm auch 
völlig fern, irgendwelche Motive zu un- 
terstellen, die nicht von Aufrichtigkeit 
und Honorigkeit getragen seien. 


SPIEGEL: Eine schöne Entschuldi- 
gung. Dann ist ja alles wieder im Lot. 
Hat denn der BDI nicht inzwischen 
einen Kniefall vor dem Kanzlerkandida- 
ten Strauß gemacht? 

RODENSTOCK: Ich nehme an, daß 
der BDI und ich als Präsident hinrei- 
chend dafür bekannt sind, daß wir kei- 
ne Kniefälle machen. Wir sind partei- 
politisch unabhängig, was aber nicht 
bedeutet, daß wir uns wirtschafts- und 


Rodenstock-Kritiker Stoiber 
Entschuldigung am Telephon 


gesellschaftspolitischer Neutralität be- 
fleißigen. 

SPIEGEL: Franz Josef Strauß hat 
bereits mehrfach ein klares Bekenntnis 
der Industrie zur Union gefordert. Ist 
darüber am Dienstag vergangener 
Woche bei seinem Besuch im BDI nicht 
gesprochen worden? 

RODENSTOCK: Im Detail nicht. 
Diese Einladung an Strauß ist schon 
vor Monaten ergangen, also nicht in ir- 
gendeinen Zusammenhang mit zeitbe- 
dingten Irritationen oder Verstimmun- 
gen zu stellen. 

SPIEGEL: Steht denn die deutsche 
Industrie nach diesem Besuch voll hin- 
ter Strauß? 

RODENSTOCK: Niemand erwar- 
tet, auch Strauß nicht, daß sich der 
BDI einseitig nach einer bestimmten 
Partei ausrichten sollte. 

SPIEGEL: Das scheint ja am Diens- 
tag eine sehr harmonische Veranstal- 
tung gewesen zu sein. 

RODENSTOCK: Es gab mit Sicher- 
heit keine geladene, gespannte Atmo- 
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sphäre. Wir haben uns offen ausgespro- 
chen, wie das üblich und notwendig ist. 
Herr Strauß hat sehr deutlich unsere 
Ansicht bestätigt, daß Parteien und 
Verbände ganz unterschiedliche Auf- 
gaben haben. 


SPIEGEL: Herr Rodenstock, die 
deutsche Industrie müßte doch eigent- 
lich auch mit der Bonner Regierung zu- 
frieden sein. Das Wachstum des ver- 
gangenen Jahres ist passabel, 35 Mil- 
liarden Mark Steuergelder sind im 
Laufe der Jahre in Konjunkturpro- 
grammen ausgegeben worden, das neue 
Steuerpaket bringt Entlastungen.... 


RODENSTOCK: Das ist bekannt- 
lich nicht so geraten, wie wir uns das 
vorgestellt haben. 


SPIEGEL: Was stört Sie an dem 
Steuerpaket der Bonner? 


RODENSTOCK: Wir erkennen an, 
daß eine Entlastung der mittleren und 
kleinen Einkommen notwendig ist. Das 
wird von uns voll unterstützt und getra- 
gen. Die ebenfalls unter inflationären 
Entwicklungen leidenden Unterneh- 
men aber bekommen Entlastung nur in 
homöopathischer Dosierung. Kleinst- 
korrekturen bei den Wertfestlegungen 
in der Vermögensteuerbilanz oder die 
Abschaffung der Lohnsummensteuer. 
sind noch nicht hinreichend für das, 
was die Zukunft an Anforderungen 
und Belastungen für die deutsche Wirt- 
schaft bringen wird. 


Die Investitionsbereitschaft der Un- 
ternehmen ist doch der Schlüssel für 
die Lösung aller Zukunftsfragen und 
für die Sicherung einer angemessenen 
Beschäftigung. Da aber sehe ich eben 
noch keine hinreichenden steuerpoliti- 
schen Voraussetzungen. 


SPIEGEL: Ist die deutsche Industrie 
schon wieder investitionsunlustig? 


RODENSTOCK: Nein, aber vor- 
beugen ist besser als heilen. Wir sollten 
nicht warten, bis die nächste Investi- 


tionsschwäche kommt. Das habe ich: 


auch dem Wirtschafts- und dem Fi- 
nanzminister gesagt. 

SPIEGEL: Haben Sie konkrete Vor- 
schläge gemacht? 

RODENSTOCK: Wir meinen, daß 
die Wirtschaft schwerpunktmäßig bei 
den Steuern, die unabhängig vom Er- 
trag erhoben werden, entlastet werden 
müßte, also bei der Gewerbekapital- 
steuer oder bei der Vermögensteuer. 
Überdies könnten die Abschreibungs- 
möglichkeiten — vor allem bei gering- 
wertigen Wirtschaftsgütern — verbessert 
werden. Das würde noch einmal gerade 
auch kleineren und mittleren Betrieben 
neue Impulse geben. 


SPIEGEL: Ist das alles, was Sie sich 
von den Bonnern wünschen? 


RODENSTOCK: Nein. Wir haben 
vor allem Sorgen, was die Zukunftsvor- 
sorge ganz allgemein angeht. Alle Pro- 


Mein letzter 
Dänemark-Urlaub 
hat mich um eine 
Genußerfahrung 
reicher gemacht: 


In einem typischen dänischen Krug 
empfahlen mir Freunde, Dänemark- 
Fahrer aus Passion, drei exquisite 
dänische Spezialitäten von drei ausge- 
sprochenen dänischen Spezialisten: 
Wir schmausten zuerst die herrlichen 
marinierten Heringsfilets von 
GLYNGORE, durften dann den 
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frischen LIMFJORD-Muschelsalat 
genießen und ließen uns zum Ab- 


schluß köstliche Rote Grütze von 
SVENDBORG munden. 


Und wie ich jetzt feststellen konnte, 
gibt es diese dänischen Köstlichkeiten 
überall auch bei uns in Deutschland. 


1968 war es vielleicht noch nicht 
an die Energiekosten zu denken. 


o zwingend, schon beim Bauen 


Der Ölpreis war noch annehmbar. Die 
Stromrechnung hatte weniger Stellen vor dem 
Komma. Von Energieknappheit kaum die 
Rede. 

Da hat man beim Bauen noch nicht so dar- 
auf geachtet, welche Wandkonstruktion Ener- 
gie und damit Heizkosten sparen könnte. 

Heute sicht dasaalles ein bißchen anders aus. 
Das Öl kostet mittlerweile biszu 65 Pf. Kein Tag 
vergeht, an dem nicht eine neue Hiobsbotschaft 
über die Energieversorgung, über gestiegene 
Preise in den Nachrichten steht. Daß diese Ent- 
wicklung noch nicht zu Ende ist, wird von Ex- 
perten vorausgesagt. Und deshalb empfehlen 
Fachleute, die es wissen müßten, für die Zukunft 
mit Nachdruck die mehrschalige Bauweise. 

Wie gedämmte KS-Außenwände. Sie sind, 
unabhängig von der Energieart, die wir einmal 
haben werden, außerordentlich wirtschaftlich. 
Weil sie eine hohe Wärmedämmung haben 
und durch hohe Wärmespeicherung im Som- 
mer für behagliches und gleichmäßiges Raum- 
klima sorgen. 

Der gute, alte Kachelofen stand Pate. Innen 
mit schweren Hintermauersteinen, die Wärme 
drinnen halten und sie zur Raumseite wieder 
abgeben, und zusätzlich noch mit Wärmedäm- 
mung, die verhindert, daß zuviel Wärme und 
damit Heizkosten nach draußen verlorengehen. 

Kalksandsteine gibt es in verschiedenen 
Größen und Ausführungen. Für attraktives 
Sichtmauerwerk und großformatige Kalksand- 
steine für rationellen Kellerbau und kostenspa- 
renden Wandaufbau. 

Logisch, daß eine solch massive Wandkon- 
struktion hohen Schallschutz bietet. 

Wenn Sie uns den Coupon schicken, be- 
weisen wir Ihnen, daß Sie mit gedämmten KS- 
Wandkonstruktionen bei einem Einfamilien- 
haus von 272qm beheizter, nutzbarer Fläche 
über 1250 Liter Öl im Jahr sparen können. Das 
sind bei einem Ölpreis von 65 Pf jährlich über 
800 Mark weniger Heizkosten. 


Gedämmte KS-Außenwand. 
Die Wand, die Energie spart. 


KS’ 
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gnosen über die Deckung des Energie- 
bedarfs scheinen uns nicht genügend 
abgesichert. Der Kraftwerkbau etwa ist 
für die nächsten zehn Jahre nicht aus- 
reichend, um auch nur eine mäßige 
Stromverbrauchszunahme abdecken zu 
können. Weiterhin drängen wir ständig 
— auch da geht die Regierung zu zö- 
gernd und langsam vor —, daß wir 
mehr Vorsorgepolitik für einige grund- 
legende Rohstoffe betreiben. Da ist ei- 
niges im Gange; aber das bedarf immer 
wieder entsprechender Impulse und 
Vorstellungen von unserer Seite. Das 
gleiche gilt auf dem Gebiet der For- 
schung und Entwicklung, wo mehr für 
die mittelständischen Betriebe getan 
werden sollte. 


der Arbeitgeberseite erklärt, daß unsere 
Einstellung zum Deutschen Gewerk- 
schaftsbund eine völlig eindeutige ist: 
Obwohl wir nicht erfreut sind, daß der 
Deutsche Gewerkschaftsbund eine 
Schlagseite zur SPD hat, kann uns 
nicht im geringsten daran gelegen sein, 
von dem Prinzip der Einheitsgewerk- 
schaft abzugehen und zersplitterte 
Richtungsgewerkschaften zu bekommen. 


Das haben wir rechtzeitig mitgeteilt, 
und es ist deshalb auch nicht berech- 
tigt, wenn hier und dort hinterher Ent- 
täuschung darüber angedeutet wurde, 
daß die Wirtschaft in dieser Frage 
nicht mitgezogen habe. 


SPIEGEL: Viele Ihrer Kollegen in 
den großen Aktiengesellschaften an 


Marktwirtschaftler Rodenstock, Schmidt: „Es gibt auch Gemeinsamkeiten“ 


SPIEGEL: Herr Rodenstock, das 
sind doch recht allgemeine Vorschläge 
und keineswegs grundlegende Einwän- 
de gegen die Politik der derzeitigen Re- 
gierung. Meinen Sie trotzdem, daß Sie 
mit einem Kanzler Strauß besser be- 
dient wären? 


RODENSTOCK: Wenn Sie erlau- 
ben, möchte ich da einmal von Perso- 
nen absehen. Ich halte es persönlich 
nicht für angebracht, hier Noten für 
Persönlichkeiten des politischen Lebens 
auszuteilen. Zudem bin ich als Präsident 
des BDI zu parteipolitischer Neutralität 
verpflichtet. 

SPIEGEL: Halten Sie es für klug, 
wenn Strauß den Deutschen Gewerk- 
schaftsbund attackiert und mit Kon- 
kurrenz-Gewerkschaften droht — um 
dann kurz darauf, nach einem Ge- 
spräch mit DGB-Chef Heinz Oskar 
Vetter, wieder einzulenken? 

RODENSTOCK: Ich habe in Über- 
einstimmung mit meinen Kollegen von 
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Rhein und Ruhr haben im Gegensatz 
zu Ihnen starke Vorbehalte gegen 
Strauß. Sie befürchten etwa, daß ein 
Kanzler Strauß die Gegensätze zwi- 
schen Unternehmerschaft und Gewerk- 
schaften wieder verschärfen könnte. 


RODENSTOCK: Dies ist eine völlig 
unbewiesene Behauptung. Auch Herr 
Vetter bekundete ja Herrn Strauß ge- 
genüber, daß eine Änderung der Mehr- 
heiten im Bund und damit eine andere 
Bundesregierung kein Anlaß sei, die 
loyale, wenn auch kritische Einstellung 
zur Regierung zu überprüfen. 


Und was die Unternehmen angeht: 
Wir sind die letzten, die ewig in Kon- 
frontation stehen wollen. Das haben 
auch die Gespräche mit dem Deut- 
schen Gewerkschaftsbund gezeigt. Es 
gibt Gott sei Dank auch genug Ge- 
meinsamkeiten und nicht nur unter- 
schiedliche Interessen. 


SPIEGEL: Herr Rodenstock, sind 
Sie eigentlich noch Vorsitzender der 


Staatsbürgerlichen Vereinigung in 
Bayern, die vor allem Geld für die 
CSU aufzutreiben hat? 


RODENSTOCK: Ich dachte es mir, 
daß Sie das fragen würden. Ja, ich bin 
noch Vorsitzender der Staatsbürgerli- 
chen Vereinigung in Bayern. 


SPIEGEL: Sie sammeln also noch 
Spenden für die CSU? 


RODENSTOCK: Ich sammle nicht. 
Aber es gehen Beträge ein, die wir wei- 
tergeben, nicht nur an die CSU. Wir ha- 
ben das gemacht, damit die Spenden- 
sammelei in etwas geordneten Bahnen 
verläuft — auf völlig legalem Wege 
übrigens. 

SPIEGEL: Ganz uneigennützig und 
ausgewogen werden die Spenden Ihrer 
Vereinigung doch wohl nicht verteilt? 


RODENSTOCK: Nach unseren Sta- 
tuten werden die politischen Gruppie- 
rungen unterstützt, die unseren grund- 
legenden Vorstellungen von der Wirt- 
schaftsordnung entsprechen. 


SPIEGEL: Wird auch im BDI für 
Parteien gesammelt? 


RODENSTOCK: Der BDI hat mit 
Parteispenden überhaupt nichts zu tun. 


SPIEGEL: Der BDI hat auch keine 
Verteilungsfunktion für irgendwelche 
Beiträge einzelner Mitglieder? 

RODENSTOCK: Nein, der BDI 
hatte nie eine Verteilungsfunktion, und 
er hat auch jetzt keine. 


SPIEGEL: Manche Ihrer Kollegen 
aus der Industrie wollen ihre Spenden 
diesmal nicht dem Büro des Kanzler- 
kandidaten überweisen, sondern an die 
Bonner CDU-Zentrale geben lassen. 


RODENSTOCK: Ich habe mich mit 
Parteifinanzierung außerhalb Bayerns 
überhaupt nicht beschäftigt und will 
das auch nicht tun. 

SPIEGEL: Haben Sie jemals mit 


dem Hinweis auf Spenden der Wirt- 
schaft Druck auf die CSU ausgeübt? 


RODENSTOCK: Nein, um Gottes 
willen, es gehört zu meinen ehernen 
Grundsätzen, da überhaupt keine 
Kausalität herzustellen. Ich würde das 
für höchst verderblich halten. 


SPIEGEL: Sie waren doch, als 
Strauß in Kreuth die Unions-Fraktion 
spaltete, einer derjenigen, die wieder 
für eine Versöhnung sorgten? 


RODENSTOCK: Ja, das war vor 
meiner Zeit als BDI-Präsident. Dazu 
stehe ich. Ich habe mich aus meinen 
politischen Erfahrungen heraus darum 
bemüht, dazu beizutragen, daß die Ge- 
meinsamkeit der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion erhalten bleibt. 


SPIEGEL: Haben Sie damals mit 
Strauß nie von Spenden gesprochen? 

RODENSTOCK: Niemals, das hätte 
eher das Gegenteil dessen bewirkt, was 
ich wollte. 


Heye, Needham 


erühmte kleine 
Grerät,mit dem Sie 
ren Blutdruckganz 
einfach selbst unter 
Kontrolle halten: ® 


Rk-lest. 


E hat Medizingeschichte gemacht, denn es ermöglicht jedem, 
seinen Blutdruck selbst unter Kontrolle zu halten. 

Und wie wichtig das gerade für Menschen mit hohem Blutdruck ist, 
bestätigt jeder Arzt. Selber zu Hause Blutdruck messen, diese aktive Gesundheitsvorsorge ist mit 
einem Gerät aus dem RR-Test Programm kein Problem mehr. 

RR-Test gibt es nur in Apotheken. Denn der Apotheker ist 
Fachmann. Er hat die meiste Erfahrung, Vertrauen Sie seiner 


Empfehlung und lassen Sie sich das RR-Test Programm erklären: 
RRTe st Das bewährte RR-Test Standard, das RR-Test Visuell mit optischer 


Anzeige oder das komfortable RR-Test Electronic. 
druckmeßgerät Er zeigt Ihnen gern, wie einfach es jetzt ist, mit RR-Test Ihren 
zu Blutdruck unter Kontrolle zu halten. 


RR-Iest: Ein großer Fortschritt in der Gesundheitsvorsorge. 


NS-RICHTER 


Sehr verlockend 


Der Berliner Justizsenator hat seine 
Staatsanwälte angewiesen, die Er- 
mittlungen gegen ehemalige NS- 
Richter an Freislers Volksgerichtshof 
wiederaufzunehmen — mindestens 
zehn Jahre zu spät. 


Is der Nationalsozialistt Roland 
Freisler 1942 den Volksgerichtshof 
(VGH) übernahm, gab er es Adolf Hit- 
ler schriftlich, der VGH werde „sich 
stets bemühen, so zu urteilen, wie er 
glaubt, daß Sie, mein Führer, den Fall 


selbst beurteilen würden“ — „in Treue 
Ihr politischer Soldat Roland Freisler“. 

Freisler entschied sich meist für den 
Henker. Das NS-Sondergericht verur- 
teilte von 1942 bis 1944 genau 4951 
Deutsche zum Tode, manche nur des- 
halb, weil sie einen politischen Witz er- 
zählt hatten. 

Sechs Senate bewerkstelligten die 
NS-Abschreckungsjustiz, Volljuristen 
jeweils im Gericht (zwei je Senat) wie 
bei der Anklage — insgesamt 84 Rich- 
ter und Staatsanwälte, die an den tau- 
sendfachen Unrechtsakten des Volks- 
gerichtshofs beteiligt waren. Kein einzi- 
ger von ihnen wurde deswegen bislang 
in der Bundesrepublik wirksam zur Re- 
chenschaft gezogen. 


Volksgerichtshof-Verhandlung 1944*: „Die Rübe muß runter“ 
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Protest gegen Rehse-Urteil 1968: Freispruch nach 231 Todesurteilen 
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Obwohl es immer mal wieder Er- 
mittlungen gab — die rechtskräftige 
Verurteilung auch nur eines einzigen 
VGH-Juristen brachte die westdeut- 
sche Justiz nicht zustande. So mutet 
denn auch anachronistisch an, daß 
jetzt, 35 Jahre nach Kriegsende, die 
Verfolgung der VGH-Juristen noch 
einmal aufgenommen werden soll. 


Der Berliner Staatsanwalt Bernhard 
Jahutz, der sich darum zu kümmern 
hat, ist jünger als die Zeitspanne der 
Versäumnisse: 34. Er sieht die längst 
vergilbten Akten durch, seit der Berli- 
ner Justizsenator Gerhard Meyer 
(FDP) im Herbst letzten Jahres die An- 
klagebehörde beauftragt hat, die Er- 
mittlungen noch einmal in Gang zu 
bringen. 

Nicht nur von Binäisiigselignand 
neten bekam Meyer Unterstützung. 
Vorletzte Woche wandten sich 40 
Hochschullehrer mit einem offenen 
Brief an ihn: „Die demokratische Justiz 
hat einen Ruf zu verlieren, falls sie 
schützende Paragraphen über die Mör- 
der im Talar des Volksgerichtshofs ... 
breitet.“ 

Freilich, keiner der Professoren oder 
der Abgeordneten hat den Namen 
eines neuen Verdächtigen geliefert oder 
auch nur einen Hinweis auf neue Spu- 
ren. Auch der Senator selber hat kein 
neues Tatsachenmaterial zur Hand — 
normalerweise die Voraussetzung für 
eine Wiederaufnahme strafrechtlicher 
Ermittlungen. Beisteuern konnte Meyer 
nur eine noch nicht einmal neue 
Rechtsansicht: Der Volksgerichtshof sei 
womöglich gar kein „unabhängiges Ge- 
richt im Sinne des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes“ gewesen. 


Mit einem Aufsatz in seinem Partei- 
blatt „Berliner Liberale Zeitung“ kam 
der Senator, behutsam im Konjunktiv, 
dem Problem schon näher: „Es könnte 
der Eindruck entstanden sein, als ob 
die Justiz sich bisher selbst geschont 
hätte.“ 

Dieser Eindruck täuscht keineswegs. 
Eine Selbstreinigung der deutschen Ju- 
stiz von den Schatten der Vergangen- 
heit hat nicht stattgefunden — sie ist 
bis heute blockiert worden, und die Ge- 
schichte dieser Verhinderung läßt sich 
stationsweise zurückverfolgen wie ein 
Kreuzweg. 


Am Anfang stand die Juristenan- 
sicht, ein solcher NS-Richter sei für sei- 
ne Todesurteile allenfalls dann wegen 
Mordes oder Totschlags hinter Schloß 
und Riegel zu bringen, wenn man ihm 
zugleich eine vorsätzlich begangene 
Rechtsbeugung nachweisen könne. 

Einen entsprechenden Paragraphen 
hielt das Strafgesetzbuch auch bereit. 
Wie überall im Gesetz, wo schlicht 
von Vorsatz die Rede ist, genügte und 
genügt dafür, daß der Täter die Ver- 
wirklichung des entsprechenden Straf- 
tatbestandes zwar nur für möglich hält, 


* Mit Senatsvorsitzendem Freisler (M.), Beisitzer 
Rehse (rechts daneben). 
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aber billigend in Kauf nimmt (indirek- 
ter Vorsatz). 

Das gefiel den Richtern vom Bun- 
desgerichtshof (BGH) in Karlsruhe 
nicht — so leicht sollte kein Angehöri- 
ger der eigenen Zunft auf die Anklage- 
bank. Ohne jede Stütze im Gesetzestext 
entschieden sie 1956 in freier Rechts- 
auslegung: Bestraft werden könne ein 
Richter für seine Urteile nur dann, 
wenn er geradezu darauf abgezielt hat- 
te, das Recht zu beugen (direkter Vor- 
satz). 

Das neugeschaffene Haftungsprivi- 
leg kam ausschließlich dem Richter zu- 
gute. Entschuldigt wurde die Feigheit 
des Richters, der sich an seinen Rich- 
terstuhl klammerte und weiter richtete, 
obwohl er wissen mußte, daß er un- 
recht tat. 


Freisler, ehemals Kommunist und 
seit 1925 NSDAP-Mitglied, ließ keinen 
Angeklagten ausreden, scherte sich 
nicht um Paragraphen, schrie vom 
Richterstuhl herunter, begann die Sit- 
zung oftmals schon mit der Ankündi- 
gung „Die Rübe muß runter“ und ver- 
zichtete meist auch auf jede Beratung 
und Abstimmung über das Urteil. Die 
Quote seiner Todesurteile lag höher als 
die aller anderen Senate: Allein 1943 
waren unter den insgesamt 1332 von 
Freisler Abgeurteilten 769, gegen die er 
die Todesstrafe verhängte (er selber 
kam im Februar 1945 bei einem Bom- 
benangriff um). 

Beisitzer Rehse hatte an mindestens 
231 Todesurteilen mitgewirkt. Sieben 
der krassesten Urteile, in denen sich die 
Todesstrafe nicht einmal aus den NS- 


Berliner Justizsenator Meyer: Hat sich die Justiz selbst geschont? 


Der nächste kollegiale Gunstbeweis 
wurde manchem NS-belasteten Richter 
durch langjährige Tatenlosigkeit der 
Strafverfolger zuteil. „Bereits in den 
sechziger Jahren hat die Berliner 
Staatsanwaltschaft umfangreiche Er- 
mittlungen gegen ehemalige NS-Rich- 
ter und Anklagevertreter geführt“, 
rühmt Senator Meyer heute. Es war in 
Wahrheit schon zu spät. 

1960 verjährten alle vor Kriegsen- 
de begangenen Totschlagsdelikte. Üb- 
rig blieben mithin allenfalls noch dieje- 
nigen Richter und Staatsanwälte, denen 
man Mord per Richterspruch — Tö- 
tung also aus niedrigen Beweggründen 
— hätte nachweisen können, und das 
waren schon sehr viel weniger. 

Einer von ihnen — er blieb bis heute 
der einzige — wurde 1967 trotz allem 
noch angeklagt: der Kammergerichts- 
rat Hans-Joachim Rehse, Beisitzer am 
Volksgerichtshof in jenem 1. Senat, den 
Freisler selber leitete. 
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Sonderstrafbestimmungen herleiten 
ließ, hatten die Berliner Ankläger her- 
ausgegriffen und gegen Rehse auf le- 
benslang plädiert. 


Vorsitzender des Berliner Schwurge- 
richts war damals Friedrich Geus, der 
sich heute mit dem zähflüssigen Drenk- 
mann/Lorenz-Prozeß abmüht. Verunsi- 
chert durch eine weitere BGH-Ent- 
scheidung, die damals alle Rechtstheo- 
rien zum Begriff der Täterschaft über 
den Haufen geworfen hatte, verurteilte 
er im Sommer 1967 den VGH-Richter 
Rehse lediglich als Mordgehilfen zu 
fünf Jahren Zuchthaus — immerhin. 


Die Staatsanwaltschaft legte Revi- 
sion gegen das Urteil ein, und Rehse 
selber auch. Im Frühjahr 1968 hob der 
5. BGH-Strafsenat das Geus-Urteil auf 
und verwies die Sache an ein anderes 
Schwurgericht zurück: Als gleichbe- 
rechtigter Richter eines Kollegialge- 
richts könne Rehse nicht lediglich 


Mordgehilfe, sondern müsse, wenn er 
schuldig sei, dann auch Täter sein. 
Allerdings schrieben die Bundesrich- 
ter einen Satz in ihr Urteil, der sich spä- 
ter als Fallstrick erwies — freilich 
nicht für Rehse und Kollegen: Auch 
der Volksgerichtshof, so der BGH, sei 
ein unabhängiges, nur dem Gesetz un- 

terworfenes Gericht gewesen. 

Der zweite Prozeß endete im Dezem- 
ber 1968 mit einem Freispruch. Der 
Schwurgerichtsvorsitzende, Kammer- 
gerichtsrat Ernst-Jürgen Oske, damals 
42, konnte in den Volksgerichtshofsur- 
teilen des Kammergerichtsrats Rehse 
nichts Strafwürdiges entdecken. Mit 
einer aalglatten Urteilsbegründung 
brachte er die Erkenntnis zuwege, Reh- 
se habe sich bei seinen Todesurteilen 
nicht von sachfremden Erwägungen 
leiten lassen, der Rechtsbeugungsvor- 
satz sei ihm nicht nachzuweisen. 


Im In- und Ausland schlugen Entset- 
zen und Empörung hoch. Richter Oske 
erlitt einen Nervenzusammenbruch, 
wurde als Strafrichter abgezogen und 
urteilt inzwischen als Vorsitzender 
einer Zivilkammer über Mietstreitigkei- 
ten. 

Auch gegen das zweite Rehse-Urteil 
hatte die Berliner Staatsanwaltschaft 
Revision eingelegt. Doch im Herbst 
1969, noch bevor es zu einer weiteren 
BGH-Entscheidung kam, starb der 
Freisler-Kumpan an Herzversagen, 
friedlich und daheim in Schleswig. 

Auf den Rehse-Tod folgte die vor- 
letzte Etappe der Justizbemühungen in 
eigener Sache: Ein weiteres Jahrzehnt 
der völligen Ruhe trat ein. Es war die 
Zeit, da noch so mancher Volksge- 
richtshofrichter und Ankläger im 
Dienst der bundesdeutschen Nach- 
kriegsjustiz amtierte oder zumindest 
seine Pension verzehrte. Oberstaatsan- 
wälte waren darunter, Amtsrichter und 
auch schon mal ein Senatspräsident am 
Obergericht, doch das ist nun weitge- 
hend Vergangenheit. 

Rein ‚gar nichts spricht gegen die 
These des Berliner Justizsenators 
Meyer, der Volksgerichtshof sei viel- 
leicht doch kein unabhängiges Gericht 
gewesen und der verschlungene Um- 
weg über die Rechtsbeugung überflüs- 
sig, um einen Blutrichter von damals 
mit neuem Anlauf doch noch auf die 
Anklagebank zu bringen. Bleibt nur die 
Frage, warum kein Staatsanwalt und 
kein Justizminister in den letzten zehn 
Jahren nach dieser Einsicht verfuhr, als 
noch einige belastete NS-Juristen leb- 
ten. 

1974 wurde der Rechtsbeugungs-Pa- 
ragraph sogar gesetzlich neu gefaßt. 
Seither ist die Haftungsschwelle — 
auch für Richter — wieder herabge- 
setzt. Kein Grund zur Unruhe für bela- 
stete NS-Juristen: Zu ihren Ungunsten 
darf die Vorschrift rückwirkend nicht 
angewandt werden. 

Für einen zweiten Fall Rehse, wo- 
möglich gar mit anderem Ausgang, 
sind ein paar Hürden im Jahre 1980 


nicht zu leugnen. Vonnöten wären ein 
ehemaliger NS-Richter oder -Staatsan- 
walt, der noch lebt und obendrein ver- 
handlungsfähig bleibt, entsprechende 
Todesurteile aus seiner Feder, ein 
Schwurgericht, das ein solches Verfah- 
ren überhaupt eröffnet und dann noch 
gegen den Bundesgerichtshof urteilt, ein 
BGH-Senat schließlich, der in der Revi- 
sion von der Rechtsprechung des eige- 
nen Gerichts abweichen will und deshalb 
den Großen Senat anruft — und zu 
allem noch viele Jahre Zeit. 


Der Berliner Staatsanwalt Jahutz, 
mit dieser Aufgabe betraut, gibt sich 
voller Idealismus: „Die Sache interes- 
siert mich, ein sehr verlockendes The- 
ma.“ Aber wie das so ist: „Es ist nicht 
sicher, ob einer oder gar mehrere Ver- 
dächtige noch leben. Wir haben ja 
weitgehend die Geburtsdaten. Die mei- 
sten müßten heute so an die hundert 
Jahre alt sein.“ 


JUSTIZ 
Anlaß zu Mißdeutungen 


Acht Jahre nach einer Straßen- 
schlacht in München muß ein Mitläu- 
fer ins Gefängnis — des olympischen 
Friedens wegen. 


D: „taktische Plan“ gab Anweisun- 
gen für den „Kampf um die Stra- 
Be“. Ein „roter Antikriegstag“ sollte 
den Massen zeigen, „daß es richtig ist, 
heute gegen den Polizeiapparat zu 
kämpfen“. 

Die „Reaktion der Bourgeoisie“ auf 
solche „Auseinandersetzungen“ wurde 
in der Münchner City getestet. Erst 
marschierten dreitausend gegen den 
Krieg und sonstwas, dann, nachdem 
die Demonstration vom veranstalten- 
den Kommunistischen Jugendverband 
Deutschlands selbst aufgelöst worden 
war, spaltete sich der Zug. Mit Axtstie- 
len, Metallrohren und Fahnenstangen 
bewaffnete Politrocker hakten unter. 


Die Knüppelgarde rollte die Fuß- 
gängerzone am Karlstor auf; 58 Polizi- 
sten wurden „beim Kampf gegen den 
Bonner Staat“ verletzt. Vorbei war’s 
mit dem olympischen Frieden der 
„heiteren Spiele“ von München '1972 
— dem Rabbatz folgte, drei Tage dar- 
auf, das Massaker von Fürstenfeld- 
bruck. 


Zwei Olympiaden später, Lake Pla- 
cid beginnt nächsten Monat, sitzt ein 
Schlachtenbummler von damals im 
nordrhein-westfälischen Attendorn im 
Gefängnis, im sogenannten offenen 
Vollzug. Zehn weitere Genossen waren 
im Laufe der Jahre abgeurteilt worden; 
der Wattenscheider Facharbeiter Die- 
ter Vogelmann, 35, ist der letzte. Und 
sein Fall ist nicht gerade der Musterfall 
für Gelassenheit westdeutscher Gerich- 
te, 
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Gegen alle juristischen Gewohnhei- 
ten muß Vogelmann eine Kurzstrafe 
von einem Jahr verbüßen, obwohl er — 
anders als die anderen Verurteilten — 
ganz gewiß nur ein Mitläufer gewesen 
ist. Erst Monate nach der Münchner 
Straßenschlacht war ‚die Staatsanwalt- 
schaft bei der Sichtung von Bildmate- 
rial, das von Staats- und Verfassungs- 
schützern beschafft worden war, auf 
Vogelmann aufmerksam geworden. 
Drei weitere Jahre vergingen bis zum 
Urteil der ersten Instanz. 

„Aus generalpräventiven Motiven“, 
so die Begründung, verurteilte das 
Münchner Amtsgericht den Demon- 


L— 


Verurteilter Vogelmann (I.)*: Bewährung verweigert 


stranten zu einem Jahr Haft ohne Be- 
währung. Nach einer Berufungsver- 
handlung bestätigten das Landgericht 
und schließlich voriges Jahr das Bayeri- 
sche Oberste Landesgericht das Straf- 
maß. 

Dabei war in allen Instanzen unstrit- 
tig, daß Vogelmann „kein Schlagwerk- 
zeug bei sich“ hatte (Bayerisches Ober- 
stes Landesgericht), daß er sich „be- 
wußt nicht an den schweren Ausschrei- 
tungen beteiligt“ hatte (Amtsgericht 
München) und schon gar nicht „in die 
Fußgängerzone eingedrungen“ war 
(Landgericht München). 

Dem Mitläufer wurde zum Verhäng- 
nis, daß er zeitweise „in den vordersten 
Reihen“ mit einem Schutzhelm gesich- 


* Anfang 1979 bei einem Auftritt mit der Bochu- 
mer Polit-Theatergruppe „Die Pfeffermühle“. 


tet worden war und sich „mit der Ziel- 
richtung identifiziert“ hatte. Diese Um- 
stände wertete das Landgericht Mün- 
chen als „gemeinschaftlichen Wider- 
stand gegen Vollstreckungsbeamte in 
Tateinheit mit Landfriedensbruch“. 

Solch wuchtiger Umgang mit dem 
Strafrecht ist schon ungewöhnlich, 
noch seltsamer aber, daß alle drei In- 
stanzen dem bis dahin Unbescholtenen 
die Bewährung verweigerten. Denn 
Kurzstrafen bis zu zwölf Monaten wer- 
den seit gut zehn Jahren in der Bundes- 
republik kaum noch vollstreckt, wenn 
— so Paragraph 56 des Strafgesetzbu- 
ches — zu erwarten ist, daß der Verur- 
teilte „auch ohne die 
Einwirkung des Straf- 
vollzugs keine Strafta- 
ten mehr begehen 
wird“. 

Vogelmann, ein 
ehemaliger Physik- 
Student, hatte sich seit 
1972 tadellos geführt. 
Er „lebt sozial ange- 
paßt“, erkannten so- 
gar die Richter, und er 
arbeitete als Dreher 
mit abgeschlossener 
Lehre bei Thyssen- 
Henschel in Mülheim. 
Nach Feierabend war 
er Akteur bei der lin- 
ken Bochumer Thea- 
tergruppe „Pfeffer- 
mühle“ und schlug die 
Gitarre im kommuni- 
stisch gestimmten Es- 
sener Eisler-Chor — 
was nicht strafbar ist. 
Von seinem „künfti- 
gen legalen Verhal- 
ten“ gingen denn auch 
selbst die Münchner 
Richter aus. 


Gleichwohl sitzt 
Vogelmann jetzt, fast 
acht Jahre nach dem 
Chaotensturm im Ge- 
fängnis. Allem An- 
schein nach ist für alle 
drei Münchner Gerich- 
te der Fall geeignet, jugendliche Rebel- 
len abzuschrecken — fragt sich, wo- 
von. 

Vogelmann, so wies das Landgericht 
die Richtung, habe „nichts darüber ge- 
sagt, daß er sich von Demonstrationen 
nun distanziere“. Und „wenn die Ver- 
teidigung der Rechtsordnung sie gebie- 
tet“, so schränkt der Paragraph 56 ein, 
„wird die Vollstreckung nicht ausge- 
setzt“. 

Die merkwürdigste Begründung da- 
für, daß Dieter Vogelmann nicht so be- 
handelt wird wie gewöhnliche Straftä- 
ter, lieferte ebenfalls das Landgericht: 
Zustände, die „den Begriff des olympi- 
schen Friedens“ diskreditierten, dürften 
sich nicht breitmachen. Und alle Nach- 
sicht, so schließlich die höchste Instanz, 
„könnte in der Bevölkerung Anlaß zu 
Mißdeutungen geben“. 
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Ein Drittel der Welternte wird 
jährlich allein durch Schadorga- 
nismen vernichtet. In einer Welt, 
in der immer noch Hunger und 
Unterernährung herrschen! 


Ohne die Agrarchemie sind die 
Probleme der Welternährung 
heute nicht mehr zu lösen. Aber 
so unumgänglich der Einsatz von 
Agrarchemikalien ist und sein 
wird, so zwingend stellt sich die 


Frage nach der Verantwortung 
gegenüber dem Menschen und 
seiner Umwelt. Die BASF hat sich 
dieser Verantwortung immer ge- 
stellt. Denn die BASF war sich der 
Verantwortung immer bewußt. 


Über eine der vorsichtigsten Wissenschaften 


BASF: Pflanzen 


chützen heißt 
Menschen nutzen 


Nur eine von zehntausend 
setzt sich durch. 


Substanzen der BASF-Pflanzen- 
schutz-Forschung werden im 
Durchschnitt acht bis zehn Jahre 
lang geprüft. Dabei müssen sie 
gesetzlich vorgeschriebene bio- 
logische, toxikologische und 
Umwelt-Hürden nehmen. 

Nur jeder zehntausendste Wirk- 
stoff besteht alle Prüfungen auf 
dem Weg zum fertigen Produkt, 
Rund 30-40 Millionen Mark hat 
allein die Entwicklung gekostet, 
ehe dieses Produkt mit der amt- 
lichen Zulassung für die Produk- 
tion freigegeben wird. 


80 Prozent unserer 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse 


sind rückstandsfrei. 


Moderne Pflanzenbehandlungs- 
mittel entwickeln wir heute so, 
daß sie möglichst schnell wieder 
abgebaut werden. Sobald sie ihre 
Wirkung gegen die Pflanzen- 
schädlinge getan haben, zerfallen 
die meisten schon unter dem Ein- 
flußvonLuft, Lichtund Stoffwech- 
selumsetzungen. Es gibt sie also 
schon nicht mehr, wenn die 
Früchte geerntet werden. Eine 
stolze Leistung. Die entschei- 
dende Frage aber ist, ob in den 
restlichen 20% der Agrarprodukte 
überhaupt Rückstandsmengen 
von Pflanzenbehandlungsmitteln 
vorhanden sind, die der Gesund- 
heit des Menschen abträglich 
sein könnten. 


BASF-Pflanzenbehandlungsmittel 
haben hohe Sicherheitsreserven. 


Lediglich der hundertste Teil, oft 
nur der tausendste Teil der Men- 
ge, den empfindliche Tierarten 


Rüc) janalysen, 
en 


Diese Pit et 
ereen erhalten 
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in Langzeitversuchen ohne jeden 
Schaden vertragen, wird für den 
Menschen als oberste Grenze 
toleriert. Nun ist aber für den Ge- 
setzgeber dieser Wert noch nicht 
automatisch die vertretbare 
Grenze. Denn in der Praxis wird 
meistens eine wesentlich gerin- 
gere Rückstandsmenge erreicht. 
Diese bestimmt er dann zur er- 
laubten Höchstmenge. 


3 von 3 Milliarden. 


Unvorstellbar genau sind BASF- 
Methoden der Rückstandsana- 
Iyse. Mit den hochsensiblen Meß- 
instrumenten lassen sich noch 
3 Moleküle unter 3Milliarden fest- 
stellen. Da entgeht uns nichts. 
Sicherheit ist bei BASF oberstes 
Gebot! 


Kostenlose 48seitige 
BASF-Informations-Broschüre. 
Bitte anfordern! 


BASF Aktiengesellschaft 
D-6700 Ludwigshafen 
VKW 


„Ab 1987 Kontrollen in Vergnügungsvierteln“ 


Ein Datenschutz-Szenario: Deutschland nach Einführung des EDV-Ausweises 


„Bedrückend“ und „begründet“ nennt der Regensbur- 
ger* Informationsrechtler Professor Wilhelm Steinmüller 
ein Szenario, das gegenwärtig unter Vorstandsmitglie- 
dern westdeutscher Datenschutz-Verbände kursiert. Die 
Autoren, Fachwissenschaftler und EDV-Experten, stellen 
dar, welche Folgen der maschinenlesbare Plastikausweis 


D: neue Personalausweisgesetz wird 
für die zukünftigen Ausweise zwei 
wesentliche Neuerungen bringen: Fäl- 
schungssicherheit und Maschinenles- 
barkeit. 

Für die Sicherheitsbehörden dürften 
beide Eigenschaften gleich wichtig sein. 
In der öffentlichen Darstellung wird je- 
doch — Zufall? — die Maschinenles- 
barkeit verdrängt. 


Die Kritik konzentrierte sich auf drei 
Datenschutzfragen: Werden im Aus- 


frastruktur, deren Aufbau viele Jahre 
dauert und aufwendig ist, heute und 
durch uns geschaffen wird. Verbote 
können bei verändertem politischen 
Klima in Tagen beseitigt sein oder ein- 
fach umgangen werden. 


Ein weiteres gravierendes Problem 
ist „die Maschinenlesbarkeit an sich“. 
Ihre Langzeitwirkung gefährdet 
Grundrechte, und es ist nicht erkenn- 
bar, wie man dies wirksam verhindern 
könnte. 


BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND / FEDERAL REPUBLIK OF GERMANY 


PASSKARTE P 
PASSPORT CARD 


Land’Country Code 


Kaften Nr Card no 


1643404711 


€ il’Sex Geburtsort/Place.of bijah 


BONN 


ttiäutbority 
E x x 


Ausstelflungsdatum/Date gl issue 


2 JANUAR 78 


e Gultgreupäte or expiry 
2 JANUAR 83: 


Unterschrift. des inhaberstHoiders sıgnature 


D..643404711MUSTERMANN.RENATE..- -„ur-ere nee 


BD. 050 FH ....F020178*12P 


haben könnte, den Bonns Innenminister Baum ab 1981 
ausgeben will. In dem am 17. Januar vom Bundestag 
verabschiedeten, vom Bundesrat noch zu bestätigenden 
Ausweisgesetz sehen Bürgerrechtler schon jetzt eine 
„Büchse der Pandora“ 
SPIEGEL veröffentiicht Auszüge aus dem Szenario. 


(Humanistische Union). Der 


gewichtet wird, dürfte bei Einführung 
der Maschinenlesbarkeit bevorstehen: 


1980: Neues Personalausweisgesetz. 
Ausgabe der neuen Ausweiskarten laut 
Bundestagsdebatte ab 1981. 


1981: Neues Paßgesetz oder entspre- 
chende Verordnung, um auch die Rei- 
sepässe fälschungssicher und maschi- 
nenlesbar zu machen. Ausgabe der 
neuen Pässe laut Bundestagsdebatte 
wahrscheinlich ab 1982. 


Neuer Pesshiliiswels (Entwurf), ke. „Perfektestes Überwachungssystem der Welt“ 


weis zu viele oder gar verschlüsselte, 
„geheime“ Daten untergebracht? Wird 
im Zusammenhang mit der Ausweis- 
Ausgabe oder -Produktion eine Datei 
der Gesamtbevölkerung entstehen? 
Wird die Seriennummer des Ausweises 
oder der Ausweistext (durch die ma- 
schinenlesbar starr festgelegte Dar- 
stellung von Name und Geburtstag) 
zum Personenkennzeichen werden? 


Diese drei Probleme sind durch 
inzwischen formulierte Änderungsvor- 
schläge des Bundesinnenministeriums 
teilweise entschärft worden. Doch sind 
die Lösungsversuche, auch wenn sie in 
der heutigen, relativ stabilen politi- 
schen Lage ausreichend erscheinen mö- 
gen, sehr krisenanfällig: Sie bestehen 
nämlich weitgehend schlicht aus An- 
wendungsverboten. Diese ändern nichts 
daran, daß die mißbrauchsträchtige In- 
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Die Maschinenlesbarkeit führt un- 
weigerlich zu fortschreitender Überwa- 
chung des Bürgers. 


Zwar wurden, ebenfalls durch leicht 
änderbare und umgehbare Formulie- 
rungen, der maschinellen Ausweisnut- 
zung gewisse Grenzen gesetzt, doch 
darf jeder in Staat und Wirtschaft Aus- 
weise maschinell erfassen. Die Sicher- 
heitsbehörden dürfen den Ausweis dar- 
über hinaus „zur automatischen Er- 
schließung von Dateien“ einsetzen — 
beschränkt auf Zwecke „der Strafver- 
folgung und der Gefahrenabwehr“, das 
heißt für diese Behörden: praktisch un- 
beschränkt. 


Folgendes „Szenario“ der Weiterent- 
wicklung, das teilweise schon jetzt so 
geplant ist, teilweise in Kauf genom- 
men wird, teilweise vielleicht anders 


Ab etwa 1982: Einführung kompati- - 
bel maschinenlesbarer Ausweise und 
Pässe in anderen Staaten. Da sich die 
Bundesrepublik, laut Bundestagsdebat- 
te, an „internationale Vereinbarungen“ 
und „EG-Vorstellungen“ hält und die‘ 
neuen Ausweiskarten im Maschinenle- 
seteil die Kennung  „D“ enthalten, ist 
sicher, daß hier ein internationales Sy- 
stem aufgebaut wird. Fraglich ist, ob 
sich Länder mit einer Bürgerrechtstra- 
dition wie England und die USA einem 
solchen System anschließen werden. 
Die Ausweise und Pässe der im Aus- 
land reisenden Deutschen werden dort 
natürlich ohne Rücksicht auf bei uns 
geltende Schutzparagraphen maschi- 
nell erfaßt. 


Ab etwa 1983: Kompatible Maschi- 
nenlesbarkeit für weitere Datenträger 
(Führerschein, Kfz-Schein etc.). 


Polizeiliche Fahndung: Schrecken aus der Jackentasche? 


1984: Verzicht auf markante Schrit- 
te auf dem gezeichneten Weg. Belesene 
Menschen könnten sich provoziert füh- 
len. 


1987: Ende der fünfjährigen Umstel- 
lungszeit für Ausweise und Pässe. Jeder 
besitzt nun eines der maschinenlesba- 
ren Ausweismedien. Es wird jetzt folge- 
richtig die Pflicht zur Mitführung ver- 
schärft, am besten durch eine Strafvor- 
schrift, damit die verbesserte Situation 
voll genutzt werden kann. Dies erfor- 
dert keine Vorbereitungen technischer 
oder organisatorischer Art, sondern 
nur politisch akzeptables Timing. Eine 
Terrorismus-Krise oder — durch Ent- 
hüllungen zeitlich steuerbar — ein 
Rauschgift-Eklat bereiten den Boden 
für die entsprechenden kleinen Geset- 
zesänderungen. 


Ab 1987: Die Sicherheitsorgane ver- 
stärken Massen- und Dauerkontrollen 
von Bewegungen und Aktionen der 
Bürger. Mit den heutigen, den Bürger 
belästigenden Verfahren kann man nur 
recht begrenzte Kontrollen politisch 
durchsetzen, denn es muß dabei aufge- 
schrieben werden oder auf Bildübertra- 
gungsgeräte aufgelegt und ins Terminal 
eingetastet werden; es dauert Zeit, 
stört, - fällt sehr auf, kostet viel Perso- 
nal, demonstriert daher auch uner- 
wünscht viel polizeiliche Präsenz. 


Ein maschinenlesbarer Ausweis da- 
gegen läßt sich mit einem handgriffgro- 
Ben Lesegerät, in dem die Schrifterken- 
nungs-Mikroelektronik steckt, lesen. 
Speichern kann man zum Beispiel auf 
eine Mini-Kassette eines kleinen Käst- 
chens von der Art eines Taschendik- 
tiergerätes, das in der Jackentasche des 
Beamten steckt. Man braucht keinen 
Direktanschluß an einen Computer 
und kann trotzdem, mit einem Gesamt- 
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Zeitaufwand von nur zwei bis drei Se- 
kunden(!) pro Person, den Ausweis re- 
gistrieren. Die Mini-Kassette kann spä- 
ter der automatischen Computer-Aus- 
wertung zugeführt werden. 


Beim Computer-Direktanschluß — 
realisiert per Telephonleitung oder, 
ortsunabhängig, per Funk — kann na- 
türlich darüber hinaus (wie schon heute, 
aber quantitativ nun im großen Stil und 
viel schneller) direkt mit Dateien der 
Fahndung, Beobachtung etc. „abgegli- 
chen“ werden, oder Informationen zum 
„Fall“ können sofort automatisch 
aus den Dateien des Computers auf 
einen Bildschirm an den Ort des Ge- 
schehens gesteuert werden. 


Der Ausweis wird in dieser schönen, 
nahen, sicheren Zukunft an Grenzen 
und bei Flügen, auch innerdeutschen, 
wohl immer gelesen werden, auch bei 
Kfz-Kontrollen und bei Polizeikontrol- 
len in Zügen und in gefährdeten Berei- 


chen wie Bahnhöfen, Flughäfen, 
Kasernennähe, Vergnügungsvierteln 
etc. 


Das Auftreten gefährdeter Personen 
kann massenhaft Ausweis-Registrie- 
rungen oder -Prüfungen in deren Um- 
gebung zur Folge haben. Versammlun- 
gen, die man vor irgendeinem Unter- 
wandert-Werden schützen möchte, 
kann man elegant erfassen; Demon- 
strationen, die vielleicht gewalttätig 
werden könnten, ebenso. 


Der Zugang zu sicherheitskritischen 
Gebäuden wird mit automatischer Aus- 
weis-Registrierung oder -Prüfung ver- 
bunden sein: Innenministerien, Polizei- 
behörden, Parlamente und die Büroge- 
bäude der Volksvertreter, Funkhäuser, 
Gerichte, Gerichtssäle mit politisch ge- 
färbten Prozessen; Rüstungsbetriebe 
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und andere gefährdete Betriebe sowie- 
so. . 


Was an diesem Bild heute noch er- 
schrecken mag, das ist in 20 Jahren 
kein Thema mehr. Wir beginnen mit 
dem maschinenlesbaren Ausweis einen 
Weg, der durch Gewöhnung geglättet 
wird und dessen Trend, entsprechend 
bisheriger Erfahrung mit solchen Ent- 
wicklungen, irreversibel ist. 


Die Folgen? Im günstigsten Fall ein 
verstärkter Trend zum Konformismus 
durch Verhaltensanpassung des Über- 
wachten an die — von ihm oft nur ver- 
muteten oder überängstlich befürchte- 
ten — Erwartungen des Systems; ein 
ungewollter, indirekter Totalitarismus 
des Systems. Im ungünstigsten Fall ge- 
zielte Benutzung der Überwachungs- 
möglichkeiten zur Manipulation der Be- 
völkerung durch ein totalitäres Regime. 


Die Bundesrepublik: Wegbereiter 
des technisch perfektesten Sicherheits- 
systems der Welt! Nachahmer im 
Osten, die wegen ihrer Rückständigkeit 
in billiger Mikroelektronik heute nicht 
folgen können, werden es als morali- 
sche und technische Hilfe zu schätzen 
wissen, daß wir diesen Aspekt der Be- 
völkerungsüberwachungstechnik salon- 
fähig machen und zur Reife entwik- 
keln. Man wird dort später die dann 
ausgereiften und billig gewordenen Ge- 
räte und Methoden übernehmen. 


Was tun? — Die neuen Ausweise 
müssen fälschungssicher, dürfen aber 
nicht maschinenlesbar gestaltet wer- 
den. 


Natürlich, alles ist eines Tages bei 
fortschreitender Mikrocomputertech- 
nologie wirtschaftlich maschinenlesbar. 
Aber dürfen wir heute einen uner- 
wünschten Zustand technisch, organi- 
satorisch und gesetzlich herbeiführen, 
nur weil wir uns irgendwann in der Zu- 
kunft gegen das Vorhandensein der 
technischen Möglichkeit nicht mehr 
wehren können? 


BAYERN 


Unheimliches Trumm 


Blinder Haß entlud sich in Bayern, 
nachdem eine Zugereiste sich über 
die Einfalt der Bauern von Tunten- 
hausen lustig gemacht hatte. 


D: Bauer Alois Stelzer von Brett- 
schleipfen, Gemeinde Tuntenhau- 
sen, bekam große Augen: An einem 
nebligen Morgen trollte ein „unheim- 
lich großes, braunes Tier“ auf seinen 
Hof zu, blieb etwa 40 Meter davor ste- 
hen, wälzte sich im Gras und ver- 
schwand wieder. 


Stelzer und seine Nachbarn aus dem 
oberbayrischen Dorf im Kreis Rosen- 
heim hielten die flüchtige Erscheinung 
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Zugereiste Familie Hölterhoff: „Wir lassen uns nicht fertigmachen“ 


en! bug 
Du MiSSsCERuRT 
DRECK: G@E 


Einheimischer Drohbrief 
„De soin schaug’n, daß’ weiterkemma“ 


auf Anhieb für einen Bären. Auch die 
sofort alarmierte Polizei aus Bad Aib- 
ling, die zunächst nur bis auf 80 Meter 
an das „Mordsviech“ (Stelzer) heran- 
kam, konnte das nicht ausschließen. 
„Es war“, so Hauptkommissar Leon- 
hard Burghart, „nicht genau zu sagen, 
ob es sich tatsächlich um einen Bären 
oder um einen riesengroßen Hund han- 
delte“, doch sei es „wirklich ein un- 
heimliches Trumm“ gewesen. 

So unheimlich war es, daß der Poli- 
zeichef einen Hubschrauber aus Mün- 
chen anforderte, um das überdies toll- 
wutverdächtige „Monstrum“ („Ober- 
bayerisches Volksblatt“) aus dem Dik- 
kicht zu treiben. Und so gefährlich, daß 
Burghart am Ende der Hatz automati- 
sche Waffen benötigte. „Vor einem 
Haus“, berichtete der Bärentöter später 
dem Lokalreporter, „konnte ich end- 
lich meine Maschinenpistole in An- 
schlag bringen und schießen. Ich feuer- 
te ein ganzes Magazin leer. Das Tier 
bäumte sich kurz auf und war tot.“ 


Danach erwies sich das bärenhafte 
Wesen als ein gewöhnlicher Hunde- 
mischling, etwas zottelig und verwil- 
dert, aber keineswegs von Bärenfor- 
mat, nicht einmal von abnormer Grö- 
Be. Weder Polizei noch Veterinärmedi- 
ziner (die im übrigen auch keine Toll- 
wut feststellen konnten) hatten Interes- 
se, das tote Trumm wenigstens auf 
einem Photo zu präsentieren. 

Die Mär vom Bären wäre vermutlich 
auch ohne weitere Bedeutung ge- 
blieben, hätte sich nicht eine aus West- 
falen zugezogene Tuntenhausenerin 
derart unschicklich über die Wahrneh- 
mungsfähigkeit bayrischer Bauern und 
Beamter und deren Großeinsätze er- 
regt, daß die Treibjagd auf den Hund 
in ein Kesseltreiben gegen „Saupreiß’n“ 
umschlug — ein plötzlicher Ausbruch 
von Ressentiments, die sich ahnungslo- 
se Neu-Bayern normalerweise nur in 
Form von Grant und Gaudi vorstellen. 

„Wenn Leute hier“, hatte Frau Re- 
nate Hölterhoff in einem Leserbrief zu 
behaupten gewagt, „des öfteren die Vi- 
sion von ‚unheimlichen Tieren‘ haben“, 
so müsse dies „am Gerstensaft liegen“ 
und daran, daß manche Einheimische 
„das gleiche Intelligenzniveau besitzen 
wie ihre Kühe“. Würde aber, belehrte 
die Westfälin den Aiblinger Polizeichef, 
„jedem einfältigen Bauern Glauben ge- 
schenkt, so wäre es absolut sicher, daß 
sich in Bayerns Wäldern noch Dino- 
saurier herumtreiben“. 

‘Daß solche Lektionen von der lesen- 
den Landbevölkerung als „Rassendis- 
kriminierung“ empfunden wurden, 
zählt zum vergleichsweise milden Echo, 
das sich seitenweise in der Lokalzei- 
tung niederschlug. Auch eine Strafan- 
zeige des Kreisobmanns vom bayri- 


schen Bauernverband wegen der „bös- 
artigen Beleidigung des bäuerlichen 
Berufsstands“ scheint vielleicht noch 
verständlich. 

Weit Beängstigenderes aber entlud 
sich in meist anonymen Drohbriefen, 
die seit Wochen bei der „alten Hure“ 
und ihrem „Hurenbock“ eingehen: 
„Haut ab ihr Pack“, „Fenster werden 
wir dir einschlagen, du Mißgeburt, 
dreckige.“ Am „umweltfreundlich- 
sten“, fand ein Absender, „wäre ihr 
Körper natürlich auf dem Friedhof, 
eingeäschert auf dem vereisten Geh- 
weg, um uns wenigstens einmal etwas 
wert zu sein“. Und ein anderer erinner- 
te an einen bösen alten Brauch: „Ich 
würde. sie ins Haberfeld treiben, daß'ih- 
nen alles vergeht, das Haus mit Kuh- 
dung anwerfen, daß sie meinen, sie 
wohnen im Stall, und ihr loses Maul 
würde ich ihnen mit einem warmen 
Roßbollen zuspachteln.“ 

Einschlägiges hat sich im frommen 
Wallfahrtsort Tuntenhausen, wo 
Bayerns katholische Männervereine 
alljährlich die Bauern anpolitisieren, 
auch schon zugetragen: Ehemann Hil- 
mar Hölterhoff wurde mit einem Kübel 
Mist überschüttet, als er einem Unbe- 
kannten des Abends die Haustür öffne- 
te; Dorfburschen rissen den „faulen 
Schweinehund“ und die „langhaarate 
Hex“ wiederholt mit einem Krachkon- 
zert auf Blecheimern aus dem Schlaf. 

Aber dergleichen begab sich nicht 
erst seit der umstrittenen Bärenhatz, 
die, sagt Hilmar Hölterhoff, nur eine 
„Eskalation der Gefühlsausbrüche“ 
einleitete. Schon beim Einzug der Fa- 
milie aus dem Sauerland vor zweiein- 
halb Jahren gingen Kühlschrank und 
Schranktüren auf rätselhafte Weise ka- 
putt, wurde nach Ansicht der Zugerei- 
sten „miserabel tapeziert“, begannen 
die Hölterhoffs mit Vermieter und 
Handwerkern zu prozessieren. 

Renate Hölterhoff geriet mit der 
Lehrerin ihres siebenjährigen Oliver 
und mit dem örtlichen Landarzt in 
Konflikt, Die Vielzahl der Kontrover- 
sen läßt sich, so scheint es, kaum auf 
einseitige Ursachen zurückführen. Es 
half den Westfalen in Tuntenhausen 
auch nichts, daß sie sich anfangs rund- 
um als Ratgeber und Wohltäter (Frau 
Hölterhoff: „Wir haben den Leuten 
hier Zucker in den Hintern geblasen“) 
angenehm machen wollten, mit Ge- 
schenken vom Penatenöl für Nachbars 
Säugling bis zur getragenen Pelzjacke 
für die Bäuerin. Die Gaben kamen 
nicht an,und mit der ganzen Einstellung 
kamen die Neubayern den Altbayern 
vermutlich völlig verkehrt. 

Ein Tuntenhausener Bauer: „De soin 
ihr Glump b’halten, de soin se net ois 
Schuimoaster aufspuin, desoinschaug’n, 
daß’ weiterkemma, de können uns am 
Orsch lecka.“ 

Das wollten die Hölterhoffs aber 
auch letzte Woche noch nicht: „Wir 
lassen uns doch von denen nicht fertig- 
machen, wir bleiben hier.“ 


DER SPIEGEL, Nr. 5/1980 


ht etwas 
gegenHaarausfall: 
Neo Silvikrin. 


Wenn Sie merken, daß Ihnen am Haarmwirbel oder an 
den Stimpartien die Haare ausfallen, tun Sie etwas dagegen. 
Denn es gibt ein Mittel gegen Haarausfall: Neo Silvikrin. 

Die internationale Haarforschung hat festgestellt: 

Selbst unter den gelichteten Stellen 

gibt es noch lebensfähige Haarwurzeln. 

Wenn man diese Haarwurzeln akti- 

viert, kann man die Lebensdauer der 
Haare positiv beeinflussen. 

: Auf diesen wissenschaftlichen 
\ Erkenntnissen basiert die gezielte 
“Wirkungsweise von Neo Silvikrin. 
Neo Silvikrin hält Ihr Haar länger 
am Leben. Denn nur Neo Silvikrin 
enthält den speziellen Wirkstoff TMX. 
TMX ist ein Zell-Energieregulativ, das 
die Haarwurzeln aktiv beeinflußt und 
dadurch die Lebensdauer der Haare ver- 
längert. Das heißt, bei täglicher Anwen- 
dung verhindert Neo Silvikrin 
vorzeitigen Haarausfall. Also, 
packen Sie das Übel bei der 
Wurzel. Mit Neo Silvikrin. 


I 4 


Mit jedem Tropfen Neo Silvikrin 
verlängern Sie das Leben Ihrer Haare. 


Hier in der Haarwurzel setzt 
die Wirkung von Neo Silvikrin 


gezielt ein. 


«Ola HAHN 


DA.CARL HAHN GMBH 
DÜSSELDORF 


: Das Konzentrat gegen Haarausfall 
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Wenn Sodbrennen quält, 
hilft Talcid. 


Leo Burnett 4/80 


Oft sind es die Alltagspro- hilft Talcid von Bayer. Talcid ee 
bleme, die dem Magen arg zu beseitigt Magenübersäuerung Flase Rezeptiel mal Anotcken © u 
schaffen machen.Beidem einen im Nu und schützt nachhaltig. 
sind es täglicher Ärger und die Stundenlang. Denn Talcid 
vielen Termine, beidem ande- enthält einen Wirkstoff, der das 


ren das Essen, die Kaffees oder Zuviel an Magensäure neutra- 


die vielen Zigaretten. Da darf lisiert. 
sich keiner wundern, wenn der Deshalb ist es wichtig, immer 
Magen ganz natürlich reagiert: Talcid zur Hand zu haben, wenn WET 
Pi = . Anwendungsgebiete: Bei Magenübersäuerung, auch nach Genuß- 
Er übersäuert! Und dagegen Ihr Magen Hilfe braucht. mitteln. Magenschleimhautentzündung. Bayer Leverkusen. 


Talcid von Bayer. Hilft prompt, schützt nachhaltig, 


STRAFVOLLZUG 


Lieber zu Komplizen 


Der Urlaub vom Knast trägt bislang 
nicht zur Resozialisierung von Straf- 
gefangenen bei. Eine Studie belegt, 
wie Mängel im Vollzug dazu führen, 
daß 60 Prozent aller Häftlinge ihre 
Freiheit mißbrauchen. 


enn der Essener Kriminalhaupt- 

kommissar Joachim Stock nach 
entwichenen Strafgefangenen fahndet, 
fällt ihm manchmal „das Räuber- und 
Gendarm-Spiel“ seiner Kindheit ein. 
Doch nun, weist der Polizist auf einen 
ärgerlichen Unterschied zwischen einst 
und heute hin, „muß in vielen Fällen 
immer erneut der gleiche Räuber ge- 
sucht werden, während man früher 
wechselte“. 

Stock klagt über ein Stück reformier- 
ten Strafvollzugs, das auch nach An- 
sicht vieler Kollegen „zu locker“ ge- 
handhabt wird und nahezu ununterbro- 
chen Gegenstand polizeilicher und öf- 
fentlicher Kritik ist: Urlaub für Straf- 
gefangene. 

Wann immer ein Häftling Freiheit 
zur Flucht nutzte oder auch nur im 
Verdacht stand, er würde nicht zurück- 
kehren — für Gegner eines freizügigen 
Vollzugs war es stets Grund genug, 
gleich das ganze System zu bezweifeln. 


Als der wegen Raubes zu dreijähri- 
ger Haft verurteilte Peter Gineston 
nicht aus einem viertägigen Urlaub zu- 
rückkehrte und später den Berliner 
Kriminalkommissar Günter Ludszu- 
weit erschoß, wetterte die Berliner 
CDU gegen „unkalkulierbare Risiken“ 
und „chaotische Zustände“ im Straf- 


vollzug. Als ein Häft- 
ling aus Hamburgs 
„Santa Fu“ im Ur- 
laub einen Raubüber- 
fall beging, rührte die 
„Welt“ an Bürger- 
Ängste vor Rückfall- 
Tätern („Sie verge- 
waltigen, sie betrügen 
oder rauben“) und 
warnte vorm „gefähr- 
lichen Urlaub vom 
Knast“. 


Und in Berlin führ- 
te ein dreitägiger Ur- 
laub des Ex-Terrori- 
sten Horst Mahler, der 
sich mittlerweile als 
Freigänger auf seine 
endgültige Entlassung 
vorbereitet, zum Streit 
zwischen Bürgermei- 
ster und Justizsenator. 


Wie unredlich dabei 
zuweilen argumentiert 
wird, belegt das Ver- 
halten des Chefs des 
Hamburger Landes- 
kriminalamts Helmut 
Koetzsche. Der Be- 
amte hatte sich im 
April vergangenen 
Jahres darüber erregt, 
„mit welcher Ge- 
schwindigkeit Gewalt- 
und Berufsverbrecher sich nach Beginn 
ihrer Strafverbüßung wieder in Freiheit 
befinden“, und für die Polizei ein Mit- 
spracherecht bei Urlaubsentscheidungen 
in den Vollzugsanstalten gefordert. 

Zum Beweis seiner These, die Beur- 
laubung bestimmter Täter lasse die 
Strafverbüßung „fast absurd erschei- 
nen“, führte er auch den Fall des 


Strafgefangener beim Urlaubsantritt: Furcht vor der Rückkehr 


Strafgefangene im Vollzug: Keine Kontakte zur Außenwelt 


20jährigen Häftlings Dino Engelmohr 
an, der „als Teilnehmer eines Raubes“ 
aufgefallen sei, einen Kalfaktor zusam- 
mengeschlagen habe, nicht aus dem 
Urlaub zurückgekehrt sei und nun wo- 
möglich „seine Frau verletzen und sich 
selbst töten“ werde. 


Es war nicht mal die halbe Wahr- 
heit. Engelmohr war in einem Raub- 
prozeß lediglich als Zeuge aufgetreten, 
ein Verfahren wegen der Schlägerei mit 
dem Kalfaktor war eingestellt worden, 
und der Häftling hatte sich drei Tage 
nach Urlaubsende freiwillig gestellt, 
ohne neue Straftaten begangen zu ha- 
ben. 

Wenn es nicht gerade eine alte Dame 
wie Vera Brühne ist, die kurz vor ihrer 
Begnadigung im vergangenen Jahr 
noch auf Urlaub durfte, überlagert die 
Angst vor möglichen Verbrechen beur- 
laubter Straftäter leicht die Tatsachen. 
Justizminister in Bonn und den Bundes- 
ländern versuchen deshalb, spektakulä- 
re Urlaubsverfehlungen mit wohlklin- 
genden Worten wie Zahlen ins rechte 
Licht zu rücken. 


Bundesjustizminister Hans-Jochen 
Vogel beispielsweise betont gegenüber 
Kritikern gern, daß Strafurlaub und 
andere Haftlockerungen „die am Voll- 
zugsziel der Resozialisierung orientier- 
te Fortentwicklung des Strafvollzugs 
nachhaltig gefördert“ haben. 


Nach Vogels jüngster amtlicher Sta- 
tistik kehrten 1978 in der Bundesrepu- 
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blik 4204 vorübergehend Freigelassene 
aus insgesamt 122334 gewährten Ur- 
lauben nicht pünktlich ins Gefängnis 
zurück. In Schleswig-Holstein trafen 
von 300 Gefangenen, die über Weih- 
nachten oder Neujahr ihre Zellen ver- 
lassen hatten, nur 15 nicht rechtzeitig 
wieder ein, wie Vogels Kollege Carl 
Eduard Clausen mitteilen ließ. 


Ob die Kritiker bei Polizei und Pres- 
se oder die Rechenkünstler in den Ju- 
stizministerien — sie haben alle ein 
bißchen recht und sind doch von der 
Wahrheit weit entfernt. Denn der Ur- 
laub vom Knast ist weder daran ge- 
scheitert, daß ab und zu ein Urlauber 
die Freizeit zu neuen Verbrechen nutzt, 
noch hat er sich schon deshalb be- 
währt, weil fast alle Häftlinge wieder in 
ihre Zellen zurückkehren. 


„Urlaub vom Strafvollzug“, sagt der 
Marburger Kriminologie-Professor 
Erich Hupe, „ist eine vernünftige Ein- 


richtung. Der Versuch, ihn als Instru- 


ment der Resozialisierung einzusetzen, 
ist bislang gleichwohl eindeutig fehlge- 
schlagen.“ 


Das scheinbar Widersprüchliche 
stützt sich auf die Untersuchung des 
Kasseler Staatsanwalts Jürgen Nessel- 
rodt, der in einer Dissertation über den 
„Strafurlaub im Progressionssystem des 
Freiheitsentzuges“ zu „total desillusio- 
nierenden Ergebnissen“ (Hupe) kam. 
Gemessen am Ziel des Vollzuges, so 
das Fazit der 300-Seiten-Studie, seien 
„mehr als 60 Prozent aller Urlaube ge- 
scheitert“; beurlaubte Täter wurden 
nach ihrer endgültigen Entlassung fast 
genauso oft rückfällig wie Häftlinge, 
die ohne diese Vergünstigung ihre Stra- 
fen abgesessen hatten. 


Staatsanwalt Nesselrodt untersuchte 
843 Insassen von geschlossenen, halb- 
offenen und offenen Justizvollzugsan- 
stalten in Kassel und Frankfurt, durch- 
leuchtete insgesamt 2100 Urlaubsab- 
läufe, führte 261 Interviews und prüf- 
te, wie das erst nach seiner Datenerhe- 
bung novellierte Strafvollzugsgesetz 
verbessert werden kann. 


Was er dabei ermittelte, belegt erst- 
mals die von Haftkritikern wie dem 
Kölner Rechtsprofessor Ulrich Klug 
schon länger vermutete Diskrepanz 
zwischen dem Ziel der Täter-Resoziali- 
sierung und einer Vollzugswirklichkeit, 
„deren Bedingungen diesem Ziel entge- 
genstehen“ (Klug). In westdeutschen 
Gefängnissen, muß nun auch Krimino- 
loge Hupe „leider bestätigen“, „werden 
die schönsten Gesetze voll unterlau- 
fen“. 

Eine Fülle vollzugsinterner Prakti- 
ken, die weniger auf die Wiedereinglie- 
derung der Gefangenen als auf das Be- 
wahren von Ruhe und Ordnung in den 
Justizvollzugsanstalten zielen, entstel- 
len den Sinn der in Paragraph 13 des 
Strafvollzugsgesetzes festgeschriebenen 
Regel, die Strafgefangenen unter be- 


an 
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Sie können bei Westfalia unter 433 verschiedenen, serienmäßigen 
Anhängerausführungen wählen. Sie finden uns in Deutschland bei den über 
160 Westfalia-Händlern und Servicestationen. 


% 


Ich bin ein Westtfalia- 
Fahrzeugtransport-Anhänger. 


WESTFALIA ma 


Wir laden Sie ein, bei uns abzuladen. Alles was 
Sie wollen, von 340 bis 1.400 ka. Auf die über 
200.000mal in harter Praxis bewährten Frei- 
zeit-, Allzweck-, Vieh-, Pferde- und Fahrzeug- 
transport-Anhänger. So werden Sie frei von 
Transportproblemen.Westfalia-Anhänger leben 
lange, sind zuverlässig, robust und praktisch. 


Damit Sie auch sicher anhängen können, was 
Sie aufgeladen haben: Westfalia-Anhänge- 
kupplungen. Sie kommen aus dem Hause des 
Erfinders! 


Frei, ungebunden reisen mit Westfalia-Wohn- 
mobilen: frei von Massentourismus, frei von 
Zwängen aller Fahrpläne, frei von allem, was 
Sie eingrenzt. Denn Wohnmobile von West- 
falia machen mobil. Unabhängig. Fahren Sie 
der Sonne nach: mit dem Joker, Sven Hedin, 
Captain, Skipper und James Cook - schon die 
Namen versprechen ein Lebensgefühl, das 
organisierte Reisen einfach nicht vermitteln 
können. 
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EI 
Ich bin ein Westfalia- Ich bin ein Westtfalia- Ich bin einWestfalia- 
Pritschen-Anhänger. Vieh-Anhänger. Pferde-Anhänger. 


NEO —+ 


BE (©) 
Ich bin ein Westfalia- Ich bin ein Westfalia- Ich bin ein Westtfalia- 
Allzweck-Anhänger Allzweck-Anhänger Allzweck- Anhänger 
mit halbhoher Plane. mit Hochplane. mit Tandemachse. 


Ich bin ein Westfalia- Ich bin ein Westfalia- Ich bin ein Westfalia- 
Allzweck-Anhänger ‚Allzweck-Anhänger Freizeit-Anhänger. 
mit Stahlwänden mit Kunststoffdeckel. 
und Kunststoffdeckel. 


Ich bin ein Westfalia- 


Allzweck-Anhänger für schwere Lasten. 


Genießen Sie den Komfort und nutzen Sie die 
Erfahrung aus über 200.000 Westfalia-Wohn- 
mobilen. Ganz gleich, ob Sie von der Freiheit 
der großen weiten Welt oder von einem schö- 
nen Fleckchen Erde in Ihrer Nähe träumen: 


Machen Sie mit beim großen Westfalia-Gewinn- 
spiel. Fünf Traumreisen warten bereits auf Sie. 
Schon bald können sie für Sie Wirklichkeit 
werden. 


1.Preis: Mit Westfalia Kanadas endlose Wei- 
ten kennenlernen. Drei traumhafte Wochen 
im komfortablen Westfalia.Wohnmobil mit 
ausgearbeiteter Reiseroute. Für 2 Personen 
inklusive Flug. Und 2.000 Mark Taschengeld. 
2.-5.Preis: Drei Wochen durch Europa 
wohin auch immer Sie wollen. Für 2 Personen. 
Und 1.000 Mark Taschengeld. Wir laden Sie 
ein, bei Übernahme des Fahrzeugs die West- 
falia-Werke und das Westfalia-Museum zu 
besichtigen. Seien Sie 2 Tage unser Gast in 
Wiedenbrück,. 


% Westfalia-Anhänger, -Anhängekupplungen,-Wohnmobile: Weil's 
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Ich bin der Skipper von Westfalia. 
Sie finden mich bei Ihrem 
Daimler-Benz-Händler. 


en 


Ich bin der Sven Hedin 
von Westfalia. Sie finden mich bei 
Ihrem V.A.G -Partner für 
Volkswagen und Audi. 


Ich bin der Joker von Westfalia. 
Sie finden mich bei Ihrem V.A.G - 
Partner für Volkswagen und Audi. 


cht frei! 


6.-15.Preis: 10x den Westfalia-Freizeit-An- 
hänger. 

16.-25. Preis: 10 xdas komfortable ORIGINAL- 
WESTFALIA-ZELT (3x 2 m). 
26.-500.Preis: Je 1traumhaft weiches, wun- 
derschönes großes Badetuch. 

501.-1.500. Preis: Je 1 ORIGINAL- WEST- 
FALIA-T-SHIRT. 

1.501.-...Preis: Sie sind alle herzlich ein- 
geladen, uns in Wiedenbrück zu besuchen. 
Im Westfalia-Werk wie auch im Westfalia- 
Museum (vom 1.4.-30.9. täglich von 15-18 
Uhr) heißen wir Sie gern willkommen. 


Wie können Sie gewinnen? Indem Sie unsere 
Fragen auf dem Coupon richtig beantworten 
und dann ab die Post. Am 15.4.1980 ist Ein- 
sendeschluß. An der Verlosung kann jeder teil- 
nehmen, der mindestens 18 Jahre alt ist, einen 
Führerschein besitzt und der nicht dem Unter- 
nehmen Westfalia angehört. Der Rechtsweg ist 
ausgeschlossen. 


für Qualität keinen Ersatz gibt. Y 
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Ich bin der James Cook 
von Westfalia. Sie finden mich bei 
Ihrem Daimler-Benz-Händler. 


Ich bin der Captain von Westfalia. 
Sie finden mich bei 
Ihrem V.A.G -Partner für 
Volkswagen und Audi. 


Hol’Dir die 
. große Freiheit 


beim Spiel 
Gesamtwert von über 50.000 Mark. 


Coupon bitte ausfüllen, auf Postkarte kleben oder Text 
ü und absenden an: 


Notieren Sie hier: 


Basis: 


um Preise im u 
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übertragen 
Westfalla-Werke, 4840 Wiedenbrück. Postfach 26 40 20 


1. Die Namen der Westfalia-Wohnmobile auf Volkswagen- I 


2. Die Namen der Westfalia-Wohnmobile auf Mercedes 
Benz-Basis: 


3. Wieviel Westfalia-Anhänger-Ausführungen gibt es: 


4. Wieviel Westfalia-Servicestellen gibt es in Deutschland? 


WESTFALIA 


Präzision 


auf Rädern 
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stimmten Umständen bis zu drei Ur- 
laubswochen pro Jahr einräumt. 


Schon die Verwaltungsrichtlinien, 
auf die sich die Landesjustizminister 
geeinigt haben, laufen den Intentionen 
des Bonner Gesetzgebers, den Gefan- 
genen wieder in die Gesellschaft einzu- 
gliedern, zuwider. Während das Straf- 
vollzugsgesetz kaum Einschränkungen 
etwa hinsichtlich der Dauer der noch 
zu verbüßenden Reststrafe vorsieht, 
schließen die Länderrichtlinien manche 
Gefangene vom Urlaub aus. Wer noch 
mehr als achtzehn Monate sitzen muß, 
gilt als „in der Regel ungeeignet“. 


Daß zwischen Antrag und Gewäh- 
rung oft mehrere Wochen vergehen, 
trug zum Gelingen des Urlaubs nicht 
gerade bei. Häufig war der Grund für 
das Urlaubsbegehren — meist akute 
private Probleme — längst entfallen, 
wenn der Anstaltsleiter grünes Licht 
gab. „Zahlreiche Gefangene“, beob- 
achtete Nesselrodt, „kehrten daher de- 
primiert in die Anstalt zurück. Sie ga- 
ben an, im Urlaub nutzlos in den Tag 
gelebt zu haben.“ 


Dem Ziel der Wiedereingliederung 
entgegen stehen auch die Begründun- 
gen, die den Urlaubswilligen abver- 
langt wurden. Wer in seinen Anträgen 
beispielsweise die „Regelung familiärer 
Angelegenheiten“, „Vertiefung von 
Kontakten zu Bekannten und Freun- 
den“ oder die „Aufrechterhaltung so- 
zialer Bindungen“ ankündigte, stieß 
auf Verständnis. Wer hingegen „not- 
wendige Streicheleinheiten’nachholen“ 
wollte oder sich nach „ein paar schö- 
nen Tagen“ sehnte, wurde abschlägig 
beschieden. 


Wie schwer sich Vollzieher mit dem 
Resozialisierungsgedanken tun, zeigen 
zwei weitere Bedingungen, die ur- 
laubswillige Gefangene erfüllen 
mußten: Wohlverhalten in der Haft 
und eine Kontaktadresse außerhalb der 
Anstalt. Da viele befragte Häftlinge 
aber bereits so isoliert waren, daß keine 
Kontakte mehr zur Außenwelt bestan- 
den, gaben sie Scheinadressen an und 
werteten diese Pflicht, wie Staatsanwalt 
Nesselrodt ermittelte, „als Zwang zur 
Lüge“. 

Daß, wie die Anstaltsinsassen emp- 
fanden, der Urlaub zu einem „Druck- 
mittel für wohlgefälliges Haftverhal- 
ten“ gerät, war gleichfalls nicht im 
Sinn der Gesetzgeber. Denn gerade jene 
Gefangenen, deren Benehmen belegt, 
daß sie nicht motiviert sind, an ihrer 
Wiedereingliederung mitzuarbeiten, be- 
dürfen der Freizeit. Besonders bei ih- 
nen, erklärt der renommierte Saar- 
brücker Rechtskommentator Heinz 
Müiller-Dietz, sei der Urlaub „geeignet, 
die Bereitschaft zur Mitwirkung zu 
wecken“, 

So steinig der vollzugsinterne Weg 
zur befristeten Freiheit geraten ist, so 
sinnlos liefen oft die Urlaube der be- 
fragten Gefangenen ab. Ohne Rück- 
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Hafturlauberin Vera Brühne 
Werden die schönsten Gesetze... 


sicht auf die Erfahrung, daß „Freiheit 
regelrecht trainiert werden muß“ 
(Klug), wurden die Urlauber ohne Vor- 
bereitung auf die ungewohnte Situation 
entlassen — Anpassungsschwierigkei- 
ten waren die Folge. „Ich denke“, gab 
ein Urlauber zu Protokoll, „alle 
schauen mich so seltsam an, weil jeder 
weiß, daß ich ein Knacki bin.“ 


Besonders bei Kurzurlauben von we- 
nigen Tagen stellte Nesselrodt „erhöhte 
Belastungen im psychischen Bereich“ 
und „Unsicherheit“ fest. Die Beurlaub- 
ten hatten keine Zeit, „sich mit der vor- 
übergehend wiedererlangten Freiheit 
auseinanderzusetzen“. 


Als hinderlich für sinnvolle Urlaubs- 
gestaltung erwies sich | dabei auch die 
vom Strafvollzugsgesetz vorgeschriebe- 
ne Mindestvollzugszeit von sechs Mo- 
naten. Gefangene, die erstmals ein hal- 
bes Jahr nach Strafantritt ihre Zellen 
verlassen durften, hatten sich bereits so 
sehr „von den Bezugspunkten in der 
Außenwelt entfernt“, daß „im gesam- 
ten Urlaubsverlauf keine Akklimatisie- 
rung an die Freiheit eintrat“. 


Was dennoch als Freizeitgestaltung 
übrigblieb, waren „Besuche von Knei- 
pen und Bordellen“ (Hupe). Das Gros 
der Urlauber hielt sich nur eine Nacht 
bei den notgedrungen angegebenen 
Kontaktadressen auf und tauchte dann 
tagelang in „verbrecherischen Subkul- 
turen“ unter, Selbst verheiratete Häft- 
linge gingen lieber zu ehemaligen Mit- 
häftlingen und Komplizen als zu ihrer 
Familie. 

Lediglich die Insassen des Frankfur- 
ter Gustav-Radbruch-Hauses, einer 
Anstalt, die zur Berufsausübung tags- 
über verlassen werden darf, erkannten 
die Bedeutung des Strafurlaubs und ge- 
stalteten ihn sinnvoll, Sie hatten — 
durch den offenen Vollzug bereits an 
den Wechsel von Freiheit zu Unfreiheit 
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gewöhnt — auch kaum Probleme bei 
der Rückkehr in die Anstalt, 


Ihren Kollegen im geschlossenen 
Vollzug fiel es dagegen schwer, die 
Schwelle zum Knast rechtzeitig zu 
überschreiten. „Ich habe“, gestand ein 
Rückkehrer, „Bauchschmerzen bei 
dem Gedanken, daß die Türen wieder 
hinter mir geschlossen werden. Jetzt 
kommt wieder das Alleinsein, müssen 
wir wieder unsere Gefühle einfrieren.“ 


Manche Gefangene, die den Mut zur 
Rückkehr in die Unfreiheit nicht auf- 
brachten und nach Überschreiten der 
Urlaubszeit festgenommen werden 
mußten, hatten die gewonnene Freizeit 
gleichwohl sinnvoll genutzt: Sie hatten 
Arbeitsplätze gesucht und mit dem 
Lohn ihre Schulden abgetragen. „Für 


Hafturlauber Mahler 
...in den Gefängnissen ... 


sie“, erkannte Nesselrodt, „war die 
Festnahme ein den Vollzugszielen 
widersprechender Geschehensablauf.“ 


Die trotz derartiger Praxis hohen of- 
fiziellen Erfolgsquoten verblaßten bei 
genauerer Untersuchung schnell. Wäh- 
rend Justizpolitiker gern auf die kleine 
Gruppe jener Strafgefangenen verwei- 
sen, die nicht in die Anstalten zurück- 
kehren, ermittelte Nesselrodt eine Miß- 
brauchsquote von 60 Prozent — „mit 
einem Trend nach oben“. Dabei wich 
der Wissenschaftler allerdings von der 
offiziellen Mißbrauchsdefinition ab: 
Als mißlungen galten jene Urlaube, de- 
ren Abläufe nicht zur Resozialisierung 
beigetragen hatten und mithin den Zie- 
len des Strafurlaubs zuwidergelaufen 
waren. 


Auch die Vollzugspausen jener Ge- 
fangenen, die sogar vorzeitig aus der 


Freiheit zurückgekehrt waren, wertete 
Nesselrodt als gescheitert. Denn die 
einen hatten im Vollrausch nur das Da- 
tum verwechselt, andere waren vor den 
Anforderungen der Freiheit geflüchtet. 


Sie waren, analysierte der Staats- 
anwalt, während der Haft „Selbst- 
täuschungen über Leistungsvermögen 
und Standfestigkeit“ erlegen und woll- 
ten nach der Konfrontation mit der 
Wirklichkeit vor familiären und finan- 
ziellen Problemen „eine Abwehrmauer 
aufbauen“, 


Wie wenig der Urlaub in dieser 
Form zur Resozialisierung beiträgt, er- 
mittelte Nesselrodt schließlich bei der 
Auswertung der Schicksale von 587 
entlassenen Häftlingen, die allesamt 
mindestens einmal vorübergehende 
Freiheit genossen hatten. 393 von ihnen 
waren nach der Strafverbüßung rück- 
fällig geworden, obwohl 84 Prozent der 
Rückfalltäter ihre während der voran- 
gegangenen Haftstrafen verlebten Ur- 
laube nach amtlicher Definition erfolg- 
reich absolviert hatten. 


„Die mit der Einführung des Strafur- 
laubs beabsichtigte Minderung der 
Rückfälligkeit“, resümierte der Wissen- 
schaftler, „wurde im geschlossenen und 
halboffenen Vollzug nicht erreicht.“ 


Als Konsequenz seiner Studie plä- 
diert der Staatsanwalt dafür, den Ge- 
fangenen keine Begründungen mehr 
abzuzwingen und sie mit psychologi- 
scher Unterstützung auf die freien 
Tage vorzubereiten. Die Wartefrist vor 
der ersten Freizeit möchte er von sechs 
auf zwei Monate verkürzen und den 
Urlaub auf sechs Wochen verlängern, 
in denen dann „echte soziale Beziehun- 
gen entwickelt werden können“. 


„Alles andere“, ist sich Nesselrodt 
sicher, „führt zu einer Scheinsozialisie- 
rung, die keiner wollen kann.“ 


Rp‘ E:} 
Hafturlauber Gineston 
... voll unterlaufen? 


POLIZEI 
Vielleicht g’schielt 


Simulierte Terroristenjagd in der 
Pfalz: Die Polizei hat gut geprobt — 
aber wahrscheinlich den falschen Fall. 


orche Se mol“, meldete sich 

Rentner Jonathan Sauerbier mor- 
gens um 8.50 Uhr über Notruf bei der 
Ludwigshafener Polizei und schwadro- 
nierte in singendem Pfälzisch etwas von 
einer Marktfrau und „eme verzichjäh- 
rische Bu, der kennt ehr’n Sohn gewest 
sei“. 

Besonderer Hinweis: „Der Bu hot 
vielleicht g’schielt, der hot dauernd uff 
der Kerchturm geglotzt. In sei’'m Blick 
war so ebbes b’sonneres. Der hot 
b’schtimmt mit dem Uwerfall zu du.“ 

Der Tip von Rentner Sauerbier — 
nach Form und Inhalt bezeichnend für 
Hinweise, wie sie die Polizei nach spek- 
takulären Verbrechen aus der Bevölke- 
rung bekommt — war letzte Woche 
einer von vielen Chargenbeiträgen in 
einem Massenspektakel der Polizei. 

Wieder einmal wurde, übungshalber, 
ein Fall ä la Schleyer durchgespielt, 
wieder einmal wurden in Rheinland- 
Pfalz nach den Anweisungen eines ver- 
zweigten Drehbuchs (157 Seiten) Ter- 
roristen gejagt. Bundeskriminalamt 
(BKA), DBundesgrenzschutz (BGS), 
Zoll, Wasserschutzpolizei und Stäbe 
der Nachbarländer Hessen, Baden- 
Württemberg und Saarland spielten 
mit, fiktiv oder auch real vor Ort. 


Happy -End am Mittwochabend: 
Keiner konnte entkommen. Die Übung 
„Kurpfalz“ hatte wie erwünscht ge- 
zeigt, 
> daß Terroristen schon zwölf Minu- 

ten nach einem Anschlag in Lud- 

wigshafen gefangen wären, weil Po- 


lizeiposten ringsum (Kodewort: 
„Ring 1“) alle Wege blockiert hät- 
ten; 


> daß sie im Falle X im Pfälzischen 
und an der Saar kaum mehr nach 
Frankreich flüchten könnten, weil 
bei Alarm in spätestens 29 Minuten 
die Grenze dicht wäre; 


> daß am besten eine lokale Groß- 
stadt-Polizei und eine regionale Be- 
zirksregierung die überörtliche 
Fahndung managen können — un- 
terstützt von Computer-Terminals 
und Tatortspezialisten des Wiesba- 
dener BKA. 


Nach BKA-Pannen im Fall Schleyer 
hatte der zur fachmännischen Untersu- 
chung herbeigerufene frühere Bundes- 
innenminister Höcherl den Ländern ge- 
raten, künftig „TE“-(Terrorismus-)Fäl- 
le lieber vor Ort zu klären. Erprobt 
wurden denn auch jetzt in Rheinland- 
Pfalz verbesserte Einsatzkonzeptionen 
der lokalen Polizeikräfte, nachdem 
eine ähnliche Übung vor Jahresfrist in 
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Koblenz eher chaotisch verlaufen war 
(SPIEGEL 6/1979). 

Anders als im vergangenen Januar 
gab es diesmal genügend Telephon- 
und Telex-Leitungen, genügend Perso- 
nal zur Entgegennahme von Hinwei- 
sen, mehr Ordnung im Formularwesen. 
Verblüffend die rheinland-pfälzische 
Konzeption einer „Vorfeldfahndung 
grüne Grenze“: Landespolizisten über- 
nehmen die Grenzabriegelung so lange, 
bis der BGS seine Hundertschaften vor 
Ort hat. 


Seit Hanns Martin Schleyer im 
Herbst 1977 als Geisel auf noch immer 
ungeklärten Wegen von Köln nach 
Frankreich geschafft worden war, hat- 
te die rheinland-pfälzische Kripo an 
neuen Fahndungskonzepten „gegen die 
offene Flanke“ gearbeitet. Hubschrau- 
ber flogen immer wieder die deutsch- 


ren versucht. Es waren offenbar An- 
fänger, denn die „Terroristen“ von der 
fiktiven „Gruppe Volkszorn“ zockelten 
fortan in einem knallroten Opel-,Asco- 
na“ kreuz und quer durch die Pfalz, 
ohne auch nur ein einziges Mal den 
Wagen zu wechseln. 

Zwei Komplizen des Trios taten das 
Dümmste: Sie verrieten ihre Position 
und ließen sich von Mobilen Einsatz- 
kommandos (MEK) umzingeln. Einer 
der Kidnapper war gar bereit, „für eine 
halbe Million Mark“ bei der Polizei 
auszupacken: „Was sind Ihnen denn 
gute Infos wert? Ich weiß alles...“ 

Die Realitäten eines Überfalls oder 
Anschlags, wie sie Attentätern vom 
Kaliber der Buback- oder Schleyer- 
Mörder zugetraut werden, waren zu- 
letzt wieder in Zürich zu studieren: Ein 
Quartett verübte im November einen 


Antiterror-Übung „Kurpfalz“: Keiner konnte entkommen 


französische Grenze ab, superscharfe 
Luftbilder markierten jene rund 80 
Stellen der Demarkationslinie, die nicht 
nur für Fußgänger, sondern auch für 
Autos ohne weiteres Schlupflöcher bie- 
ten — die Übung „Kurpfalz“ mit Kon- 
trollstellen in Grenznähe und Etappe 
zeigte nun, daß dort kein Durchkom- 
men mehr wäre. 

Als auch die letzten „Störer“ (Dreh- 
buch), wie gewollt, an der Grenze bei 
Pirmasens gefaßt waren, feierte die 
Fahnder-Runde im Stab freilich wieder 
einmal einen falschen Sieg. Denn so, 


wie ihn das Drehbuch malte, wird der' 


nächste Terroristenfall, ob in der Pfalz 
oder anderswo, wohl nicht verlaufen. 
Zwei Männer und eine Frau, darge- 
stellt von Polizisten, hatten nahe dem 
Haus, wo in Ludwigshafen CDU-Chef 
Helmut Kohl wohnt, einen fiktiven 
„Botschafter von Negaria“ zu entfüh- 


wohlvorbereiteten Bankraub und schoß 
um sich (eine Tote). Drei Täter ver- 
schwanden spurlos, einer wurde gefaßt 
und schweigt beharrlich: der verhaftete 
Rolf Clemens Wagner. 

Typisch für _ Terroristen-Lagen 
scheint also: keine. Flucht über lange 
Strecken, kein Verschanzen in einem 
leicht lokalisierbaren Objekt, keine 
Tips eines Verräters, keine Spur zu 
einer konspirativen Wohnung. Und 
möglicherweise wären nicht einmal am 
Tatort Täter sichtbar — BKA-Präsi- 
dent Horst Herold hält eine solche Va- 
riante seit geraumer Zeit für denkbar: 
die Explosion eines Prominenten-Autos 
per Funkfernzündung. 


Keiner der Täter wäre dann zwin- 
gend beim Durchfahren von „Ring 1“ 
zu orten, keiner wäre ausgerechnet im 
Grenzgebiet unterwegs. Irgendwo hätte 
iemand auf einen Knopf gedrückt. & 
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„WTB-Finanzierung ist für uns 
eine saubere Sache.“ 


„Turnaround‘“ 
leitungen und 


— Großstillstand in einer Erdölraffinerie. Alle Tanks, Rohr- 
Aggregate werden gründlich gesäubert. Da zählen Tage und 


Stunden — die] Produktion muß bald wieder laufen. 

Auf solche Aufgaben ist die Firma Richard Buchen GmbH, 5000 Köln 50 
(Sürth), spezialisiert. Sie reinigt Anlagen der chemischen Industrie. 

Zum Beispiel alle Großraffinerien. Und bietet perfekten Service — bis zur 


Verbrennung 
pisten und Ka 
des Familienu 
Bis zu 500 Mi 
im Einsatz. 

Auch die WT! 
„WTB-Finanz 


und rationellef zu arbeiten — im Interesse unserer Kunden‘ — so Herr 


Röttgen, kauf 


.. WTB 
Sprechen auch Sie mit der WTB, WESTDEUTSCHE 


wenn Sie problemlos finanzieren wollen! 


er Rückstände. Auch Reinigung von Tankschiffen, Lande- 
älen gehört zum - jetztschon internationalen — Arbeitsgebiet 
hternehmens. 


arbeiter und über 370 Maschinen und Fahrzeuge sind dabei 


kann zum Unternehmenserfolg beitragen: 
erung ermöglicht uns, mehr Hochdruckpumpen einzusetzen 


ännischer Leiter der Firma Buchen. 
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Lufthansa 
gegen Reisebüros 


Die Lufthansa plant, Kri- 
sen-Gewinne der Reise- 
büros zu kappen. Die Ge- 
winne entstanden, weil die 
Fluglinien aufgrund der 
gestiegenen Kerosinprei- 
se in den vergangenen 
Monaten etliche Male ihre 
Preise erhöhten. Den Rei- 
sebüros kommen die hö- 
heren Flugtarife gerade 
recht: Ihre Einnahmen aus 
den in Prozentsätzen fest- 
gelegten Provisionen ge- 
hen mit jedem Zuschlag 
auf die Flugpreise nach 
oben. Um diese Automatik 
auszuschalten, erwägt die 
Lufthansa ein neues Ver- 
fahren: Sie will den Treib- 
stoffzuschlag gesondert 
ausweisen und bei der 
Provisionsabrechnung mit 
den Reisebüros nicht 
mehr berücksichtigen. Im 
Alleingang kann die Luft- 
hansa diesen Trick aller- 
dings nicht anwenden — 
verärgerte Ticketverkäufer 
würden die Flugscheine 
von Konkurrenz-Linien be- 
vorzugt verkaufen. 


US-Frachtzug 


verkraften. Noch 1978 hat- 


Opec-Einnahmen und Multi-Gewinne im Gleichschritt 


Je strammer die Opec-Länder die Öl- 
preis-Schraube anziehen, desto prächti- 
ger verdienen die Ülgesellschaften. 
Diese Erfahrung bestätigte sich auch im 
vergangenen Jahr. Nach einem von 
Ende 1978 bis Anfang 1980 verdoppel- 
ten Opec-Preis meldeten die Ölmultis 
vergangene Woche Rekord-Gewinne 
für 1979. So stieg der Jahresüberschuß 
von Mobil Oil um 78 Prozent auf 2,01 
Milliarden Dollar. Texaco verdiente mit 
1,8 Milliarden Dollar sogar 111 Prozent 
mehr als 1978. Gulf kam auf ein Gewinn- 
Plus von 67 Prozent, Getty Oil auf 84 
Prozent. Vor allem Ölquellen in Nicht- 


Fusionspläne der amerikanischen Eisenbahnen 


Eine der größten und 
reichsten Eisenbahnge- 
sellschaften der USA, die 
Union Pacific (Gewinn 
1978: 264 Millionen Dol- 
lar), will durch Koppel- 
Manöver ihr Netz erwei- 
tern. Das in Omaha (Ne- 
braska) beheimatete Un- 
ternehmen, dessen Schie- 
nenstränge von Seattle im 
Nordosten und Los Ange- 
les im Südosten bis Kan- 
sas City im Westen rei- 


ter hundert in den letzten 


Opec-Ländern und hohe Lagerbestände 
sorgen dafür, daß Opec-Reibach und 
Multi-Profit eng miteinander verknüpft 
sind. Mit jedem Preisschub des Opec- 
Kartells steigt nämlich auch der Wert 
jenes Öls, das die Multis in eigener Re- 
gie aus der Nordsee, in Alaska und 
Nicht-Opec-Ländern der Dritten Welt 
wie etwa Malaysia pumpen. Zudem pro- 
fitieren die Konzerne bei höheren 
Opec-Preisen vom wachsenden Wert 
ihrer Tanklager, die sie zu den alten 
Preisen füllten, deren Inhalt aber sie zu 
den neuen Preisen verscherbeln. 


Absatz-Schlappen ten Mercedes-Kunden auf Monaten sackten. Mut- 
bei Diesel-Autos einen neuen Diesel rund maßliche Ursache für die 
zwei Jahre, die Käufer Baisse am Diesel-Markt: 
Ausgerechnet ihre sprit- eines Golf-Diesel etwa Der Diesel-Sprit ist reich- 
sparenden Diesel-Model- 14 Monate warten müssen. lich teuer geworden — er 
le werden Deutschlands Jetzt sind die Spar-Mobile kostet inzwischen schon 
Autoverkäufer momentan prompt lieferbar. Auch mehr als Super-Benzin. 
nicht los. Vor allem ir nn u .. der- 
beiden größten Diesel- zeit den flauen Absatz sei- i H H 
san, VW und nes Granada-Diesel, des- Südafrika treibt 
Daimler-Benz, müssen sen Stückzahlen von 230 den Goldpreis 
empfindliche Einbußen im März 1979 auf weit un- Die südafrikanische Zen- 


tralbank, einer der größ- 
ten Gewinner des Gold- 
Booms, tut, was sie kann, 
um den Preis des Edelme- 
talls nach oben zu treiben. 
So wissen Marktbeobach- 
ter, daß die Südafrikaner, 
die pro Woche rund 13 
Tonnen Gold fördern, den 
Markt nur in Schüben be- 
liefern: Fällt der Preis, 
dann setzen sie ihre Liefe- 
rungen aus. Erst wenn die 
Kurse wieder steigen, 
kommt auch frische Ware 
aus Südafrika in den Han- 
del. Um ihre Manöver zu 
verschleiern, haben die 
Goldlieferanten zudem ihr 
Verteilungssystem geän- 


chen, möchte für 900 Mil- 
lionen Dollar die zwischen 
Chicago und der Golfkü- 
ste operierende Gesell- 
schaft Missouri Pacific 
(Gewinn 1978: 130 Millio- 
nen Dollar) übernehmen. 
Für 28 Millionen Dollar will 
die Union Pacific zudem 
die kleine kalifornische 
Eisenbahn-Firma Western 
Pacific schlucken. Stim- 
men Aktionäre und Regie- 
rung zu, wird der Dreibund 


mit über 36000 Kilome- 
tern das drittgrößte Schie- 
nennetz in den USA -ha- 
ben. Größer wären dann 
nur noch Gesellschaften, 
die ebenfalls fusionieren 


wollen: Burlington Nor- 
thern sowie St. Louis and 
San Francisco Railway 
(kombiniertes Netz: über 
47000 Kilometer) und die 
Chessie-Gruppe mit einem 
Streckennetz von mehr als 
42 000 Kilometer. 


dert. Lieferten die Südafri- 
kaner das begehrte Metall 
früher weitgehend an den 


Schweizer Goldpool — 
ein Konsortium aus 
Schweizer Banken —, so 


ziehen sie heute immer 
häufiger direkte Lieferun- 
gen an einzelne Kunden 
vor. In der Bundesrepublik 
profitieren davon zwei 
Großbanken: die Deut- 
sche und die Dresdner 
Bank. 
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SHIEGEI? 


Titel 


US-Präsident Carter, Feldstellungen sowjetischer Invasionstruppen bei Kabul, Parteichef Breschnew: „Ein solcher Angriff wird mit allen 


High Noon für die westliche Welt? 


20 Jahre lang galt Entspannung als unerschütterlicher 
Grundsatz der Ost-West-Beziehungen. Dann aber, seit 
der Sowjet-Invasion in Afghanistan, verschlechterten sich 


ie Dinnergäste im East Room des 
Weißen Hauses NS Messer und 


Gabel beiseite. Gespa 


nt beugten sich 


die Geladenen, 80 Senatoren und Kon- 


greßmitglieder, nach 
Jimmy Carter, in ein 


vorn. Präsident 
m Hepplewhite- 


Armsessel thronend, blickte seine Gäste 


an. 


Ernst, mit maskenhaft starrem Ge- 


sicht, begann er zu sp 
wjetische Invasion Af, 
größte Bedrohung für 
dem Ende des Zweiten 


So erlebt ihn die Na 
gend am Bildschirm. 
des 
das Karikaturisten so 


Held, weil bis aufs 


echen: „Die so- 
hanistans ist die 


den Frieden seit 


Weltkriegs.“ 


ion jetzt vorwie- 
orbei die Zeiten 


breiten Erdnußfarmer-Lächelns, 


oft zeichneten. 


lut gereizt, zum 


Wie im Westernfilm ah der gutmütige 


Kämpfer geworden. H 


gh Noon für den 


Westen, für die gesamte Welt, uner! 


wartet und absurd, 


Innerhalb von nur vier Wochen hat- 
ten sich die beiden Großmächte auf un- 


heilschwangere Positi 
von denen sie nur unt 
wieder herunterkomm 
geneinander Schläge 
fährlich verengte, 


nen festgezurrt, 
Gesichtsverlust 
n, teilten sie ge- 
us, die auf ge- 
efühlsbestimmte 


Horizonte schließen ließen und zumin- 
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dest teilweise schiere Unvernunft of- 
fenbarten. 

Da hielt es, ein gutes halbes Jahr 
nach Abschluß des von ihr so begehr- 
ten Salt-II-Vertrags, die gestandene So- 
wjetmacht, größter Flächenstaat der 
Erde, aus wie immer definiertem 
Sicherheitsbedürfnis für nötig, ihre rie- 
sige Landmasse durch den kleinen asia- 
tischen Berg- und Wüstenstaat Afgha- 
nistan zu arrondieren. 


Da zog sie sich für diesen in ihren 
Augen offenbar unermeßlichen Ge- 
winn auf den Hals, daß die Staaten der 
Dritten Welt, Araber und Moslems 
vorweg, in einem jähen Schwenk gegen 
die angeblich erste Arbeiter-und-Bau- 
ern-Macht Front machten, die immer 
vorgegeben hatte, so viel Herz für die 
Entrechteten der Erde zu haben. Wo 
waren da wohl sozialistische Moral und 
dito Vernunft geblieben? 


Kaum gebremste Emotionen koch- 
ten auch auf der Gegenseite hoch. 
Amerika, das die Eroberung des gro- 
ßen, erdölreichen Iran durch den Aja- 
tollah Chomeini hilflos, fast demütig 
hingenommen hatte, sah in der Erobe- 
rung des kleinen erdöllosen Afghani- 
stan durch die Sowjets einen Anschlag 


die Aussichten für eine gedeihliche Zusammenarbeit der 
Weltmächte fast über Nacht. Neuer Kalter Krieg zeich- 
nete sich ab, Erinnerung an die Konfrontation nach 1945. 


auf den Lebensnerv des Westens, je- 
denfalls aber einen Nachweis für unge- 
hemmte Aggressivität jenes Partners, 
den der Westen aus den zahllosen Ver- 
handlungen des Entspannungszeitalters 
zu kennen glaubte. 


Also sah sich Amerika getäuscht und 
gedrängt, eindeutige Zeichen zu setzen: 
Bis hierher und nicht weiter. Warum 
diese Zeichen nicht, den Prinzipien 
der Detente entsprechend, vorher ge- 
setzt oder verstanden wurden, blieb bis- 
lang ungeklärt, und was niemand ge- 
dacht hatte, trat ein; Fehlende Inter- 
pretation führte zu Unverständnis und 
schließlich, auf beiden Seiten, zu der 
trotzigen Haltung, daß Verständnis 
auch gar nicht mehr vonnöten sei. 


Europa 1914? Die Welt 1980. 


So beantwortete denn Amerika die 
sowjetische Aggression mit Strafen, die 
auch Selbststrafen waren: Obschon es 
dringend Getreide und Technologie 
verkaufen möchte, stoppte es den Ge- 
treide- und Technologie-Export in die 
Sowjet-Union. 

Obschon sich seine Sportler auf Me- 
daillensegen bei den Olympischen 
Spielen in Moskau freuten, boykottiert 
es — wahrscheinlich — die Olympi- 
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Mitteln zurückgeschlagen, einschließlich militärischer Gewalt“ 


schen Spiele, für Moskaus Prestige-In- 
vestition des Jahrhunderts ein schwerer 
Schlag, zumal ihn Präsident Carter 
auch noch mit einem Ultimatum ver- 
band: Abzug aus Afghanistan bis zum 
20. Februar — oder das weltweite, an- 
geblich zutiefst humane, friedensför- 
dernde Sport-Spektakel degeneriert zu 
einer erweiterten Spartakiade. 


Ultimatenhafte Erklärungen, die im 
Grunde keine Antwort erheischten, 
sondern einseitige Deklamationen un- 
gebrochenen Machtbewußtseins sein 
sollten, waren überhaupt an der Tages- 
ordnung. Wenn je das politische Mode- 
wort „Eskalation“ angebracht schien, 
dann in diesem Januar: 


Erneute amerikanische Beistandsga- 
rantie für ein Jugoslawien nach Tito, 
mit dem Moskau, so die neuerwachte 
Sorge im Westen, ä la Afghanistan ver- 
fahren könnte. 


Sowjetischer Schlag gegen das 
Haupt der Dissidenten, den Atomphy- 
siker und Friedensnobelpreisträger An- 
drej Sacharow, der seit 1977 im Besitz 
eines persönlichen Belobigungsschrei- 
bens, einer Art Schutzbrief des ameri- 
kanischen Präsidenten ist. 

Vor einem Jahr noch wäre Sacha- 
rows Verbannung in die geschlossene 
Stadt Gorki am Ural vielen im Westen 
als ein Akt legitimer Verteidigung des 
nach außen so starken, innerlich aber 
labilen Sowjet-Systems erschienen, 
nicht anders als die Ausweisung Sol- 
schenizyns 1974. 

Nach Afghanistan und Olympia-Boy- 
kottdrohung aber wirkte sie wie ein 


DER SPIEGEL, Nr. 5/1980 


Trompetensignal, daß 
die Sowjetmacht sich 
durch nichts beein- 
drucken lasse. Empört 
brach Frankreichs 
Parlaments-Präsident 
Jacques Chaban-Del- 
mas seine auf zehn Tage geplante Reise 
durch die UdSSR nach zwei Tagen ab. 


Der Franzose hatte sich bemüht, von 
Breschnew Entspannungssignale zu 
vernehmen, vergebens. Statt dessen ließ 
Moskau, während Chaban bei Bresch- 
new saß, die Operation Sacharow 
anlaufen und stieß damit auch noch die 
Franzosen vor den Kopf, deren Regie- 
rung am deutlichsten unter den US-Al- 
liierten in Europa auf Distanz zum har- 
ten Kurs Washingtons gegangen war. 


Aber auf die Franzosen kam es den 
Sowjets zu diesem Zeitpunkt wohl auch 
nicht mehr an, Politisch wichtiger war, 
was nun in Washington neben den de- 
monstrativen Strafmaßnahmen als geo- 
strategische Antwort auf den Afghani- 
stan-Schlag heranreifte: eine „Carter- 
Doktrin“, Doktrin genannt in bewußter 
Analogie zu den Eindämmungsversu- 
chen, die Carters Vorgänger Truman 
und Eisenhower gegen den Kommunis- 
mus unternahmen. 


Ein Doktrinär, das wußte man, war 
der Baptist Jimmy Carter immer schon 
gewesen, aber ein moralischer, morali- 
sierender. Jetzt wandte er sich den 
schwierigeren Ufern einer Doktrin in 
Realpolitik zu. 


Die Welt erlebte einen neuen Jimmy 
Carter. Die Londoner „Times“ verglich 


ihn mit dem entrüsteten „Neville 
Chamberlain vom September 1939, als 
der entdeckte, daß Herr Hitler eben 
doch kein vernünftiger Staatsmann 
sei“. 

Vor beiden Häusern des Kongresses 
drohte er den Sowjets vergangenen 
Mittwoch härter als je ein amerikani- 
scher Präsident seit der Kubakrise von 
1962: „Jeder Versuch einer ausländi- 
schen Macht, Kontrolle über den Persi- 
schen Golf zu erringen, wird als An- 
griff auf die vitalen Interessen der Ver- 
einigten Staaten betrachtet werden.“ 


Nach einer kleinen Pause fügte er 
hinzu: „Ein solcher Angriff wird mit 
allen Mitteln zurückgewiesen werden, 
einschließlich militärischer Gewalt.“ 


Washingtons globalpolitische Pla- 
nung scheint mithin wieder dort ange- 
langt, wo sie in der Zeit unmittelbar 
nach dem Zweiten Weltkrieg war: Die 
Konfrontation mit der Sowjet-Union 
spielt wieder die beherrschende Rolle. 


‘Die Länder der Dritten Welt, denen 
US-Sicherheitsberater Zbigniew Brze- 
zinski einmal die „wachsende Bedeu- 
tung aufstrebender Mächte“ beschei- 
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„Wegen Afghanistan gibt es keinen Krieg‘ 


Die sowjetische Intervention in Afghanistan aus offizieller Moskauer Sicht 


Seit Präsident Carters harter Reaktion auf den sowjeti- 
schen Einmarsch in Afghanistan kommen aus Moskau 
unterschiedliche Signale in den Westen — Beweis dafür, 
daß auch an der Spitze der Sowjet-Union Unsicherheit 


M" Afghanistan hatten wir ausge- 
zeichnete Beziehungen, solange die 
Könige herrschten. Wir leisteten Wirt- 
schaftshilfe, bauten Straßen, bildeten 
die Offiziere aus, die Zusammenarbeit 
war hervorragend. Das war natürlich 
ein Feudalsystem, das gefiel uns nicht. 
Aber vom Standpunkt des sowjetischen 
Staatsinteresses war die Situation sehr 
gut, die Lage an der Grenze war ruhig. 


Dann kam Präsident Daud. Sein 
System war liberal, im westlichen Sin- 
ne; er wurde gestürzt. Man glaubt uns 
nicht, daß wir von der Revolution im 
April genauso überrascht wurden wie 
der Westen. Wir hatten mit dieser Re- 
volution nichts zu tun. An die Macht 
kamen Kommunisten, die wir nicht 
einmal besonders gut kannten. 


Wir begriffen nicht, warum Taraki 
nach wenigen Wochen seinen Vize 
Karmal und noch ein Dutzend Genos- 
sen eliminierte, Aber wir leisteten na- 
türlich nach Kräften wirtschaftliche 
und technische Hilfe. Gleich nachdem 
Taraki bei uns in Moskau gewesen war 
und mit unserem Generalsekretär 
Breschnew verhandelt hatte, wurde er 
gestürzt, von seinem Stellvertreter 
Amin. 

Den kannten wir noch weniger, aber 
er erklärte, er sei Kommunist. Wir lei- 
steten weiter Hilfe, er bat uns wiederholt 
um die Entsendung von Truppen. Das 
wollten wir nicht. Wir boten ihm an, 
militärische Berater zu schicken, not- 
falls sogar für jedes Bataillon einen. 
Auch Taraki hatte uns um die Entsen- 
dung von Truppen gebeten. Auch ihm 
hatten wir das abgeschlagen. 


Amin wurde mit dem Widerstand im 
Land nicht fertig. Er wollte zum Sozia- 
lismus übergehen. Wir haben inzwi- 
schen unsere eigenen Erfahrungen mit 
der Dritten Welt, dort gibt es viele, die 
zum Sozialismus übergehen wollen. Ent- 
weder sie machen das zu langsam, 
dann erreichen sie niemals ihr Ziel, 
oder zu schnell, dann verlieren sie die 
Unterstützung der Massen. Die Afgha- 
nen wollten es zu schnell machen, und 
mit brutalen Mitteln. 


Daher wandte sich die Landbevölke- 
rung gegen Amin — wie die Bauern 
der Vendee in der Französischen Revo- 
lution. Amin aber kümmmerte sich we- 
niger darum, mehr um Machtkämpfe 


innerhalb seiner Partei. Diese östliche 
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Mentalität ist oft wirklich schwer zu 
begreifen. 


Dann kamen die Emigranten, die 
man im Westen „Freiheitskämpfer“ 
nennt. 250 000 Afghanen, die ins Aus- 
land geflüchtet waren, kehrten mit aus- 
ländischen Waffen zurück und mar- 
schierten auf Kabul, um die Haupt- 
stadt zu erobern und die Regierung zu 
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Sowjetpanzer in Kabul: „Viel leichter, sie 


stürzen. Sie ermordeten Dutzende unse- 
rer Berater. 


Wir mußten damit rechnen, daß die-- 


se Emigranten bald die Macht über- 


„nehmen und mit den Kommunisten ab- 


rechnen würden — eine Situation wie 
in Chile, aber direkt an unserer Süd- 
grenze. 

Damit standen wir vor einer neuen 
Lage. Der Iran hatte sich zu einer isla- 
mischen Macht gewandelt, die gegen 
Amerika gerichtet war. Afghanistan 
würde nun zu einer islamischen Macht 
werden, die sich gegen die UdSSR rich- 
tete. 

Die Amerikaner würden sich die Ge- 
legenheit nicht entgehen lassen, ihre 
Schlappe im Iran wiedergutzumachen 
und Afghanistan als Bollwerk gegen 
uns auszubauen. Nach Meinung unse- 


hineinzubringen als wieder heraus“ 


über die Folgen und über die Fortführung der Entspan- 
nungspolitik herrscht. In einer Unterredung legte ein 
hoher Moskauer Funktionär dem SPIEGEL seine Sicht 
der Afghanistan-Ereignisse dar. Gedächtnisprotokoll: 


rer Militärs war damit eine gefährliche 
Lage entstanden — nicht nur für die 
Regierung in Kabul, die uns erneut 
einen Hilferuf übermittelte, sondern 
auch für die Sicherheit der Sowjet- 
Union, wie Generalsekretär Breschnew 
das im „Prawda“-Interview erklärte. 


Die Militärs legten dem Politbüro in 
stundenlangen Beratungen ihre Lage- 
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Analyse vor. Ausführlich wurden die 
möglichen Minuspunkte und die mögli- 
chen Pluspunkte eines militärischen 
Eingreifens erörtert und gegeneinander 
aufgerechnet. Zum Schluß überwogen 
die Pluspunkte. Die Chance, daß Präsi- 
dent Carter den Stopp der Weizenliefe- 
rungen verfügen könnte, wurde mit 50 
zu 50 veranschlagt. Einstimmig faßte 
dann das Politbüro den Beschluß zur - 
Entsendung von Truppen. 


Es gibt in der Luftfahrt den Begriff 
des point of no return — den Punkt, 
von dem aus der Pilot bei einem Defekt 
nicht mehr umkehren kann, weil der 
Spritvorrat für den Rückflug nicht 
mehr reicht; er muß den Zielflughafen 
unter allen Umständen erreichen. Die 
Devise heißt dann: weiterfliegen. 


Uns ist durchaus bekannt, daß man 
im Westen Carters Geduld gegenüber 
den Geiselnehmern in Teheran mit Re- 
spekt betrachtet und sein Zuwarten für 
richtig hält. Wir hätten gewiß anders 
gehandelt, ich brauche dafür nur ein 
Wort zu sagen: Mogadischu. 


Wenn man nun fragt, ob einige bei 
uns vielleicht Carters Abwarten für das 
Anzeichen eines Mangels an Ent- 
schlußkraft gehalten hätten, muß ich 
zugestehen: Das mag durchaus sein. 


Zu der Forderung des amerikani- 
schen Präsidenten, der Westen solle die 
Olympischen Spiele boykottieren, kann 
ich nur sagen: Die Amerikaner wollen 
das sowjetische Volk demütigen. Sie 
wollen uns eine Erniedrigung zufügen, 
aber das wird harte Reaktionen auslö- 
sen. 


Der Westen und wir stehen nun vor 
der Frage, wie die Entspannungspolitik 
trotz der Überreaktion Carters fortge- 
führt werden kann, Carter hat aus 
Emotionen heraus gehandelt. In der 
Politik aber sollte mit Vernunft gehan- 
delt werden. 


Wir haben das bewiesen, als die 
Amerikaner 1972, in der Schlußphase 
des Vietnamkrieges, den nordvietna- 
mesischen Hafen Haiphong verminten. 
Wir hatten Handelsschiffe in dem Ha- 
fen, unsere Leute waren bedroht. 


Wenn man nun einwendet, daß nicht 
Lebensinteressen der Sowjet-Union be- 
droht waren, muß ich darauf hinwei- 
sen, daß die Verminung von Haiphong 
aber für uns etwas sehr Erniedrigendes 
hatte. Es gab damals lange Diskussio- 
nen bei uns, ob der vorgesehene Besuch 
des Präsidenten Nixon in Moskau ab- 
gesagt werden sollte. 


Es wurde erörtert, ob wir Gegen- 
maßnahmen ergreifen sollten, etwa in 
Korea, in Berlin oder anderswo. Wir 
haben uns dennoch entschieden, den 
Präsidenten in Moskau zu empfangen, 
und Salt I wurde unterschrieben. 


Heute ist die Frage, ob Sie die Ent- 
spannung wirklich durch das Prisma 
Afghanistan betrachten wollen oder 
umgekehrt Afghanistan durch das Pris- 
ma der Entspannung. 


Wir verstehen vollauf die äußerst 
schwierige Situation, in der sich die 
Bundesrepublik befindet: Einerseits 
muß es ihr Interesse sein, die Entspan- 
nungspolitik fortzuführen, andererseits 
erwarten die Amerikaner von den 
Westdeutschen, daß sie Solidarität be- 
kunden. 


Uns wird vorgeworfen, unsere Poli- 
tik ziele neuerdings darauf ab, Europa 
von den Amerikanern abzuspalten. Das 
liegt nicht in unserem Interesse. Wir 
wünschen, daß die amerikanischen 
Truppen in Europa bleiben und daß 


Bonn sich seine Partnerschaft mit 
Amerika erhält. 


Denn es kann seine Solidarität mit 
den Amerikanern in durchaus positi- 
vem Sinn für die Weltpolitik nutzen, in- 
dem es auf die Entscheidung Washing- 
tons einwirkt. So ist uns durchaus die 
Rolle bewußt, die Bonn dabei gespielt 
hat, die amerikanischen Blockade-Dro- 
hungen gegen den Iran abzumildern. 
Das ist richtig verstandene Solidarität. 


Nun wird die Sowjet-Union verdäch- 
tigt, auch einen Einmarsch in Jugosla- 
wien vorzubereiten, für den Fall, daß 
Präsident Tito stirbt. Das ist absoluter 
Unsinn, das werden wir niemals tun. 
Wir kennen die Lage in Jugoslawien 
genau, es ist absurd, die Situation dort 
mit der Lage in Afghanistan zu verglei- 
chen. 


Abstrakt könnte man sich vorstellen, 
daß eines künftigen Tages das Polit- 
büro in seiner Bewertung Afghanistans' 
zu dem Ergebnis kommt, beim Aufrech- 
nen der Folgen überwögen die Minus- 
punkte doch die Pluspunkte. Die beste 
Lösung wäre natürlich, wenn unsere 
Truppen wieder abzögen, nachdem die 
Grenzen geschlossen sind. 


Aber das wäre eine Ideallösung und 
keine realistische. Auch uns ist klar, 
daß es viel leichter ist, Truppen in ein 
Land hineinzuschicken, als sie wieder 
herauszubringen. 


Viele im Westen lassen sich jetzt von 
ihren Emotionen überwältigen und 
fürchten einen Krieg. Im Westen sind 
auch die Massenmedien in großem 
Maß dafür verantwortlich, daß solche 
Ängste aufgerührt werden. 


Unsere Bevölkerung bleibt davor be- 
wahrt, weil unsere Regierung dafür 
sorgt, daß die Presse das Volk nicht 
verunsichert. Ich persönlich habe keine 
Befürchtung: Wegen Afghanistan wird 
es einen Krieg nicht geben. 


Gewiß hat das Abstimmungsresultat 
in der Uno gezeigt, daß wir mit dem 
Eingreifen in Afghanistan, das in unse- 
rem nationalen Interesse und im Inter- 
esse der Regierung von Kabul lag, 
einen großen Teil der öffentlichen 
Weltmeinung gegen uns aufgebracht 
haben. 


Das liegt zum Teil daran, daß die 
Amerikaner viele Staaten der Dritten 
Welt unter Druck gesetzt haben, sich so 
zu äußern. Es liegt zum Teil aber auch 
daran, daß man die zwingenden Be- 
weggründe unseres Handelns nicht ver- 
standen hat. 


Deshalb war es mir wichtig, Ihnen 
die Motive aus meiner Sicht darzu- 
stellen. Schon Lunatscharskij* hat ge- 
sagt: „Ihr sollt die Bolschewiki nicht 
lieben. Ihr sollt sie verstehen,“ 


a Volksbildungsminister 1917 bis 


Sowjetischer Regimekritiker Sacharow 
Kein Schutzbrief von Carter 


nigt hatte, sind damit auch nach Wa- 
shingtoner Kalkül wieder, was sie frü- 
her waren: Einflußsphären und Auf- 
marschgebiete der Supermächte. 


Die Südkoreaner etwa brauchen 
einen Abzug der amerikanischen Trup- 
pen nicht mehr zu fürchten. Islamische 
Diktatoren wie Pakistans Sia-ul Hak 
können wegen der strategischen Bedeu- 
tung ihrer Länder amerikanischer Hilfe 
sicher sein. Die Frage nach der Ver- 
wirklichung der Menschenrechte stellt 
ihnen der einstige Menschenrechts- 
Kreuzzügler Carter nicht mehr. 


Großzügig ist er auch geworden, 
wenn es um die Weiterverbreitung von 
Atomwaffen geht — vorausgesetzt, sie 
gelangen in die Hände der richtigen, 
will heißen dem Westen wohlgesinnten 
Staaten. 


Noch 1979 war Pakistan wegen des 
Verdachts, an einer Atombombe zu 
bauen, mit  Hilfestopp bestraft 
worden. Heute drängt Carter den Paki- 
stanis Waffen und Geld geradezu auf. 
„Allah hat uns eigene Ölquellen ver- 
sagt“, spottete ein hoher pakistanischer 
Offizier, „aber zum Ausgleich hat er 
die Russen nach Afghanistan ge- 
schickt.“ 


Um Pakistans Erzfeind Indien zu be- 
schwichtigen, liefern die Amerikaner 
den Indern den lange geforderten ato- 
maren Brennstoff und damit die Mög- 
lichkeit, ihre Bombenentwicklung zu 
beschleunigen. 

Noch vor einem halben Jahr mußten 
etwa die von einer kubanisch-äthiopi- 
schen Streitmacht im Ogaden besiegten 
Somalis die Amerikaner geradezu bit- 
ten, eine Militärbasis in ihrem Land zu 
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US-Flugzeugträger „Enterprise“ im Persischen Golf: Amerikas langer Arm im „Meer des Friedens“ 


errichten, heute schwärmen amerikani- 
sche Diplomaten aus, um von Somalia, 
Kenia und Oman angebotene „militäri- 
sche Möglichkeiten“ zu erkunden. 

Eine Veränderung, eine Umkehr der 
amerikanischen Politik scheint sich 
da abzuzeichnen, wie sie tiefgreifender 
kaum denkbar ist, jedenfalls bis vor 
kurzem nicht denkbar schien. 


1977 hatte Carter als ein Ziel seiner 
Regierung erklärt, den Indischen 
Ozean zum „Meer des Friedens“ zu 
machen. Heute feiert Washington als 
Erfolg, daß die Briten den USA erlaub- 
ten, ihr Atoll Diego Garcia im Indi- 
schen Ozean zum Superstützpunkt aus- 
zubauen. 

Heute wimmelt das angebliche Meer 
des Friedens nur so von Kriegsschiffen 
beider Großmächte. Um Amerikas lan- 
gen Arm zu zeigen, donnerte vergange- 
ne Woche sogar ein aus Guam gestar- 
tetes Geschwader von B-52-Bombern 
über die sowjetischen Schiffe im Indi- 
schen Ozean. 

Vorige Woche wurde bekannt, daß 
seit dem 25. November, drei Wochen 
nach der Besetzung der US-Botschaft 
in Teheran und über einen Monat vor 
dem russischen Einmarsch in Afgha- 
nistan, das Aufklärungsschiff „Taman“ 
der Sowjetmarine am Ostausgang der 
Straße von Hormus vor Anker liegt. 

Durch die Meerenge werden über 60 
Prozent des gesamten Erdöls für die 
westliche Welt transportiert. Die „Ta- 
man“ war nach US-Angaben in Posi- 
tion, lange bevor das erste amerikani- 
sche Schiff, der Flugzeugträger „Kitty 
Hawk“, den langen Weg von den Phil- 
ippinen zur Persischen Küste zurück- 
gelegt hatte. 

Auch daheim machte Amerika nun 
mobil. Schon der Getreideboykott 
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Wachwechsel vor der US-Botschaft in Teheran: Amerika — stärkste aller Nationen? 


dürfte den amerikanischen Steuerzah- 
ler jährlich 20 Milliarden Dollar kosten 
und die Liefersperre für hochtechni- 
sierte Güter immerhin noch vier Mil- 
liarden. 


Derselbe Präsident, der noch als 
Wahlkämpfer den Verteidigungshaus- 
halt um sieben Milliarden Dollar zu 
senken versprach, verkündete zur „Lage 
der Nation“; „Ich bin entschlossen, da- 
für zu sorgen, : daß die Vereinigten 
Staaten die stärkste aller Nationen 
bleiben.“ 

Er legte dem Kongreß einen um fünf 
Prozent höheren Verteidigungsetat vor 


und bereitete die Amerikaner auf die 
Wiedereinführung der Wehrpflicht vor. 
Er kündigte ferner eine „Registrie- 
rung“ an, die es den Behörden ermögli- 
chen soll, alle Amerikaner im wehr- 
pflichtigen Alter zu erfassen. 


Nach den geltenden Gesetzen ist 
dies nicht möglich, und schon deshalb 
wäre eine militärische Mobilmachung 
schwierig. Carter: „Wir müssen auf 
diese Möglichkeit vorbereitet sein.“ 

Die Antwort erteilte umgehend Ra- 
dio Prag: „Die Carter-Doktrin ist der 
bisher schwerstwiegende Schritt in 
Richtung Kalter Krieg und in Richtung 


des Balancierens am Rande des Heißen 
Krieges.“ 

So schien denn nach rund zwei 
Jahrzehnten Entspannungspolitik wie- 
der Kalter Krieg ins Haus zu stehen, mit 
allen Gefahren einer weiteren Eskala- 
tion— wenn der Spannungsprozeß nicht 
schnell gestoppt werden würde. 

Zwei Jahrzehnte lang war Krieg et- 
was gewesen, das sich weit weg, in 
Vietnam oder Angola, noch ereignen 
konnte, nicht aber, so meinten die Ent- 
spannungsgläubigen, zwischen West 
und Ost, und gewiß nicht wegen einer 


berühmte „Krieg in Sicht“-Krise der 
Bismarck-Zeit war der Fall Afghani- 
stan mit seinen Folgen denn doch, auch 
sofern diese beherrschbar bleiben. 
Damals, im April 1875, hatte Bis- 
marck eine französische Militärreform 
durch einen von ihm inspirierten Arti- 
kel der „Post“ beantwortet, der die 
Überschrift „Ist Krieg in Sicht?“ trug. 
Der französische Außenminister De&ca- 
zes fragte daraufhin in London und 
Petersburg um Hilfe für den Fall eines 
deutschen Angriffs an. Erst Zusiche- 
rungen der deutschen Botschafter und 
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fast klassischen Besetzung fremden 
Landes, so wie es Nazi-Deutschland 
mit der Tschechoslowakei und Italien 
1935 mit Abessinien gemacht hatten. 


Von wirklichem, heißem Krieg war 
gar die Rede. Italiens Staatschef Pertini 
sah „Kriegswolken“ am Horizont, die 
sich bedenklich zusammenzögen. 
Frankreichs „Le Monde“, gewiß ent- 
spannungsfreundlich, urteilte, die so- 
wjetische Stoßrichtung zum Persischen 
Golf und die sich daraus ergebende 
Konfrontation der Supermächte mar- 
kiere. „höchstwahrscheinlich den Be- 
ginn des Dritten Weltkriegs“. 


Immerhin 48 Prozent der Westdeut- 
schen hielten vorige Woche einen Drit- 
ten Weltkrieg innerhalb von drei Jah- 
ren für möglich, zehn Prozent sogar für 
wahrscheinlich, nur 41 Prozent für un- 
wahrscheinlich (siehe Umfrage Seite 
26). 

Die Eiseskälte, die so unvermutet 
über die Welt gefallen ist, muß gewiß 
nicht mit naturgesetzlicher Unaus- 
weichlichkeit zur alles vernichtenden 
Entladung führen, aber mehr als ein 
Betriebsunfall oder lediglich ein Ein- 
schüchterungsmanöver wie etwa die 
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Bismarcks selbst beruhigten die aufge- 
heizte Lage wieder — der Kalte 
deutsch-französische Krieg aber ging 
weiter. 

Vorige Woche zeigte sich, wie wenig 
Amerikas Verbündete in der gegenwär- 
tigen „Krieg in Sicht“-Krise zum Ab- 
bau der Spannung tun konnten. Zwar 
mühten sich vor allem Bonns Kanzler 
Schmidt und Frankreichs Staatschef 
Giscard d’Estaing, durch Indizien von 
Planlosigkeit und Emotionalität in Wa- 
shington verschreckt, die Entspannung 
oder das, was davon übrig war, zu ret- 
ten. 

Doch sie weckten in Amerika damit 
nur das bittere Gefühl, in schwerer Zeit 
allen Bündnisschwüren zum Trotz al- 
lein gelassen zu werden. „Amerikas 
einsame Rolle“, schrieb das Magazin 
„U.S. News & World Report“ auf sein 
Titelblatt neben einem starken US-Ad- 
ler, der auf winterkahlem Baum hockt. 

Solche Gefühle könnten sich für die 
Sicherheit Europas nachteilig auswir- 
ken, weil sie in Moskau womöglich fal- 
sche Hoffnungen auf Verfall der west- 
lichen Allianz wecken und in Washing- 
ton das emotional verstellte Gesichts- 
feld weiter verengen in Richtung auf 


jenen klassischen Kalten Krieg, mit 
dem die Staaten nach dem Zweiten 
Weltkrieg lebten, ohne daß es zur Ex- 
plosion kam. 

Kalter Krieg — das war damals die 
Konfrontation zweier Ideologien und 
Staatensysteme, die Weltkrieg II gegen 
Hitler-Deutschland und Japan gewon- 
nen hatten und nun bei Kriegsende mit 
einem Mal als erbitterte Gegner einan- 
der gegenüberstanden, zuweilen von 
Sehschlitz zu Sehschlitz ihrer schweren 
Panzer. 


Kalter Krieg — das war kein Schieß- 
krieg, aber doch ein Konflikt von welt- 
weiten Ausmaßen mit Schlachtfeldern 
in Griechenland und Korea, Deutsch- 
land und der Türkei, Berlin und Nah- 
ost. 

Kalter Krieg — das waren Truman 
und Stalin, Dulles und Molotow, Eisen- 
hower und Chruschtschow. Und Kon- 
rad Adenauer war auch bald dabei. 

Kalter Krieg — das waren Marshall- 
plan und Kominform, Berlin-Blok- 
kade und „massive Vergeltung“, Nato 
und Warschauer Pakt. Und das war, 
wohl für immer, Amerikas Abschied 
vom Isolationismus. 

Bis dahin, so der amerikanische Hi- 
storiker Robert A. Divine, „waren die 
Vereinigten Staaten (zwar) in alle grö- 
Beren Kriege verwickelt... Aber so- 
bald die Kriege vorüber waren, zogen 
sich die Amerikaner in eine verhältnis- 
mäßig isolierte Position zurück, hielten 
sich aus internationalen Rivalitäten 
heraus — bis der nächste große Kon- 
flikt ausbrach. Der Wechsel von Teil- 
nahme und Rückzug wurde zum natio- 
nalen Muster“. 

Und eigentlich hatte sich das auch 
nach Weltkrieg II wiederholen sollen. 
Spontan kürzte der US-Kongreß den 
Verteidigungshaushalt um 25 Prozent, 
schneller als je zuvor wurde demobili- 
siert: Von 3,5 Millionen US-Soldaten, 
die im Mai 1945 allein in Europa ge- 
standen hatten, waren zehn Monate spä- 
ter ganze 400 000 übriggeblieben. 

Warum die neue Weltmacht Num- 
mer eins gleichwohl schon wenig später 
in einen neuen, wenngleich kalten 
Krieg verstrickt wurde oder sich darin 
verstrickte, ist selbst unter amerikani- 
schen Historikern auch heute noch um- 
stritten. 

Waren die Sowjets schuld, die — so 
US-General George Marshall — „kalt 
entschlossen waren, den derzeitigen 
Zustand Europas auszunutzen, um den 
Kommunismus zu verbreiten“? 

Erlebte die Welt eine „faschistische 
Aggression und imperialistische Ex- 
pansion“ der Amerikaner, wie die So- 
wjets klagten, deren Josef Stalin „die 
internationale Reaktion“ beschuldigte, 
einen neuen Krieg zu planen? 

Oder hat Zbigniew Brzezinski recht, 
einst Polit-Professor, heute als Jimmy 
Carters Scharfmacher Vater der Idee, 
Olympia 1980 in Moskau zu blockie- 
ren? 1972 schrieb er: 
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In 48 Stunden am Rhein? 


Die Unfähigkeit der Sowjet-Union, einen Mehrfrontenkrieg zu führen 


Die sowjetische Militärdoktrin ist ihrem 
Wesen nach offensiv. 


General Sidorenko in: 
„Sowjetisches Offizier-Handbuch“ 


ür die sowjetischen Generalstabsof- 

fiziere an der Moskauer Frunse- 
Akademie gehören militärische Inter- 
ventionen zu den alltäglichen Planspie- 
len ihrer Ausbildung: 


Jeder Schlag gegen den „aggressiven 
Imperialismus“, so die offizielle sowje- 
tische Militärdoktrin des „sozialisti- 
schen Verteidigungskrieges“, „trifft 
zwangsläufig das Gebiet des Gegners 
und endet immer mit der Besetzung sei- 
nes Territoriums“. Letztes Beispiel für 
diese raumgreifende Strategie Mos- 
kaus: die militärische Invasion in Af- 
ghanistan. 

Der offensive Charakter der Sowjet- 
streitkräfte tritt freilich nicht erst seit 
der Besetzung Afghanistans zu Tage. 
Seit Jahren schon stimmen die Analy- 
sen des Londoner Instituts für strategi- 
sche Studien und die Ergebnisse der 
Nato-Studien darin überein, daß das 
Militärpotential der Sowjet-Union bei 
weitem das zur Verteidigung notwen- 
dige Maß übersteigt. 

Darüber hinaus rüstet der Osten stär- 
ker als der Westen. Gemessen an der 
Stärke des Heeres und der taktischen 
Luftstreitkräfte, gebieten Moskaus Ge- 
neräle inzwischen über die stärkste 
Landmacht, die es in Friedenszeiten je 
gegeben hat, 


Fast zwei Millionen Armeesoldaten, 
gegliedert in 173 Panzer-, Mot-Schüt- 
zen- und Luftlande-Divisionen, von de- 
nen jede etwa 13000 Mann stark ist, 
bilden das Rückgrat der sowjetischen 
Militärmacht. Zum Vergleich: Die 
Supermacht Amerika verfügt über 16 
Divisionen mit 751 000 Soldaten. 

Die Hauptstoßrichtung dieser Trup- 
penansammlung Moskaus gilt Westeu- 
ropa. Denn mehr als zwei Drittel der 
Sowjettruppen sind im Westen des War- 
schauer Paktes stationiert. 

Insgesamt 31 Divisionen (davon 20 
allein in der DDR) stehen am Mittelab- 
schnitt der Nato-Front; dazu kommen 
29 Divisionen der anderen Warschauer- 
Pakt-Staaten, zusammen rund 777 000 
Mann. Auf westlicher Seite stehen ih- 
nen 27 Nato-Divisionen mit etwa 
540 000 Soldaten gegenüber. Weitere 
66 Divisionen — im Ernstfall die zwei- 
te Angriffswelle gegen Westeuropa — 
sind im westlichen Teil der Sowjet- 
Union stationiert. 

„Dieser konventionellen vÜber- 
macht“, so ein Brüsseler Nato-Mann, 
„können wir in Westeuropa nichts 
Vergleichbares entgegenstellen.“ 
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Sowjet-Truppen im Manöver: „Nichts Vergleichbares im Westen“ 


Sechs ‚Divisionen in Zentralrußland 
und dem Ural, 24 Divisionen in den 
kaukasischen Militärbezirken komplet- 
tieren den Aufmarsch der Rotarmisten 
entlang der Grenzen der Nato-Partner 
Griechenland und Türkei sowie des 
Nato-Anrainers Iran. 

Gegenüber China hat Moskau 46 Di- 
visionen stationiert — mehr als doppelt 
so viele Soldaten und Panzer als noch 
vor zehn Jahren. Trotz dieser gewalti- 
gen Militärpräsenz bleibt die 6000-Ki- 
lometer-Grenze zu China der „weiche 
strategische Unterleib“ der Sowijet- 
Union. Denn nach Meinung westlicher 
Militärs reicht die sowjetische Trup- 
penmassierung nicht einmal aus, um 
die Grenze zu dem volkreichsten Land 
der Erde wirkungsvoll zu schützen. 


Eine Truppenverlegung von der chi- 
nesischen Grenze an die afghanische 
Front oder sogar nach Mitteleuropa er- 
scheint deshalb wenig realistisch: Die 
Generäle im Kreml, so urteilen Gene- 
räle im Westen, würden diese Flanke 
niemals ungeschützt lassen. Einen 
'Zweifrontenkrieg Moskaus — gleichzei- 
tig gegen die Nato und gegen China — 
schließen Nato-Offiziere deshalb völlig 
aus, Selbst die militärische Supermacht 


Sowjet-Union, so die Brüsseler Ein- 
schätzung, könnte zwei derart unkalku- 
lierbare und risikoreiche Unterneh- 


mungen kaum durchstehen. 


Die Invasion Afghanistans bestätigt 
die Nato-Einschätzung. Selbst die Be- 
reitstellung von nur sieben Divisionen 
stellte die sowjetische Militärführung 
vor erhebliche Probleme. Sie mußte 
fast die gesamten Heeresverbände der 
Militärbezirke Turkmenistan und Kau- 
kasien abziehen und obendrein zusätz- 
liche Reservisten einberufen. Die Bin- 
dung dieser Truppen in Afghanistan 
dürfte den Handlungsspielraum der 
Sowjet-Generäle für die nächste Zu- 
kunft erheblich einschränken. 

Ein Angriff im Westen scheint unter 
diesen Umständen wenig wahrschein- 
lich. Selbst bei einer Überlegenheit von 
zwei. zu eins zugunsten Moskaus (50 
Warschauer-Pakt-Divisionen gegen 27 
im Westen) könnte die Nato-Verteidi- 
gung standhalten. 

Siegreiche Befehlshaber des Zweiten 
Weltkrieges, wie Montgomery und 
Rommel, griffen meist nur mit einer 
Überlegenheit von mindestens drei zu 
eins an. Und von den sowjetischen Mi- 
litärs ist bekannt, daß sie sich eher risi- 


koscheu verhalten. Nichts ist unter So- 
wjetgenerälen mehr verpönt als militäri- 
sches Abenteurertum. 


Angstszenarios wie das des belgi- 
schen Generals Close, der einen sowje- 
tischen Angriff auf Westeuropa in „48 
Stunden am Rhein“ wähnt, bezeichnen 
Nato-Offiziere denn auch als „völlig 
übertrieben“. 

Selbst wenn die Sowjet-Union zu- 
sätzlich zu ihren eigenen Truppen alle 
Divisionen der ©SSR, Polens und der 
DDR einsetzen würde, habe der We- 
sten eine gute Chance, einen konventio- 
nellen Krieg zu überstehen. Denn abge- 
sehen von ihrer unterschiedlichen poli- 
tischen Zuverlässigkeit sind viele dieser 
östlichen Divisionen mit veralteten so- 
wjetischen Waffen ausgerüstet und 
manche personell nicht auf Soll-Stärke. 

Zu diesem Ergebnis kommen Nach- 
richtenexperten der Nato, die darauf 
hinweisen, daß es auch sonst keine An- 
zeichen gibt, die auf verstärkte Aktivi- 
täten von Truppen in Osteuropa hin- 
deuten. 

Im Gegenteil: Noch gilt, daß nur die 
Sowjettruppen in der DDR, in Polen 
und in der CSSR zu etwa 90 Prozent 
personell aufgefüllt und nach geringer 
Vorwarnzeit einsatzbereit sind. Zusam- 
men mit den ständig einsatzbereiten 
Luftlande-Divisionen zählen sie zur er- 
sten Kategorie der Warschauer Pakt- 
Divisionen. Alle übrigen Verbände sind 
nur zü 30 bis 70 Prozent einsatzbereit. 
Ohne zusätzliche Mobilisierung von 
Reservisten ist ihre Kampfkraft gleich 
Null. 

Hinzu kommt, daß die Sowjets zum 
Großaufmarsch gegen den Westen eine 
Mobilisierungsdauer von etwa 30 Ta- 
gen bräuchten. So lange dauert allein 
der Bahntransport von Mannschaften 
und Material der 66 Divisionen aus den 
westlichen Militärbezirken der Sowjet- 
Union in die vorgesehenen Einsatzräu- 
me. In jedem Fall hätte die Nato Zeit 
genug, Gegenmaßnahmen zu treffen. 

Obendrein, so die Einschätzung 
westlicher Verteidigungsexperten, hät- 
ten die militärischen Verstärkungen der 
Amerikaner in Europa und die waffen- 
technologischen Entwicklungen der 
Nato die Sowjets eher noch vorsichti- 
ger gemacht. 

Vor allem die Fähigkeit des Westens, 
sowjetische Panzerangriffe durch ein 
Sperrfeuer treffsicherer Panzerabwehr- 
Raketen zu stoppen, wird von östlichen 
Militärzeitschriften als besonders be- 
drohlich herausgestellt. 

Bundesverteidigungsminister Hans 
Apel, Anfang letzter Woche zu Besuch 
im Nato-Hauptquartier im belgischen 
Casteau, zeigte sich nach seinen Ge- 
sprächen mit dem Nato-Oberbefehls- 
haber Bernard Rogers denn auch beru- 
higt. Apel zum SPIEGEL: „Es gibt kei- 
nen Anlaß, über die Lage in Mittel- 
europa besorgt zu sein.“ 


Der Kalte Krieg war eher die Frucht 
langwieriger und wahrscheinlich unent- 
rinnbarer geschichtlicher Kräfte als das 
Resultat menschlicher Irrtümer und böser 
Gesinnung. Zwei große Mächte, unter- 
schieden durch divergierende geschicht- 
liche Erfahrungen und getrennt durch 
scharf voneinander abweichende Ideolo- 
gien..., konnten einem harten Konkür- 
renzkampf schwerlich entrinnen. 

Fest steht nur soviel: Die Illusion 
vom großen Frieden nach dem großen 
Krieg hatte sich allenfalls in den Hir- 
nen der ausgebluteten, kriegsmüden 
Völker festgesetzt. Die Staatsmänner 
— der sterbenskranke Roosevelt eben- 
so wie sein Nachfolger Truman, Win- 
ston Churchill ebenso wie Stalin — 
wußten schon geraume Zeit vor Kriegs- 
ende, daß ihnen, wenn überhaupt, al- 
lenfalls eine kurze Atempause vergönnt 
sein würde. 

Averell Harriman etwa, Roosevelts 
Botschafter in Moskau, kabelte schon 
im September 1944 nach Washington: 
„Alle Anzeichen deuten darauf hin, 
daß die Sowjet-Union, sofern wir nicht 
gegen ihre jetzige Politik Stellung be- 
ziehen, in Zukunft die ganze Welt ty- 
rannisieren wird, wo immer ihre Inter- 
essen berührt sind.“ 


Und Roosevelt, vom Tode gezeich- 
net, erregte sich am 24. März 1945, sei- 
nem letzten Tag in Washington, bei der 
Lektüre eines anderen alarmierenden 
Harriman-Kabels derart, daß er wü- 
tend mit den Fäusten auf die Armleh- 
nen seines Rollstuhls schlug und tobte: 
„Averell hat recht. Wir können uns 
nicht mit Stalin einlassen. Er hat jedes 
einzelne Versprechen gebrochen, das er 
in Jalta gegeben hat.“ 

Es ging vor allem um das Jalta-Ver- 
sprechen Stalins, daß am Ende des Krie- 


ges „ein freies, unabhängiges und de- 
mokratisches Polen“ stehen solle. 

Tatsächlich aber zwang er dem Land 
eine ihm hörige Regierung auf und leg- 
te Polen — zu dessen Verteidigung der 
Westen schließlich überhaupt erst in 
den Krieg eingetreten war — damit 
von vornherein an die sowjetische Ket- 
te. 


Roosevelt war für die Russen nach 
so langer Waffenbrüderschaft kalku- 
lierbar gewesen. Wie aber, fragte Stalin 
seinen Besucher Harriman, könnten sie 
den Roosevelt-Nachfolger Truman über- 
zeugen, daß sie auch weiter eng mit 
den USA zusammenarbeiten wollten? 


Harriman riet, zu einer geplanten 
Konferenz über die Gründung der Ver- 
einten Nationen nicht nur den Vize- 
Außenminister Wyschinski, sondern 
dessen Chef Molotow zu entsenden. 


„Erfüllen Sie gefälligst Ihre Ver- 
pflichtungen“, fauchte jedoch Truman 
den Gast an. Die Zusammenarbeit mit 
Amerika könne keine Einbahnstraße 
sein. Molotow soll später gesagt haben: 
„So hat man nie in meinem Leben mit 
mir gesprochen.“ 


Unmittelbar vor Beginn der Konfe- 
renz hatten die USA ihre erste Atom- 
bombe erfolgreich getestet. Truman in 
kleinem Kreis: „Wenn die Russen nicht 
mit uns zusammengehen wollen, sollen 
sie sich zum Teufel scheren.“ 

Im Vertrauen auf Roosevelt und des- 
sen kaum je versiegenden Glauben an 
das Gute im Menschen hatte der 
Kreml seine Strategie bereits auf den 
Tag ausgerichtet, an dem die letzten 
US-Soldaten Europa verlassen würden 
— „in höchstens zwei Jahren“, wie 
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Stalins Ankunft bei der Potsdamer Konferenz 1945: „Zar Alexander kam bis Paris“ 
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Roosevelt in Jalta zu verstehen gegeben 
hatte, 


In Potsdam von Harriman befragt, 
ob er denn nach den Leiden des Krie- 
ges nicht eine gewisse Genugtuung dar- 
über empfinde, als Sieger in der Haupt- 
stadt des bezwungenen Feindes zu sein, 
zögerte Stalin einen Augenblick und 
antwortete dann: „Zar Alexander ist 
bis Paris gekommen.“ 


Stalin habe vermutlich gehofft, ana- 
lysiert Harriman, „bis an den Atlantik 
zu gelangen. Die Aussichten für eine 
kommunistische Machtübernahme sa- 
hen einfach zu gut aus“. 


Tatsächlich hatte ein bitterkalter 
Winter Großbritannien praktisch völlig 
lahmgelegt, auf dem Kontinent folgte 
ein Streik dem anderen, in Frankreich 
stimmte bereits ein Viertel, in Italien 
sogar ein Drittel der Wähler für die 
Kommunisten. „Europa“, so Winston 
Churchill 1947, „das ist ein Schutt- 
haufen, ein Beinhaus, eine Brutstätte 
für Pest und Haß.“ 


Doch da entschloß sich, vermutlich 
von kaum einem Sowjetführer und 
wohl auch nur von wenigen Amerika- 
nern erwartet, ausgerechnet der Zu- 
fallspräsident Harry S. Truman zum 
vielleicht revolutionärsten außenpoliti- 
schen Kurswechsel in der Geschichte 
der USA: Amerika zog sich nicht, wie 
nach dem Ersten Weltkrieg, in die Iso- 
lierung der eigenen Grenzen zurück, 
sondern wurde neuer Akteur auf der 
Weltbühne. 


Alarmiert durch sowjetischen Druck 
gegen die Türkei und einen von außen 
gesteuerten kommunistischen Aufstand 
in Griechenland, machte Truman zur 
Maxime der amerikanischen Politik, 
„die freien Völker .zu unterstützen, die 
sich den Versuchen der Unterjochung 
durch bewaffnete Minderheiten oder 
Druck von draußen widersetzen“. 


Die „Truman-Doktrin“ bescherte 
Griechenland und der Türkei Dollar- 
Millionen — und dem übrigen Europa 
erste Hilfe für den Wiederaufbau: den 
nach Amerikas Außenminister benann- 
ten Marshall-Plan. 


Zur Überwindung von „Hunger, Ar- 
mut, Verzweiflung und Chaos“ offe- 
rierte Außenminister George Marshall 
den Europäern, die Sowjets und ihre 
Satelliten eingeschlossen, großzügige 
Unterstützung. 

Zu einer vorbereitenden Konferenz 
in Paris reisten auch die Sowjets an: 
Außenminister Molotow mit 89 Fach- 
leuten. Die einzige an den Marshall- 
Plan geknüpfte Bedingung allerdings 
— europäische Zusammenarbeit beim 
Wiederaufbau — mochten sie nicht ak- 
zeptieren. 

Die Amerikaner, so forderten sie 
statt dessen, sollten einfach die Ge- 
samtsumme bereitstellen; die Europäer 
würden es dann proportional zu den im 
Krieg erlittenen Schäden untereinander 
aufteilen, und jeder Staat würde sich 
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US-Soldaten, Rotarmisten 1945 an der Elbe: Illusion vom großen Frieden 


um seinen eigenen Wiederaufbau küm- 
mern. 

Wer bei einer solchen Verteilung den 
Löwenanteil kassieren würde, war klar. 
Rest-Europa lehnte deshalb ab, die So- 
wjets verließen die Konferenz und 
zwangen auch ihre Satelliten zur Abrei- 
se, darunter die Tschechoslowakei, de- 
ren Regierung zuvor einstimmig die 
Teilnahme am Marshall-Plan beschlos- 
sen hatte. 

Für den Kreml war das Hilfswerk 
fortan eine „amerikanische imperiali- 
stische Verschwörung zur Unterdrük- 
kung Westeuropas“. Für die USA hin- 
gegen wurde der Marshall-Plan zum 
Kernstück einer neuen Strategie gegen- 
über den Sowjets, dem Konzept des 
„Containment“ (Eindämmung). 

„Eines der wesentlichen Elemente je- 
der amerikanischen Politik gegenüber 
der Sowjet-Union“, so erläuterte in der 
angesehenen Zeitschrift „Foreign Af- 
fairs“ ein anonymer „Mr. X“ die neue 
Strategie, „muß in einer langfristigen, 
geduldigen, aber festen und wachsa- 
men Eindämmung der sowjetischen ex- 
pansionistischen Neigungen bestehen.“ 

Hinter dem Pseudonym verbarg sich 
einer der besten Sowjet-Kenner der 
USA: George F. Kennan, zu Harri- 
mans Zeiten stellvertretender Missions- 
chef, später selbst Botschafter Wa- 
shingtons in Moskau. 

Das Ziel der sowjetischen Politik, er- 
klärte Kennan, sei es, „sicherzustellen, 
im Bassin der Weltmacht jeden Winkel 
und jede Ritze ausgefüllt zu haben, die 
ihr zugänglich sind“. 

Containment bedeute freilich nicht 
die Eindämmung einer militärischen 
Bedrohung mit militärischen Mitteln, 
sondern die Eindämmung einer politi- 


schen Bedrohung mit politischen Mit- 
teln. 

Für die Sowjets waren das Spitzfin- 
digkeiten — für sie waren Truman- 
Doktrin und Containment ein und die- 
selbe Herausforderung, Mittel zur Ein- 
kreisung. Ihre Antwort blieb nicht aus: 


D Im Februar 1948 zwangen sie der 
Tschechoslowakei im Handstreich 
eine neue, moskauhörige Regierung 


auf. 
D Im Juni sperrten sie den Zufahrts- 
weg nach Berlin — über den bis 


1971 keinerlei schriftliche Abspra- 
chen bestanden hatten —, gaben 
die Blockade aber schließlich auf, 
nachdem Amerikaner und Briten 
die eingeschlossene Stadt 321 Tage 
lang aus der Luft versorgt hatten. 


D Im Juni 1950 fielen, wahrscheinlich 
mit Moskauer Billigung oder Er- 
munterung, nordkoreanische Trup- 
pen in den Süden des geteilten Lan- 
des ein — wurden aber, genau wie 
ihre Schutzherren, überrascht, als 
USA und Uno nicht nur protestier- 
ten, sondern mit der sofortigen Ent- 
sendung einer Uno-Truppe unter 
amerikanischer Führung reagier- 
ten. 

Als der Korea-Krieg schließlich Mit- 
te 1953 ohne Sieger zu Ende ging, war 
in Moskau Josef Stalin schon zu Grabe 
getragen — der Kalte Krieg aber ging, 
mit neuen Männern und neuen Etiket- 
ten, unverändert weiter. 

Wichtigster Akteur war fortan John 
Foster Dulles, der Außenminister des 
neuen US-Präsidenten Dwight D. 
Eisenhower. 

Der puritanische, militant antikom- 
munistische Anwalt brandmarkte die 


US-Panzer (vorn), Sowjet-Panzer nach dem Mauerbau 1961: Kalter Krieg am Ende? 


Containment-Politik als moderne Form 
von Appeasement 
„Die Fähigkeit, bis an die äußerste 
Grenze zu gehen, ohne einen Krieg 
auszulösen, das ist die heute erforder- 
liche Kunst. Wer davor zurück- 
schreckt, bis an den Rand des Ab- 
grunds zu gehen, der ist verloren.“ 

„Roll back“ (Zurückwerfen) und 
„massive retaliation“ (massive Vergel- 
tung), auch „brinkmanship“ (das La- 
vieren am Abgrund) hießen seine Re- 
zepte; eine Woche nur nach seinem 
Amtsantritt wandte er sich an die „Ge- 
fangenen“ hinter dem 1946 von Chur- 
chill so getauften „Eisernen Vorhang“ 
und gelobte: „Sie können auf uns rech- 
nen.“ ; 

Die Botschaft, verstärkt durch ame- 
rikanische Propagandasender wie „Ra- 
dio Free Europe“, wurde überall im 
Osten gehört und von vielen als Er- 
munterung zum Aufstand gedeutet. 
Doch als sie sich dann auflehnten, zeig- 
te sich, daß John Foster Dulles weisen 
Etikettenschwindel betrieben hatte: 


D 1953, als Demonstranten in der 
DDR von ostdeutschen und sowje- 
tischen Soldaten zusammengeschos- 
sen wurden, übte Dwulles nicht 
„massive Vergeltung“ — er ließ le- 
diglich an der Sektorengrenze Feld- 
küchen für die Ost-Berliner aufstel- 
len. 

> 1956, als Sowjetpanzer einen Auf- 
stand in Ungarn niederwalzten, 
wurden sie von Dulles nicht „zu- 
rückgeworfen“, Amerika nahm le- 
diglich einige zehntausend Ungarn- 
Flüchtlinge auf. 

Tatsächlich hatte Dulles, wie Doku- 
mente aus seiner Amtszeit belegen, nie- 
mals ernsthaft erwogen, die Sowjets 
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und postulierte: _ 


durch militärische Gewalt zurückzu- 
drängen oder einen bewaffneten Auf- 
stand im Ostblock zu entfachen. Seine 
ausdrücklichen Warnungen, solch ein 
Aufstand sei „schlimmer als vergeb- 
lich“, verhallten jedoch ebenso im Ge- 
töse seiner Rhetorik wie die Erkenntnis, 
daß er im Grunde ein Politiker des Sta- 
tus quo war, der lediglich das Konzept 
des Containment unter einem neuen 
Namen weiterverfolgte. 

Beide Seiten bauten nun ihre Bünd- 
nissysteme aus und rüsteten ihre 
Freunde zu Militärmächten hoch, die 
Bundesrepublik im westlichen, die 
DDR im östlichen Lager. 


Für einen Augenblick schien das Eis 
zu schmelzen, als Eisenhower 1955 in 
Genf seinen einstigen sowjetischen 
Waffenbruder Schukow wiedertraf, 
ihm ein Hochzeitsgeschenk für die 
Tochter mitgab und den Austausch der 
Pläne aller militärischen Einrichtungen 
zwischen Washington und Moskau so- 
wie eine gegenseitige Inspektion aus 
der Luft vorschlug. Während seiner 
Rede schlug ein Blitz in das Stromnetz 
ein, und das Licht ging aus, „was dem 
Augenblick“, so der französische 
Augenzeuge Andr& Maurois, „etwas 
Pathetisches verlieh“. 

Im gleichen Jahr machte Chru- 
schtschow eine politische Geste: Von 
einem Tag zum anderen erhielten die 
Österreicher ihren Staatsvertrag — den 
Moskau bis dahin stets von einer 
gleichzeitigen Deutschland-Regelung 
abhängig gemacht hatte. 

Doch dann wurde es wieder kalt. Die 
Sowjets lehnten Eisenhowers Genfer 
Vorschlag ab und nutzten die Uneinig- 
keit des Westens während der Suez- 
Krise von 1956, sich auch im Nahen 


Osten zu etablieren. Eisenhower erhob 
— wie jetzt Jimmy Carter — den Na- 
hen Osten per Doktrin zur amerikani- 
schen Interessensphäre. Chruschtschow 
wiederum kündigte ultimativ den Vier- 
mächtestatus von Berlin auf. Und alle 
Verhandlungen auf Ministerebenen 
schienen lediglich in Sackgassen zu 
münden. 

Im Mai 1959 starb die Symbolfigur 
des Kalten Krieges, John Foster Dulles. 
Und mit einem Male schien es, als set 
auch der Kalte Krieg am Ende. 
Chruschtschow schickte seinen Vize 
Mikojan in die USA — und der kehrte 
mit einer Einladung Eisenhowers für 
den Kreml-Chef nach Moskau zurück. 
Der kleine, impulsive Russe landete 
am 15. September 1959 „mit offenem 
Herzen“ in Washington und gewann 
schnell die Sympathien der Feinde von 


gestern. 
Er sei gekommen, um den Kalten 
Krieg zu beenden, versicherte 


Chruschtschow. Vor der Uno schlug er 
eine „weltweite und vollständige Abrü- 
stung“ vor. Im US-Fernsehen wandte 
er sich an seine „amerikanischen 
Freunde“. 

Er watete durch die Menge wie ein 
amerikanischer Wahlkämpfer, speiste 
in Hollywood mit Marilyn Monroe, 
Frank Sinatra, Bob Hope, entrüstete 
sich über den Cancan (Chruschtschow 
später: „Sie zeigten ihre Ärsche wie die 
Schweine“) und spielte auf Eisenho- 
wers Farm in Gettysburg mit dessen 
Enkeln. 

Vor dem Kamin im Präsidentensitz 
von Camp David wirkten die beiden 
netten Großväter wie eine Garantie da- 
für, daß der Kalte Krieg endlich ein 
Ende gefunden habe. 

Ganz im „Geist von Camp David“ 
drängte Chruschtschow den Gastgeber, 


US-Außenminister Dulles (1957) 
„Zurückwerfen und massiv vergelten“ 
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möglichst schnell zum Gegenbesuch 
nach Moskau zu kommen, wo Eisenho- 
wer schon einmal — als siegreicher Ge- 
neral im Juli 1945 — gemeinsam mit 
Schukow im riesigen Dynamo-Stadion 
während eines Fußballspiels begeistert 
gefeiert worden war. 

Doch Eisenhowers Enkel wollten 
gern Chruschtschows Enkel besuchen, 
und so schlug der Sowjetmensch vor, 
lieber bis zum Frühjahr 1960 zu warten 
— des Tauwetters wegen. 


Bis dahin aber war es noch eine lan- 
ge Zeit. 

Chruschtschow wollte „friedliche 
Koexistenz zwischen Ländern unter- 
schiedlicher Gesellschaftsordnung“, 
weil er einen Atomkrieg fürchtete und 
zugleich durch einen höheren Lebens- 
standard das Volk mit der ungeliebten 
Regierung versöhnen wollte. 


Chruschtschow schlug vor, „die 
Kriegsministerien und die Generalstäbe 
aufzulösen... den Bestand der Streit- 
kräfte praktisch auf Null herabzudrük- 
ken und den Staaten nur Abteilungen 
zu belassen, die mit leichten Feuerwaf- 
fen ausgerüstet sind“. 


Im Januar 1960 verordnete er sogar 
die Demobilisierung von 1,2 Millionen 
Sowjetsoldaten, darunter 250 000 Offi- 
zieren. Das konnte den Sowjetmilitärs 
nicht gefallen, die schon öfter in die 
Politik eingegriffen hatten. 


Als am 1. Mai 1960 ein amerikani- 
sches Spionageflugzeug vom Typ U-2 
über Swerdlowsk abgeschossen wurde, 
erzwangen die Militärs, daß Chru- 
schtschow die Pariser Gipfelkonferenz 
sprengte und den Präsidenten Eisenho- 
wer wieder auslud. 


Als die DDR eine Ausschaltung des 
Störfaktors West-Berlin forderte, emp- 
fahl Chruschtschow eine „Freie Stadt“, 
begnügte sich aber schließlich mit dem 
Bau der Mauer zwischen Ost- und 
West-Berlin. Das war schon ein Stück 
Koexistenz, in den Augen der Sowjet- 
Falken aber unverzeihliche Schwäche. 


Diese „Falken“ im Kreml setzten 
gegen Chruschtschows Abrüstungs- 
Utopie ihre eigenen Weltmacht-Träu- 
me. Denn auf ihrem Gebiet, in der Rü- 
stung, der Raumfahrt, der Kampfstär- 
ke von Heer und Flotte wollten sie den 
Westen am liebsten ein- und überholen. 
Alle Inferiorität des Sowjetreiches im 
übrigen wurde in ihren Augen durch 
die wichtigste Insignie einer Weltmacht 
wettgemacht: das militärische Potential. 


Chruschtschows größtes außenpoliti- 
sches Abenteuer, Sowjet-Raketen auf 
Kuba zu stationieren, führte 1962 zwar 
bis an den Rand eines großen Krieges, 
endete aber doch in einem ausgleichen- 
den Arrangement zwischen den beiden 
Großmächten: erster Fall rationaler 
Bewältigung einer großen, irrational 
aufgeheizten Konfliktsituation. 


Zwei Jahre später gelang es den 
Moskauer Falken, Chruschtschow 
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Arbeitermiliz in Prag 1949: „Bis an die äußerste Grenze gehen... 
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’ 


... ohne einen Krieg auszulösen“: Berliner Luftbrücke 1949 


durch einen der ihren, den Polit-Gene- 
ral Breschnew, zu ersetzen. An dessen 
Seite trat als Repräsentant der „Tau- 
ben“ Premier Kossygin, ein Repräsen- 
tant der Konsumindustrie. 


Erfolglos widersprach Kossygin 
1968 im Politbüro dem Antrag der Mi- 
litärs, dem Prager Reformkommunis- 
mus mit Panzern den Garaus zu ma- 
chen. Danach jedoch überzeugte er 
auch Breschnew vom Nutzen einer 
Entspannungspolitik, die Moskau vor 
einer Entwicklung wie in Prag bewah- 
ren sollte: Schon forderte der Atom- 
physiker Sacharow einen Reformkom- 
munismus auch für die Sowjet-Union. 


Die Entspannung sollte in der Sicht 
des Ostens den Rüstungswettlauf brem- 
sen, mehr Mittel für den Massenkon- 


sum freimachen und westliche Wirt- 
schaftshilfe anregen, möglichst auf 
Kredit. So ließ sich das Sowjetvolk ru- 
hig halten. 

Der Westen sah dabei Chancen für 
eine gewaltlose Regelung internationa- 
ler Konflikte, speziell die Deutschen 
hofften auf menschliche Erleichterun- 
gen im Bruderstaat DDR. 


So schloß denn Bonn Verträge mit 
Moskau über Gewaltverzicht und mit 
der DDR über gegenseitige Anerken- 
nung, und die vier ehemaligen Alliier- 
ten aus der Kriegszeit einigten sich, 
erstmals den Status quo in Berlin recht- 
lich abzusichern. 


Und auf dem Europa-Gipfel in Hel- 


sinki schworen sich 35 Regierungschefs 
Friedensliebe. Das Recht auf Mei- 


nungsfreiheit erklärten sie zu einer Fra- 
ge des „legitimen gemeinsamen Interes- 
ses“ aller Europäer — und Breschnew 
unterschrieb das. 


Moskau und Washington vereinbar- 
ten, sich in Spannungsfällen gegenseitig 
zu informieren, und schlossen 1972 das 
erste Salt-Abkommen ab, obwohl die 
Amerikaner gerade eben den vietname- 
sischen Hafen Haiphong vermint hat- 
ten: Entspannungsfreudig sah der 
Kreml über diese Herausforderung hin- 
weg. 

Prestigegewinn war wichtiger, die 
von der Weltmacht Nr. 1 beurkundete 


herte sich China an und tat nichts zur 
Förderung des Ost-West-Handels. 

Bei anderen Staaten verschuldete 
sich der Sowjetblock mit 100 Milliar- 
den Mark, doch der US-Kongreß hatte 
1974 Kredite und Handelserleichterun- 
gen vom Ausreiserecht der Sowjet-Ju- 
den abhängig gemacht, worauf Mos- 
kau den Handelsvertrag mit den USA 
einfach kündigte. Verabredete Milliar- 
den-Geschäfte fielen aus. 

Die Kreml-Falken hatten wieder Ar- 
gumente gegen die Entspannung. Sie 
blockten Breschnews Versuch ab, die 
Konsumgüterproduktion rascher wach- 


US-Soldaten im Korea-Krieg 1950: Moskau war überrascht 


Gleichrangigkeit der UdSSR gefiel 
auch den Entspannungsgegnern in 
Moskau, zumal ihr Machtbereich sich 
Jahr um Jahr ausweitete — ohne grö- 
Bere Risiken für die Sowjet-Union, 
ohne den Einsatz sowjetischer Trup- 
pen. 

Nordvietnam konnte Südvietnam er- 
obern und griff sich erst Laos, dann 
Kambodscha. Im Helsinki-Jahr 1975 
holten kubanische Helfer dem Sowjet- 
freund Neto Angola, 1978 zog Angola 
gegen Katanga und scheiterte, dafür 
fiel Äthiopien dem sowjetischen Ein- 
flußbereich zu. 

Ihre eigenen Ideologen hatten den 
Sowjets eingeredet, inzwischen habe 
sich das „internationale Kräfteverhält- 
nis“ zugunsten der Sowjet-Union ver- 
schoben. Auch Furchtsame im Westen 
glaubten das und übersahen, daß 
gleichzeitig Chile und Portugal, Ägyp- 
ten, Somalia und Uganda für den 
Kreml verloren gingen. 

Nur Carter irritierte die Sowjets. Sei- 
ne Menschenrechtskampagne ermun- 
terte die Opposition in der UdSSR, er 
setzte die Nato-Nachrüstung durch, nä- 
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sen zu lassen als die rüstungsorientierte 
Schwerindustrie. 

Der damalige Generalstabschef Ku- 
likow, heute Oberbefehlshaber des 
Warschauer Pakts, stellte öffentlich 
„erhöhte Forderungen an die Mobili- 
sierungsbereitschaft der Volkswirt- 
schaft“. Der Verteidigungsminister 
Gretschko trennte sich von der traditio- 
nellen Sprachregelung, die Sowjetar- 
mee diene nur der Landesverteidigung, 
und erklärte sich bereit zum Eingreifen 
in jeder „wie weit auch immer entfern- 
ten Region unseres Planeten“. 

Bald darauf proklamierte der Kreml 
einen allgemeinen Interventionsan- 
spruch: Entspannung sei „kein Frei- 
brief für morsche Regime“. 


Auch daheim empfahlen sich die Mi- 
litärs als Ordnungsfaktor. Während mit 
der Entspannungspolitik zersetzende 
West-Ideen von einem freieren Leben 
und großzügigeren Konsum ins So- 
wjetland eindrangen, pries die „Praw- 
da“ die Truppe als Schule der Nation: 
„Die Armee bildet den Kollektivisten, 
den Menschen mit breitem Horizont, 
mit festen moralischen Grundsätzen.“ 


Der geistige Konflikt zwischen welt- 
offenen „Westlern“ und den auf natio- 
nale Eigenart bedachten „Slawophilen“ 
aus dem alten Rußland erlebte seine 
Reprise im Streit zwischen Entspan- 
nungsfreunden und Entspannungsgeg- 
nern. Was die Anti-Westler trieb, be- 
schrieb der Roman „Was willst Du 
eigentlich?“, der 1969 in Moskau er- 
schienen war und heftige Debatten aus- 
gelöst hatte. Leitmotiv: 

Wenn die westliche „Demokratie“ kommt, 

mit der die westlichen Propagandisten 

euch junge Russen locken, dann bringt 
sie euch keineswegs volle Läden mit 

Konsumgütern, sondern in erster Linie 

die Vernichtung eurer Völker, die Ver- 

nichtung eures Staates, die Vernichtung 

Rußlands. . 

Rußlands Konservative sehen höhere 
Werte: Sie möchten die Sowjet-Jugend 
ohne Konsumdenken erziehen, durch 
Abschottung gegen das Ausland alle 
Vergleichsmöglichkeiten nehmen, mili- 
tärische Tugenden und imperiale Ideen 
pflegen. 


Für solche Ziele eignet sich besser 
als die Entspannung eine Politik des ge- 
schlossenen Handelsstaates und der an- 
dauernden Konfrontation mit der Um- 
welt, auch wenn das eigene Land dabei 
stagniert. 


Nach offiziellen Angaben fiel vori- 
ges Jahr die Wachstumsrate der sowje- 
tischen Industrieproduktion auf 3,4 
Prozent (Plan: 5,7). In der Provinz gibt 
es mitunter monatelang kein Fleisch, in 
manchen großen Städten prügelten sich 
Ende vorigen Jahres die Sowjetbürger 
um das Grundnahrungsmittel Kohl. In 
Moskau gab es zeitweilig nicht einmal 
Kartoffeln. 


Die Sowjetregierung griff gegen 
wachsenden Unmut hart durch: Wer 
zweimal im Jahr die Firma wechselt, 
verliert neuerdings seinen Rentenan- 
spruch. Das erinnert an die Kriegswirt- 
schaft: Eine derart strenge Maßregel 
bestand zuvor nur vom Vorkriegsjahr 
1940 an bis 1955. 


Die Stimmung im Sowjetland ist, so 
melden Beobachter, höchst labil; im 
Frühjahr könnte ein Ausbruch von 
Massenprotest so sichtbar werden wie 
schon in Polen oder Sowjet-Litauen 
und gelegentlich auch in der Ukraine. 


Besonders gefährdet erschien den 
Moskowitern offenbar die Lage in den 
muselmanischen Sowjetrepubliken, in 
die der Moslem-Chauvinismus der 
Nachbarstaaten Persien und Afghani- 
stan übergreifen konnte. Drei Tage vor 
dem Afghanistan-Schlag attackierte 
das Parteiorgan für Mittelasien 
(„Prawda wostoka“) zum erstenmal 
seit Monaten wieder massiv den Islam. 


Ein Teil der Intelligenz unterschätze 
die reaktionäre Rolle des islamischen 
Glaubens, hieß es da für den Hausge- 
brauch; man verwechsele das Nationa- 
le mit dem Religiösen, die Mullahs be- 
haupteten, kommunistische und moham- 
medanische Moral seien vereinbar; 
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Überden Unterschied 


Elektronik statt Mechanik. Das ist der ent- 
scheidende konstruktive Unterschied auf eine 
Kurzformel gebracht. 

Die Olivetti ET 221 aber bietet mehr. Sie 
hat ein elektronisches Korrekturdisplay mit 
Bedienerführung. Und sie druckt mit einem 
Typenrad statt mit Kugelkopf. In der Praxis be- 
deutet das: Die elektronische Schreibmaschine 
von Olivetti kann nicht nur vieles viel besser als 
eine elektrische Schreibmaschine, sondern auch 
viel viel mehr. 


zwischen einer elektrischen und ein 


Die Elektronik in Verbindung mit dem 
elektronischen Display gewährleistet tipp- 
fehlerfreie Originale und Kopien. Die Elektronik 
steuert automatisch die Textanordnung. Auf 
Tastendruck schreibt die Maschine Blocksatz, 
rechtsbündig, zentriert (alle Zeilen auf Mitte) 
oder eingerückt. Jede Art von Auszeichnungen, 
selbst weiß auf schwarz, sind möglich. Tabellen 
werden automatisch norm- und dezimalgerecht 
gedruckt — auch innerhalb eines Textes. 
Wichtig für die tägliche Korrespondenz ist ein 


Master Microprozessor. 

Die zentrale Steuereinheit 

für sämtliche Funktionsleistungen 
der ET 221 von Olivetti. 
Abbildungsmaßstab 1:1 


er elektronischen Schreibmaschine. 


Speicher für Anrede, Datum, Grußformel und 
Name. Diese gleichbleibenden Formulierungen 
werden nur einmal eingegeben und auf Tasten- 
druck abgerufen. Die Maschine schreibt dann 
automatisch die eingegebenen Konstanten. Ein 
Speicher für die Formularbeschriftung merkt 
sich die eingegebenen Text-Ausgangspunkte. 
Die wiederholte komplizierte Einstellprozedur 
entfällt. Das sind Beispiele für die Überlegenheit 
der Elektronik in der ET 221. 


Last not least ist die elektronische Schreib- 


maschine von Olivetti auch hörbar leiser als eine 
elektrische. Dafür sorgen Typenrad statt Kugel- 
kopf, elektronische Tastatur und integrierte 
Schalldämpfung. 

Diese und andere Unterschiede erklärt 
Ihnen Ihr Fachhändler gern im Detail. Auch den 
Unterschied zwischen den beiden Modellen von 
Olivetti: der ET 221 und der ET 201. 

Schicken Sie uns den Coupon, und Sie er- 
fahren postwendend die Adresse Ihres nächst- 
gelegenen Olivetti-Fachhändlers. 
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„Niemand will etwas vom Bären wissen“ 


Ein Olympia-Boykott bringt westlichen Firmen Millionenverluste 


as Geschäft mit Mischa, dem 

Olympia-Bär, sollte ein Bayer 
machen. 100 000 Mischas hoffte die 
in Oberfranken ansässige Firma 
Rü-So Plüschtiere nach Moskau lie- 
fern zu können. 

Doch seit sowjetische Truppen in 
Afghanistan eingefallen sind, hat 
der Plüschtier-Fabrikant nichts 
mehr von seinen russischen Auf- 
traggebern gehört. Das unter- 
schriftsreife Geschäft über 1,8 Mil- 
lionen Mark scheint geplatzt zu 
sein. 

„Niemand will mehr etwas vom 
Bären wissen“, klagt Rü-So-Chef 
Rüdiger Sommer auch über seine 
westdeutschen Handelspartner. 

Noch vor wenigen Wochen rissen 
sich Kaufhausketten und Einzel- 
händler um das Maskottchen, für 
dessen Vermarktung die Rü-So 
35000 Mark Lizenzgebühren zah- 
len mußte. Doch seit das russische 
Pelztier wieder zum Symbol für so- 
wjetischen Expansionsdrang wurde, 
herrscht bei Rü-So Bärenruhe. 

Pech mit dem östlichen Wappen- 
tier haben noch etliche andere Fir- 
men. Denn die Münchner Werbe- 
agentur Atlas schloß mit 65 west- 
deutschen Unternehmen etwa 100 
Lizenzverträge über die Vermark- 
tung des Olympia-Maskottchens 
und des Olympia-Emblems. 

Die Olympia-Zeichen zieren 
T-Shirts und Transistor-Radios, 
Feuerzeuge und Schlüsselanhänger. 
„Mischa, der Bär“ ist nicht nur als 
Stofftier, sondern auch als Kaubon- 
bon zu haben. 

Das Olympia-Image erwies sich 
bisher als außerordentlich verkaufs- 
fördernd, Die Hamburger Handels- 
zentrale Tawa zum Beispiel verhö- 
kette mehrere hunderttausend 
Olympia-Feuerzeuge. Die Firma Fi- 
scher aus Lautertal setzte über 
200 000 Schlüsselanhänger ab. 

Nun aber müssen die Firmen, die 
ihre Produkte mit den Olympia-Em- 
blemen schmücken, mit einem ab- 
rupten Absatzrückgang rechnen. 

Da sind jene Firmen schon bes- 
ser dran, die bereits vor Monaten 
ihre Produkte nach Moskau liefer- 
ten und den ehrenvollen Auftrag 
längst werbewirksam ausgeschlach- 
tet haben. 

Die Linde AG etwa brüstete sich, 
daß sie 510 Kühlschränke in die So- 
wjet-Hauptstadt schicken konnte. 
Die Elektro-Firma SEL gab be- 
kannt, daß sie in der Olympia-Me- 
tropole 117 zusätzliche Münzfern- 
sprecher aufgestellt hat. Und die 


Küppersbusch AG in Gelsenkirchen 
schmückt sich damit, daß sie in den 
olympischen Großküchen Herde 
und Kessel installieren durfte. 


Glimpflich dürften bei einem 
Boykott auch jene Firmen davon- 
kommen, die zu offizellen Lieferan- 
ten der Olympischen Spiele gekürt 
wurden. Zwar mußten die Unter- 
nehmen als Gegenleistung eine 
stattliche Gebühr entrichten sowie 
ihre Produkte und Dienstleistungen 
kostenlos zur Verfügung stellen. 
Aber für die meisten hat sich dieser 
Handel schon ausgezahlt. 


Olympia-Maskottchen Mischa 
Pech mit dem Wappentier 


Daimler-Benz etwa schafft für 
den Titel „Offizieller Fahrzeugliefe- 
rant der Olympischen Spiele“ 20 
Fahrzeuge nach Rußland, vom Not- 
arztwagen bis zum Mannschafts- 
omnibus. Die guten Olympia-Kon- 
takte verhalfen den Stuttgartern 
aber auch zu der Genehmigung, elf 
Service-Stationen in der Sowjet- 
Union einzurichten. Die Mercedes- 
Werkstätten werden die Startbedin- 
gungen für spätere Mercedes-Ver- 
käufe an die Russen verbessern hel- 
fen. 

Ähnlich positiv beurteilen auch 
die Manager der Darmstädter Kos- 
metik-Firma Wella AG ihr Olym- 
pia-Engagement. Die Wella-Leute 
richteten im Olympischen Dorf 
komplette Frisier-Salons ein, in de- 
nen sie auch ihre Kosmetika anbie- 
ten. „Die Kontakte haben wir ja 


nun“, freut sich Firmensprecher Pe- . 


ter Skopp, und er hofft, daß sich in 
Zukunft Millionen Russen Wella- 
Produkte in die Haare schmieren. 

Auch den Sportartikel-Hersteller 
Adidas, der kostenlos 30 000 Paar 
Schuhe und Kleidungsstücke für die 
Olympia-Offiziellen nach Moskau 
schickte, reut diese Tat nicht. Der 
Werbewert des Titels „Ausstatter 
der Olympischen Spiele“, meint ein 
Adidas-Manager, habe sich „bereits 
im Vorfeld der Spiele ausgezahlt“. 

Genauso für die US-Firmen 
Coca-Cola und Levi Strauss: Die 
Amerikaner blätterten für das 
Startrecht bei der Olympiade etliche 
Millionen Dollar hin. Der Lohn: 
Levi Strauss, Lieferant von 6000 
Anzügen für Moskauer Olympioni- 
ken, darf in der UdSSR einen Jeans- 
Fertigungsbetrieb einrichten. Und 
Coca-Cola gelang es immerhin, das 
UdSSR-Monopol des Eirzrivalen 
Pepsi-Cola zu unterspülen. 

Dennoch — wenn auch der Boy- 
kott für die Olympia-Firmen keine 
komplette Katastrophe bringt — ge- 
schädigt werden die Geschäfte alle- 
mal. Fast alle Firmen haben ihre 
gesamte Werbekonzeption auf die 
Olympischen Spiele ausgerichtet. 
Schon längst wurden für die Pro- 
dukte aufwendige Olympia-Kampa- 
gnen entwickelt, Olympia-Werbe- 
filme gedreht und Olympia-Anzei- 
gen entworfen. 

Levi Strauss etwa wollte ein Wer- 
bebudget von 12 Millionen Dollar 
aufwenden, allein acht Millionen 
davon für 123 halbminütige Werbe- 
spots. Vor Millionen Olympia-Zu- 
schauern sollte so der Übergang 
vom Jeans-Hersteller zum Fabri- 
kanten von Kleidung aller Art si- 
gnalisiert werden. Ein Boykott der 
Spiele würde die gesamte Kampagne 
kippen. 

Zu den großen Verlierern des 
‚Olympia-Geschäfts könnte die ame- 
rikanische Fernsehgesellschaft NBC 
gehören. Während ARD und ZDF 
nur für neun bis zehn Millionen 
Mark Olympia-Übertragungszeit 
einkauften, stiegen die Amerikaner 
mit 85 Millionen Dollar ein. Diese 
Kosten sollten durch den Verkauf 
von Werbezeiten zum Preis von 
165 000 bis 190 000 Dollar pro Mi- 
nute kompensiert werden, und das 
dürfte bei einem Boykott der Spiele 
wohl kaum gelingen. 

Doch allzu hart wird der erwarte- 
te Verlust auch die NBC nicht tref- 
fen. Die TV-Manager haben sich 
bei Lloyd’s in London gegen Boy- 
kott-Verluste versichert. 


doch in der Ideologie gebe es keine 
Koexistenz. 


Die in Moskau, Leningrad, Riga und 
Kiew entstandenen „Helsinki-Komi- 
tees“ zum Kampf für die Menschen- 
rechte wurden zerschlagen; Nobel- 
preisträger Sacharow war ihr letzter 
freier Repräsentant. 


Außer dem nun als wertlos doku- 
mentierten Schutzbrief Carters verfügte 
Sacharow über Deckung durch die so- 
wjetische Akademie der Wissenschaf- 
ten, die — vom Staat unabhängig — 
ihr Vollmitglied Sacharow auch nicht 
ausgeschlossen hat, was den Einzel- 
kämpfer vor der Verhaftung bewahrte. 


Bedeutungsvoller noch als die Ver- 
bannung Sacharows nach der für Aus- 
länder gesperrten Stadt Gorki ist, daß 
um die gleiche Zeit Vize-Premier Wla- 
dimir Kirillin, 67, zurücktrat. 


Der Professor für Energetik war der 
einzige echte Wissenschaftler in der 
Kremi-Spitze, früher Vize-Präsident 
der Akademie und seit Beginn der Ära 
Breschnew/Kossygin Leiter des Staats- 
komitees für Wissenschaft und Tech- 
nik, das mit Auslandskontakten, Re- 
formvorschlägen und Fachinformatio- 
nen die Modernisierung der sowjeti- 
schen Volkswirtschaft betrieb. 


Kirillin, der womöglich auch den 
Oppositionsführer Sacharow deckte, 
vertritt die akademische Elite der 
UdSSR, ohne deren willige Mitarbeit 
der Sowjetstaat kaum gedeihen kann. 
Sein Protest — er ist „auf eigenen 
Wunsch“ zurückgetreten — ist ein 
alarmierendes Signal. 


Kirillins Förderer Kossygin, der die 
Entspannungspolitik einst konzipiert 
hatte, ist seit vorigen Oktober aus der 
Öffentlichkeit verschwunden. Es gibt 


INTER RSÄRER 


Hinweise, daß Parteichef Breschnew 
bei der Afghanistan-Entscheidung im 
Dezember überstimmt wurde: Die Sit- 
zung soll, so der Londoner „Observer“, 
von einem „inneren Kreis von Politbü- 
ro-Mitgliedern der harten Richtung 
und Vertretern der Militärs“ beherrscht 
gewesen sein. Dieser Kreis habe den 
schwer leidenden Breschnew vor die 
Wahl gestellt, der Intervention zuzu- 
stimmen oder zurückzutreten. 


Hauptargument der Interventions- 
Befürworter: Im vorigen April wurden 
in der westafghanischen Stadt Herat 
ein halbes Hundert Sowjetbürger und 


Mauerbau in Berlin 1961: Warten auf Tauwetter 


-bürgerinnen ermordet (ebenso viele, 
wie US-Bürger in Teheran als Geiseln 
gefangen gehalten werden). 


Mitte Dezember, kurz vor dem Mos- 
kauer Interventionsbeschluß, wurden 
dann mitten in Kabul, beim Einkauf im 
Basar, zwei weitere Sowjetbürger er- 
schlagen. Und womöglich kam dort zu 
jener Zeit auch General Paputin ums 
Leben, ein sowjetischer Vize-Polizeimi- 
nister, 


Nach dem Moskauer Interventions- 
beschluß ließ sich wochenlang kein ein- 
ziges Politbüro-Mitglied in der Öffent- 
lichkeit sehen. Anders die Militärs: Die 
20 höchsten Tressenträger, das gesamte 
Oberkommando der Sowjetarmee mit 
Ausnahme des Verteidigungsministers 
und Politbüro-Mitglieds Ustinow sowie 
des nach Kabul abgereisten Marschalls 
Sokolow, trafen sich, so gab das Ar- 
meeblatt „Roter Stern“ bekannt, zu 
einem Fest. 

Sie versammelten sich in der Mos- 
kauer Botschaft der (sowjetisch besetz- 
ten) Mongolei und nahmen dort alle 
einen Erinnerungsorden an eine 
Schlacht entgegen, die 1939 in Mittel- 
asien stattgefunden hat, gegen die Ja- 
paner. 

Offensichtlich hatten jene, die für 
das Afghanistan-Abenteuer votierten, 
die politischen Auswirkungen nicht 
richtig einkalkuliert. Die Aktion war 
auch weder diplomatisch noch propa- 
gandistisch vorbereitet. Es sieht so aus, 
als ob die dafür zuständigen Leute 
nicht mitgemacht hätten. 


Es gab keine Solidaritätskampagne 
für Afghanistan wie früher für Viet- 
nam oder Kambodscha. Die Sowjet- 
presse hat bis heute keine Photos von 
Sowjetsoldaten im Einsatzgebiet veröf- 
fentlicht, einen Invasionsgrund, die 
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Morde an den Sowjetberatern, ihrem 
Publikum verschwiegen. 

Über die „ernste Bedrohung der Si- 
cherheit der UdSSR“ unterrichtete erst- 
mals Breschnew drei Wochen danach 
in einem, „Prawda“-Interview das So- 
wjetvolk.' Er gab sich nicht als Sieger, 
er berief sich weiterhin auf das „Frie- 
densprogramm“ der beiden letzten Par- 
teitage — der „Wille der Völker“ wirke 
„über alle Hindernisse hinweg“. 


Als Hauptschuldigen am ganzen De- 
saster benannte er den US-Präsidenten 
Carter. Der sei „absolut verlogen“, ein 
„völlig unzuverlässiger Partner“, der 
sich „von Launen und Grillen oder Ge- 
fühlsausbrüchen“ lenken lasse. Die US- 


Regierung habe gleich nach Unter- 
zeichnung des zweiten Salt-Abkom- 
mens diesen Vertrag diskreditiert und 
seine Ratifizierung erschwert, eine 
automatische Steigerung der Nato- 
Etats „bis zum Ende des 20. Jahrhun- 
derts“ und dann die Nachrüstung 
durchgesetzt. 

Das waren wohl die Argumente der 
Falken in Moskau. „Wir werden natür- 
lich auch ohne diese oder jene Verbin- 
dungen zu den USA auskommen, und 
überhaupt haben wir uns niemals auf- 
gedrängt“, sagte Breschnew, als ob er 
resignierte, und plädierte für sein Le- 
benswerk: 

Die Situation in Europa ist heute um vie- 
les besser, als sie es, sagen wir, zu Be- 
ginn der 70er Jahre war... Wir sind ent- 
schieden dafür, alles Positive, was lange 


Jahre hindurch geschaffen worden ist, zu 
festigen und zu vermehren. 
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Sowjet-Führer Breschnew, Genossen*: „Prüfungen am Abgrund“ 


Dieses Positive ist vielleicht schon 
zerschlagen, weil Scharfmacher im 
Kreml sich in ihrer Auffassung bestä- 
tigt sahen, die ganze Entspannung habe 
sich nicht gelohnt, sondern nur Ruß- 
land verunsichert. Nun bewirken sie 
womöglich, daß westliche Wirtschafts- 
hilfe gestoppt wird, die Aufrüstung es- 
kaliert, neue US-Stützpunkte entstehen, 
Amerika und China sich verbinden, 
700 Millionen Moslems sich gegen Ruß- 
land kehren. 


Eine neue Ära der Konfrontation? 
„Der Friede“, befand „Nowoje wrem- 
ja“, die Moskauer Zeitschrift für 
Außenpolitik, „steht derzeit am Rande 
einer Rückkehr zum Kalten Krieg.“ 


Den scheut nun offenbar auch Frie- 
denspolitiker Breschnew nicht mehr: 
„Wir wurden in den Jahren des ‚Kalten 
Krieges‘, der die Welt an den Rand des 
Abgrunds brachte... Prüfungen un- 
terworfen. Aber auch damals konnte 
uns niemand schwankend machen. Es 
ist nützlich, sich dessen zu erinnern.“ 


Man erinnert sich, daß die Sowjet- 
Union damals unhaltbar gewordene 
Positionen auch preisgıb — ohne 
Rücksicht auf Gesichts- und Machtver- 
luste. Der vorsichtige Stalin hob die 
Berlin-Blockade wieder auf, brach den 
Bürgerkrieg in Griechenland ab, zog 
die Sowjettruppen aus Nordpersien zu- 
rück. Der unvorsichtige Chruschtschow 
trat den Rückzug aus Kuba an und ver- 


* Außenminister Gromyko, USA-Botschafter Do- 
brynin, Verteidigungsminister Ustinow. 


zichtete auf seinen Maximalplan für 
West-Berlin. 

Solche Volten sind auch heute nicht 
auszuschließen, wenn in Moskau wie- 
der Politiker Gewicht haben, die erken- 
nen, daß der Imperialismus auf seine 
Urheber zurückschlug. 

Amerika hatte die Afrika-Abenteuer 
des Moskau-Schützlings Kuba noch 
mit zunehmender Verbitterung hinge- 
nommen. Eine Eskalation russischen 
Angriffsgeists sah Washington vorigen 
Sommer, als es eine ganze sowjetische 
Kampfbrigade auf Kuba entdeckt zu 
haben glaubte. 

Als Anfang November die amerika- 
nischen Botschaftsangehörigen in die 
Hände ‘rabiater Chomeini-Anhänger 
fielen und Amerika sich tief gedemü- 
tigt sah, strahlten sowjetische Sender 
wilde antiamerikanische Propaganda- 
Tiraden in den Iran. Auch das wurde in 
den USA nicht vergessen. 


Mit dem Einfall in Afghanistan aber 
überschritten die Russen die amerikani- 
sche Toleranzgrenze. Carter in seiner 
Rede am vorigen Mittwoch: „Die So- 
wjet-Union hat einen radikalen und ag- 
gressiven neuen Schritt unternommen.“ 


Der „qualitative Sprung“ der Mos- 
kauer Außenpolitik wird in der ameri- 
kanischen Argumentation seither im- 
mer wieder herausgestellt, der Um- 
stand nämlich, daß die Sowjets zum er- 
stenmal seit dem Zweiten Weltkrieg ein 
Land besetzt haben, das vorher nicht 
— oder nicht direkt — in ihr Lager ge- 
hörte. Für die Amerikaner offenbart 
sich darin schlicht, so der Sprecher des 
Außenministeriums, Hodding Carter, 
„das Faktum Sowjetimperialismus“. 

Selbst ein Diplomat alter Schule wie 
Außenminister Vance befand bündig, 
es mache „keinen Sinn, zu psychoana- 
lysieren“, welcher der möglichen Grün- 
de Moskau schließlich zum Eingreifen 
bewogen habe: „Die einfache Tatsache 
ist die, daß die Sowjet-Union nackte 
Aggression betreibt.“ 

Die Weigerung, die Gründe der je- 
weils anderen Seite noch zur Kenntnis 
zu nehmen, markierte den zumindest 
zeitweiligen Zusammenbruch der Ent- 
spannung: Die Kommunikation ist in 
einer Weise abgerissen, wie es noch vor 
Monaten unmöglich erschienen wäre. 


Daß jede Krise beherrschbar, jede 
Verständigung machbar sei, Interessen 
ausgleichbar und Konflikte vermeidbar 
seien — dieses Axiom vernunftgläubi- 
ger Politiker ä la Henry Kissinger dürf- 
te so leicht nicht wieder erstrahlen, 
auch wenn der Kalte Krieg doch noch 
schnell gestoppt werden sollte. 

Vorige Woche jedenfalls machten 
sich, vor allem in Moskau, Anzeichen 
neuen .Festungsdenkens bemerkbar. 
Ferngespräche und Fernschreibleitun- 
gen mit dem Ausland wurden öfter un- 
terbrochen als üblich, sowjetische 
Frauen ortsansässiger Ausländer ge- 
heimnisvoll verwarnt: Nichts sei so 
leicht, wie sein Vaterland zu verraten. 


It 


Olympia-Baustelle in Moskau: 100 Millionen Blumen für die Spiele 


Ganz Rußland wurde renoviert 


Moskaus Vorbereitungen für die Olympischen Sommerspiele 1980 


M hat sich auf die Olympi- 
schen Spiele vorbereitet wie kaum 
ein anderer Austragungsort zuvor. 
Denn Partei und Regierung der Sowjet- 
Union maßen dem Ereignis größere 
Bedeutung bei als alle früheren Gast- 
geber der Spiele — vielleicht mit Aus- 
nahme des Deutschen Reiches 1936. 


Sport ist für die sowjetische Führung 
ebenso ein Mittel der Politik wie jedwe- 
der anderer Lebensbereich. Unpoliti- 
sche Freiräume für Gesellschaft oder 
Bürger gibt es im sowjetischen Reich 
nicht. 

Die Olympischen Spiele würden, so 
sahen es die sowjetischen Veranstalter, 
eine der seltenen Gelegenheiten sein, 
die ebenso beharrlich verkündete wie 


selten zu beweisende Überlegenheit 
des Sowjet-Systems gegenüber dem 
Westen vor aller Welt zu zeigen. 


Die Sowjet-Union war erst 1951 ins 
Internationale Olympische Komitee 
aufgenommen worden. Schon 1952 in 
Helsinki aber erkämpften sich die so- 
wjetischen Sportler rasch eine Spitzen- 
stellung bei den Spielen. In München 
wie Montreal stellten sie die bei weitem 
größte Zahl von Medaillengewinnern. 


Bei den Spielen in Moskau, die an 
Präzision und Pracht alles Bisherige in 
den Schatten stellen sollten, haben sich 
die Sowjet-Athleten einen beispiellosen 
Triumph zum Ziel gesetzt. Ein Werk- 
tätiger, mit der Herstellung der olym- 
pischen Medaillen beschäftigt, offen- 
barte dem Moskauer Fernsehen treu- 
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Begrüßungsschild für Olympia-Besucher: Schokoladenseite des Systems 


herzig: „Ich hoffe, daß alle diese Me- 
daillen an unsere Sportler gehen.“ 

Sowjetische Medien zählten nach gu- 
ter „Bild“-Zeitungsart („483 Tage 
Mauer in Berlin“) die Tage bis zur 
Eröffnung der Spiele: „Noch 182 Tage 
bis zu den Spielen“, freute sich bei- 
spielsweise Tass am 19. Januar — als 
schon nicht mehr sicher war, ob es nor- 
male Spiele überhaupt noch geben wür- 
de. 

Die Metropole Moskau wurde für 
die Spiele umgewühlt wie nie zuvor seit 
den Tagen Stalins und Chruschtschows, 
die das alte Moskau niederrissen, um 
mit zuckerbäckriger Stalin-Gotik oder 
monotonen Wohnmaschinen eine neue, 


angeblich wahrhaft sozialistische 
Hauptstadt entstehen zu lassen. Be- 
währte Baubrigaden, die vorher das 
gigantische Kama-Lkw-Werk hochgezo- 
gen hatten, mauerten nur im Akkord für 
Olympia. 

Ein olympisches Dorf mit 18 Hoch- 
häusern — das aufwendigste und 
anerkannt schönste bisher —, Stadien, 
Hotelriesen, ein Pressezentrum für 7400 
Journalisten, insgesamt 76 Neukon- 
struktionen wuchsen in den Himmel 
und veränderten die Silhouette der 
Acht-Millionen-Stadt. 

Ein von deutschen Firmen erstellter 
neuer Flughafen „Scheremetjewo II“ 
soll (einen Monat verspätet) dieser 
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„Die Spiele werden stattfinden‘ 


SPIEGEL-Interview mit dem Vizechef des Sowjetischen Olympischen Organisationskomitees, W. |. Popow 


SPIEGEL: Herr Popow, werden die 
Olympischen Spiele in Moskau wie ge- 
plant stattfinden? 


POPOW: Unbedingt. Wir werden 
uns bei der Eröffnung der Spiele am 
19. Juli um 16 Uhr auf der Tribüne des 
Lenin-Stadions treffen. 


SPIEGEL: Neben den USA, der 
stärksten Sport-Nation der Welt, wol- 
len noch andere Länder wie England, 
China, Australien, die Niederlande ihre 
Teilnahme davon abhängig machen, 
daß die Sowjet-Union ihre Truppen aus 
Afghanistan zurückzieht. Andere Staa- 
ten könnten noch folgen. Sehen Sie 
nicht zumindest die Gefahr, daß die 
Sommerspiele 1980 nicht die repräsen- 
tativsten bisher, sondern nur noch am- 
putierte Spiele sein werden? 


POPOW: Die Spiele werden auf Be- 
schluß des Internationalen Olympi- 
schen Komitees in Moskau durchge- 
führt. Ob sie stattfinden werden oder 
nicht, ob in vollem Umfang oder nicht, 
hängt nicht von der politischen Laune 
oder vom politischen Lavieren irgend- 
welcher Funktionäre ab. Wir sind zur 
Zeit voll mit der Vorbereitung der Spie- 
le beschäftigt. Wir rechnen mit einer 
optimalen Teilnahme von Sportlern, 
Journalisten und Gästen. Wer nicht 
kommen will, nun, der kommt eben 
nicht. Aber bei uns treffen schon jetzt 
zahlreiche Zusagen auf unsere Einla- 
dungen ein. Die Stellungnahmen des 
IOC und der großen Mehrheit der Na- 
tionalen Olympischen Komitees spre- 
chen durchaus dafür, daß wir völlig 
richtig handeln, wenn wir uns auf die 
bisher größten und repräsentativsten 
Spiele vorbereiten. 


SPIEGEL: Die Gegner eines Boy- 
kotts argumentieren, man müsse Sport 
und Politik trennen. Ist das möglich? 
Sind nicht gerade die Moskauer Spiele 
von vornherein als sehr politische Spie- 
le angelegt, auch von den Veranstal- 
tern selbst? 


POPOW: Wir bereiten die Spiele 
strikt im Geist und im Einklang mit der 
Charta der Olympischen Spiele vor. In 
dieser Charta sind, wie Sie wissen, die 
Ideale der Olympischen Spiele formu- 
liert. Zu ihnen zählt die Erziehung der 
Jugend im Geist eines besseren gegen- 
seitigen Verständnisses, der Freund- 
schaft und der Festigung des Friedens. 
Wenn man diese hohen Ziele als Politik 
bezeichnet, nun, dann sind die Spiele 
politisch. 
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Aber sind Vertrauen, Friede und Zu- 
sammenarbeit nicht die beste Politik, 
die man machen kann? Gerade die 
Olympischen Spiele können unserer 
Meinung nach einen sehr großen Bei- 
trag zu Frieden und Entspannung lei- 
sten. 


Uns ist bekannt, daß es Kräfte gibt, 
die auf eine Verschärfung der Weltlage 
hinarbeiten, Politikaster, die Vorberei- 
tung und Durchführung der Spiele 
dazu nützen wollen. Aber wir selbst 


Olympia-Funktionär Popow 
„Beitrag zu Frieden und Entspannung“ 


sind einzig und allein an einer Abhal- 
tung der Spiele getreu den Bestimmun- 
gen der Olympischen Charta interes- 
siert. 


SPIEGEL: Ist dies in der bestehen- 
den Situation akuter Spannung über- 
haupt noch möglich? In einer Atmo- 
sphäre des Mißtrauens, in der beispiels- 
weise ja auch die Sowjetbürger zu er- 
höhter Wachsamkeit, zu Mißtrauen ge- 
genüber allen Ausländern aufgerufen 
werden? 


POPOW: Mir ist nichts darüber be- 
kannt, daß die sowjetischen Bürger zu 
Mißtrauen gegenüber Ausländern auf- 
gefordert würden. Sie leben und arbei- 
ten doch selbst in unserem Land. Sie 


sehen, wie sich unsere Menschen ge- 
genüber Ausländern verhalten. Sie be- 
gegnen ihnen herzlich und freund- 
schaftlich. Was Sie sagten, kann nur 
ein Mißverständnis sein. Wir verfolgen 
eine ganz andere Linie, eine des gegen- 
seitigen Verständnisses. 


SPIEGEL: In den vergangenen Ta- 
gen haben die Nationalen Olympischen 
Komitees der sozialistischen Länder in 
Moskau getagt. Was wurde beschlos- 
sen? 


POPOW: Das war ein völlig norma- 
les, reguläres Treffen. Es war lange vor 
den gegenwärtigen Ereignissen festge- 
legt worden. Dabei wurden Fragen der 
bi- und multilateralen Zusammenarbeit 
bei der Vorbereitung der Spiele erör- 
tert, insbesondere etwa die Hilfe für 
asiatische Länder, die noch keine gro- 
ßen Erfahrungen mit Olympischen 
Spielen haben. Natürlich blieb die ak- 
tuelle Situation nicht unerwähnt. Dabei 
kamen wir zu der einhelligen Schluß- 
folgerung, in aller Ruhe an der Vorbe- 
reitung der Spiele weiterzuarbeiten. 


SPIEGEL: Falls die Boykott-Bewe- 
gung aber nun um sich greift und Dut- 
zende von Ländern absagen, dächte die 
Sowjet-Union dann selbst daran, die 
Spiele von sich aus abzublasen? 


POPOW: Also, ich würde eine sol- 
che Frage gar nicht erst stellen, trotz- 
dem möchte ich sie beantworten: Wir 
waren und wir sind strikt jenen Ver- 
pflichtungen treu, die wir auf uns ge- 
nommen haben, als wir 1974 den Auf- 
trag erhielten, die Spiele 1980 durchzu- 
führen. Wir schätzen die Position des 
IOC zu diesen Fragen sehr hoch ein, 
und Sie können sicher sein, daß wir alle 
eingegangenen Pflichten erfüllen wer- 
den. 


SPIEGEL: Falls die USA aber die 
Moskauer Spiele tatsächlich boykottie- 
ren würden, werden Sie dann Ihrerseits 
die Winterspiele im amerikanischen 
Lake Placid boykottieren? 


POPOW: Wie ich schon eingangs 
sagte, gehen wir vom Geist der olympi- 
schen Charta aus. Daher kann keine 
Rede von einem Boykott von Lake Pla- 
cid sein. Wir werden, wie geplant, an 
den Winterspielen teilnehmen. Darin, 
in der Treue zu den olympischen Prin- 
zipien, liegt der Unterschied zwischen 
unserer Position und jener der Initiato- 
ren eines Boykotts. 


SPIEGEL: Wenn nun die Moskauer, 
Spiele trotz allem scheitern — wäre 
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Olympia-Werbung in Kabul* 
„Optimale Teilnahme?“ 


dann Ihrer Meinung nach die gesamte 
olympische Bewegung und Idee in ihrer 
gegenwärtigen Form erledigt? 


POPOW: Dazu hat sehr klar der 
Präsident des IOC, haben viele Mitglie- 
der von Nationalen Olympischen Ko- 
mitees, wie auch unser Kollege Willi 
Daume, ihre Meinung gesagt. Ich glau- 
be, sie haben völlig recht, wenn sie dar- 
auf hinweisen, daß alle politischen Ma- 
chenschaften gegen die Olympiade 1980 
nicht allein gegen die Spiele in Moskau, 
sondern gegen die gesamte olympische 
Bewegung und ihre Ziele gerichtet sind, 
gegen alles, was zur Verbesserung der 
internationalen Atmosphäre, der Festi- 
gung des Friedens beiträgt. 


Das sehen die angesehenen Funktio- 
näre der olympischen Bewegung und 
des Weltsports sehr realistisch, und das 
bestärkt uns in der Ruhe und Gelassen- 
heit, mit der wir unsere Arbeit zur Vor- 
bereitung der Olympiade fortführen, 
und in unserer festen Überzeugung: 
Die Olympischen Spiele werden statt- 
finden, 


* Die sowjetische Fluggesellschaft Aeroflot wirbt 
mit dem Maskottchen Mischa um afghanische 
Olympia-Besucher. 


Tage an die Stelle des provinziellen bis- 
herigen internationalen Airport treten. 


Neue Verkehrswege in der, Haupt- 
stadt und ihrer Umgebung wurden 
eigens für Olympia betoniert. Überall 
in der Metropole arbeiteten Maurer, 
Maler und Gipser, um das, was von der 
vielgerühmten Pracht Moskaus übrig- 
geblieben ist, auf Hochglanz zu brin- 
gen. 

Kreml und Kirchen, Paläste und 
Gründerzeit-Bauten, insgesamt mehr 
als 300 einzelne Objekte, erstrahlen in 
neuem Bunt. Moskau wurde für die Be- 
sucher aus aller Welt generalüberholt, 
ja ganz Rußland wurde renoviert: Re- 
staurateure wirkten bis ins asiatische 
Samarkand, um den Sowjetstaat für die 
fremden Gäste ins allerbeste Licht zu 
rücken. 


Die Monotonie der Betonvorstädte 
soll durch ein Blumenmeer aufgehellt 
werden. 100 Millionen Blumen, so die 
Stadtverwaltung, sollen bei den Spielen 
blühen. 


Auch die übrigen Wettkampforte 
profitieren vom Olympia-Boom. 22 der 
insgesamt 99 olympischen Objekte er- 
stehen in Leningrad, Tallinn, Kiew und 
Minsk. Die dorthin führenden Straßen 
wurden neu asphaltiert, ebenso die für 
Ausländer offenen Rollbahnen von den 
Grenzen in die Hauptstadt. 


Auf der Route Wyborg—Leningrad 
erwartet den Fremden eine ungewohn- 
te Massierung sonst spärlich gesäter 
Tankstellen, Cafeterias und Rastplätze. 
In die Metropole des Sozialismus brin- 
gen Coca-Cola, McDonald’s und Auto- 
waschanlagen schier einen Hauch von 
kapitalistischer Konsum-Dekadenz. 
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Entlang Moskaus großer Flanier- 
und Einkaufs-Avenue, der Gorkistraße, 
erstanden in den letzten Monaten Dut- 
zende neuer Etablissements: Cafes und 
Bars, gemütliche kleine Restaurants 
und Mini-Discos, vorerst alles im Na- 
men des Olympia-Tourismus, später si- 
cher zum Amüsement der auf diesem 
Gebiet wenig verwöhnten Moskauer 
Jugend bestimmt. 


Einige Lokale sollen, unerhört für 
Moskau, während der Olympia-Saison 
bis ein oder gar drei Uhr morgens of- 
fenhalten; die übliche Sperrstunde ist 
23 Uhr. 

Schließlich wurde eine Service-Ar- 
mee von insgesamt 160 000 dienstbaren 
Geistern für Olympia rekrutiert und 
gedrill: Dolmetscher (allein über 
10 000), Fremdenführer, Kellner, 
Köche, Betreuer, insgesamt ein Sowjet- 
mensch auf zwei Ausländer — hinrei- 
chend, meinten wohl die Organisato- 
ren, um die größte Fremdeninvasion 
seit Napoleons Armee unter Kontrolle 
zu halten. 


Dazu kam intensive ideologische 
Vorbereitung für die nach sechs Jahr- 
zehnten Sowjet-System erste direkte 
Konfrontation der normalhin von allen 
fremdländischen Einflüssen strikt iso- 
lierten Bevölkerung mit solchen Mas- 
sen kapitalistischer Ausländer. 

Die Politbüro-Mitglieder Grischin 
und Suslow warnten Funktionäre und 
Bürger bereits ein Jahr vor Olympia 
vor den Gefahren, die im Juli 1980 
dräuten: Die Moskowiter sollten den 
fremden Besuchern gastfreundlich be- 
gegnen, ihnen „die Vorteile sowjeti- 
scher Lebensart“ demonstrieren, aber 
strikt allfällige „Angriffe auf die Ideale 


Olympisches Dorf in Moskau: „Vorteile sowjetischer Lebensart“ 
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„Man läßt unsere Athleten hängen“ 


SPIEGEL-Interview mit dem Chef des nationalen Olympischen Komitees der USA, Robert Kane 


SPIEGEL: Herr Kane, die Olym- 
pischen Sommerspiele in Moskau 
scheinen ein Opfer des neuen Kal- 
ten Krieges zu werden. Oder sehen 
Sie in den drei Wochen bis zum 20. 
Februar noch eine Lösungsmöglich- 
keit? Die Russen werden doch am 
15. Februar bestimmt noch in Af- 
ghanistan sein. 

KANE: Ja. Aber ich hoffe, daß 
uns Präsident Carter noch etwas 
Zeit gibt. Wenn er auf seinem Ter- 
min beharrt, kann nichts mehr zum 
Guten gewendet werden. 

SPIEGEL: Mußten Sie nicht 
schon alle Hoffnungen aufgeben, 
als Moskau nach der Afghanistan- 
Invasion auch noch den Dissidenten 
Sacharow in die Verbannung 
schickte? 

KANE: Die Lage ist sicher 
schlimmer geworden. Denn die Em- 
pörung der Amerikaner über die So- 
wjet-Regierung ist noch gewachsen. 


SPIEGEL: Was sagen denn die 
nationalen Olympischen Komitees 
befreundeter Länder? 

KANE: Wir hatten mit allen Kon- 
takt: Nicht ein einziges steht voll 
hinter der Boykott-Idee. Es gibt bis- 
lang keine wichtige Nation, die 
Amerika folgt. 

SPIEGEL: Aber westliche Regie- 
rungen haben Carter Unterstützung 
zugesagt. 

KANE: Ja. England und Austra- 
lien haben zum Beispiel ihren Olym- 
pischen Komitees empfohlen, den 
Boykott mitzumachen. Aber die 
Olympischen Komitees haben uns 
mitgeteilt, daß sie das nicht tun wol- 
len. 

SPIEGEL: So könnten die Ver- 
einigten Staaten zum Schluß isoliert 
dastehen? 

KANE: Genau, und die Russen hät- 
ten auch noch einen großen Propa- 
ganda-Erfolg. Ich habe das dem 
Außenpolitischen Ausschuß des 
Kongresses dargelegt. Bei der Uno 
haben 104 Nationen der amerikani- 
schen Afghanistan-Resolution zuge- 
stimmt. Mit dem Olympia-Boykott 
zerstören wir uns diesen Erfolg. 


SPIEGEL: Die amerikanische 
Regierung und der Kongreß wollten 
wohl einfach irgendwie handeln. 

KANE: Das verstehe ich völlig. 
Doch das Internationale Olympi- 
sche Komitee (IOC) sagt, der Ein- 
marsch der Russen in Afghanistan 
bedeute keinen Bruch der IOC- 
Charta, so wie unser Engagement in 
Vietnam oder das Eingreifen der 
Franzosen im Tschad keinen Bruch 


der IOC-Charta darstellten. Die 
Olympischen Spiele sind Angelegen- 
heit des IOC; und in dem haben wir 
Amerikaner nur eine einzige Stim- 
me. Meiner Meinung nach bringt 
uns überstürztes Handeln nichts. 


SPIEGEL: Präsident Carter; be- 
trieb einerseits den Olympia-Boy- 
kott, andererseits forderte er Hafen- 
arbeiter auf, sowjetische Schiffe 
nicht zu boykottieren. 

KANE: Wir haben das zur 


Kenntnis genommen, wie auch an- 
dere Widersprüche. 


Olympia-Funktionär Kane 
„Kleine Strafe für großen Bären“ 


SPIEGEL: Welche? 


KANE: So wurden zunächst 
von den Getreide-Erzeugern Opfer 
verlangt, dann wurden sie entschä- 
digt, und man vermittelt ihnen neue 
Exportmöglichkeiten nach China 
und Mexiko. Nur unsere Athleten 
werden völlig hängengelassen. 


SPIEGEL: Die haben wohl die 
schwächste Lobby und müssen des- 
halb die Bürde einer politischen Ak- 
tion tragen? 

KANE: Jedenfalls sind sie ein 
sehr dünner Stock, um den großen 
bösen Bären zu bestrafen. 


SPIEGEL: Politiker und Kom- 
mentatoren erinnern in diesen Ta- 
gen oft an die Spiele 1936, die Ame- 
rika hätte boykottieren müssen, um 
Hitlers Propaganda-Sieg zu verhin- 
dern. 

KANE: Berlin 1936 war ein Pro- 
paganda-Sieg für unsere wunderba- 
ren schwarzen Sportler. Fünf 


schwarze Athleten gewannen mehr 
Medaillen als die ganze deutsche 
Leichtathletik-Mannschaft. Jesse 
Owens zerstörte den Arier-Mythos 
der Nazis. 

SPIEGEL: Aber Berlin war auch 
eine große Schau für das Nazi-Regi- 
me, so wie Moskau eine große 
Schau für die Sowjets werden soll. 


KANE: Kein Zweifel. Und 1984 
in Los Angeles will sich Amerika 
präsentieren. Ich fürchte nur, daß es 
nach einem Eklat wegen Moskau 
die Olympischen Spiele in der heuti- 
gen Form mit weltweiter Teilnahme 
nicht mehr geben wird. 

SPIEGEL: Wäre das denn so 
schlimm? Hat die Idee nichts für 
sich, die Spiele ständig in Griechen- 
land zu veranstalten? 

KANE: Ja, das klingt gut. Aber 
bedenken Sie, was die Anlagen ko- 
sten, die Unterkünfte für 10 000 
Sportler, die Transportmöglichkei- 
ten. Und dann wird der ganze Kom- 
plex nur alle vier Jahre einmal 
einen Monat lang ausgenutzt. Über 
Griechenland haben wir schon frü- 
her diskutiert. Das Land hat einfach 
nicht die Mittel. 

SPIEGEL: Und die Aufteilung 
der Spiele an mehrere Austra- 
gungsorte? 

KANE: Meisterschaften der 
Leichtathleten hier, Schwimmwett- 
kämpfe da. Das gibt es ständig. Es 
wären nicht mehr die Olympischen 
Spiele, wenn die Teilnehmer der 
verschiedenen Sportarten an ver- 
schiedenen Orten an den Start gin- 
gen. 

SPIEGEL: Können denn Athle- 


- ten als Individuen an Olympischen 


Spielen teilnehmen, wenn ihre Staa- 
ten nicht vertreten sein wollen? 
KANE: Das versuchten 1976 in 
Montreal einige Afrikaner, die über 
den Boykott sehr enttäuscht waren. 
Aber es ging nicht. Denn nach den 
IOC-Regeln müssen Athleten zu 
Nationen-Teams gehören. 
SPIEGEL: Theoretisch könnte 
das Olympische Komitee der Ver- 
einigten Staaten doch gegen den 
Willen von Kongreß und Regierung 
ein US-Team zu den Spielen nach 
Moskau senden. Ist eine solche 
Konfrontation zu erwarten? 
KANE: Vor dem Außenpoliti- 
schen Ausschuß habe ich folgendes 
erklärt: Ich kann mir nicht vorstel- 
len, daß wir — wenn das nationale 
Interesse auf dem Spiel steht — an- 
ders handeln könnten als in Über- 
einstimmung mit dem Kongreß. 


des Sozialismus“ zurückweisen, sowie 
alles, was sowjetischer Lebensart fremd 
sei. 

Heiratslustige Russinnen, die hoffen, 
über einen ausländischen Ehemann 
außer Landes gelangen zu können, 
wurden bereits in Komsomols-Ver- 
sammlungen vorgewarnt, „Rodina“, 
die Heimat, werde sie so leicht nicht 
ziehen lassen. Lehrer verschreckten 
Schulkinder mit der Warnung, Kau- 
gummi, von Ausländern verteilt, könne 
vergiftet oder infiziert sein. 

Potentielle Störenfriede, Dissidenten, 
Rowdies, Unzufriedene, Leute mit 
allzu guten Ausländer-Kontakten, müs- 
sen die Hauptstadt vorübergehend ver- 
lassen. 

Grenzer und Zöllner erhalten offi- 
zielle Schulung, um gezielt schädliche 
Mitbringsel von Besuchern auszusortie- 
ren — wozu vor allem alles Gedruckte 
gehört. Die Fremden sollen die Olym- 
pia-Metropole nicht benutzen, um etwa 
heimisches Kulturgut nach Moskau 
einzuschleppen, sie sollen vielmehr die 
kulturelle Schokoladenseite des Sy- 
stems bewundern. 

So lassen denn Bolschoi-Theater und 
die anderen bekannten Bühnen für die 
Olympia-Besucher ihre Sommerpause 
ausfallen. Rußlands berühmteste Chan- 
sonette, Alla Pugatschowa, hat eigens 
für Olympia eine LP mit ihren beliebte- 
sten Liedern aufgenommen. 

Nun soll das alles plötzlich verge- 
bens, sollen die drei Milliarden Mark, 
die amtlich als Olympia-Ausgaben ge- 
nannt werden — in Wahrheit sind es 
sehr viel mehr — fehlinvestiert sein? 

Nun würden womöglich die erwarte- 
ten Devisen-Milliarden für Reisen und 
Hotels, Olympia-Münzen und -Mar- 
ken, Eintrittskarten und Souvenirs aus- 
bleiben? Aus der Gratis-Propaganda, 
die Olympia dem Sowjetreich bringen 
würde, aus der geplanten größten 
Schau der Welt soll nun nichts werden? 

Die Moskowiter glauben es nicht. 
Die Organisatoren einer Comecon-Ver- 
sammlung bedeuteten ihren Gästen, in 
der zweiten Januar-Woche, Drohungen 
gegen Olympia würden nicht ernstge- 
nommen. Sie würden allenfalls auf ihre 
Urheber zurückfallen. 

Als es ernster zu werden schien, wur- 
den die Spitzen der Nationalen Olympi- 
schen Komitees des Ostblocks in die 
Sowjethauptstadt eingeflogen. Sie soll- 
ten eine gemeinsame Marschroute für 
den Fall einer ernst zu nehmenden Boy- 
kott-Bewegung abstecken. 

Bislang gingen die Vorbereitungen 
von der Boykott-Debatte unbeeinflußt 
weiter. Sie erhielten sogar noch größere 
Publicity als je zuvor, Ob ein Anti- 
Doping-Center („bisher einmalig, 500 
Mitarbeiter“) eröffnet oder, in Rußland 
sehr ungewöhnlich, eine Meinungs- 
umfrage bekannt gemacht wird („Unter 
den acht Millionen Moskauern gibt es 
keinen einzigen, der nicht an den Olym- 
pischen Spielen interessiert ist“), die Na- 
men der Träger des olympischen Feuers, 
ein Fernsehvertrag mit der asiatisch-pa- 
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Renovierung der Basilius-Kathedrale auf dem Roten Platz: Aufpolierte Pracht 


zifischen Rundfunkunion — schlecht- 
hin alles ist meldenswert. 

Tass teilte mit, daß der komplette 
Speiseplan für die Wettkampfwochen 
— insgesamt 400 verschiedene Menüs 
— fertig sei. Eine „Olympische Enzy- 
klopädie“, so wurde mitgeteilt, soll in 
100 000 Exemplaren erscheinen. 

Dazu fingen sowjetische Reporter 
und Agenturen jede Äußerung ein, die 
sich, in diesen Tagen weltweit zu ha- 
ben, gegen einen Olympia-Boykott aus- 
sprach. Sinnigerweise zumeist unter der 


Devise, Sport und Politik hätten nichts 
miteinander zu schaffen. 

„Ich bin absolut davon überzeugt, 
daß die olympische Flamme in Moskau 
wie geplant entzündet wird“, versicher- 
te Fifa-Präsident Havelange einem 
Tass-Korrespondenten. 

Dafür entlud sich der geballte Zorn 
sowjetischer Kommentatoren auf den 
Erfinder der Boykott-Drohung, Jimmy 
Carter. Er ist nun ein „Herostrat“ 
(Tass), „Erpresser“ und „Feind von 
Frieden und Entspannung“. 


Hotel-Neubau in Moskau: Sperrstunde verlegt 
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ANZEIGE 


MAN SOLL SEINE KON 


EHREN. 


s ist ein zutiefst befriedigendes Gefühl, 

im Wettbewerb seine Konkurrenten 
geschlagen zu haben. Nurkann man leicht 
die Woche darauf schon wieder unter den 
Verlierern sein. Verständlich daher der 
Seufzer eines Unternehmers: Wie ange- 
nehm wäre das Geschäftsleben ohne Wett- 
bewerb, wo man im Flanierschritt besinn- 
lich seine Ziele ansteuern kann. und nicht 
mit den Konkurrenten schwitzend um 
die Wette rennen muß. 


ir sind nur die neuntgrößte Bank 
Deutschlands. Und die vielen ande- 

ren hinter uns haben sich durchweg noch 
nicht aufs Altenteil begeben. Wenn also 
unsere Konkurrenz alert und tüchtig ist, 


müssen wir es auch sein, wollen wir nicht 
ins Hintertreffen geraten. Der Gedanken- 


DER GEDANKENGANG IST SIMPEL: 
JE BESSER UNSERE MITBEWERBER 
SIND, DESTO BESSER WERDEN WIR 
SELBST. 


gang ist simpel: Je besser unsere Mitbe- 
werber sind, desto besser werden wir selbst. 
Und da ist der Schritt, seine Konkurrenz 
zu lieben und zu ehren, naheliegend. 
Vor zwei Jahren haben wir angefangen, 
uns selbst zu untersuchen. Wirhhaben uns 
mit unseren besten Mitbewerbern ver- 
glichen und mit einigen hundert Unter- 
nehmen gesprochen. Wir haben einiges 


KURRENZ LIEBEN UND 


daraus gelernt. Wir haben uns Ziele 
gesetzt und sind dabei, unsere internen 
Strukturen zu verbessern. 


ir sitzen nur in Hannover und im 

Braunschweiger Raum. Was Sie 

als Nachteil empfinden mögen, wenn 

Sie nicht dort ansässig sind. Wir wollen 

aus diesem vermeintlichen Nachteileinen 

Vorteil machen. Nämlich den Vorteil des 
direkten Weges. 

Sie rufen uns in Hannover an und 
sprechen gleich mit dem Spezialisten in 
unserer Zentrale. Oder werden von ihm 
zurückgerufen. Oder er kommt zu Ihnen 
hin. Das mag vielleicht nicht immer gleich 


so klappen, wie es klappen soll. Aber Sie 


können ja mal bei Gelegenheit einen Test 
machen. 


NORD/LB NORD/LB Norddeutsche Landesbank 
Georgsplatz 1 Nord LB-Zentrum International S.A. 

3000 Hannover 1 3300 Braunschweig 29, Avenue Monterey 

Tel. 0511/103-1 Tel. 0531/487-1 Luxembourg 

Telex 922073 Telex 952540 Tel. 00352/4723 911 


Zentralbank der niedersächsischen Sparkassen. 
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„Bahrak Karmal hat das Vaterland verkauft“ 


SPIEGEL-Korrespondent Sri Prakash Sinha im sowjetisch besetzten Kabul 


Ke liegt unter einer fast 30 Zenti- 
meter hohen Schneedecke. Es ist 
Freitag, islamischer Feiertag auch 
der Afghanen. Die Stadt ist wie aus- 
gestorben — nicht wegen des Feier- 
tags oder des Schnees, sondern wegen 
des Geschützfeuers, das die letzten bei- 
den Tage zu hören war. 


14 Kilometer westlich von Kabul, im 
Militärlager Kargha, befehlen russische 
Soldaten, mit Gewehren und Pistolen 
bewaffnet, afghanischen Soldaten, 
einen Lkw anzuschieben, der im 
Schnee festsitzt. Das Lager ist mit Sta- 
cheldraht befestigt, Geschützrohre ra- 
gen in den Himmel. 


Plötzlich halten die afghanischen 
Soldaten inne in ihren Bemühungen, 
den Lkw anzuschieben. Wild gestiku- 
lierend stoßen sie brutale Flüche aus. 


Einer der russischen Soldaten zieht 
sofort seine Pistole. Zwei Schüsse fal- 
len, ein afghanischer Soldat sinkt vorn- 
über zu Boden. Die anderen Afgha- 
nen stehen einen Augenblick lang be- 
stürzt da. Doch im nächsten Moment 
schon schlagen sie auf die Russen ein. 


Das Handgemenge dauert nur ein 
paar Minuten. Da springen etwa 30 
russische Soldaten, die Gewehre auf die 
Afghanen gerichtet, aus Schützen- 
panzerwagen und gehen gegen die Af- 
ghanen vor. 

Barsche Befehle ertönen. Die Afgha- 
nen, die Hände im Nacken gefaltet, 
werden in ein kleines Gebäude des 
Kargha-Lagers abgeführt. 

Mein aufgeregter afghanischer Taxi- 
fahrer Habibullah wendet unter Anru- 
fung Allahs seinen Wagen, den er un- 
auffällig in einiger Entfernung am 
Straßenrand geparkt hatte, und rast da- 
von. 


Kurz darauf ist durch das Schnee- 
treiben in Kargha eine Maschinenge- 
wehrsalve zu hören, dann herrscht 
Stille. 


12.25 Uhr vor dem langgestreckten 
„Haus des Volkes“ in Kabul, das frü- 
her die Residenz der Präsidenten 
Daud und Taraki war, heute aber den 
Sowjets als militärisches Hauptquartier 
dient. Hier wohnen auch die hohen Of- 
fiziere und Berater, während im Keller- 
geschoß rebellische afghanische Offi- 
ziere und politische Gegner des Kar- 
mal-Regimes eingespertt sind. 


Unmittelbar vor dem „Haus des Vol- 
kes“ haben sich sieben Afghanen ver- 
sammelt, Zivilisten.  Afghanische 
Wachtposten, die Hand am Gewehr, 
fordern die Gruppe auf zu verschwin- 
den — ohne Erfolg. Bald taucht hinter 
dem Tor ein russischer Soldat auf und 
ruft mit drohender Miene nochmals: 
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„burrou“, persisch für „verschwindet“. 
Doch trotz des Russen-Befehls rührt 
sich die Gruppe nicht vom Fleck. 


Da tritt einer aus der Gruppe vor 
und ruft: „Babrak Karmal watan fa- 
rosch“ Babrak Karmal hat das 
Vaterland verkauft. Der Afghane 
spuckt dazu in Richtung des russischen 
Wachtpostens. Der blickt drohend, 
feuert in die Luft und richtet sein Ge- 
wehr dann auf die Gruppe. Sogleich 
rennen die Afghanen davon. 


Die Flucht der Afghanen nach 
einem einzigen Schuß in die Luft ist 
heute symbolisch für die Stimmung in 
Kabul: ein gelegentlicher Bravado-Akt 
gärender Verzweiflung, gefolgt von 
lähmendem Schrecken. Die afghani- 
sche Bevölkerung Kabuls ist zutiefst 
verängstigt. 


keeper murmelt verhalten: „Russische 
Hunde.“ Da schwankt ein angetrunke- 
ner Afghane auf die russische Gruppe 
zu und spuckt auf die Erde. Im Bruch- 
teil einer Sekunde ziehen die Russen 
ihre Pistolen. Der Afghane rennt aus 
dem Raum. 


In genau sieben Minuten haben die 
Russen die Wodkaflasche geleert und 
brechen auf. Ein afghanischer Kellner 
gibt ihnen ein bekanntes moslemisches 
Schimpfwort mit auf den Weg — „Ha- 
ramsadeh“, zu deutsch Hurensohn. 


17.00 Uhr in der Kabuler Teestube 
Darwas. Junge Afghaner — gutgeklei- 
dete Männer und Frauen in Stiefeln, 
Lederjacken und Tweedröcken — sit- 
zen an den Tischen. Auf die Frage 
„Glauben Sie, daß die Russen bleiben 
werden?“ antwortet ein Student: „Die- 
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Sowjetischer Wachtposten an der Fernstraße vor Kabul: Meuterer erschossen 


13.05 Uhr, im nahe gelegenen Khai- 
ber-Restaurant, einem der beliebtesten 
Lokale Kabuls. Ein paar russische Sol- 
daten mit finsteren Gesichtern betreten 
das Restaurant, gehen zum Barkeeper, 
kaufen eine Flasche „Grappa“, afgha- 
nischen Wodka, holen sich vier Gläser 
und setzen sich an einen Tisch nahe der 
Tür. 


Die Besatzer sind nervös. Ihre Blicke 
schweifen durch das Restaurant, in 
dem Afghanen tschechisches Bier trin- 
ken. Nachdem sie sich genügend Mut 
angetrunken haben, schneiden die Af- 
ghanen den Russen Grimassen. Der Bar- 


se Russen, diese Hundesöhne, werden 
eines Tages wieder abziehen müssen. 
Gebt uns Waffen, und ihr werdet se- 
hen.“ 

Die Russen haben sich offenkundig 
darauf eingestellt, länger zu bleiben. 
Ihre militärische Präsenz ist erschrek- 
kend, erdrückend. 

Sie haben sechs Divisionen ins Land 
gebracht, darunter eine Luftlandedivi- 
sion. Doch bald schon sollen weitere 
Einheiten in das Land verlegt werden, 
so daß sich die Stärke dann in der Tat 
auf etwas mehr als 100 000 Mann be- 
laufen dürfte. 


Sowjet-Panzer in der Innenstadt von Kabul: Nervöse Besatzer 


In Afghanistan, so ist zu erfahren, 
stehen heute schon 1500 russische Pan- 
zer und 2000 Schützenpanzerwagen. 
Hinzu kommen 52 Hubschrauber vom 
Typ Mi-24 sowie Hunderte 122- und 
130-Millimeter-Haubitzen. 

Auf zwei großen Luftstützpunkten in 
Afghanistan sind russische Flugzeuge 
stationiert: in Schindand, westlich von 
Kabul und nahe der afghanisch-irani- 
schen Grenze, und in Bagram, 65 Kilo- 
meter nördlich von Kabul. 


Bei Samarkand, im Süden der So- 
wjet-Union, stehen 360 weitere russi- 
sche Flugzeuge, Abfangfänger und 
Bomber bereit, den in Afghanistan sta- 
tionierten russischen Truppen in kürze- 
ster Zeit aus der Luft zu Hilfe zu kom- 
men. 

Die Russen haben eine komplette 
militärische Infrastruktur mitgebracht, 
sogar das nötige Zubehör für Militär- 
krankenhäuser einschließlich Kranken- 
schwestern, Lebensmitteln und Feuer- 
holz. Dennoch greifen sie in erhebli- 
chem Maße auch auf die Vorräte des 
Landes zurück — auf Gemüse, Obst, 
Hühner und Eier. 

Berichten afghanischer Militärs ist in- 
zwischen zu entnehmen, was für die 
Sowjet-Union den unmittelbaren An- 
laß, wenn auch nicht unbedingt den tie- 
feren Grund, abgab, Afghanistan Ende 
Dezember zu besetzen, was aber bis- 
lang weitgehend unbekannt blieb: 

Nach dieser neuen Version haben af- 
ghanische Grenztruppen am 28. Novem- 
ber in dem Distrikt Wachan im Nord- 
osten Afghanistans neun Guerilla- 
kämpfer der linken, von Peking unter- 
stützten Organisation Schola-i-Dscha- 
wid verhaftet. 


Die bei ihnen gefundenen Dokumen- 
te und die anschließenden Verhöre 
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durch russische KGB-Agenten in Ka- 
bul sollen bei den Sowjets wie eine 
Bombe eingeschlagen haben: Vieles 
deutete auf eine sich abzeichnende Zu- 
sammenarbeit des damaligen afghani- 
schen Staatschefs Amin mit den Ver- 
einigten Staaten und China hin, die — 
so die afghanischen Gewährsleute wei- 
ter — den Staatschef durch Einschal- 
tung Pakistans für sich gewinnen woll- 
ten. 

Danach war am 30. und 31. Dezem- 
ber ein Besuch von Agha Schahi, dem 
außenpolitischen Berater des pakistani- 
schen Staatspräsidenten, Sia-ul Hak, in 
Kabul geplant. Dieser entscheidende 
Besuch fand dann nie statt, da die Rus- 
sen dieser in ihren Augen gefährlichen 
Entwicklung zuvorkamen und Amin 
am 27. Dezember stürzten. 


Angeblich hatte Amin von Verhaf- 
tung und Verhör der neun China-Gue- 
rillas nichts erfahren, obschon der Ge- 
heimdienst der afghanischen Armee 
und der führende Geheimdienstler des 
Landes, Kargar Afghan Masuniat, von 
Amin abhängig waren. 


„Die russische Militärintervention in 
Afghanistan erfolgte in der Tat nach 
der Verhaftung und dem Verhör 
der maoistischen Rebellen“, versichern 
die afghanischen Militärs. 

Nach dem Verhör der afghanischen 
Guerillas landeten die Russen ihre e:- 
sten Fallschirmjäger-Eliteeinheiten in 
dem gebirgigen, unwirtlichen, schnee- 
bedeckten Zipfel Afghanistans, der sich 
wie eine Landzunge an die chinesische 
Provinz Sinkiang schiebt. 

Etwa 700 in China ausgerüstete 
Guerillas der Schola-i-Dschawid er- 
reichten noch im Dezember das eisige 
Pamir-Gebiet. Dort sollten sie ihre 
Waffen erhalten und mit chinesischer 


Kinder 
brauchen 


Unsere Gesellschaft 

stuft Menschen meist nach JE. 
ihrer Leistung ein. Das Fortkommen im Leben ist 
davon abhängig. Dies kann in hemmungslosen 
Konkurrenzkampf ausarten. Leistungsdruck wirkt 
gelegentlich hilfreich, häufig aber erwachsen daraus 
seelische Schäden. 

Kinder sollen lernen, etwas zu leisten. Aber kind- 
gemäß, Man darf sie nicht überfordern. Auch nicht in 
der Schule, Oder durch Freizeitzwänge. Sie müssen 
Kinder bleiben können. Kinder brauchen Zuwendung 
und Liebe. 

Gerne senden wir Ihnen die Broschüre Kinder zu — 
als Einzelexemplar kostenlos — die ausführliche 


Informationen enthält. 
Diakonisches Werk 
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HEILPRAKTIKER 
Beruf mit Zukunft 


Eine stürmische Aufwärtsentwicklung er- 
lebt der Berufsstand der Heilpraktiker. 


z A Bi 


Heilpraktiker, die Nahtstelle zur 
klassischen Schulmedizin genutzt. 


Ständig steigende Ausbildungszahlen zei- 
gen, daß die Attraktivität dieses Berufes 
nicht allein durch das interessante Tätig- 
keitsfeld bestimmt wird. Auch hohes Ein- 
kommen und soziales Prestige verfehlen 
ihre Anziehungskraft nicht. Die Schulungen 
erfolgen in intensiven Wochenendkursen 
und werden in allen größeren Städten 
durchgeführt. 

Weitere Informationen erhalten Sie durch 


Münchner Heilpraktiker Kolleg GmbH 
Arabellastr. 18 S, 8000 München 81 
Telefon 089/ 91 60 96 - 97 
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Baubedarf-Manager 
‚informiert Führungskräfte 


Jetzt gibt es die umfassende und 
übersichtliche Information für die 
Manager des Baubedarf-Handels. 
Das neue Fachmagazin »baube- 
darf manager« bringt Erfolgsbei- 
spiele, Hintergrundberichte, neu- 
este Marktdaten und Arbeitshilfen. 
In der Sprache des Praktikers. Im 
modernen Magazin-Stil. 


Unser Angebot: 
Testen Sie 


baubedarf 
manager 
Nr. 1 und Nr. 2 kostenlos. Die erste 


jetzt erschienene und die zweite im 
März kommende Ausgabe. 
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Ich möchte »baubedarf manager« Nr. 1 und 
Nr. 2 kostenlos und ohne Verpflichtung testen. 
Überzeugt mich der Test, dann senden Sie mir 
bitte »baubedarf manager« regelmäßig zu 
(Jahresbezugspreis DM 48.— einschl. Porto). 
Ansonsten gebe ich Ihnen während der Test- 
zeit Nachricht. Diese Vereinbarung kann ich 
jederzeit widerrufen. 


Vorname, Name 
Firma 
Straße/Postfach 
PLZ/Ort 
Beruf/Branche 


Datum/Unterschrift 
..eusuua—sa..,,.,,.,,oo.u..,”,., 


- Nutzen Sie Ihre zusätzliche 
Wein-Gewinnchance 


Senden Sie den Test-Coupon sofort ab. Dann 
wandert er automatisch in die große Wein- 
preisverlosung von 1000 Flaschen Pfälzer 
Prädikatswein: 1. Preis 300 Flaschen, 2. Preis 


200 Flaschen, 3. Preis 100 Flaschen, 4. - 24. 
Preis je 20 Flaschen. ; Fe 
Einsendeschluß: 28. Februar 1980. 


. Verlag und Druekerei'D. Meininger GmbH 
Maximilianstraße 11-17, Tel. (06321) 72 52-56 
6730 Neustadt an der Weinstraße 
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Unterstützung einen militärischen 
Brückenkopf bilden. Die Gruppe wuß- 
te nicht, daß ihr Voraustrupp, eben 
jene neun Mann, von den Russen be- 
reits verhaftet und erschossen worden 
waren. 

Nachprüfbar ist diese Version der 
afghanischen Militärs nicht. Tatsache 
ist aber, daß sich Anfang Januar russi- 
sche Truppen und afghanische Gueril- 
las in Basajgombad ein erbittertes Ge- 
fecht lieferten. Die Russen, obschon 
durch Schnee und schlechtes Wetter in 
ihren Operationen behindert, konnten 
den Guerillas dennoch schwere Verlu- 
ste beibringen. 

Nach dem Gefecht nahe der 78 Ki- 
lometer langen afghanisch-chinesi- 
schen Grenze war die Möglichkeit 
einer chinesisch-sowjetischen Konfron- 
tation nicht mehr ganz auszuschließen. 
Vorletzte Woche erst verstärkten die 
Russen ihre militärischen Außenposten 
in dem gebirgigen und schwer zugängli- 
chen Gebiet Wachan und Pamir. 

In Navsah, dem Ausgangspunkt des 
Distrikts Wachan, das sich bis zum Pa- 
mir erstreckt, konzentrierten sie ihre 
Einheiten. Dort wollen sie die Guerillas 
abfangen, die mit chinesischen Waffen 
nach Afghanistan einzudringen versu- 
chen. 

Die Sorge der Sowjets vor einem 
Einfall der Guerillas gerade in diesem 
Gebiet ist auf dessen unmittelbare 
Nähe zu der berühmten, von den Chi- 
nesen erbauten Karakorum-Straße zu- 
rückzuführen, die Gilgit im pakistani- 
schen Kaschmir mit der chinesischen 
Provinz Sinkiang verbinde. Am 16. 
Januar begann die zweite Phase der 
russischen Luftlandeoperationen in 
Afghanistan. Diese eingeflogenen Ver- 
stärkungen waren notwendig gewor- 
den, weil sich die Rebellion unter den 
afghanischen Truppen immer mehr 
ausbreitete. 

40 000 Soldaten dieser Armee sind 
inzwischen entwaffnet und in Kasernen 
gesperrt, 35 000 wurden ausgesiebt und 
stellen heute die afghanische Armee 
dar. Der. Rest ist zu den Aufständischen 
übergelaufen und hat sich mit den 
Stämmen verbündet. Aber selbst die 
35000 Soldaten, die den Russen die- 
nen, scheinen nicht absolut vertrauens- 
würdig. Jeder afghanische Soldat hat 
nur zehn Patronen, mitunter nur vier. 
Und die Munition wird allein von den 
Russen ausgeteilt. 

Vor dem „Haus des Volkes“ in Ka- 
bul haben einige der afghanischen 
Wachtposten nur eine Patrone in ihrem 
Gewehr. Hinter den Mauern stehen 
schwerbewaffnete russische Soldaten in 
Alarmbereitschaft. 

17. Januar, vor der berühmten Fe- 
stung Bala Hissar, am südlichen Stadt- 
rand Kabuls. Hier lieferten sich kurz 
nach Mittag afghanische und russische 
Einheiten ein Artilleriegefecht. 


Angeblich fielen dabei hinter den 


schweren Mauern dieser berühmten Zi- 
tadelle Kabuls, die jahrhundertelang 


Sitz der Herrscher Afghanistans und in 
den anglo-afghanischen Kriegen Zen- 
trum vieler Kämpfe war, afghanische 
Soldaten, wie viele, ist unbekannt. 

Wenige Stunden nach dem Feuerge- 
fecht sieht man von der Straße, die an 
der Festung vorbeiführt, russische Sol- 
daten auf den hohen Mauern patrouil- 
lieren und mit Ferngläsern beobachten, 
was unten vor sich geht. 

Als ein Journalist die russischen 
Wachtposten auf den Mauern photogra- 
phieren will, fällt ein Schuß. Die Kugel 
schlägt nur wenige Meter entfernt ein. 

Es lebt sich nicht gut als Journalist in 
Afghanistan, auch nicht in der Haupt- 
stadt. 

20.00 Uhr, Hotel Kabul, eines der äl- 
testen Hotels im Herzen der Stadt. Ob- 
schon die nächtliche Ausgangssperre 


Sowjet-Patrouille in Kandahar 
„Diese Hundesöhne* 


erst um 23 Uhr (Ende: 04.30 Uhr) be- 
ginnt, lassen die Ladenbesitzer ihre 
Rolläden schon um 18 Uhr herunter, 
bleibt niemand, dem sein Leben lieb ist, 
nach 20 Uhr noch auf der Straße. 


Russische Soldaten patrouillieren 
durch die Stadt, bis 22 Uhr nur verein- 
zelte, danach sind sie überall — in 
Geländewagen, Lkws und Schützen- 
panzerwagen. 

Es ist erst 20.30 Uhr, indische Jour- 
nalisten wollen sich in der Bar des Ho- 
tels treffen. Mein Taxifahrer kommt, 
mich abzuholen, aber er warnt: „Es ist 
zu spät, die Russen werden uns töten.“ 

Tatsächlich hält plötzlich ein Gelän- 
dewagen. Aus dem Fond springt ein 
russischer Soldat mit einem Gewehr 
und ruft: „Halt!“ Ich erwidere: „Ich 
bin Inder.“ Antwort auf englisch, die 
Gewehrmündung auf mich gerichtet: 
„Verschwinde!“ 


EL SALVADOR 
Tod vor der Kathedrale 


Nicaraguas Nachbarstaat EI Salvador 
scheint unaufhaltsam in den Bürger- 
krieg zu gleiten. SPIEGEL-Redakteur 
Walter Tauber erlebte vergangene 
Woche, wie Polizisten eine Demon- 
stration zusammenschossen: 


ie Bananenverkäuferin liegt mit 

dem Gesicht nach unten in einer, 
Blutlache auf dem Boden. Verstreut 
um sie herum die Früchte, die sie noch 
wenige Stunden zuvor auf den Stufen 
der Kathedrale von San Salvador feil- 
geboten hat. Jemand versucht, die Frau 
umzudrehen, um ihr Gesicht zu erken- 
nen. Dann deckt man sie mit dem 
Spruchband einer der salvadoriani- 
schen Revolutionsbewegungen zu. 


Vom Balkon des nahen National- 
palastes aus zielen Soldaten wie zum 
Spaß auf die Menschen, die sich auf 
dem Platz vor der Kathedrale drängen. 
Fast spielerisch nehmen die Unifor- 
mierten die Frauen und Männer ins Vi- 
sier, die angstvoll zwischen dem Dut- 
zend über den Platz verteilten Toten 
umherirren, auf der Suche nach ver- 
mißten Freunden oder Verwandten. 
Direkt unter dem Balkon liegt ein wohl 
zwölf Jahre altes Mädchen, erschossen. 


80 Tote und rund 200 Verletzte zählt 
die Kommission für Menschenrechte 
als Folge des blutigen Tages. 


Dabei wollte die Bevölkerung der 
Hauptstadt San Salvador am Dienstag 
vergangener Woche eigentlich vor al- 
lem eines Massakers vom 22. Januar 
1932 gedenken, als das damalige Mili- 
tärregime des zentralamerikanischen 
Kaffeestaates EI Salvador 30 000 auf- 
ständische Bauern niedermetzeln ließ. 


Die vier größten Linksorganisatio- 
nen des Landes, die sich erst kürzlich 
zu einer gemeinsamen revolutionären 
Oppositionsfront zusammengeschlossen 
haben, wollten erstmals ihre neue Stär- 
ke demonstrieren, Stärke gegenüber 
einer Regierungsjunta aus Militärs und 
Zivilisten, die mit wohltönenden Ver- 
sprechungen angetreten und dann von 
den Ereignissen überrollt worden war: 


Soziale Reformen und Wiederherstel- 
lung der Bürgerrechte hatten junge 
linksnationalistische Militärs verhei- 
Ben, als sie im vergangenen Oktober 
gegen das schon seit fast einem halben 
Jahrhundert herrschende rechte Mili- 
tärregime des bitterarmen, dicht besie- 
delten Kleinstaates putschten. 


Doch anders als im benachbarten 
Nicaragua, wo nach dem Sturz Somo- 
zas eine Revolutionsregierung die 
Macht übernahm und in der Tat die al- 
ten Herrschaftsstrukturen umstürzte, 
bekamen in EI Salvador rasch wieder 
die Konservativen die Oberhand, be- 
hielten weiterhin die 14 „großen Fami- 
lien“, die das Land seit eh und je wie 
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Tunesien - 3000 Jahre jung 


Tunesien ist ein uraltes Kulturland, es ge- 
hört zu den Wiegen der Menschheit. Überall 
begegnet man den großartigen Zeugen seiner 
3000jährigen Geschichte aus punischer, römi- 
scher und der frühen arabischen Zeit. Die 
Thermen von Karthago, die größte römische 
Mosaikensammlung im Bardo-Museum und das 
Kolosseum in El Diem gehören zu dem Groß- 
artigsten, was die Antike der Nachwelt hinter- 
lassen hat. 

Aber trotz seiner langen bewegten Ge- 
schichte ist Tunesien niemals alt geworden. 
Man findet kaum irgendwo anders noch so ein 
lebendiges, unverfälschtes Volkstum wie gerade 
bei uns. Das macht Tunesien für jeden Besu- 


Tunesien - zwei Flugstunden 
nah. Auf der Sonnenseite des 
Mittelmeeres. 


Deutschland 


cher so reizvoll. Und das möchten wir auch in 
Zukunft erhalten. 

Deshalb bieten wir auch nicht so viele, da- 
für aber freundliche, typisch maurische Hotels 
- versteckt in grünen, erfrischenden Gärten 
am Meer. Unsere Gäste und Freunde sollen 
sich nämlich bei uns wohl fühlen, sie sollen 
etwas sehen und erleben können von dem be- 
sonderen Reiz unseres Landes, unserer Sitten und 
Gebräuche. 

Wir empfehlen daher unseren Freunden, 
rechtzeitig ihre Pläne zu machen, weil unsere 
Hotels immer früh ausgebucht sind. 

Auf Wiedersehen in Tunesien: im Frühling 
oder im Sommer 1980. 


Tunesien - 
im Süden des Mittelmeeres, 
zwei Flugstunden nah. 

Bitte senden Sie mir nähere Unter- 
N lagen über Tunesien. 


Nome: 


Straße: 
Ort: 


Fremdenverkehrsamt Tunesien 

Am Hauptbahnhof 6, Graf-Adolf-Straße 100, 
&000 Frankfurt (Main), 4000 Düsseldorf, 
Telefon (0811) 231891 Telefon (0211) 35 9414 


ihren Privatbesitz verwalten, alle 


Macht in Händen. 


Unter dem Druck von linken und 
rechten Unzufriedenen brach die Re- 
formjunta Anfang Januar auseinander 
— und in der hastig zusammengeflick- 
ten neuen Regierungskoalition sitzen 
nun fast nur noch Offiziere und Christ- 
demokraten, deren Basis im Volk nicht 
breit genug ist, um bürgerkriegsähnliche 
Zustände aufzuhalten. 

Während linke Guerillagruppen aus- 
ländische Botschafter entführten — so 
die Vertreter von Panama, Costa Rica 
und Südafrika —, während rechte 
Schlägertrupps der paramilitärischen 
Organisation „Orden“ auf eigene Faust 
Linke oder Linksverdächtige liquidier- 
ten, suchte die Regierungsjunta wieder 
ganz offen ihr Heil in der Repression. 


Vase; 


pe von „Uncle Sam“, marschierte die 
Menge auf das Stadtzentrum zu. Vor- 
aus und als Flankenschutz der von den 
Linksorganisationen gestellte „Sicher- 
heitsdienst“: maskierte Jugendliche mit 
Plastiktüten und umgehängten Ein- 
kaufstaschen, die sich von Revolvern 
und Pistolen beulten. „Wir müssen un- 
sere Mitglieder schützen“, entschuldig- 
te sich einer, „zu oft haben die Faschi- 
sten schon angegriffen.“ 

„Es gibt Gerüchte über Scharfschüt- 
zen“, sorgte sich ein Lokalreporter, der 
mitmarschierte. Doch die Demonstran- 
ten blieben zuversichtlich: „Heute wer- 
den sie es nicht wagen.“ 

Sie wagten es dennoch: Kurz vor ein 
Uhr mittags fielen vor der häßlichen, 
von Baugerüsten umgebenen Kathe- 
drale die ersten Schüsse. Die Menge 
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Straßenkampf in San Salvador: „Nun sind wir nicht mehr aufzuhalten“ 


Daraufhin begrub die bislang zer- 
splitterte Linke ihre Rivalitäten und 
schloß sich zusammen — und als sie 
zur Demonstration für den vergange- 
nen Dienstag aufrief, zeigte sich, wie 
viele der um ihre Hoffnung betrogenen 
Salvadorianer sich von der Regierung 
abgewandt haben. 

Rund 150000 Menschen folgten 
dem Aufruf. „Das ist die größte De- 
monstration in der Geschichte Salva- 
dors“, sagte ein junger Revolutionär, 
als sich die Menschenmenge in der 
Frühe formierte. „Nun sind wir nicht 
mehr aufzuhalten.“ 

Tausende von Bauern hatten ihre 
Felder verlassen und zogen, zum Teil 
barfuß, durch die Straßen der Haupt- 
stadt, die Machete, ihr Arbeitswerk- 
zeug, am Gürtel. In drei Kolonnen 
geordnet, mit Spruchbändern, Fahnen 
und einer am Galgen baumelnden Pup- 
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stob auseinander, versuchte in die Sei- 
tenstraßen zu entkommen und drängte 
in die Kathedrale oder die nahe gelege- 
ne Rosario-Kirche. Die Jungen vom 
Sicherheitsdienst mühten sich, den Flie- 
henden Feuerschutz zu geben. 


Den Eingang zur Rosario-Kirche, 
eine schwere Tür aus Glas und Eisen, 
deckte ein Sechzehnjähriger mit einer 
Maschinenpistole, der gelegentlich ein 
paar Schüsse auf die gegenüberliegen- 
den Dächer abgab. Hinter ihm in der 
Kirche drängten sich an die 250 Perso- 
nen, darunter viele Frauen und Kinder, 
einige verletzt. 

Klirrend zersprang plötzlich ein klei- 
nes Seitenfenster, Rauchwolken wehten 
in die düstere Kirche hinein. Während 
einer der Jungen durch das Fenster 
hinausfeuerte, duckten sich die anderen 
Ber Altären, Säulen, Weihwasserbek- 

en. 


Schließlich gelang es in die Kirche 
geflüchteten Reportern und ein paar 
Vertretern der Menschenrechtskom- 
mission, durch eine Seitentür in das an- 
grenzende Haus des Gemeinde-Prie- 
sters, Pater Alejandro Peinardor, zu 
entkommen. Er schien weder über- 
rascht noch verstört: „So etwas ist hier 
schon öfter passiert.“ 


Zum Beweis zeigte er auf eine Beton- 
platte am Eingang der Kirche, unter 
der, wie er sagte, 21 Opfer einer Stra- 
ßenschlacht des vergangenen Oktober 
begraben lägen. „Als wir sie zum 
Friedhof bringen wollten“, so der Prie- 
ster, „ließen uns die Scharfschützen 
nicht hinaus. Also liegen sie jetzt hier.“ 


Nun versuchten die Menschen im 
Pfarrhaus per Telephon Botschafter und 
Regierungsmitglieder zu erreichen — 
und erfuhren, daß das, was sich außer- 
halb der Kirche vor ihren Augen ab- 
spielte, offiziell gar nicht stattfand. 


„Der Polizeichef sagt“, so hörten sie 
vom Gesandten Spaniens, „alle seine 
Einheiten sind in ihren Kasernen.“ 
Dem bundesrepublikanischen Bot- 
schafter Joachim Neukirch hat der 
Verteidigungsminister Garcia das glei- 
che versichert. „Es befinden sich“, so 
das Mitglied der Regierungsjunta Jose 
Antonio Morales Ehrlich um halb fünf 
am Telephon, „keine bewaffneten Ein- 
heiten in den Straßen.“ Doch durch die 
Fenster des Pfarrhauses sahen die Ein- 
geschlossenen die Scharfschützen der 
nationalen Polizei schießen. 


In der Nacht schließlich wird die 
Stadt durchkämmt: Fahrzeuge ohne 
Nummernschilder mit schwer bewaff- 
neten Zivilisten kontrollieren jeden 
Häuserblock. Als um fünf Uhr früh 
nahe der Universität, in der rund 
50000 Demonstranten Unterschlupf 
gefunden haben, eine Schießerei be- 
ginnt, umzingelt das Heer das ganze 
Universitätsviertel und läßt weder Pres- 
se noch Krankenwagen durch. 


„Das kann nicht wahr sein“, demen- 
tiert Oberst Majano von der Regie- 
rungsjunta, als Reporter ihm von der 
Abriegelung des WViertels berichten. 
„Natürlich dürfen Sie in die Universi- 
tät.“ Er zeigt Photos von jungen De- 
monstranten und versichert: „Das sind 
diejenigen, die angefangen haben zu 
schießen.“ 

Stunden später dürfen die in der 
Universität eingeschlossenen Bauern in 
ihre Dörfer zurück. Daß alle ankom- 
men, ist nicht gewiß. „Wie viele werden 
auf dem Weg noch überfallen und um- 
gebracht werden?“ fragt bang einer der 
Anführer der Bauerngewerkschaft 
FTC. In seiner Heimatprovinz Chanal- 
tenango sind allein im vergangenen 
Dezember im Dorf Arcatao 200 Men- 
schen von Polizisten und Männern der 
rechtsextremen Organisation Orden 
umgebracht worden. ® 


Wr hoben 


mehr guee Seien 
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Denn wir von H & M haben ein neues Selbstdurchschreibe- 
papier für den Praktiker: PraxiCopy - made in Germany. Und das 
schreibt durch und durch. Sauber und besonders farbintensiv, 
weil ohne Kohlepapier, sondern chemisch reagierend. Damit Sie 
die letzte Durchschrift genauso gut lesen können wie die erste. 
Und das noch nach Jahren. 

Doch das ist nur eine gute Seite von PraxiCopy. Exzellente 
Optik, Blau- und Schwarz-Durchschreibemöglichkeit, hohe Wisch- 
festigkeit, gute Fotokopier- und Microverfilmbarkeit und beste 
Eignung für EDV-Formulare sind einige andere. Sie sollten alle 
guten Seiten von PraxiCopy kennenlernen. 

Damit Sie es in der täglichen Praxis leichter haben. 
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Hitler, Sportfunktionäre bei der Eröffnung der Olympischen Spiele in Berlin 1936*: „Herr Reichskanzler, es stand auf der Kippe“ 


„Alle Welt ist begeistert‘ 


Die Boykott-Bewegung gegen Hitlers Olympiade 1936 in Berlin scheiterte 


Schon einmal forderten Politiker den Boykott Olympi- 
scher Spiele: 1936 riefen sie die Sportler auf, der Einla- 
dung zu Hitlers Olympiade in Berlin nicht zu folgen, um so 
gegen die Behandlung der Juden im NS-Staat zu prote- 


Wir müssen auf der Hut sein vor einem 
Volk, das so zu organisieren versteht. 
Eine Mobilmachung in diesem Land wird 
genauso reibungslos funktionieren. 


Polens Botschafter Jözef Lipski 
über die Olympischen Spiele in Berlin, 1936 


'E der Berliner Wohnung des Box- 
Champions Max Schmeling klingelte 
das Telephon. Am Apparat meldete 
sich mit aufgeregter Stimme Arno 
Breitmeyer, der stellvertretende Reichs- 
sportführer des Dritten Reiches. 


Ob Schmeling schon die Meldungen 
aus Amerika gelesen habe, wollte der 
Funktionär wissen. Da braue sich was 
gegen Deutschland zusammen; in ganz 
Amerika formiere sich eine Bewegung, 
die nicht nur die USA, sondern auch 
andere Länder zum Boykott der Olym- 
pischen Spiele in Berlin zwingen wolle. 


Breitmeyer drängte: „Schmeling, Sie 
kennen doch Amerika gut. Könnten Sie 
rüberfahren und die entscheidenden 
Leute positiv beeinflussen?“ 
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Der Patriot Schmeling war nicht ab- 
geneigt, dem Parteigenossen Breitmeyer 
zu helfen. Da er ohnehin gerade plante, 
nach New York zu reisen, versprach 
Schmeling, er werde „mit den Herren 
des amerikanischen Olympischen Ko- 
mitees sprechen“. 

Kurz darauf erreichte den deutschen 
Meisterboxer ein neuer Hilferuf — 
diesmal von dem greisen Theodor Le- 
wald, Ex-Staatssekretär und Präsident 
des deutschen Nationalen Olympischen 
Komitees (NOK). 

Lewald wünschte, daß Schmeling 
einen Brief mitnehme, den er seinem 
Freund Avery Brundage, dem Vorsit- 
zenden des Olympischen Komitees der 
USA, geschrieben hatte und in dem er 
die Bedenken gegen eine Teilnahme an 
den Olympischen Spielen im Deutsch- 
land Adolf Hitlers zu zerstreuen ver- 
suchte. 

* Links neben Hitler; IOC-Präsident Baillet-La- 


tour; rechts neben Hitler; der deutsche NOK- 
Präsident Lewald. 
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stieren und der NS-Führung nicht die Kulisse zu einer 
Propagandaschau zu verschaffen. Doch die Olympia-Se- 
ligkeit der Sportler und Funktionäre vereitelte den Boy- 
kott — Olympia wurde zum größten NS-Propagandaerfolg. 


Der NOK-Präsident wußte, wie 
wichtig es war, Brundage zu überzeu- 
gen, denn in wenigen Tagen sollte 
Amerikas Olympisches Komitee end- 
gültig über seine Haltung zu den Berli- 
ner Spielen entscheiden, wobei der 
Vorsitzende Brundage eine wichtige 
Rolle spielen würde. 

Die beiden Telephonanrufe im De- 
zember 1935 offenbarten die ganze Ner- 
vosität und Hektik, die sich der deut- 
schen Sportführer bemächtigt hatte, seit 
eine weltweite Boykottbewegung das 
Dritte Reich um die größte Propaganda- 
Show seiner Geschichte zu bringen 
drohte: die Berliner Olympiade. 

Schon bald nach der Machtübernah- 
me der Nationalsozialisten hatten 
Sportler, Politiker und Publizisten in al- 
ler Welt bezweifelt, ob sich noch — wie 
1931 in den Tagen der Weimarer Re- 
publik beschlossen — die Olympischen 
Spiele in Berlin abhalten ließen. Die 
Nazis selber hatten anfangs wenig In- 
teresse daran, und die Meldungen über 


den Gleichschaltungsterror in Deutsch- 
land schienen jede Teilnahme an einer 
„Nazi-Olympiade“ auszuschließen. 

Der aus Deutschland vertriebene 
Schriftsteller Heinrich Mann stellte die 
Kernfrage: „Ein Regime, das sich 
stützt auf Zwangsarbeit und Massen- 
versklavung, ein Regime, das den Krieg 
vorbereitet und nur durch verlogene 
Propaganda existiert — wie soll solch 
ein Regime den friedlichen Sport und 
freiheitliche Sportler respektieren?“ 

Manche Demokraten griffen Manns 
Frage auf. Politiker und Sportfunktio- 
näre in den USA, in Spanien, Holland, 
Norwegen, Schweden und England for- 
derten zum Boykott der Berliner Olym- 
piade auf und. verlangten die Verle- 
gung der Olympischen Spiele in ein 
freies Land. 

Vor allem in Amerika gewann die 
Anti-Berlin-Kampagne zahlreiche An- 
hänger. Bereits im November 1933 
stimmte der amerikanische Amateur- 
sport-Verband AAU bei nur einer Ge- 
genstimme dafür, auf den Start in 
Deutschland zu verzichten, und zu 
einer New Yorker Protestversammlung 
gegen die Berliner Spiele strömten 
35 000 Sympathisanten herbei. 

Immer mehr prominente Amerika- 
ner schlossen sich der Boykottbewe- 
gung an. Der US-Richter Jeremiah 
Mahoney erklärte, der Kampf gegen 


* Ohne Hitler-Gruß: der Schweizer Turner Mack. 
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die Berliner Olympiade gelte dem 
Nazi-Regime, während Commodore 
Ernest Lee Jahncke, Unterstaatssekre- 
tär im US-Innenministerium, das Inter- 
nationale Olympische Komitee (IOC) 
aufforderte, seinen Berlin-Beschluß von 
1931 rückgängig zu machen. 

Zahlreiche Briefschreiber aus den 
USA erläuterten Lewald, warum viele 
Sportler nicht nach Berlin kommen 
würden. „Ich glaube“, schrieb Maho- 
ney, der Präsident des Verbandes der 
US-Leichtathleten, „daß eine Teilnah- 
me an den Spielen unter dem Haken- 
kreuz eine stillschweigende Anerken- 
nung all dessen ist, was das Haken- 
kreuz symbolisiert.“ 


Der Druck der Boykottanhänger 
wurde so stark, daß einige Mitglieder 
des amerikanischen NOK unsicher 
wurden, ob sie weiterhin an Berlin fest- 
halten sollten. Noch stand die letzte 
Entscheidung des Komitees aus — die 
Befürworter des Boykotts gewannen 
immer mehr an Boden. 


Das bekam der Sendbote Schmeling 
sofort zu spüren, als er sich mit Brun- 
dage im New Yorker Hotel „Commo- 
dore“ traf. Brundage brachte eine klei- 
ne Ledermappe mit, aus der er einige 
Zeitungsausschnitte holte: Meldungen 
amerikanischer Journalisten über die 
Verfolgung von Juden, Verhaftungen 
von Demokraten und Drangsalierun- 
gen in den Konzentrationslagern des 
Dritten Reiches. 

Brundage war ärgerlich: „Was sagen 
Sie dazu, Max? Einer amerikanischen 
Mannschaft würde eine ganze Anzahl 
von Negern und Juden angehören. Wer 
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Boxer Schmeling (X), Gastgeber Hitler in der Reichskanzlei 1936*: „Wir müssen charmanter sein als die Pariser“ 


garantiert uns, daß sie in Deutschland 
nicht behelligt werden?“ 


Doch der biedere Schmeling versi- 
cherte ihm feierlich, „alle deutschen 
Sportler“ würden einen fairen und kor- 
rekten Verlauf der Spiele garantieren 
— und wunderte sich erst Jahre später 
über „die grenzenlose Naivität, mit der 
ich mich, trotz aller Erfahrungen, für 
Dinge verbürgte, die gänzlich außer- 
halb meiner Macht lagen“. 

Brundage selber freilich bedurfte sol- 
cher Versicherungen nicht, denn er hatte 
längst mit dem ihm eigenen Starrsinn 
beschlossen, Politik habe nun einmal 
mit Sport nichts zu tun, und im übrigen 
seien doch die meisten Deutschen „nice 
guys“, nette Leute. 

Zudem hatte er kurz zuvor eine In- 
spektionsreise durch Hitlers Reich un- 
ternommen, auf der er den Eindruck 
gewann, in Deutschland würden jüdi- 
sche Sportler nicht behindert. Grund 
für so wunderliche Auffassung: Er hat- 
te nur mit vom Regime eigens ausge- 
wählten Juden gesprochen und das po- 
temkinsche Spiel seiner Gastgeber 
nicht durchschaut. 3 

So war Avery Brundage nur allzu 
bereit, bei der entscheidenden Abstim- 
mung im amerikanischen NOK für 
Berlin zu votieren. Eine knappe Mehr- 
heit folgte ihm: Amerika wollte an den 
Berliner Spielen teilnehmen. 

Freudig kehrte Schmeling zurück, 
um seinem Führer den erfolgreichen 
Abschluß der Mission zu melden. Doch 


* Mit Goebbels (1.) und Schmelings Ehefrau, der 
Schauspielerin Anny Ondra (ohne Hut neben 
Schmeling). 


% 


ganz mochte er es sich nicht versagen, 
Hitler über die Mißstimmung der ame- 
rikanischen Öffentlichkeit gegen das 
NS-Regime aufzuklären. 


„Herr Reichskanzler“, hob Schme- 
ling an, „es stand wirklich auf der Kip- 
pe. Mr. Brundage hat mir gesagt, daß 
nur eine oder zwei Stimmen den Aus- 
schlag gegeben hätten. Gewisse Über- 
griffe einzelner Parteistellen haben in 
Amerika böses Blut gemacht. Vor al- 
lem fürchten viele für die Sicherheit 
der jüdischen und schwarzen Besu- 
cher.“ 


Doch der Diktator wollte davon 
nichts wissen. Er hörte aus Schmelings 
Bericht nur heraus, was ihm paßte: Die 
für das Regime so gefährliche Boykott- 
bewegung hatte einen schweren Schlag 
erhalten, jetzt war der Weg frei für 
Sportler, Organisatoren und Propagan- 
disten, das denkwürdigste Illusions- 
stück internationaler Sportgeschichte in 
Szene zu setzen. 


Die Olympischen Spiele in Berlin im 
August 1936 wurden ein so spektakulä- 
rer Erfolg, daß noch heute Teilnehmer 
und Historiker sich nicht darüber eini- 
gen können, was die Spiele eigentlich 
waren: ein raffiniertes Manöver der 
Nazis zur Täuschung der Welt oder ein 
echtes Festival des Sports. 


Olympia-Organisator Carl Diem 
blieb bis zu seinem Tod überzeugt, die 
Spiele hätten „in dem damals an- 
schwellenden Rassenhaß ein Stück 
Weltfrieden und Weltverbundenheit“ 
geboten, und auch die Schriftstellerin 
Ursula von Kardorff erinnert sich: „Ein 
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Plattenspieler PS-434 

Quarzgesteuerter Direkt- 
antrieb für höchste Gleich- 
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automatischer oder manueller 
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Deutsche Luftwaffe im Spanischen Bürgerkrieg: Im Jahr der Olympiade... 


Dauerfestival waren diese Spiele da- 
mals.“ 

Der düstere Alltag des Dritten Rei- 
ches schien wie ein Spuk verschwun- 
den, Hitlers Deutschland in „eine Oase 
der Gleichberechtigung“ (Diem) ver- 
wandelt. Ursula von Kardorff: „Anti- 
semitismus — gab es das? Angst vor 
dem Krieg — gab es das? Göring mit 
dem Schlapphut auf der Tribüne wirkte 
wie ein Bonhomme.“ 

Anders das Urteil des amerikani- 
schen Olympia-Chronisten Richard D. 
Mandell: „Alle Erfolge Hitlers sind un- 
denkbar ohne das ausgeklügelte Fest, 
das den Nazismus von Anfang bis 
Ende verhüllte.“ 

Ob Propagandacoup oder konventio- 
nelles Sportfest — die Berliner Spiele 


... die Welt schockiert: Deutscher Einmarsch ins Rheinland 
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machten deutlich, daß keine Olympia- 
de, kein sportlicher „Rausch des soge- 
nannten Völkerfriedens“ (Kardorff) 
Charakter und Struktur einer Diktatur 
verändern können. Hitler blieb Hitler, 
er ging von seinem Programm um kein 
Jota ab. 


Im Gegenteil, die Olympia-Seligkeit 
der Weltöffentlichkeit erleichterte 
ihm seinen ersten großen außenpoliti- 
schen Coup. Einen Monat nach dem 
Erfolg der Olympischen Winterspiele 
in Garmisch, im März 1936, ließ Hitler 
seine Truppen in das entmilitarisierte 
Rheinland einmarschieren und löste 
damit bei den Westmächten einen 
Schock aus, der freilich nicht lange an- 
hielt. 


Und Hitler schlug noch einmal zu — 
zwei Wochen vor dem Beginn der Ber- 
liner Sommerspiele: Deutsche Flugzeu- 
ge transportierten im Juli 1936 die ma- 
rokkanischen Truppen des Rebellenge- 
nerals Franco in das Innere Spaniens 
und ermöglichten so einen blutigen 
Bürgerkrieg, der sich später als Vor- 
spiel des Zweiten Weltkrieges erwies. 


Hätte ein Erfolg der olympischen 
Boykottbewegung Hitler stoppen kön- 
nen? Die Frage läßt sich kaum schlüs- 
sig beantworten. Eine Feststellung 
scheint den Historikern heute aller- 
dings vertretbar: Ein weltweiter Boy- 
kott hätte Hitler veranlaßt, vorsichtiger 
zu agieren. 

Denn von Anfang an waren es 
außenpolitische Motive gewesen, die 
Hitler bewogen hatten, die Olympi- 
schen Spiele um nahezu jeden Preis in 
Berlin zu veranstalten. Das junge NS- 
Regime war außenpolitisch isoliert, der 
Terror der Braunen gegen ihre Gegner 
hatte das neue Deutschland internatio- 
nal in Verruf gebracht. 

Hitler zu NOK-Präsident Lewald: 
„Deutschland befindet sich außenpoli- 
tisch in einer der schwierigsten und un- 
günstigsten Lagen. Es muß versuchen, 
durch große kulturelle Leistungen die 
Weltmeinung für sich zu gewinnen,“ 

Der alte Herr, der seit 1904 die deut- 
schen Olympia-Mannschaften anführ- 
te, hörte Hitlers Worte gern, wußte er 
doch, daß es in der Nazi-Partei Leute 
gab, die am liebsten die Olympischen 
Spiele abgesagt hätten. Die Vorstel- 
lung, daß Menschen aller Rassen und 
Hautfarben ihre sportlichen Wett- 
kämpfe gemeinsam austragen, mißfiel 
den nazistischen Rassenfanatikern. 

Der NS-Sportpädagoge Wetzel tönte 
1933, die Olympischen Spiele atmeten 
einen „Geist, aus dem die Welt geboren 
ist, die der Nationalsozialismus über- 
wand“. Und auf 18 deutschen Univer- 
sitäten und Hochschulen faßten Stu- 
denten und Professoren bereits Resolu- 
tionen, in denen die Absage der Berli- 
ner Olympiade verlangt wurde. 

Das trieb Lewald im März 1933 zu 
Hitler, dem er vortrug, der Reichskanz- 
ler möge doch bedenken, welche „un- 
geheure Propagandawirkung für 
Deutschland“ von Olympischen Spie- 
len in Berlin ausgehen könne. Hitler 
griff sofort zu und ermächtigte Lewald, 
Gespräche mit dem Internationalen 
Olympischen Komitee aufzunehmen. 


Lewald wußte freilich, daß es nicht 
leicht sein würde, die führenden Män- 
ner im IOC für die Einhaltung des Ber- 
lin-Programms zu gewinnen. Auch im 
IOC bestanden starke Bedenken gegen 
Hitlers Deutschland, vor allem wegen 
der Drangsalierung und Benachteili- 
gung deutscher Juden, namentlich der 
jüdischen Sportler. 

Zum Glück für Lewald stand jedoch 
dem IOC der belgische Graf Henri de 
Baillet-Latour vor, ein orthodoxer 
Funktionär, der den Sport von aller Po- 
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“und auch deutsche Ju- 


litik freihalten wollte und in der Frage 
der Berlin-Olympiade allenfalls an 
einer politischen Minimal-Kosmetik in- 
teressiert war. Auf ihn setzte Lewald 
seine Hoffnung, die Bedenken gegen 
die Abhaltung der Berliner Spiele zu 
überwinden. 


Die Stunde war günstig. Im Juni 
1933 sollte in Wien das IOC zu der Sit- 
zung zusammentreten, in der es galt, 
Garmisch zum Austragungsort der 
Winterspiele von 1936 zu bestimmen. 
Die Gegner Deutschlands verlangten 
Sicherheiten für eine korrekte Durch- 


führung der Spiele. 
Daraufhin schrieb 
IOC-Präsident Baillet- 


Latour einen Brief an 
Lewald und verlangte 
eine schriftliche Garan- 
tie der Reichsregierung, 
daß die Spiele „keinerlei 
politischen, rassenmäßi- 
gen, nationalen oder 
konfessionellen Charak- 
ter“ tragen würden. Le- 
wald stellte Hitler das 
Schreiben mit der Be- 
merkung zu, ohne Ein- 
haltung der Regeln dro- 
he das IOC, Berlin die 
Spiele zu entziehen. 

Das IOC verzeichnete 
einen Prestige-Erfolg: 
Hitler gab nach, Juden 
sollten an den Olympi- 
schen Spielen teilnehmen 
dürfen. Allerdings: Vom 
1. Juni 1933 an duldete 
der NS-Staat keine Ju- 
den mehr in Vereinen, 
Sportstätten und Bädern. 


Von ihrer Regierung 
ermächtigt, gestand die 
deutsche Delegation bei 
der Wiener IOC-Sitzung 
zunächst zu, daß die 
Gastmannschaften Ju- 
den mitbringen dürften 
den bei entsprechenden 
Leistungen aufgestellt 
werden würden, 

Es war eine inhaltslose Zusage, denn 
den deutschen Juden waren gleichwer- 
tige Trainingsmöglichkeiten längst ent- 
zogen worden. Dennoch verbreitete das 
deutsche NOK 1934 die Nachricht, 21 
Juden seien für den Olympia-Kader 
vorgesehen. In Wirklichkeit be- 
saßen sie keine Chance. (Keiner von ih- 
nen startete später.) 

Inzwischen lief der Sport- und Pro- 
paganda-Apparat des Dritten Reiches 
an. Propagandaminister Joseph Goeb- 
bels gab die Parole aus: „1936 werden 
wir uns mit den Völkern der Erde mes- 
sen und ihnen zeigen, welche Kräfte die 
Idee der deutschen Volksgemeinschaft 
auszulösen imstande ist.“ 


Den Olympia-Anwärtern erteilten 
Funktionäre der Partei Politunterricht 
und verlangten, der „Kämpfer im brau- 


US-Olympiafunktionär Brundage in Berlin 
Boykott verhindert 


nen Ehrenkleid“ müsse ihr Vorbild 
sein. In einer Verpflichtungserklärung 
für die Medaillen-Kandidaten hieß es: 
„Ich unterstelle mich vorbehaltlos dem 
Reichssportführer und den von ihm 
eingesetzten Lehr- und Schulungskräf- 
ten.“ 

Der Architekt Werner March legte 
Hitler die Pläne für ein Olympiasta- 
dion vor; es sollte zwischen 1,1 und 1,4 
Millionen Mark kosten. Hitler schwa- 
dronierte: „Da spielen einige Millionen 
keine Rolle.“ 

Später mokierte er sich, keinem 
Sachbearbeiter sei aufgegangen, wie- 


viel wertvolle Devisen aus einem 
100 000-Zuschauer-Stadion herauszu- 
holen seien, wieviel zudem das deut- 
sche Ansehen gewinnen würde. Schon 
1936 hatte er prophezeit: „Die lächerli- 
chen Millionen bekommen wir ein paar 
Mal wieder rein! Das garantiere ich Ih- 
nen!“ 


Je lautstärker das Regime seine Vor- 
bereitungen für die Olympischen Spiele 
traf, desto energischer wurde die Boy- 
kottkampagne in Europa und Amerika. 
Einen Augenblick glaubten schon Hit- 
ler und die deutschen Sportfunktionäre, 
es werde nie zur Berliner Olympiade 
kommen. 


Ungewollt heizten die Nazis die 
Kampagne gegen sich selber an: Im 
Juni 1934 ließ Hitler im sogenannten 
Röhm-Putsch, dem ersten politischen 


Deutsch-jüdische Olympioniken Ball, Helene Mayer: Die Hetze wurde leiser 
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Frihte Deutjche meidet Jie. | NS: 


Juden-Pranger 1936 
Verbotsschilder verschwanden 


Massenmord des Dritten Reiches, seine 
einflußreichsten Gegner umbringen, 
einen Monat später ermordeten Nazis 
den österreichischen Kanzler Doll£uß, 
ein Jahr darauf beschloß das Regime 
die Nürnberger „Blutschutzgesetze“, 
die jeden deutschen Juden nahezu 
rechtlos machten — immer wieder 
Stoff für die Boykottbewegung. 


Nur mit Mühe und allerlei propa- 
gandistischen Tricks. Konnten die NS- 
Führer ihre Gegner ausmanövrieren, 
Jeder ausländische Sportfunktionär 
wurde hofiert, der sich für die Austra- 
gung der Berliner Spiele einsetzte, jeder 
Prominente aufgestöbert, der ein gutes 
Wort über das Dritte Reich zu sagen 
wußte. 

Wichtigste Figur in diesem Propa- 
gandaspiel: Baron Pierre de Coubertin, 
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der große alte Mann der olym- 
pischen Bewegung. Als er 1935 
in seiner letzten Botschaft an 
die Öffentlichkeit für die Ber- 
liner Olympiade eintrat, ver- 
breitete der deutsche Propa- 
ganda-Apparat Coubertins 
Text in aller Welt. 

Dabei ging es nicht ohne 
Manipulation ab: Dem Text 
fehlte plötzlich das Bekennt- 
nis zu Internationalismus und 
Demokratie, das die französi- 
sche Urfassung der Couber- 
tin-Rede enthalten hatte. 

Später kam heraus, daß es 
noch eine Art „special rela- 
tionship“ zwischen Hitler und 
Coubertin gegeben hatte. Die 
Historiker entdeckten ein Te- 
legramm Hitlers von 1935, in 
dem er dem Baron eine Le- 
bensrente zusicherte. 

Zugleich starteten die NS- 
Behörden zu einer kosmeti- 
schen Aktion, durch die alle 
Indizien antijüdischer Hetze aus dem 
Straßenbild deutscher Städte entfernt 
wurden. „Der Stürmer“, das lauteste 
Hetzblatt deutscher Judenfeinde, durfte 
im Straßenhandel nicht mehr verkauft 
werden, und auch die zahlreichen Ver- 
botsschilder für Juden verschwanden. 


Mehr noch: Goebbels ließ dafür sor- 
gen, daß zumindest in Berliner Buchlä- 
den wieder Werke der vom Regime 
verfemten Schriftsteller zu kaufen wa- 
ren, und er proklamierte einen „Welt- 


presse-Frieden“: An den Kiosken durf- 


ten wieder alle wichtigen ausländischen 
Zeitungen angeboten werden. 

Als schließlich noch bekannt wurde, 
daß in die deutsche Olympia-Mann- 
schaft auch zwei „nichtarische“ Sport- 
ler, der Eishockeyspieler Rudi Ball und 
die Fechterin Helene Mayer, aufge- 


nommen worden seien, kannte das 
Wohlwollen des IOC kaum noch Gren- 
zen. Niemand im IOC zweifelte mehr 
daran, daß die Spiele in Garmisch und 
Berlin stattfinden würden. 


Wer jetzt noch im IOC gegen Hitler 
polemisierte, fand keinen Beifall mehr 
oder flog einfach aus dem hohen Gre- 
mium hinaus — wie der amerikanische 
Boykott-Anhänger Jahncke, an dessen 
Stelle der Deutschenfreund Brundage 
trat. 


Entsprechend reagierten die Olym- 
pia-Nationen. Italien und Finnland 
nahmen als erste die Einladung nach 
Berlin an. Auch Japan, der Olympia- 
Bewerber für 1940, akzeptierte rasch. 
Und in Frankreich subventionierte die 
Volksfrontregierung unter dem jüdi- 
schen Sozialisten L&on Blum die fran- 
zösische Olympia-Expedition. Winston 
Churchill beschwichtigte öffentlich: 
Schlimmer als Hitler sei der Kommu- 
nismus. 


Doch noch klappte die politische Re- 
gie nicht ganz. Als IOC-Präsident Bail- 
let-Latour im Januar 1936 zu den Win- 
terspielen in Garmisch fuhr, entdeckte 
er unterwegs antisemitische Plakate, 
die beispielsweise Geschwindigkeits- 
Beschränkungen vorschrieben, aber Ju- 
den davon ausnahmen und sie damit 
gleichsam zum Selbstmord aufforder- 
ten. Baillet-Latour verlangte unverzüg- 
lich eine Unterredung mit Hitler. 


„Nach Höflichkeitsfloskeln“, so be- 
schreibt Brundage die "Unterredung, 
„sagte Baillet-Latour zu Hitler: Sie dis- 
kriminieren die Juden. Das mögen wir 
gar nicht. Hitler antwortete ärgerlich: 
Ich komme auch nicht in Ihr Haus und 
mache Ihnen Vorschriften. Darauf 
Baillet-Latour: Sobald die Olympische 
Fahne im Stadion weht, sind alle Gast 
des IOC.“ 


Hitler mußte sich von Baillet-Latour 
sogar belehren lassen, er habe die Spie- 
le nur mit einem einzigen Satz zu eröff- 
nen. Hitler spöttelte: „Herr Graf, ich 
werde mich bemühen, den Satz aus- 
wendig zu lernen.“ 


Wintersportler aus 28 Nationen fan- 
den sich in Garmisch ein, doch die 
Gegner Hitler-Deutschlands gaben 
noch nicht auf. Sie zogen in Norwegen 
als Protest-Unternehmen eine Winter- 
spartakiade auf, an der Russen, Schwe- 
den und Finnen teilnahmen. Ohne Er- 
folg: Die Schlagzeilen der Weltpresse 
gehörten Garmisch. 


Bilder, die Hitler an der Seite von 
Norwegens populärer Eiskunstläuferin 
Sonja („Häseken“) Henie zeigten, er- 
schienen in aller Welt, der Rundfunk 
berichtete in 41 Länder. Sportler und 
Besucher ließen sich von der guten 
Stimmung und Organisation beeindruk- 
ken. Frankreichs Botschafter Andre 
Frangois-Poncet meldete nach Paris: 
„Alle Welt ist begeistert von der lücken- 
losen Organisation.“ Entsetzt sahen die 
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Sprachreisen 
für Schüler 


Ostern und 
Sommer 1980 nach 
England, 
Schottland, Wales, 
Frankreich, USA. 


Die EF Ferienschule ist die größte 
deutsche Organisation für Sprach- 
kurse im Ausland. Aber auch über 
Deutschland hinaus ist sie mit ihren 
Schwesterorganisationen in vielen 
Ländern Europas, in Japan und in den 
USA die bedeutendste Institution ihrer 
Art in der Welt. Allein im Jahre 1979 
fuhren mehr als 20 000 deutsche 
Schüler von über 3000 Höheren 
Schulen mit der EF Ferienschule ins 
Ausland. 


Die 6 Vorteile der EF Methode 


Reise: Mit Flugzeug oder Bahn 
1. unter deutscher Reiseleitung. 


Unterkunft - Verpflegung: 
e In sorgfältig ausgewählten 


Familien im Gastland. 
3, Sprachunterricht: 2 deutsche 
und 2 einheimische Lehrkräfte 
erteilen Gruppen von 9-14 Schülern 
entsprechend den Vorkenntnissen 
täglich 4 Unterrichtsstunden in 
3- und 4-wöchigen Sprachkursen. 


Kursarten: Allgemeiner Kurs, 

Oberklassenkurs, Intensivkurs; 
Juniorenkurs für Schüler im Alter 
von 10-14 Jahren. 


Freizeit: Ausflüge und Studien- 
fahrten u. a. nach London und 
Paris. Sport; Tennis-, Reit- und Segel- 
kurse. Begegnungen mit jungen 
Menschen des Gastlandes - Betreuung 
durch Freizeitleiter und Lehrer. 


EF Feriensprachkurse: 
Eine gute Kombination von 
Lernen und Freizeit. 


Dr den 
Tel. (06221) 29081 
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Bitte senden Sie mir unverbindlich die ausführliche 
Intormationsbroschüre (mit Preistabellen) „EF Sprach- 
reisen für Schüler Ostern und Sommer 1980“. 


Sofienstr. 7 - 69.Heidelberg SP 4 
Tel. (06221) 29081 


Deutschlands größte Sprachreiseorganısation 
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Berlin während der Olympiade 1936: „Oase der Gleichheit“ 


Hitler-Gegner im Ausland, was sich in 
Deutschland abspielte. Heinrich Mann 
beschwor verzweifelt das Ausland: 
„Glauben Sie nur: Diejenigen der inter- 
nationalen Sportler, die nach Berlin 
gehen, werden dort nichts anderes sein 
als Gladiatoren, Gefangene und Spaß- 
macher eines Diktators, der sich bereits 
als Herrscher dieser Welt fühlt.“ 


Noch einmal sammelten sich die 
Gegner zum Protest. Am 19. Juli sollte 
in Barcelona eine „Volksolympiade“ 
sozialistischer Sportorganisationen be- 
ginnen; 17 Länder wollten mitmachen, 
darunter auch die Sowjet-Union. 


Doch Francos Putsch ruinierte den 
Plan. Als ein Zug mit einer ungarischen 
Wasserballmannschaft, der gesamten 
Schweizer Equipe und einem deutschen 
Rotfrontkämpfer hinter der spanisch- 
französischen Grenze Moncado_ er- 
reichte, wurde 'er aufgehalten; die In- 
sassen hörten Schüsse aus Barcelona. 
In Katalonien hatten die Anarchisten 
die Macht übernommen. 


Auf Umwegen und mit Lastwagen 
erreichten die Gastsportler das für die 
Athleten vorgesehene Hotel „Olympic“ 
in Barcelona. Etwa 2000 Gäste platz- 
ten in den Bürgerkrieg hinein. Einen 
Putsch rechter Offiziere hatten die An- 
archisten gerade niedergeworfen, Ge- 
fangene waren erschossen worden. 
Kriegsrecht regierte die Stadt. 


Schließlich riefen die Organisatoren 
alle Olympia-Gäste zusammen. Ein 
Katalane erklärte: „Die Athleten 
sind gekommen, um an der Volks- 
olympiade teilzunehmen; nun ge- 
nießen sie das Vorrecht, zu bleiben und 
den großartigen und überwältigenden 
Sieg des Volkes in Katalonien und in 
Spanien zu erleben.“ Nur wenige blie- 
ben. 

Auf die Spiele in Berlin aber nahmen 
die Ereignisse in Spanien keinen Ein- 
fluß. Jetzt folgte, wozu Goebbels die 
„Volksgenossen“ aufgerufen hatte: „In 
den nächsten Wochen müssen wir char- 
manter sein als die Pariser, gemütlicher 
als die Wiener, liebenswürdiger als die 
Römer, weltmännischer als die Londo- 


Lichtdom bei der Schlußfeier: Spiele der Heiterkeit und Illusion 


ner und praktischer als die New Yor- 
ker.“ 

SS-Obergruppenführer Walther Dar- 
re, der Reichsbauernführer, hatte zuvor 
das Landvolk angewiesen, auf keinen 
Fall politische Gefangene während der 
Olympia-Wochen zu beschäftigen und 
sich selber von den Straßenrändern 
fernzuhalten, damit nichts „den saube- 
ren Eindruck stört“. Allerorten wurden 
Volksgenossen aufgefordert, „den 
Fremden gegenüber ein freundliches, 
zuvorkommendes Benehmen“ zu zei- 
gen. 

Tatsächlich bereiteten die Berliner 
den ausländischen Sportlern und Gä- 
sten einen eindrucksvollen Empfang. 
Selbst wer nachts in Berlin eintraf (wie 
die französische Mannschaft), wurde 
vom Bürgermeister des Olympischen 
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Dorfes begrüßt und von Hitler-Jungen 
mit Fackeln ins Quartier gebracht. 

4269 Athleten aus 52 Nationen wa- 
ren gekommen, nur Spanien und die 
Sowjet-Union hatten keine Sportler ge- 
schickt. Die USA entsandten die nach 
den Deutschen größte Mannschaft: 330 
Athleten und 87 Funktionäre. 

Nur wenige namhafte jüdische 
Sportler boykottierten die Spiele, so die 
australische Schwimmerin Judith Deut- 
scher und der französische Fechter Al- 
bert Wolff. Dagegen starteten etliche 
jüdische US-Stars wie der Gewichthe- 
ber David Mayer und Samuel Balter 
von dem dann siegreichen Basketball- 
Team; auch die Sprinter Samuel Staller 
und Marty Glickman waren dabei. 

Es war ein Triumph, den Hitler 
sichtlich genoß, als er am Nachmittag 


Leichtathleten Long, Owens: „Hitler war weit weg“ 


das aktuelle Ullstein Buch 


»Römische Autoritäten und deutsche 
Kirchenführer verkannten, daß es 
in dieser Auseinandersetzung nicht um 
einen Fall Küng geht, sondern um die 
Kirche, die dabei ist, die Chancen eines 
Neuanfangs seit dem Zweiten Vatikani- 
schen Konzil zu verspielen.« 

Hans Küng 
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EUROPAWELLE 
SAAR 


Radio ist das „DU“ vieler Menschen, unter- 
haltsam, informierend und immer aktuell. 


Radio hat seinen Platz im 
Tagesablauf. 


Ein Marketingkriterium um Werbefunk für 
seine Werbung auszuwählen, ist die Anzahl 
der Hörer. 


SR: Europawelle Saar hat 
2,4 Mio. Hörer. 


Ein anderes Marketingkriterium sind die 
Zielgruppen. 

Da das Radio vielen Interessen gerecht 
werden soll, spricht es auch viele Ziel- 
gruppen an. Z.B.Hörer, die Verkehrsdurch- 
sagen hören möchten. 


Unsere Verkehrsinformationen melden 
nicht nur die vielen Staus, sondern sagen 
Ihnen auch wie man sie oft auf roman- 
tischen Nebenstraßen umgehen kann. Da 
SRı Europawelle Saar über einen der stärk- 
sten Mittelwellensender Europas verfügt, 
kann man den Verkehrsfunk in fast ganz 
Deutschland hören. 

Dem Werbungtreibenden bieten wir Wer- 
befunkzeit von 5.00 Uhr früh bis 21.00 Uhr 
abends. 


Machen Sie Gebrauch davon 


SR: Europawelle Saar — 
ie ikei das bessere Programm. 


des 1. August 1936 im 


Berliner Olympiasta- 
dion die XI. Olympi- 
schen Sommerspiele 


eröffnete und die Ath- 
leten der Welt an sich 
vorbeiziehen ließ. 


Nur wenige merkten, 
daß hier die Politik, 
mit Regie führte. Das 
fiel sowenig auf wie 
das Sonderkommando 
der Gestapo, das im 
Postamt Charlotten- 
burg die Athletenpost 
überwachte, oder die 
Konsequenz, mit der 
Hitler den meisten 
schwarzen oder jüdi- 
schen Sportlern aus 
dem Weg ging. 


Allenfalls ein paar 
Zwischenfälle ließen 
die Doppelbödigkeit 
dieses Friedensfestes 
ahnen. Da gab es Strei- 
tigkeiten, weil Hitler 
im Fußballturnier un- 
bedingt die Österrei- 
cher gegen die Perua- 
ner siegen sehen wollte, 
und da gab es manche 
Hakelei zwischen Dik- 
tatorr und IOC-Män- 
nern. 

Sie waren sich gleich 
zu Beginn in die Quere 
gekommen. Brundage 
erinnerte sich später: 
„Hitler ließ den ersten 
deutschen Olympiasie- 
ger, Hans Woellke, zur Gratulation zu 
sich bitten. Darauf ließen wir ihm sa- 
gen, dann müsse er allen gratulieren. 
Dann unterblieb es. So entstand die Le- 
gende, Hitler habe Jesse Owens ge- 
schnitten.“ 

Amerikas Wunderläufer versuchte 
krampfhaft, Hitlers Animosität gegen 
ihn, einen Schwarzen, zu übersehen. Er 
sah es nicht ungern, daß Freunde die 
Anekdote verbreiteten, der ungarische 
Sprinter Jözsef Sir habe ihm eines Tages 
zugerufen: „Heute kommt Hitler.“ Dar- 
auf Owens: „Hitler, wieviel läuft der?“ 

In Wirklichkeit empörten ihn Hitlers 
rassistische Vorurteile. Er war verär- 
gert und entkrampfte sich erst, als sich 
sein deutscher Konkurrent Luz Long 
zu ihm gesellte und Owens in ein ver- 
ständnisinniges Fachgespräch zog. 

Owens war gerührt. „Wir beide, Ver- 
treter zweier grundverschiedener Völ- 
ker und Rassen“, so erzählt er, „saßen 
da unten im Stadion und verstanden 
uns. Und da oben auf der Tribüne saß 
Hitler, der so etwas nicht dulden wollte 
— weit weg.“ 

Doch die meisten Besucher und 
Sportler nahmen von alldem kaum 
Notiz. Nicht nur Hitler schien ihnen 
weit weg, sondern all die Scheußlich- 
keiten des Regimes. Es waren Spiele 
der Heiterkeit und Illusion; da dünkte 
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Olympia-Kunst in Berlin: Nach dem Friedensfest rollten die Panzer 


manchen selbst SS und Gestapo irgend- 
wie unwirklich. 


„Die SS“, weiß Ursula von Kardorff 
noch, „schien uns von hoher Eleganz, 
Halbgötter in Schwarzweiß, vor allem 
von den Französinnen heftig bewun- 
dert“, und selbst deutsche Juden sahen 
sich „von Polizei und SA, von Hitler- 
Jungen und BDM-Mädchen auf das 
höflichste behandelt“. 


Bereitwillig ließen sich die Ausländer 
von der hohen choreographischen 
Kunst der Nazis einnehmen, als Joseph 
Goebbels am 16. August zum Abschluß 
der Spiele zu einer italienischen Nacht 
auf der Pfaueninsel einlud. Es war ein 
„phantastisches Schauspiel und eine 
Bühnenleistung allererster Ordnung“, 
wie der Chefdolmetscher Paul Schmidt 
beobachtete. 


Albert Speers Lichtdom aus Schein- 
werferstrahlen krönte die Schlußfeier 
— die Lichtfinger sahen die Deutschen 
in den Bombennächten des Krieges 
wieder. 


Die Spiele waren vorbei, Deutschland 
hatte in Berlin mit 33 Goldmedaillen 
(gegenüber Amerikas 24) spektakuläre 
Sporterfolge errungen. Doch an der po- 
litischen Lage hatte sich nichts geän- 
dert: Hitler blieb bei seinem aggressi- 
ven Kurs. 


Er fühlte sich sogar noch darin be- 
stärkt. Das relativ schlechte Abschnei- 
den der US-Mannschaft verführte ihn, 
Amerika fortan für einen Papiertiger 
zu halten, und auch die anderen Staa- 
ten machten ihm keinen sonderlichen 
Eindruck. Auf die Meinung des Aus- 
lands gab er jetzt immer weniger. Hit- 
ler: „Berlin war die letzte internationa- 
le Olympiade, an der Deutschland teil- 
genommen hat.“ 


Mit den „Wackelgreisen“, wie Hitler 
die Mitglieder des IOC nannte, wollte 
er nichts mehr zu tun haben und 
zwang. Lewald, seinen Posten in dem 
Gremium aufzugeben. Bezeichnend, 
wen Hitler an Stelle des Alten ins IOC 
entsandte: General Walter von Rei- 
chenau, einen der ersten Nationalsozia- 
listen unter den deutschen Militärs. 

Im Sommer 1938 tagte das IOC auf 
einem Nildampfer in Ägypten, auch 
Reichenau war dabei. Da stieß plötz- 
lich ein deutsches Militärflugzeug auf 
die Wüste nieder, aus dem schließlich 
ein Kurier herauskletterte, der den Ge- 
neral von Reichenau zu sprechen 
wünschte. 

Er brachte einen Befehl vom Führer, 
der General wurde dringend in der 
Heimat gebraucht. Adolf Hitlers Pan- 
zer rollten dem Sudetenland zu, dem 
nächsten Ziel Hitlerscher Expansion. & 
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ITALIEN 


Wie ein Vogel 


Beim Kampf gegen den Terrorismus 
hofft Italiens Polizei auf Enthüllungen 
reuiger Ultras. Brisante Aufschlüsse 
lieferte ihr der einstige Feltrinelli- 
Freund Carlo Fioroni. 


n der Strafanstalt des süditalienischen 

Städtchens Matera. bewachen drei 
Aufseher Tag und Nacht den Häftling 
Carlo Fioroni — um ihn zu schützen. 
„Sonst fürchte ich nämlich“, erläutert 
der Gefängnisdirektor, „daß Fioroni 
auf Bestellung umgebracht wird.“ 

Die Sorge ist berechtigt: Der wegen 
Mordes zu 27 Jahren Haft verurteilte 
Ex-Revolutionär war schon mehrmals 
von linken Gefängnisinsassen verprü- 
gelt und bedroht worden, denn Fioroni, 
36, hatte „nach einer tiefen moralisch- 
politischen Krise“ (so er selbst) den Ju- 
stizbehörden wichtige Einzelheiten 
über die Terroristen-Szene enthüllt. 

In seinem etwa 100 Seiten langen Be- 
kenntnis schilderte er bislang unbe- 
kannte Verschwörer-Treffs der frühen 
siebziger Jahre, an denen er zusammen 
mit dem jetzt im Mordfall Moro ange- 
klagten Paduaner Professor Antonio 
Negri teilnahm. Er beschrieb Querver- 
bindungen zwischen den Ultragruppen 
und nannte viele Namen, kurz, „er 
‚sang‘ wie ein Kanarienvogel“, wie die 
Illustrierte „Epoca“ schrieb. 

Seine einstigen Kampfgenossen aus 
dem Untergrund beurteilt Fioroni heu- 
te als „politische Verbrecher, die in zy- 
nischer Verachtung des menschlichen 
Lebens handeln“ und deren Ideologie 
nicht mit der Arbeiterbewegung zu tun 
habe. Aufgrund dieser Erkenntnis brach 
er sein Schweigen. 

Gestützt auf Fioronis Angaben lie- 
ßen die Untersuchungsrichter vergan- 
genen Monat etwa 20 Personen ver- 
haften, die über jeden Verdacht erha- 
ben schienen, darunter ein angesehener 
Arzt, ein Architekt sowie den Verwal- 
tungschef der Katholischen Universität 
von Mailand. 

Fast alle gehörten sie einst der von 
Negri gegründeten linksradikalen 
Gruppe „Potere Operaio“ (Arbeiter- 
macht) an. Einer der Verhafteten, der 
Literatur-Dozent Francesco Gavazze- 
ni, finanzierte 1973 offenbar den Kauf 
mehrerer Maschinenpistolen vom Typ 
„Skorpion“. Und mit einer „Skorpion“- 
Waffe wurde 1978 der christdemokra- 
tische Parteipräsident Aldo Moro von 
den Roten Brigaden erschossen. 

Zwar reicht Fioronis Bericht, halb 
Beichte, halb Anklage, nur bis zur 
Festnahme des Extremisten im Mai 
1975. Er enthält also keine direkten 
Hinweise auf spätere Attentate. Doch 
da im Fall Moro neben römischen Mit- 
gliedern der Roten Brigaden vor allem 
die Gruppe Negri angeklagt ist, gewin- 
nen auch Zeugenaussagen über Negris 


1aN 


Ex-Terrorist Fioroni 
„Genossen, kehrt um ... 


Zug 
Te Er 


Mutmaßlicher Terrorist Negri 
... bevor es zu spät ist“ 
revolutionäre Vergangenheit an Ge- 
wicht, Laut Fioroni 


D bestand eine ständige, enge Verbin- 
dung zwischen dem Negri-Kreis 
und den von Renato Curcio gegrün- 
deten Roten Brigaden; 


> war Negri keineswegs, wie er selber 
behauptet, nur ein Theoretiker der 
Revolution, sondern gab auch Be- 
fehle für Terroranschläge und 
für eine Entführung; 


D setzte Negri, um Geld zu beschaf- 
fen, auch vorbestrafte Kriminelle 
für Raubüberfälle ein, die Beute 
wurde dann geteilt. 

Kein Wunder, daß sich Negri, der im 


Gefängnis von Palmi einsitzt, heftig ge- 
gen derlei Vorwürfe wehrt. „Ein ge- 


meiner Lügner und Verräter“, sagt er 
über seinen Ex-Genossen. Und: Fioro- 
ni wolle durch seine Informationshilfe 
für die Justiz hauptsächlich erreichen, 
daß seine Strafe ermäßigt werde. 


Das mag wohl stimmen. Gleichwohl 
halten die Untersuchungsrichter in den 
verschiedenen Terroristen-Prozessen 
Fioronis ausführlichen Bericht für 
glaubwürdig. Denn der bekehrte 
Staatsfeind war immerhin fünf Jahre 
lang bei vielen Gewalttaten der italieni- 
schen Guerilla mit von der Partie. 


Carlo Fioroni stammt aus einer 
wohlhabenden katholischen Familie in 
der Lombardei, während der Schulzeit 
war er nebenbei Meßdiener. Dann, als 
Student in Mailand, geriet er, wie so 
viele brave Bürgersöhne, in den $og der 
Jugendrevolte, begeisterte er sich für 
revolutionäre Ideen. 


So lernte er, während der sechziger 
Jahre, den Negri-Kreis kennen. Nach 
der Promotion unterrichtete der 
schmächtige Intellektuelle an einer 
Mittelschule, Seither trug er den Spitz- 
namen „il professorino“, der kleine 
Professor. 


Um die bürgerliche Gesellschaft, be- 
sonders aber die Neofaschisten zu be- 
kämpfen, schloß sich der kleine Profes- 
sor einer „Partisanengruppe“ des ultra- 
linken Mailänder Verlegers Giangiaco- 
mo Feltrinelli an. Im März 1972 kam 
Feltrineli bei einem mißglückten 
Sprengstoffanschlag ums Leben. Die 
Versicherungspolice des am Tatort vor- 
gefundenen Autos war auf den Namen 
Carlo Fioroni ausgestellt. 


Der verdächtige Feltrinelli-Freund 
floh vorübergehend in die Schweiz, 
Wieder zurück in Italien, trat er der Or- 
ganisation Toni Negris bei. 

Fioroni war dabei, als sich der Pro- 
fessor aus Padua mehrmals mit Renato 
Curcio traf, um eine Strategie für den 
bewaffneten Kampf festzulegen. „Die 
politisch-militärischen Strukturen der 
revolutionären Bewegung“, betont Fio- 
roni, „unterstanden einem Oberkom- 
mando, in dem Negri den Ton angab.“ 


Damit untermauert der „professori- 
no“ die ' These der Staatsanwälte, daß 
Negri, zumal nach der Verhaftung von 
Curcio 1976, der eigentliche Chef auch 
der Roten Brigaden war. 


Um den Mitarbeiterstab zu erweitern 
und um Geld für seine Untergrund- 
Truppe zu beschaffen, verbündete sich 
Negri anscheinend schon mal mit 
Gangstern. Er beauftragte, laut Fioro- 
ni, „einige Vorbestrafte, Coups in gro- 
Bem Stil auszuführen“. Die Hälfte der 
Beute habe dann die Organisation er- 
halten. 

Im April 1975 engagierte Fioroni 
einen Kriminellen sowie einen linken 
Ex-Fremdenlegionär, um den Inge- 
nieur Carlo Saronio zu entführen. Die- 
ser Lombarde, Sohn eines reichen In- 
dustriellen, gehörte zwar selber zu den 
Ultras, doch Negri brauchte Geld und 


befahl angeblich, Saronio dazu zu brin- 
gen, seiner eigenen Familie Lösegeld 
abzupressen. 


Doch der Entführte sträubte sich. 
Die Gangster töteten ihn und erpreßten 
dennoch mit der Lüge: „Ihr Sohn 
kommt frei“ von der Familie Saronio 
rund 1,5 Millionen Mark. 


Einen Monat später wurde Carlo 
Fioroni in der Schweiz festgenommen, 
als er einen Teil des Lösegelds in einer 
Bank umtauschen wollte. Während der 
Untersuchungshaft bekam er Gewis- 
sensbisse, und beim Prozeß wegen des 
Saronio-Mordes rief er aus: „Genossen, 
kehrt um, bevor es zu spät ist.“ 


Was der reuige Terrorist den Unter- 
suchungsrichtern über die Attentate der 
frühen siebziger Jahre berichtete, liest 
sich „wie ein Tagebuch des Schrek- 
kens“, so der „Corriere della Sera“. Ju- 
stizbeamte oder Fioronis Anwälte — 
genau weiß man es nicht — spielten 
den eigentlich geheimen Bericht der 
Presse zu: Die Enthüllungen machten 
Schlagzeilen. Italiens Staatsanwälte 
hoffen nun, daß noch weitere Umstürz- 
ler in sich gehen und „auspacken“. 


Die Gerichtsreporter lauern nun dar- 
auf, möglichst als erste die nächste, 
große Beichte zu ergattern. Das römi- 
sche Magazin „Espresso“ dachte sich 
einen Gag aus und lieferte seinen Le- 
sern als Beilage eine Schallplatte mit 
Aufzeichnungen von Telephonaten der 
Moro-Entführer. Hauptstück: ein An- 
ruf, laut Polizei vermutlich von Negri, 
bei Moros Ehefrau Elenora, und 
Stimmproben Negris. 


Der „Espresso“ forderte seine 
800 000 Leser auf: „Vergleichen Sie 
selbst mal diese beiden Stimmen.“ 


KUBA 
Berechtigter Ärger 


Wirtschaftliche Schwierigkeiten und 
außenpolitische Schlappen zwangen 
Fidel Castro zur umfassendsten Re- 
gierungsumbildung seit Beginn der 
kubanischen Revolution. 


ch versuche zu tun, was ich kann, 

aber ich muß mich um unendlich 
viele Dinge kümmern“, erklärte Kubas 
Fidel Castro kurz nach dem Sieg seiner 
Guerilla einmal dem amerikanischen 
Journalisten und Freund Herbert L. 
Matthews, als der ihm die Fehler und 
Unzulänglichkeiten des ersten Revolu- 
tionsjahres vorwarf. „Ich kann nicht 
alles machen. Ich kann nicht alles kon- 
trollieren.“ 


Genau das aber scheint er nun, zwei 
Jahrzehnte später, tun zu wollen: Vor 
wenigen Tagen erfuhren die Kubaner, 
daß ihr Mäximo Lider zusätzlich zu sei- 
nen Funktionen als Partei- und Regie- 
rungschef künftig die direkte Oberauf- 
sicht über vier Ministerien — Verteidi- 
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gung, Inneres, Gesundheitswesen und 
Kultur — übernimmt. 


„Um die Verwaltungsstrukturen fle- 
xibler zu machen“, so die kubanische 
Presseagentur „Prensa Latina“, wurden 
rund zwanzig hohe Amtsträger — Mi- 
nister, Präsidenten von Staatskomitees 
und Direktoren von Nationalinstituten 
— entlassen oder umgesetzt. Acht der 
zwölf Vizepräsidenten des Ministerrats 
übernehmen Kontrollfunktionen in 
verschiedenen Ministerien, 

Mit der spektakulärsten Umbeset- 
zung des kubanischen Regierungs- und 
Staatsapparates seit 1959 nimmt Fidel 
Castro selbst wieder straffer als bisher 
die Zügel in die Hand, wie stets in 
schwierigen Zeiten. Denn sowohl 
außen- wie innenpoli- 
tisch hat der einzige 
sozialistische Staat der 
westlichen Hemi- 
sphäre in letzter Zeit 
schwere  Schlappen 
einstecken müssen. 


So verlor Kuba, 
trotz seines Vorsitzes 
in der Bewegung der 
Blockfreien, Anfang 
Januar einen langen 
und fast erfolgreichen 
Kampf um einen Sitz 
im Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen: 
Scharenweise liefen 
Drittweltländer, ver- 
schreckt über den Ein- 
marsch sowjetischer 
Truppen in Afghani- 
stan, von der Fahne 
des Sowjetverbünde- 
ten Kuba. 


Daß Kuba als einer 
von nur 18 Staa- 
ten in der Uno- 
Vollversammlung ge- 
gen die Forderung 
nach Truppenabzug 
stimmte,  schwächte 
sein Ansehen unter 
den Blockfreien wei- 
ter, wenn Uno-Bot- 
schafter Raul Roa für Kubas Votum 
auch eher anti-amerikanische als pro- 
sowjetische Gründe vorbrachte. „Wir 
werden uns niemals mit denen zusam- 
mentun“, so Roa, „die Völkermord in 
Vietnam verübten, die in Mexiko ein- 
fielen und große Teile seines Staatsge- 
bietes schluckten.‘“ Die Mexikaner selbst 
stimmten freilich für die Resolution. 


Im eisigen Hauch des neuen Kalten 
Krieges zwischen den Supermächten 
dürften schließlich auch Kubas Hoff- 
nungen auf ein baldiges Ende der 
achtzehnjährigen US-Wirtschaftsblok- 
kade gegen die Zuckerinsel sterben, ob- 
wohl die Chancen dafür unter Carter 
besser schienen als unter jedem frühe- 
ren US-Präsidenten. Als Vorleistung 
der Kubaner waren bereits 3600 Polit- 
Häftlinge freigelassen worden, durften 
Exilkubaner in die alte Heimat reisen. 


u 
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Innenpolitisch handelten sich die 
Kubaner damit durchaus Schwierigkei- 
ten ein: Die reichen Verwandten aus 
den USA, die als Touristen nach Kuba 
kamen, brachten zwar Devisen, erreg- 
ten aber auch Neid bei den Bürgern des 
Castro-Staates, 


Und nicht wenige jener freigelasse- 
nen Regimegegner, die kein US-Visum 
erhielten, machten nach Monaten fru- 
strierten Wartens wieder Front gegen 
die Regierung in Havanna. Zum ersten- 
mal seit Castros Machtübernahme 
tauchten in den vergangenen Wochen 
in der kubanischen Hauptstadt offen 
regimefeindliche Plakate auf. Ende 
Dezember hob die Polizei eine Unter- 
grund-Druckerei aus, zu deren Organi- 


Castro-Brüder Fidel, Raül: „Glühender Glaube“ 


satoren mehrere Ex-Häftlinge gehör- 
ten. 

Die Unzufriedenheit hat vor allem 
wirtschaftliche Gründe: Seit mehr als 
einem Jahr steckt das Land in einer 
Rezession. „Wir werden von einer 
wachsenden Inflation geschlagen, wel- 
che die Preise für die Produkte, die wir 
einführen müssen, von Tag zu Tag stei- 
gert“, so Castro-Bruder Raül im No- 
vember, „während der Preis für unse- 
ren Zucker sehr niedrig geblieben ist.“ 
Ein Viertel der Tabakernte wurde 
durch Schädlingsbefall vernichtet, die 
Zuckerproduktion 1979/80 wird infolge 
von Rostpilz etwa ein Viertel unter der 
erwarteten Menge liegen. 


Selbstkritisch nannten jedoch die 
Spitzen des Regimes „mangelnde Diszi- 
plin und Kontrolle, Verantwortungslo- 
sigkeit, persönliche Bequemlichkeit, 


Nachlässigkeit und Vetternwirtschaft“ 
(Raul Castro) als Hauptgrund für die 
niedrige Produktivität der kubanischen 
Wirtschaft und für „berechtigten Ärger 
in weiten Teilen der Bevölkerung“ 
(SPIEGEL 1-2/1980). 

Radio Havanna: „Man hat uns ge- 
sagt, daß wir 58 Jahre mit einer Pseu- 
do-Republik verloren haben. Nun ist es 
aufgrund ‘unserer eigenen Nachlässig- 
keit möglich, daß wir 20 weitere Jahre 
verloren haben.“ 

Schließlich griff Castro selbst 
ein. Und wie stets in Krisenzeiten 
griff er zu seiner Unterstützung zurück 
auf jene „kleine Gruppe von Leuten“, 
so Castro-Kenner Matthews, „die nicht 
von Parteidisziplin zusammengehalten 
werden, sondern von der Loyalität ge- 
genüber Fidel Castro, von einem be- 
merkenswerten Korpsgeist und von 
einem glühenden Glauben an die Idea- 
le und die Zukunft der kubanischen Re- 
volution“. 

Als Innenminister etwa setzte er Ra- 
miro Valdes ein, einen der alten Kämp- 
fer aus der Sierra Maestra, der schon 
1961 bis 1968, also in den schwierigen 
Jahren nach der abgeschlagenen CIA- 
Invasion in der Schweinebucht, für die 
innere Sicherheit Kubas verantwortlich 
war. Ein anderer alter Mitstreiter, der 
frühere Staatspräsident Osvaldo Dorti- 
cös, wurde als Justizminister reaktiviert. 


Carlos Rafael Rodriguez, der schon 
vor der Revolution einer der Chefs der 
kubanischen KP gewesen war und 1958 
zu Castros Guerilla stieß, bekam als 
einer von zwölf Vizepräsidenten die 
Kontrolle über das Außen- und das 
Außenhandelsministerium sowie das 
Ministerium für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit und die Nationalbank von 
Kuba. Der Mann, der seit langem als 
graue Eminenz des Regimes angesehen 
wurde, erhielt damit eine Machtfülle, 
die ihn wohl auch offiziell zum dritt- 
wichtigsten Mann Havannas macht. 


Die Nummer zwei, so scheint es, 
bleibt nach wie vor Fidels jüngerer 
Bruder Raul, der einst die Guerilla mit 
aufbaute. Zwar übernahm Fidel das 
bislang von Raul geführte Verteidi- 
gungsministerium selbst. Dafür aber 
soll Raul, weiterhin erster Vizepremier 
der Regierung, dem Mäximo Lider „bei 
der Durchführung all seiner Aufgaben 
zur Seite stehen“. 

Sowohl Rodriguez als auch Fidels 
Bruder Raül gelten als Männer Mos- 
kaus, fünf der neuen Minister gehören 
dem ZK, zwei dem Politbüro der kuba- 
nischen KP an, aber alle haben in 
der Vergangenheit bewiesen, daß für 
sie Treue zu Fidel vor Linientreue im 
Sinne Moskaus kommt. Die meisten 
von ihnen gingen erst in die Partei, als 
Fidel den Marxismus-Leninismus offi- 
ziell zur Staatslehre erhob. 


Nicht Castro folge den Richtlinien 
der KP, stellte sogar Altkommunist 


Rodriguez einmal fest, sondern die 
Partei folge Castro. 


Gott schenkte den Iren eine grüne Insel, rote Haare und 
einen goldenen Whiskey. Tullamore Dew. Nur wer gern Whiskey 
trinkt, kann auch einen guten Whiskey machen. Insofern haben die 
Iren manch anderen ein Stück voraus. Hinzu kommen die glücklichen 
Bedingungen der ng Insel. Kräftige Gerste, Wasser aus Granit- 
zigen See inde, die Tullamore Dew die Kraft 
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„Die Könige des Kapitolhügels‘ 


Unkontrollierte Macht in Staat und Industrie: Washingtons große Rechtsanwälte 


Sie üben, im Rechtsstaat USA, gewaltige, nirgends nor- 
mierte Macht aus, sie beeinflussen die Gesetzgebung 
zugunsten ihrer Klientel, der Industrie: große Wa- 


shingtoner 


» 


Carter-Berater Cutler: „Jedwede Sache vertreten“ 


m dunkelgetäfelten Sitzungssaal er- 

starrte das Publikum, als der Senator 
den Anwalt annahm. „Ich bin schok- 
kiert, daß Sie nicht einmal rot werden“, 
dröhnte in einem Hearing über die 
amerikanische Arzneimittelindustrie 
der demokratische Senator Gaylord 
Nelson gegen den Anwalt Lloyd Cut- 
ler, der kleiner zu werden schien. 


Cutler nämlich hatte dem Senatsaus- 
schuß gerade wortreich dargelegt, daß 
es Rechtens sei, wenn die pharmazeuti- 
sche Firma, die er vertrat, die nachge- 
wiesenen, unter bestimmten Umstän- 
den lebensgefährlichen Nebenwirkun- 
gen eines ihrer Präparate in ausländi- 
schen Anzeigen unterschlage: Die Ge- 
setze dieser Länder verlangten einen 
solchen Hinweis schließlich nicht aus- 
drücklich. 


Senator Nelson: „Sollte dieses der 
ethische Maßstab Ihrer Industrie sein, 
dann sage ich Ihnen Schwierigkeiten 
voraus. Dieses Land wird eine solche 
Haltung nicht dulden.“ 


Das war 1967. Heute überschwem- 
men amerikanische Firmen noch im- 
mer ausländische Märkte mit Medika- 
menten, die in den USA verboten sind. 
Und Wirtschaftsanwalt Lloyd Cutler 
ist keineswegs in Schwierigkeiten gera- 
ten. Er vertritt nach wie vor eine Ausle- 
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se führender amerikanischer Großun- 
ternehmen in Washington, unter ande- 
ren IBM, General Motors, Ford, Ame- 
rican Express oder Kaiser Industries — 
und er streitet noch immer für die Arz- 
neimittelindustrie. 

Aber nicht nur das: Seit dem 1. Ok- 
tober sitzt er im Weißen Haus, als 
Rechtsberater Jimmy Carters, einer der 
ganz wenigen mit unmittelbarem Zu- 
gang zum Präsidenten, beauftragt etwa 
damit, Carter in Fragen des Olympia- 
Boykotts rechtlich zu informieren. 

Der Verbraucheranwalt Ralph Na- 
der sah in der Erhebung Lloyd Cutlers 
zum Präsidentenberater eine „Einla- 
dung an die Macht der Korporationen, 
das Weiße Haus zu übernehmen“; Cut- 
ler sei der „personifizierte Interessen- 
konflikt“. 

Nur ein Jahr zuvor hatte sich Jimmy 
Carter noch ganz ähnlich erklärt: Ver- 
sehen mit den unermeßlichen Mitteln 
ihrer Auftraggeber, dienten Anwälte 
von der Machart Lloyd Cutlers nur 
einer Minderheit, allenfalls „zehn Pro- 
zent des amerikanischen Volkes“. 


Er klagte darüber, daß amerikani- 
sche Großunternehmen in ihren unab- 
lässigen Prozessen gegen den Staat 24 
Milliarden Dollar jährlich allein für die 
Dienste ihrer Anwälte in Washington 


Rechtsanwälte. 
Cutler, beurteilt als Berater Präsident Carters unter 
anderem die juristischen Fragen des Olympia-Boykotts. 


Einer von ihnen, Lloyd 


zahlten — zwölfmal soviel wie die be- 
drängte Regierung auf der Gegenseite 
dafür ausgeben könne. Er bezweifelte, 
sagte Carter, ob „derart dem Rechtssy- 
stem und der Gerechtigkeit für das 
ganze Volk gedient sei“. 


Aber dann revidierte Jimmy Carter 
nach der Klausur in Camp David im 
Juli 1978 seinen Führungsstil. Und da- 
bei ließ er sich unter anderem davon 
überzeugen, daß es wichtig sei, einen 
dieser.von ihm selbst denunzierten An- 
wälte an Bord zu haben: jemanden, der 
die seit jeher schütteren Beziehungen 
seiner Administration zum wirtschaftli- 
chen und politischen Establishment 
Washingtons, zu den eigentlichen 
Drahtziehern in der Stadt, pflegen 


könne. 


Lloyd Cutler schien wie gemacht für 
den Job. " 

Der Anwalt, ein geborener New 
Yorker, der sein Jura-Studium mit 21 
Jahren magna cum laude an der Yale- 
Universität abgeschlossen hatte, prakti- 
ziert seit den vierziger Jahren in Wa- 
shington. Seine Firma, Wilmer, Cutler 
& Pickering, beschäftigt zur Zeit 100 
Advokaten. Sie gehört zu einer Gruppe 
von großen Anwaltsfirmen in der 
Stadt, die im Auftrag ihrer potenten 
Klientel die Politik, die hier gemacht 
wird, derart beeinflussen, daß sie eine 
„andere Regierung“ geworden sind — 
so der Nader-Schüler Mark Green in 
seiner grundlegenden, 1978 erschiene- 
nen Studie über ihre Rolle. 


Da sind, außer Cutlers Firma, Na- 
men wie Covington & Burling, die 
Kanzlei, der Trumans Außenminister 
Dean Acheson angehörte und in die er 
nach seinem Ausscheiden aus dem Amt 
wieder zurückkehrte. Oder Clifford, 
Warnke, Glass, McIlwain & Finney, 
deren Büroräumen an der Connecticut 
Avenue das Weiße Haus buchstäblich 


zu Füßen liegt. 


Anwalt Clark Clifford ist der Inbe- 
griff einer grauen Eminenz in Wa- 
shington. Er war seit John F. Kennedy 
enger Berater sämtlicher Präsidenten, 
vor allem Verteidigungsminister Lyn- 
don Johnsons, und er gehörte zu jener 
Gruppe von „Weisen“, die der Präsi- 
dent im vorigen Sommer ins Weiße 
Haus gebeten hatte, damit sie ihn in der 
selbstgeschaffenen Krise wegen der An- 
wesenheit sowjetischer Truppen auf 
Kuba berieten. 

Da gibt es weiterhin Arnold & Porter 
oder Hogan & Hartson — eine Gruppe 
von rund 30 Anwaltsfirmen insgesamt, 
die, obwohl die Öffentlichkeit ihre Na- 
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Die Entdeckung einer neuen Dimension. 


Der quarzgesteuerte Antrieb Ist ein 
wesentliches Qualitätsmerkmal der 
‚neuen Marantz-Plattenspieler. 
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Der 2285 hat ein für beide Kanäle getrenntes, 
dreiteiliges Klangregelnetzwerk, dessen Einsatz- 
frequenzen per Tone Mode veränderbar sind - 
für das absolut Individuelle Musikempfinden. 
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Die akustische Welt hat viele Reize. Nicht aber von der Art 
der Musik, sondern von der Art der Reproduktion hängt es ab 


wirklich berührt. Der Mensch eriebt Musik, hört mit den Ohren, 


nimmt aber mit dem gesamten Körper wahr. Nur HiFi der 
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absoluten Weltspitze mit ausreichender Ausgangsleistung 


ermöglicht, daß Musik unter die Haut geht - unsere Psyche trifft. b 
Einer der strahlendsten Sterne am internationalen HiFi-Himmel ist Marantz. Mit großem Forschungsaufwand, fanatischem Ehrgeiz und 
aufwendigster Technik wurde eine HiFi-Formel geschaffen, die heute weltweit ihresgleichen sucht. Marantz. 
Die solide, großzügige Auslegung der Leistungsträger, die vergoldeten Kontakte und Endtransistoren, die weltweit ausschließlich von 
Marantz eingesetzt werden, sind nur einige Beispiele für die Philosophie aus den Marantz-Labors, sich nicht technischen Spielereien und 
Pseudofunktionen, sondern der Optimierung einzelner Bauelemente zu widmen. Nur mit diesem Grundsatz wurden die Voraussetzungen für 
einen der vollkommensten Genüsse geschaffen, der uns heute zuteil wird, wenn wir auf einer Marantz-Anlage Musik reproduzieren. 
Wir entdecken eine neue Dimension. Musik wird wahr. Schreiben Sie. Sie erhalten ausführliche Informationsunterlagen. 


Marantz GmbH : Max-Planck-Straße 22 : 6072 Dreieich 1 


Die neue, computerberechnete 
Tonarmausiegung reduziert 
übliche Spurfehlwinkel um 30%. 


Gerade im unteren Frequenzbereich wird 
Leistung benötigt.Satte 2x 160 Watt höchster 
Qualität umfangen Sie.Total. Musik wird wahr. 


Anwalts-Anlaufstelle Kongreß: „Ausüberlegen, ausargumentieren, überdauern“ 


men kaum kennt, das Leben der Ame- 
rikaner grundlegend beeinflussen: wel- 
che Nahrungsmittel oder Medikamente 
sie schlucken; wie die Autos beschaffen 
sind, die sie fahren, und die Luft; die 
sie atmen, was sie zu lesen und im 
Fernsehen zu sehen bekommen; welche 
und wieviel Steuern sie zahlen. 


Und diese Tätigkeit der Super-An- 
wälte vollzieht sich ohne einen Auftrag 
der Allgemeinheit, ohne daß diese eine 
Kontrollmöglichkeit hätte, ohne daß 
die Rolle der geballten Macht im 
Rechtsstaat USA irgendwo normiert 
wäre. Sie sind, schrieb die Zeitschrift 
„The Washingtonian“, die „Könige des 
Kapitolhügels“. 


Zwar gleicht das, was sie zu tun ha- 
ben, im Grunde den Aufgaben promi- 
nenter Wirtschaftsanwälte überall auf 
der Welt. Wie alle Großunternehmen 
in den westlichen Industriegesellschaf- 
ten müssen auch die amerikanischen 
tagtäglich in einem schwer durchschau- 
baren Dickicht gesetzlicher Vorschrif- 
ten lavieren. 


Da ist bei Fusionen mit den Anti- 


Trust-Gesetzen zu rechnen, deren Voll- 
zug das Justizministerium, wenn auch 


nicht sehr wirksam, beaufsichtigt; Mil- 


lionenverträge mit dem Pentagon oder 
anderen Ministerien sind auszuhan- 
deln; einer Springflut neuer Umwelt-, 
Sicherheits- und Personalbestimmun- 
gen (SPIEGEL 41/1979) ist zu begeg- 
nen. 

In den USA wie überall auf der Welt 
wird dafür ein Heer von Fachleuten 
gebraucht. Was aber die Macht der 
großen Anwälte von der ihrer Kollegen 
anderswo auf der Welt unterscheidet, 
ist ihr symbiotisch enges Verhältnis 
zum Regierungsapparat. 


Washingtons „Superanwälte“ — so 
lautet der Titel einer weiteren Studie 
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über ihre Rolle — kennen und interpre- 
tieren nicht nur die Gesetze und Regie- 
rungsvorschriften, sie schreiben sie viel- 
fach mit. Als Anwalt für den Verband 
der pharmazeutischen Industrie hat 
Lloyd Cutler zum Beispiel an geschlos- 
senen Senatssitzungen über. das erste 
große Medikamentengesetz in den 
USA teilgenommen, wobei es ihm ge- 
lang — so ein Anwalt von der Regie- 
rungsseite — den Entwurf „völlig um- 
zudrehen“. 


Mit ihren hochqualifizierten, gutbe- 
zahlten Mitarbeiterstäben können Wa- 
shingtons Anwälte jeden Anwalt der 
staatlichen Seite „ausüberlegen, ausar- 
gumentieren, überdauern“ (Mark 
Green). 


Das gelingt ihnen vor allem, und 
darin liegt der Angelpunkt ihres Ein- 
flusses, weil sie dem Regierungsapparat 
während ihrer Karriere selbst meist 
mehrmals angehörten. Sie pendeln hin 
und her zwischen öffentlichem Dienst 
und dem für die Privatwirtschaft, und 
je öfter sie dieses tun, desto höher steigt 
ihr Kurswert in beiden Bereichen. 


Dieses Wechselspiel, „Drehtür-Prin- 
zip“ genannt, ist begründet in der Tat- 
sache, daß der Staatsdienst in den USA 
traditionell kein sehr hohes Ansehen 
genießt. Aufstrebende Amerikaner er- 
greifen selten die Regierungslaufbahn, 
was zur Folge hat, daß sich der Staat 
seine Kräfte immer wieder aus der Pri- 
vatwirtschaft ausborgen muß. 

So recht erst in Schwung gekommen 
ist der Pendelverkehr mit der Grün- 
dung der großen amerikanischen Auf- 
sichtsbehörden seit Franklin D. Roose- 
velts New Deal in den dreißiger Jahren. 


Seither hat sich auch die Zahl der 
Anwälte in Washington vervielfacht: 
3700 waren es vor 20 Jahren, rund 
17000 sind es heute, ein Zuwachs 


Anwalt Clifford 
Inbegriff einer grauen Eminenz 


von mehr als 350 Prozent. Aus dieser 
Fülle vielfach besonders fähiger und 
ehrgeiziger Juristen, die die Aussicht 
auf glänzende Karrieren in die Bundes- 
hauptstadt zieht, rekrutiert sich ein 
Großteil der Mitarbeiter für neuge- 
gründete Aufsichtsbehörden oder der 
Kandidaten für hohe Staatsposten. 


Und daraus ergibt sich dann immer 
wieder eine dem Allgemeinwohl kaum 
zuträgliche Situation: Männer, die eben 
noch im Dienst des Staates neue Regie- 
rungsauflagen ausgetüftelt haben, las- 
sen sich wenig später von der Industrie 
anheuern, „um ihr beizubringen, wie 
man sie umgeht“, so schrieb „The New 


Republic“ in einem kritischen Kom- 
mentar zur Ernennung Lloyd Cutlers. 

Die Zeitschrift weiter: „Je mehr Er- 
fahrung (diese Anwälte) in der Regie- 
rung gesammelt haben, desto besser 
können sie ihre Kunden vor ihr vertei- 
digen, desto größer ist auch die Zahl ih- 
rer Kontakte in den Behörden — was 
ihnen hilft zu erreichen, was sie wol- 
len.“ 

Denn sie haben Zugang. Ihre Anrufe 
werden prompt erwidert. Sie kennen 
das Terrain. Sie wissen, wer wen mag 
oder nicht, sie wissen, wie taktiert wer- 


den muß, damit man etwas durchsetzt. 
Und so können sie, sagt John Kenneth 
Galbraith, „gute Gesetze schon im 
Entstehen zu Fall bringen oder ihre 
Ausführung verhindern, alles im Auf- 
trag ihrer reichen Unternehmerklien- 
tel“. 

Im Klima der Selbstbesinnung nach 
Watergate wurde in Washington ver- 
sucht, die verfilzte Grauzone zwischen 
Regierungsapparat und Privatinteres- 
sen freizuräumen und die „Drehtüren“ 
stillzulegen. 


Nach dem 1978 beschlossenen 
Ethics-in-Government Act sollte ehe- 
maligen Beamten für die Dauer von 
zwei Jahren nach ihrem Ausscheiden 
aus dem Amt der professionelle Kon- 
takt mit ihren alten Behörden untersagt 
werden. Doch in dem Ausschuß, der 
das Gesetz ausfeilte, gab es genug 
Rechtsanwälte, die Kenntnisse besaßen, 
die nötigen Schlupflöcher einzubauen. 


In einer revidierten Fassung des Ge- 
setzes ist jetzt der Umgang nur in jenen 
Bereichen verboten, in denen der ehe- 
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malige Beamte „persönlich und sub- 
stantiell“ involviert war, was freilich 
auslegungsfähig ist. Die Drehtür 
schwingt also weiter. 

Dafür sorgt auch die bemerkenswer- 
te soziale und ideologische Überein- 
stimmung zwischen denen, die in der 
Regierung Einfluß haben, und den Su- 
peranwälten, die mit dem Einfluß han- 
deln. 

Sie wohnen in den gleichen teuren 
Gegenden, sie sehen sich auf den glei- 
chen Partys, sie sprechen die gleiche 
Sprache. Anders als die großen Anwäl- 


asrer 


Gesetzgebungsobjekt Luftsack: Auf ferne Zukunft verschoben 


te von Wall Street in New York, die 
meistens Republikaner sind, hat die 
Zunft in Washington überwiegend de- 
mokratische Färbung: Weil es in den 
letzten fünfzig Jahren weitaus mehr de- 
mokratische als republikanische Admi- 
nistrationen gab, haben demokratische 
Superanwälte bessere Chancen auf im- 
mer neue Regierungsposten oder auf 
immer neue Industrie-Mandate gegen 
die Regierung. 

Lloyd Cutler ist ein Demokrat mit 
musterhaft liberaler Gesinnung, die er 
oft unter Beweis gestellt hat, indem er 
„pro bono publico“, unentgeltlich, „für 
das öffentliche Wohl“, für die Bürger- 
rechtsbewegung zum Beispiel, arbeite- 
te. 

Für Joseph Laitin, Staatssekretär im 
Finanzministerium, ist Cutler daher 
beides zugleich: sowohl ein „Korporati- 
ver Teufel“ als auch ein altmodischer 
„Liberaler im Stil der dreißiger Jahre“. 


Da vertritt Cutler auf der einen Seite 
„Common Cause“, eine Organisation, 
die den Bürger vor der Übermacht von 
Staat und Wirtschaft schützen soll, 


oder das „Anwaltskomitee für Bürger- 
rechte“, 

Auf der anderen Seite hat er als füh- 
render Anwalt der amerikanischen 
Autoindustrie deren erbitterten Kampf 
gegen die staatlichen Umwelts- und 
Sicherheitsvorschriften angeführt. 


Seit langem steht zum Beispiel fest, 
daß der Einbau von Luftsäcken in 
Autos Menschenleben retten kann. 
Doch die Autoindustrie hat es ge- 
schafft, die gesetzliche Einführung die- 
ser Luftsäcke auf eine ferne Zukunft zu 
verschieben: in einer rechtlichen Feld- 
schlacht, die im wesentlichen von 
Lloyd Cutler geführt und gewonnen 
wurde. 

Cutler selbst sieht keinen Gegensatz 
zwischen seiner liberalen Gesinnung, 
die den staatlichen Schutz des Allge- 
meinwohls vor den Profitinteressen der 
Wirtschaft verlangt, und dem Um- 
stand, daß er sich dann auch wieder für 
die Durchsetzung eben dieser Interes- 
sen verdingt. 


Er findet, daß ein Anwalt „jedwede 
Sache vertreten sollte, für die sich ein 
schlüssiges und verantwortliches Argu- 
ment finden läßt“ („The Washington 
Post“), pragmatisch eingefärbtes An- 
walts-Ethos überall auf der Welt. 


Im übrigen meint er, daß kaum ein 
Anwalt „ohne weiteres auf Anhieb fest- 
stellen könnte, wo in einem Rechtsstreit 
über eine Regierungsauflage oder ein 
neues Gesetz das öffentliche Interesse 
denn nun wirklich liegt“. 


Das ist sicher nicht immer so eindeu- 
tig, wie es in empörten Protesten der 
Anhänger von Ralph Nader zuweilen 
klingt, und genausowenig konnte 
Lloyd Cutlers Berufung zum Präsiden- 
ten-Berater in holzschnittartigem 
Schwarzweiß beurteilt werden. 


Aber bezeichnend für die Amtsfüh- 
rung dieser Administration war sie eben 
doch: Jimmy Carter war als Außensei- 
ter angetreten, als der kleine ehrliche 
Mann aus Plains, der ohne das als kor- 
rupt geltende Establishment von Wa- 
shington regieren werde. Mit diesem 
Vorhaben ist er gescheitert. 

Die Aufnahme eines Mannes in sei- 
nen engsten Beraterkreis, der das Esta- 
blishment von Washington geradezu 
verkörpert, zeugt von sogenanntem 
Realitätssinn im Weißen Haus, der sich 
von dem früherer Adminstrationen 
kaum noch unterscheidet. Und so lobte 
der liberale Kolumnist Joseph Kraft 
Carters Entscheidung auch, weil Cutler 
„das Verbindungsstück zwischen politi- 
scher Vorstellung und politischer Pra- 
xis“ herstellen könne. 


Demgegenüber steht dann wieder 
das Urteil von Benjamin Gordon, Mit- 
arbeiter im US-Senat: „Wann immer 
Lloyd Cutler eine Vertretung über- 
nimmt, weiß ich, daß es nicht im öf- 
fentlichen Interesse ist.“ % 
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JAPAN 


Einer von uns 


Die Sowjet-Spione im japanischen 
Verteidigungsministerium hatten es 
BR: Japan ist ein Spionagepara- 
ies. 


as Szenario war klassisch, aber es 

war nicht gespielt: In einer dunk- 
len Kneipengasse von Tokio tausch- 
ten zwei untersetzte Männer unauffäl- 
lig — wie sie meinten — konspiratives 
Material und Informationen. Polizi- 
sten, einige von ihnen als Liebespär- 
chen getarnt, beobachteten den Treff. 
Dann baten sie die überraschten Her- 
ren mitzukommen. 

So flog am Freitag vorletzter Woche 
Japans größter Spionagefall der Nach- 
kriegszeit auf. Und erstmals in der ja- 
panischen Geschichte kamen die Agen- 
ten nicht von irgendwo, sondern aus 
dem Verteidigungsministerium in To- 
kio. 

Enttarnt wurden der pensionierte Ge- 
neralmajor Yukihisa Miyanaga, 58, 
und zwei aktive Soldaten, Oberleutnant 
Kashii und ein Feldwebel, alle drei Ex- 
perten in geheimen Verschlußsachen. 

Nur Stunden nach ihrer Festnahme 
verließ ihr mutmaßlicher Kontaktmann 
und Kunde aus der Tokioter Sowjet- 
Botschaft, der Militärattache Jurij Kos- 
low, überstürzt Japan, angeblich, weil 
plötzlich seine „Mutter schwer er- 
krankt“ war. 

Ministerpräsident Ohira, gerade auf 
Staatsbesuch in Australien, gab fern- 
schriftlich seiner Empörung Ausdruck, 
Verteidigungsminister Enji Kubota 
rang sich eine öffentliche Entschuldi- 
gung ab, ein Offizier sagte über den 
Verräter: „Wenn er hier wäre, würde 
ich ihn zu Boden schlagen.“ 

Noch sind Umfang und Schaden der 
Affäre nicht abzusehen, doch scheint 
klar, daß der zuletzt mit Elektronikge- 
räten handelnde General i. R. seine so- 
wjetischen Auftraggeber seit Jahren, 
womöglich seit einem knappen Jahr- 
zehnt, mit Geheimsachen aus dem To- 
kioter Verteidigungsamt versorgt hat. 

Zwar will Miyanaga in ersten Ge- 
ständnissen „lediglich Material über die 
militärische Lage in China“ an Moskau 
gegeben haben, Vertrauliches also 
„über ein anderes Ostblockland“. Doch 
der Spion hatte über seine Zuträger bis 
zuletzt auch Zugang zu Geheimdoku- 
menten über Japans eigene Verteidi- 
gung wie auch die befreundeter Mäch- 
te. 

Regierungssprecher Masayoshi Ito 
äußerte daraufhin „Zweifel an der Zu- 
verlässigkeit der Streitkräfte zu Hause 
wie im Ausland“, die konservative Re- 
gierungspartei verlangte „endlich ab- 
schreckende Gesetze“. Geheimnisver- 
rat soll künftig strafrechtlich voll be- 
langt werden können — was in Japan 
bislang nicht der Fall war. 
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Agenten können in Japan 
allenfalls wegen Diebstahls 
oder auf der Basis amtsinter- 
ner Bestimmungen belangt 
werden, so daß viele Japaner 
ihr Land als Spionagepara- 
dies bezeichnen. 

Japan kennt keinen militä- 
rischen Abwehrdienst. Wo 
die Verfassung Militär ver- 
bietet, kann es keine Gesetze 
zum Schutz militärischer Ge- 
heimnisse geben. Für Landes- 
verrat zuständig ist schlicht 
die örtliche Polizei, und die 
tut sich schwer, im Wust der 
Bürokratie die Spreu vom 
Weizen zu trennen. 


So sollen allein im Tokio- 
ter Verteidigungsamt über 
800 000 Verschlußsachen lie- 
gen, von denen „niemand 
recht weiß, wer das alles in 
die Hand bekommt“, erläu- 
terte ein bei der Bundeswehr 
ausgebildeter japanischer 
Heeresmajor. Und daß auch 
in der Rüstungsindustrie ge- 


z 


schlampt wird, ist ein offenes Geheim- 
nis. 

Vizepräsident Teruo Tojo vom Top- 
rüstungskonzern Mitsubishi versuchte 
letzte Woche Befürchtungen zu zer- 
streuen, daß etwa Konstruktionspläne 
des modernsten japanischen Panzers 
vom Typ M 74 an Moskau verscherbelt 
worden sein könnten. Doch das Mas- 
senblatt „Asahi Shimbun“ wußte schon 
vor Jahren von Bürogehilfinnen bei 
Mitsubishi zu berichten, die „Geheim- 
papiere in Plastikhüllen von Abteilung 
zu Abteilung tragen“. 

Ein Mitsubishi-Sprecher: „Wenn es 
einer drauf anlegt, ist es einfach, die 
Papiere einzusehen oder zu kopieren.“ 


* Beim Transport ins Gefängnis verhüllt sich Mi- 
yanaga mit seinem Mantel. 


üdlich schnüffeln 


Sowjet-Spion Miyanaga (M.) 1980*: Geheimdokumente für Studienzwecke 


Daran aber gerade scheint’s zu ha- 
pern. Allzu sorglos geht zumal die Bü- 
rokratie mit Vertraulichem um. „Wäh- 
rend Banken als sicher gelten“, be- 
schreibt ein Insider die Faustregel, 
„muß man bei Beamten stets auf 
Weitergabe gefaßt sein.“ 


Geheimnisverrat ans Ausland ver- 
hindert gemeinhin der spezifisch japa- 


nische Korpsgeist: das Verantwor- 
tungsgefühl der Nation gegenüber. 
„Echte Spionage hierzulande“, be- 


schrieb der Journalist Matsui die japa- 
nische Selbsteinschätzung, „bleibt Aus- 
ländern überlassen,“ Aber auch die ha- 
ben in Japan einen leichten Job. 


Paradebeispiel ist der Fall des Mei- 
sterspions Richard Sorge, dem in Japan 


zu Beginn des Zweiten Weltkriegs Tür 
und Tor offenstanden. Während die ge- 
fürchtete „Gestapo Japans“, die Kem- 
peitai, und die „Gedankenpolizei“ Tok- 
kotai unermüdlich schnüffelten, blieb 
der angeblich deutsche Journalist Sor- 
ge auf nachgerade wundersame Weise 
unbehelligt. 


So konnte Sorge zu ungewöhnlicher 
Morgenstunde, zwischen fünf und 
sechs, in der deutschen Botschaft gehei- 
me Reichssachen notieren, die sein 


Verhafteter Spion Kashii 
„Uns fehlen die Worte“ 


Funker bei regelmäßigen „Angelaus- 
flügen“ übernahm. Ein flüchtiger Blick 
in Sorges konspirative Wohnung hätte 
die japanischen Fahnder früh auf die 
Spur des Spions bringen müssen. 


Auch im Fall des neuen mutmaßli- 
chen Top-Spions Miyanaga hätte die 
Polizei wohl eher fündig werden kön- 
nen, zu offenkundig war das konspira- 
tive Umfeld des Sowjet-Experten und 
Rußland-Heimkehrers. 


So erbat sich Miyanaga 1976, zwei 
Jahre nach seiner Pensionierung, von 
einem vormaligen Kollegen eine von 
nur zehn Kopien des topgeheimen ja- 
panischen Verteidigungsplans — für 
„Studienzwecke“.. Doch weiterverfolgt 
wurde das seltsame Ansinnen von Kol- 
legen nicht, „Er galt als einer von uns“, 
erläuterte der Heeresmajor die Arg- 
losigkeit der Kameraden. „Wie hätten 
wir Zweifel an seiner Aufrichtigkeit 
haben können?“ 


Daß der Spionagering nicht schon im 
Verteidigungsamt selbst, sondern erst 
von der Tokioter Stadtpolizei aufge- 
deckt wurde, ist für die Zeitung „Asahi 
Shimbun“ denn auch „Beweis dafür, 


daß die Streitkräfte ihre Kraft zur 


Selbstreinigung verloren haben“. 


„Man darf annehmen, daß im Ver- 
teidigungsamt und bei der Truppe noch 
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mehr Moskau-Informanten sitzen“, 
glaubt ein vormaliger Mitarbeiter des 
Amtes für öffentliche Sicherheit im Ju- 
stizministerium. „Dort ist das Verant- 
wortungsbewußtsein verlorengegangen. 
Wir haben das nur noch nicht ge- 
merkt.“ 


Die alten Soldaten kommt das hart 
an. Drei Tage nach Miyanagas Fest- 
nahme versammelten sich Mitglieder 
des Militärakademie-Jahrgangs 1940 
zu einer Stunde der Buße. „Wir wissen 
nicht, welche Motive er hatte“, sprach 
der ehemalige Generalstabschef Take- 
hiko Takashima mühsam. 


„Wir wissen nur, daß uns die Worte 
der Entschuldigung unseren im Feld 
gebliebenen Klassenkameraden gegen- 
über fehlen.“ 


SCHWEDEN 
Mächte des Bösen 


Stockholms angesehenes Kranken- 
haus Serafimerlasarett wurde ge- 
schlossen — eine Folge verfehlter 
Gesundheitspolitik. 


as in Schwedens Medizin einen 

Namen hatte, war zur Stelle: 
Etwa 1200 Gäste tafelten in der 
„Blauen Halle“ des Stockholmer Rat- 
hauses, dem Schauplatz der jährlichen 
Nobelpreisfeier. Es gab Lachskanapee 
und Schweinefilet mit Pilzen, dazu 
Kaffee und Cognac. 


Was Namen hat unter Stockholms 
Künstlern, unterhielt die Gäste mit 
Arien und Rezitationen. Sie alle waren 
dankbare ehemalige Patienten der 
angesehensten schwedischen Medizin- 
institution — der Klinik „Serafimer- 
lasarett‘“ im Zentrum Stockholms. 


Mehr als 200 Jahre lang beruhte der 
gute Ruf der schwedischen Medizin in 


“erster Linie auf dem Stockholmer Kran- 


kenhaus. Unter dem Chirurgen Her- 
bert Olivecrona galt es, so „Svenska 
Dagbladet“, „in der ganzen Welt als 
neurochirurgisches Mekka“. 


Jetzt aber soll seine Musteranstalt 
geschlossen werden. „Die Mächte des 
Bösen haben gesiegt“, sagte mit Tränen 
in den Augen Klinikchef Professor 
Gunnar Biörck. 

Die Mächte des Bösen sind die Pla- 
nungs- und Verwaltungsbürokraten der 
Stockholmer Stadtverwaltung, die für 
das Gesundheitswesen der Hauptstadt 
allein verantwortlich ist. Schon als An- 
fang der 70er Jahre die Pflegekosten 
sprunghaft stiegen und ein Haushalts- 
defizit von 50 Millionen Kronen (21 
Millionen Mark) auftrat, beschloß die 
Behörde, die ehrwürdige Krankenan- 
stalt zu schließen. 

Das Defizit freilich hatte die Behör- 
de selbst verschuldet — mit einer Kran- 
kenhauskonzeption, die immer frag- 
würdiger wird: Statt mehrerer kleinerer 
Krankenhäuser im Zentrum sollen Rie- 
senkliniken an der Stadtperipherie die 


Bewohner der Schweden-Metropole 
medizinisch versorgen. 
„Wir stehen ökonomisch unter 


Druck“, verteidigt sich Torg Bergstedt, 
Chef der Stockholmer Gesundheitsbe- 
hörde, „weil wir uns teure Spezialbe- 
handlungen nicht sowohl in den Groß- 
krankenhäusern als auch in den kleinen 
Kliniken leisten können.“ 


Doch gerade die Wirtschaftlich- 
keitsrechnung ist falsch. Die Kosten 
der inneren Medizin beispielsweise sind 
pro Tag und Patient im Serafimerlasa- 
rett (332 Krankenbetten) um etwa 150 
Kronen niedriger als in der Mammut- 
klinik Huddinge (derzeit 867, nach 
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”Wenn mein Mazda 626 
nicht die umklappbaren Rück- 


sitzlehnen hätte, müßte 
ich auf Querflöte Pe: 


Mazda 626. Der Exklusive 
inderMittelklasse. 


Ist das nicht auch Musik in Ihren Ohren, daß man mit dem Mazda 626 
so sperrige Sachen wie eine Baßgeige transportieren kann, ohne dabei den 
Beifahrer auszusperren? Durch die umklappbaren Rücksitzlehnen läßt sich 
nämlich eine glatte Ladefläche schaffen, die bis zu den Vordersitzen durchgeht. 
Die Rücksitzlehnen können Sie 40%ig umklappen (z.B. für Skibretter) oder 
60Kig (z.B. für eine Standuhr) oder eben 100%ig (z.B. für eine Baßgeige). 

Nun wollen wir mit dem Mazda 626 aber nicht den Speditionen Kon- 
kurrenz machen, sondern ein paar anderen Autos. Und das gelingt uns 4 
ganz gut. Unter anderem, weil die reichhaltige Ausstattung und der ex- 
klusive Komfort serienmäßig sind.Am besten erfahren Sie das bei einem 
unserer über 800 Mazda-Partner.Oder schreiben Sie an: Mazda Motors 
(Deutschland) 27 
GmbH, Weidenstr.2, 
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Abgebildetes Modell: Mazda 626 Coupe, 2,0 Ltr. 66 kW (90 PS). DM 14.120.- (unverbindliche Preisempfehlungdes BES Er 
incl. MwSt.), Metallic gegen Aufpreis s von DM 150.-. Benzinverbrauch nach DIN 70.030 1 ECE, Auszug: 6,5 Ltr. bei. 96 km/hNermalbenzitt- = 


Fernreisen mit Terramar gibt es in die ganze Welt. Denn bei Fernreisen: 


"Da sollten Sie schon auf on 
richtigen PA HIer achten...! 


Martinique Die Hauptinsel der französischen Antillen ist genau das richtige 
Urlaubsziel für Leute, die nicht dort Urlaub machen wollen, wo .alles hinfliegt”. 
Insel der Blumen und der schönen Mädchen. Genießen Sie die Kreolische Küche, 
Unsere Reiseleitung hat ein großes Ausflugsprogramm für Sie bereit. 
Martinique - das ist Luxusurlaub mit einem kräftigen Schuß „Savoir vivre”. 

1 Woche ab DM 990, 


. Lucia Klein, aber eine der schönsten Inseln der Kleinen Antillen, Herrliche 
Strände gibt es an der Westküste, üppige Vegetation in den Bergen. St. Lucia ist 
eine der vielen Möglichkeiten, die die Inselwelt der Antillen bietet. 1 Woche im 
Hotel Holiday Inn kostet ab Frankfurt DM 1,910, — 


Expeditionen/abenteueff@lfen Einer der erfahrensten Expeditions- 
leiter ist Martin Stummer. Seine Abenteuerreisen werden in kleinen Gruppen 
durchgeführt und stellen hohe Ansprüche an Kameradschaftsgeist und 
Kondition. 8 Programme stehen zur Wahl: Bolivien, Galapagos, Ecuador und 
Kolumbien oder West-Irian, Melanesien, Neu-Guinea und die Philippinen. 


Nicht Masse - sondern Klasse. 


Nur 25tausend Gäste verreisen im Jahr mit Terramar. Mehr nicht. Denn mehr 
schaffen wir auch guten Gewissens nicht. Weil uns an einem Höchstmaß guter 
Betreuung eben sehr viel gelegen ist. So können wir auf Ihre persönlichen 
Wünsche eingehen. Können Ihnen Land und Leute zeigen - Ihnen Tips geben. 
Denn Sie sollen schließlich ein Höchstmaß an Erlebnis aus Ihrem Urlaub mit- 
bringen - andere Länder, fremde Völker kennenlernen - und nicht nur im Bus 
daran vorbeifahren. Darum ist es wichtig, daß Sie bei der Auswahl Ihrer Fern- 
reise auch auf den richtigen Partner achten. 


ITAINA 


Der richtige Stil für Ihre Welt %, Anschauung 
Terramar-Qualität gibt's in jedem guten Reisebüro 


Terramar, Gutleutstraße 45, 6000 Frankfurt Telefon: 0611/25 63-1 


Fertigstellung 1400 Krankenbetten) im 
Süden Stockholms. Das ebenfalls im 
Zentrum liegende „St.-Göran-Stift“ ist 
sogar rund 250 Kronen billiger. Selbst 
ohne Ausrüstungs- und Kapitalkosten 
der Neubauten schneiden die kleinen 
Kliniken besser ab. 


Größer noch ist der Unterschied in 


_ der besonders geförderten offenen po- 


lyklinischen Behandlung, von der sich 
die Schweden eine Kostensenkung er- 
hoffen. Hier schlägt ein Patient im Se- 
rafimerlasarett mit gut 200 Kronen zu 
Buche, im Vergleich zu weit über 800 
Kronen im Huddinge-Monster. 


Und auch sonst ging die Rechnung 
der Gesundheitsplaner nicht auf. So 
legten sie die neuen Krankenhäuser in 
Viertel, die zumeist von jungen Fami- 
lien bewohnt werden. Die wiederum su- 
chen selten eine Klinik auf. Die anfälli- 
gen Alten jedoch, die zumeist im Zen- 
trum wohnen, müssen nun.bis zu 20 Ki- 
lometer zu ihrem Arzt fahren. 


Weil nach dem alten Serafimerlasa- 
rett weitere Krankenhäuser Stockholms 
geschlossen werden sollen, protestierten 
49 Klinikchefs und Oberärzte in einem 
Brief an die Stockholmer Gesundheits- 
politiker bislang ohne Erfolg, obwohl 
immer weniger Planer von der Richtig- 
keit ihres Konzepts überzeugt zu sein 
scheinen, was sie auch in Privatgesprä- 
chen zugeben. „Natürlich werden 
Großkrankenhäuser gebraucht“, so ein 
hoher Beamter der Stockholmer Kran- 
kenhausverwaltung, „aber eine Mam- 
mutanstalt wie Huddinge würden wir 
nie wieder bauen.“ 

So warten die Schweden weiter auf 
eine Änderung der offiziellen Gesund- 
heitspolitik, für die Patienten des Sera- 
fimerlasaretts ein geringer Trost. Sie 
werden an andere Krankenhäuser 
überwiesen, stehen aber in den Warteli- 
sten hintenan. Selbst für chronisch Lei- 
dende bedeutet das oft eine Behand- 
lungspause von mehreren Monaten. 

Dem berühmtesten Arzt und lang- 
jährigen Leiter des Serafimerlasaretts; 
Herbert Olivecrona, blieb der letzte 
Kummer über das Ende seiner Elitean- 
stalt erspart. Er starb drei Tage vor der 
Schließung des Hauses. 


ZEITGESCHICHTE 
Lektion erteilt 


Ein US-General verhinderte, daß 
Schah-treue Militärs Anfang 1979 für 
den bedrohten Herrscher putschten. 


D er Besucher aus Amerika trug 
manchmal Uniform, manchmal 
Zivil, aber stets eine kugelsichere We- 
ste. Er war von vier Leibwächtern be- 
gleitet und wohnte bei General Gast, 
dem Chef der US-Militärmission in Te- 
heran. Gegen zehn Uhr morgens pfleg- 
te der Besucher die Spitzen der kaiserli- 
chen iranischen Streitkräfte zu treffen. 


Deren Oberbefehlshaber, Schah 
Resa Pahlewi, staunte, als ihm übermit- 
telt wurde: „Majestät, General Huyser 
weilt seit mehreren Tagen in Teheran.“ 
Als stelivertretender Kommandeur der 
US-Streitkräfte in Europa war der Luft- 
waffengeneral Robert E. Huyser zwar 
auch früher öfter zum Cento-Partner 
Persien gereist. Aber jedesmal, so der 
Schah in seinen Memoiren, hatte Huyser 
„vor seiner Ankunft um eine Audienz 
nachgesucht“. 

Daß dies dann nicht mehr geschah, 
wunderte den Schah. Er fragte sich: 
„Was tat dieser amerikanische General 
im Iran? Ein Mann von solchem Räng 
spielt nicht Versteck, ohne einen trifti- 
gen Grund zu haben.“ 


Die Welt glaubte, den Grund zu ken- 
nen, als Anfang Januar 1979 durch- 


US-Emissionär Huyser 
Bombardierung Ghoms verhindert? 


sickerte, daß die US-Regierung einen 
hohen Militär in das vom Chaos heim- 
gesuchte Schah-Reich geschickt habe. 

US-Kolumnist Joseph Kraft deutete 
die Huyser-Reise als „notwendigen 
Auftrieb für die Moral“ des Schah und 
seiner Generäle. Die Sowjet-Nachrich- 
tenagentur Tass stand keineswegs allein 
mit ihrer Annnahme: „General Huyser 
hält sich in Teheran auf, um einen 
Militärcoup (Schah-treuer Generäle) 
zu inszenieren.“ 


In seinen Memoiren behauptet der 
gestürzte Schah nun, daß Huyser da- 
mals nicht für ihn, sondern gegen ihn 
gewirkt habe, mit dem Ziel nämlich, 
das untergehende Kaiserreich durch 
einen Putsch zu retten. Der Ex-Mon- 
arch über Huysers Auftrag: „Die Neu- 
tralisierung der Armee des Iran.“ 


Diese Darstellung des Schah, so er- 
gaben Recherchen der „Washington 
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Post“, ist keineswegs als Geschichtsklit- 
terung eines verbitterten Verlierers abzu- 
tun. Aus einem Bericht des Blattes, den 
Schah-Memoiren und anderen Quellen 
lassen sich Ursprung und Verlauf der 
Huyser-Mission, einer entscheidenden 
Episode in Persiens jüngster Geschich- 
te, rekonstruieren: 


Im Mai 1978 bereits schätzte der 
vietnamerfahrene US-Botschafter in 
Teheran, William Sullivan, die Überle- 
benschance des Schah auf weniger als 
50 Prozent. Die US-Regierung nahm 
daraufhin über Mittelsmänner wie den 
ehemaligen Justizminister Ramsey 
Clark Kontakt mit dem damals noch 
bei Paris lebenden Ajatollah Chomeini 
auf. Chomeini war Beamten des 
Außenministeriums seit März 1977 als 
Hauptgegner und möglicher Nachfol- 
ger des Schah bekannt. 


Das vom bevorstehenden Ende des 
Schah-Regimes überzeugte Außenmini- 
sterium hatte aber weniger Einfluß als 
Sicherheitsberater Brzezinski, der nach 
wie vor auf den Schah und dessen Mili- 
tärs setzte. 

Brzezinski pflegte an Außenminister 
Vance und Botschafter Sullivan vorbei 
den direkten Draht nach Teheran. Sein 
Partner dort war vor allem der persi- 
sche  Washington-Botschafter und 
Schah-Verwandte Sahedi, der sich in 
jener Zeit vorwiegend in der iranischen 


Hauptstadt aufhielt. 
Ende 1978 aber bestellt Brzezinski 
beim ehemaligen _stellvertretenden 


Außenminister George W. Ball eine 
Studie über die US-Politik am Persi- 
schen Golf. Balls Erkenntnis: Der 
Schah und seine Militärs hätten keine 
Chance zu überleben; Amerika solle 
dem Schah den Rücktritt nahelegen 
und dafür eintreten, daß die Anti- 
Schah-Opposition eine Koalitionsregie- 
rung bilde. 

Diese Botschaft, so entschieden der 
bekehrte Brzezinski und Präsident Car- 
ter, sollte General Huyser den Persern 
überbringen. Der General. erhielt noch 
einen wichtigen Sonderauftrag: alles zu 
tun, um einen Putsch Schah-treuer Mili- 
tärs zu vermeiden. 

Putsch-Pläne waren dem US-Ge- 
heimdienst in der zweiten Hälfte des 
Jahres 1978 bekannt geworden. Fall- 
schirmjäger-General Chosrodad, Luft- 
waffenkommandeur Rabii und der 
Chef der Landtruppen, Oweissi, woll- 
ten die Volksbewegung gegen. den 
Schah mit Gewalt stoppen. 


Ihre Argumentation laut „Washing- 
ton Post“: „Wenn einige Demonstran- 
ten getötet werden, schafft das Märty- 
rer. Aber wenn 100000 umgebracht 
werden, bleiben immer noch 35 Millio- 
nen, und man hat ihnen eine Lektion 
erteilt.“ Die Generäle planten sogar, 
Anti-Schah-Zentren wie die heiligen 
Städte Ghom und Maschhad zu bom- 
bardieren. 


Carters General Huyser, der in Ge- 
sprächen hart wie auf dem Kasernen- 


Rasche 
Besserung 


IS- 
bei quälendem 


Juckreiz 


DDD Hautbalsam stoppt sofort | 
quälenden Juckreiz. Pflanzt il 
ein antibakterielles Wirkdepot 
in die Haut. Durchblutungs- 
aktive Wirkstoffe fördern den 
Heilprozeß. In Apotheken. # 
Auch in Österreich. 


Bei Hautleiden 
DDD Hauthalsam 


Hautbalsam 


ef essential nd Eee 
DDD Hautbalsam bei Ekzemen, Flechten, Offenen Beinen, Juckreiz, 


Akne, Fußpilz, Afterjucken - DDO Labor, Berlin 30 
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®e 
Mein Elternhaus war’s uns wert. 
Als mein Vater vor Jahren dieses Haus baute, hat er an nichts 
gespart. Darum war vieles noch gut erhalten. Die Fenster nicht. 
Was lag also näher, als die neuen Fenster aus dem Material zu 
wählen, das Generationen überdauert. Aus Aluminium. In ihrem 
wohnlichen Farbton werden sie dem Stil der Zeit gerecht. Und 


ich kenne kein Fenster, das sich leichter pflegen läßt: Einfach hin 
und wieder abwischen. So bleiben sie über viele Jahre schön. 
Wenn unsere Kinder irgendwann mal renovieren, brauchen sie 
an den Fenstern nichts zu machen. 


Aluminium-Fenster 
Wohnlich-wohlig für Generationen. 


Mehr Information unter dem Stichwort „Aluminium-Fenster” 
in den Gelben Seiten Ihres Branchen-Fernsprechbuches 
oder von der Aluminium-Zentrole, Königsallee 30, 4000 Düsseldorf ] ; 


hof sein kann, bearbeitete seine irani- 
schen Kollegen. Er machte ihnen klar, 
daß sie keine Chance hätten und Ame- 
rika sie nie unterstützen würde. Ein 
Augenzeuge über den Verschwörer- 
General Chosrodad nach der Unterre- 
dung mit Huyser: „Er sah aus wie ein 
Rekrut.“ 


Der Amerikaner putzte nicht nur 
die Kameraden runter. „General Huy- 
ser“, so der Schah, „machte General 
Ghara-Baghi, meinem Stabschef, einen 
überraschenden Vorschlag — ein Zu- 
sammentreffen mit Basargan, jenem 
Herrn, der nach meinem Sturz von 
Ajatollah Chomeini zum ‚Premiermini- 
ster‘ berufen werden sollte.“ Der Schah 
verurteilte dieses Treffen nicht nur als 
Verrat an ihm selbst, sondern auch an 
Dr. Bachtiar, dem von ihm ernannten 
Premier, der damals noch regierte. 


In der zweiten Januar-Woche mach- 
te Huyser schließlich dem Schah seine 
Aufwartung. In den bislang erschiene- 
nen Teilen der Schah-Memoiren ent- 
hüllt der Ex-Herrscher über diese Un- 
terredung nichts. Am 16. Januar ver- 
ließ ein völlig deprimierter Monarch 
sein Land. Die Bachtiar-Regierung fiel. 
Die meisten der Militärs, denen Huyser 
das Putsch-Massaker ausgeredet hatte, 
endeten ihrerseits vor Erschießungspelo- 
tons. 


Der Schah hat dem General des Prä- 
sidenten Carter nicht vergeben. In sei- 
nen Memoiren zitiert er, was General 
Rabii vor seiner Hinrichtung im Revo- 
lutionstribunal sagte und was inzwi- 
schen durch die Weltpresse ging: „Ge- 
neral Huyser hat den Schah aus dem 
Land geworfen wie eine tote Maus.“ 


Huyser ist nach seinem Ausflug in 
die Weltgeschichte zur Truppe zurück- 
gekehrt. Er kommandiert jetzt den 
Luftwaffenstützpunkt Scott im Bun- 
desstaat Illinois. 


KATASTROPHEN 
Nur noch Luft 


Der Frachter „Star Clipper“ rammte 
eine Brücke, acht Menschen starben. 


Lag schuldhaftes Versagen der 
Schiffsführung vor? 


E: war ihm wie ein Alptraum, 
chockszene aus einem Horrorfilm. 
„Zehn Meter vor mir war nur noch 
Luft, absolute Leere“, berichtete der 
schwedische Fernfahrer Jan Rosen- 
berg, „von der anderen Brückenseite 
kamen Scheinwerfer näher. Plötzlich 
verschwand das Licht nach unten.“ 


Rosenberg konnte seinen Dreißigton- 
ner noch gerade rechtzeitig bremsen. 
Aber etlichen anderen Autofahrern 
wurde am Freitag vorvergangener Wo- 
che die nächtliche Fahrt über den Hake- 
fjord zwischen der kleinen Insel Tjörn 
und dem schwedischen Festland zum 
Verhängnis: Innerhalb weniger Minu- 
ten stürzten sechs Personenwagen und 
ein Lkw von der Almö-Brücke 40 Me- 
ter tief in das eisige Fjordwasser. 


"Schwedische Froschmänner bargen in 


den folgenden Tagen acht Tote. 

Die Almö-Brücke, mit 553 Metern 
die längste Spannbogenbrücke Schwe- 
dens, war in ihrem Mittelteil nicht mehr 
da: gerammt von dem norwegischen 
Frachter „Star Clipper“, eingestürzt 
auf einer Länge von 278 Metern. 

In der schwedischen Öffentlichkeit 
war der Schock nach dieser Katastro- 
phe groß, und die Ratlosigkeit auch. 
„Keine rechte Erklärung für das Un- 
glück“ fand Kriminalinspektor Per 
Wingaardh auch nach dem Verhör der 
Mannschaft des Havaristen. Und Gö- 
ran Steen, Vorsitzender der die Unter- 
suchung leitenden Havariekommission, 
rief gar das Boulevardblatt „Expres- 
sen“ an, ob es „vielleicht Informatio- 


Bergung nach Brücken-Einsturz 
„Keine rechte Erklärung“ 


nen, die wir bei der Beurteilung ver- 
wenden können“,.habe. 

Wie konnte die 27 000 Tonnen große 
„Star Clipper“, geführt von einem er- 
fahrenen norwegischen Kapitän, mit 
einem nicht minder erfahrenen schwe- 
dischen Lotsen an Bord, so weit aus der 
Fahrrinne abkommen, daß sie mit ih- 
ren Aufbauten die zum Land hin nied- 
riger werdende Brücke einriß? 50 Me- 
ter breit ist das Fahrwasser, ausrei- 
chend für viel größere Schiffe. 

Und der Unfall passierte nicht in 
einem schlamperten Balkanland, son- 
dern im Vorschriften-strengen Schwe- 
den. Da überdies seit dem Bau der 
Almö-Brücke „in zwanzig Jahren, bei 
2500 Fahrzeugen jährlich, im Fjord 
noch nie etwas passiert ist“ (Seefahrts- 
amts-Inspektor Harry Sellman), blüh- 
ten die Spekulationen um so üppiger: 


Zerstörte Brücke, Havarist im Hakefjord: „Das Schiff wollte nicht gehorchen“ 
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Die starke Antwort von Ford. Der Granada mit 
dem sparsamen 2-Liter-4-Zylinder-Motor. Sie 
zahlen weniger und kommen weiter. 


JWT 9-534 


FORD GRANADA 


VERNUNFT MADE 


Eine Stärke von Ford: Das richtige Auto 
zur rechten Zeit. Vergleichen Sie nur ein- 
mal den Ford Granada mit dem neuen 
A-Zylinder unter der Haube mit anderen 
Autos der 2-Liter-Klasse. 
Das moderne Triebwerk (74 kW/101 PS) 
- mit QuerstromZylinderkopf und obenliegender 
Nockenwelle - bringt sportliche Erfahrungen mit. Steh- 
vermögen und Zuverlässigkeit aus Rallyes und 
Rennen. Dafür verlangt er wenig: nur 7,7 | 
Superbenzin bei konstant 90 km/h 
auf 100 km (DIN), 10,2 | bei 120 km/h 

und 12,6 | im Stadtverkehr. 
_ Vergleichen Sie aber auch sein 
A ausgewogenes Styling. Und 

das, was daruntersteckt: die 
aufwendige Fahrwerkstechnik 
mit Doppelgelenk-Schräglenker- 
Hinterachse und Gasdruck-Stoß- 
dämpfer rundum. Beim Fahren 
erleben Sie dann den Unterschied 
innen: seine Laufruhe 

und seine gepflegte 

Atmosphäre. 

Beim Ford-Händler zeigt 
der Granada noch eine 
Stärke: seinen vernünftigen Preis. 


“Unverbindliche Preisempfehlung ab Werk. 
Günstig finanziert durch FORD CREDIT BANK. 


RMANY. 


Der Lotse, so hieß es, habe bei dich- 
tem Nebel die Orientierung verloren. 
Aber der Lotsenchef Karl Ivar Johan- 
nission, Mitglied der Havariekommis- 
sion, dementiert „ganz entschieden, 
daß schlechte Sicht geherrscht haben 
soll. Bei Nebel fahren wir nicht auf die- 
ser Strecke“. 

Also fand „Expressen“ menschliches 
Versagen auf der Brücke der „Star 
Clipper“. Der Rudergänger, ein Spa- 
nier, habe das Unglück verursacht, weil 
er die englischen Kommandos des Lot- 
sen nicht verstanden habe. Doch außer 
dem Kapitän und Lotsen war auch 
noch der 1. Steuermann, ebenfalls ein 
Norweger, an Deck. 

Daß Schiffsführung, Lotse oder Be- 
satzung betrunken gewesen sein könn- 
ten, hat die schwedische Polizei bereits 
ausgeschlossen. Die Havariekommis- 
sion tappt weiterhin im dunkeln. 

Kapitän Fritz Tangen allerdings hat 
eine Erklärung. Treibeis, sagt er, habe 
das Navigieren erschwert — und zur 
Katastrophe geführt. 

Wenn das stimmt, und kaum etwas 
sprach dagegen, war es wohl eher ein 
Glück, daß nicht schon viel früher ge- 
schah, was nun geschah. 

Der Hakefjord galt schon immer 
als besonders schwierige Passage, ge- 
fürchtet von Skippern und Lotsen. Eine 
sehr starke Strömung herrscht hier, den 
Schiffen bleibt in der Fahrrinne ledig- 
lich ein Manövrierspielraum von etwa 
zwölf Metern nach beiden Seiten. 


Vor allem aber müssen die Schiffe, 
ehe sie die Brücke unterqueren, eine re- 
lativ enge S-Kurve fahren. Da bedurfte 
es nicht mehr als einer Kombination 
mehrerer Faktoren — jeder allein be- 
langlos —, das Unglück herbeizufüh- 
ren: 

Die „Star Clipper“ fuhr ohne Fracht, 
lag also hoch im Wasser, reagierte ent- 
sprechend träge auf das Ruder. Außer 
der Strömung behinderte dichtes Treib- 
eis. Bei der Anfahrt auf die Brücke, so 
Kapitän Tangen an seine Reederei in 
Oslo, „hielten wir nach Steuerbord. 
Dann legten wir das Ruder backbord, 
aber das Schiff wollte nicht gehorchen. 
Es fuhr weiter geradeaus.“ 

Vielleicht hatte der Lotse auch die 
lichte Höhe der Brücke überschätzt: 40 
Meter Abdrift schon führten zur Kolli- 
sion. 

Ob das Schiff aber wirklich ohne 
Fremdverschulden aus dem Ruder lief, 
wird erst die Havariekommission’ klä- 
ren. Ihr Bericht soll in frühestens einem 
Monat vorliegen. 

Länger warten müssen die Bewohner 
der Insel Tjörn. Mindestens zwei Jahre 
wird es dauern, bis sie mit einer neuen 
Brücke wieder Straßenzugang zum 
Festland haben. 

Bis dahin müssen rund 2000 von ih- 
nen, die auf dem Festland arbeiten, auf 
überlastete, zeitraubende Fähren aus- 
weichen. Tjörn-Bürgermeister Walde- 
mar Olsson klagte, seiner Insel sei „die 
Pulsader abgeschnitten“. 
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NEW YORK 
Dunkle Schlucht 


Ein Bauboom sucht Manhattan heim. 
Vor allem für Ausländer, für Manager 
und Diplomaten, werden reihenweise 
Luxus-Apartmenthäuser und Büro- 
türme hochgezogen. 


eit ein paar Monaten blüht in New 

York ein seltsames Geschäft: Baulö- 
wen und Grundstücksbesitzer, Immobi- 
lienfirmen und Kaufhauskonzerne han- 
deln mit Luft. 

Das Museum of Modern Art zum 
Beispiel verkaufte für 17 Millionen 
Dollar einen Teil des Luftraumes über 
seinem Grundstück an zwei Bau- 
konzerne, um Kapital für kostspielige 
Erweiterungsprojekte zu erhalten. 

New Yorks Schmuck- und Glitzerla- 
den Tiffany verkaufte den Luftraum 
über den Geschäftsräumen in der Fifth 
Avenue an den Immobilien-Spekulan- 
ten Donald Trump. 

Der Luftkäufer erwarb gleichzeitig 
das benachbarte Traditionskaufhaus 
Bonwit Teller und will nun gewisser- 
maßen im Rucksackverfahren eine Art 
Doppelhaus bauen: Auf dem Boden 


AT & T-(vorn), IBM-Baustelle in New York: Teure Luft für Wolkenkratzer 


des inzwischen abgerissenen Bonwit- 
Teller-Hauses legen Trumps Baufir- 
men gerade das Fundament für den 
Neubau, der sich von zwei Seiten an 
den Juwelierladen anschmiegen und 
sich dann über dem Tiffany-Dach zur 
vollen Geschoßfläche auswachsen 
wird. 

Bizarre Luftgeschäfte und gewagte 
Konstruktionen sind Zeichen eines 
ebenso erstaunlichen wie hektischen 
Baubooms, der New York heimsucht. 

Wo immer sich in ersten Lagen 
Manhattans eine Chance zu Neu-, Um- 
oder Anbau bietet, wird sie genutzt — 
trotz der sich zusehends verschlechtern- 


-den Lebensbedingungen in der größten 


Stadt der USA. 

Auch die höchst komplizierten, auf 
beinahe 700 Seiten niedergelegten städ- 
tischen Bauvorschriften, die „zoning 
codes“, können die Bauwut in Manhat- 
tan nicht bremsen. Die hochkompli- 
zierten, nur noch von wenigen Exper- 
ten beherrschten Regeln hantieren mit 
„Als-ob-Rechten“, mit „Luftrechten“ 
und allerlei anderen Absonderlichkeiten, 
die Bürgernähe verheißen, aber genü- 
gend Schlupflöcher für gewiefte Baulö- 
wen (und deren Anwälte) bieten. 

Wer etwa eine Spende an jene Ge- 
sellschaft überweist, die den städtischen 
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Central Park pflegt, darf ein paar 
Stockwerke höher hinaus als eigentlich 
im Bebauungsplan vorgesehen. 

Der von Ausnahmen und Sonderre- 
geln durchsetzte Baukodex hat nicht 
verhindert, daß gewaltige Bürotürme 
für Tausende von Beschäftigten just in 
jener Gegend Manhattans hochgezo- 
gen werden, wo in der Rush-hour die 
Busse schon jetzt meistens stehen und 
sich vor den U-Bahn-Treppen Schlan- 
gen aufreihen. 

„Es wird schwierig, wenn nicht un- 
möglich, die notwendigen städtischen 
Dienstleistungen, - den Verkehr, die 
Müllabfuhr auch nur einigermaßen 
durchzuhalten“, sagt Hal K. Negbaur, 
ein Mitglied des „New York Commit- 


tee for a Balanced Building Boom“. In 
einer Studie warnte das Bau-Komitee 
vor weiterhin ungezügelter Baulust: 
„Die Fifth Avenue wird am Ende eine 
dunkle Schlucht sein, deren Seitenwän- 
de zumeist höher als 50 Stockwerke 
sind.“ 

Diese düsteren Aussichten schrek- 
ken einstweilen weder die Beamten in 
den Baubehörden noch private Bauher- 
ren und Bankiers. Sechs Jahre nach der 
Beinahe-Pleite der Stadt und dem Aus- 
zug so namhafter Unternehmen wie der 
Fluggesellschaft American Airlines aus 
New York freuen sich die lokalen Ge- 
schäftsleute über den Appetit der Bau- 
löwen und die Rückkehr mancher 
Weltunternehmen. 

Ganz in der Nähe von Tiffany 
wachsen Bürotürme von Milliarden- 
Unternehmen wie der Computerfirma 
IBM oder des Telephonriesen AT & T, 
des gewinnstärksten Unternehmens der 
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Welt, in den Himmel. Die Fundamente 
für die 40 und 46 Stockwerke hohen 
Firmenzentralen sind gelegt, die ersten 
Etagen hochgezogen. 

Allein in Midtown Manhattan, den 
Blocks zwischen 38. und 59. Straße, der 
Second und der Seventh Avenue, wer- 
den derzeit acht Wolkenkratzer mit 
einer Bausumme von jeweils mehr als 
100 Millionen Dollar, darunter drei 
Hotels, hochgezogen. 

Angefacht wird der Boom von Man- 
hattan durch eine Vielzahl von Steuer- 
vergünstigungen, Abgabeerlassen und 


Bürgschaften der Stadt und des Staates 
New York, mit denen Firmen aus dem 
Inland wie dem Ausland nach Manhat- 
tan gelockt werden sollen. 
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Und sie kommen, vor allem die 
Fremdländer. Ganz mählich wurde Big 
Apple, wie eingefleischte New Yorker 
ihre Stadt nennen, wieder Sammelplatz 
von Trendsettern und Modemachern. 
Auch die Invasion ausländischer, insbe- 
sondere deutscher Firmen — in New 
York haben sich alle namhaften deut- 
schen Banken und rund 200 deutsche 
Industrieunternehmen niedergelassen 
— hat geholfen, noch vor zwei, drei 
Jahren leerstehende Bürotürme zu fül- 
len. 

Und schließlich sorgt die sich perma- 
nent aufblähende Uno-Bürokratie und 
-Diplomatie für eine zahlungskräftige 
Mieterschar. 

Auf mindestens 25 000 Köpfe wird 
die New Yorker CD-Gemeinde gezählt. 
Die Diplomaten zahlen praktisch jede 
Miete. Denn dank eines bei den Aus- 
wärtigen Diensten fast aller Länder 
vereinbarten Beihilfesystems steuern sie 


selbst meist nur einen Grundbetrag zur 
Miete bei. Den Rest übernimmt in der 
Regel die Staatskasse. 


Die Legationsräte und Attaches stört 
es daher kaum, daß die New Yorker 
Mieten noch rasanter nach oben ge- 
schossen sind als die Baupreise, die mit 
einer Jahresrate von rund 20 Prozent 
steigen. 


Mieten um die 3000 Mark pro Mo- 
nat sind für Drei-Zimmer-Wohnungen 
in guter Lage inzwischen üblich. Ein- 
Zimmer-Wohnungen kosten in guten 
Straßen zwischen 800 und 1500 Mark. 


Wer Wert auf schönes Wohnen und 
eine Prestige-Adresse legt, muß sogar 
noch mehr bezahlen. Über 5000 Mark 
kostet etwa im Apartmenthaus „300 
Fifth Avenue“ eine großzügige Woh- 
nung. 

Auch beim Bürobau müssen New 
Yorker Firmen inzwischen Mieten zah- 
len, die noch vor ein, zwei Jahren nicht 
einmal in den ersten Häusern mit Park- 
blick und Fifth-Avenue-Adresse ver- 
langt wurden. 

Innerhalb der letzten drei bis vier 
Jahre hat sich der Mietzins in New 
York verdoppelt. Mieten von 30 oder 
40 Dollar pro Quadratfuß und Jahr 
(das entspricht einer Monatsmiete von 
47 bis 62 Mark pro Quadratmeter) sind 
längst keine Ausnahme mehr. 


Selbst dieser stolze Preis, meint Mi- 
chael Jenkins, Direktor der Immobi- 
lienfirma Cushman & Wakefield, der 
größten der Stadt, werde anstandslos 
bezahlt. 

Die Zinspolitik, mit der Amerikas 
Zentralbankrat im vergangenen Ok- 
tober die Finanzierungskosten für Bau- 
herren auf 16 bis 18 Prozent trieb, 
konnte bisher der Bauhektik nichts an- 
haben. Die „Nachfrage nach Büros ist 
unverändert stark“, wunderte sich die 
„New York Times“. 


Die Bau-Inflation wird von der hoff- 
nungslos überschuldeten Stadt noch zu- 
sätzlich angetrieben: Auf einem derzeit 
verwahrlosten Areal an der West Side 
soll Amerikas neuer Wunderarchitekt 
Imoh Ming Pei (Erbauer des neuen 
Nationalgalerie-Baus in Washington) 
ein gigantisches, 375 Millionen Dollar 
teures Kongreßzentrum . bauen. Und 
das heruntergekommene, von Nutten, 
Drogenhändlern und Pornoläden ge- 
zeichnete Viertel um den Times Square 
soll mit städtischen Zuschüssen saniert 
werden. 

An der weit überwiegenden Mehr- 
heit der New Yorker, an all den Sekre- 
tärinnen, kleinen Angestellten oder Be- 
amten rauscht die Bauwelle vorbei. 
Nur eine verschwindend kleine Min- 
derheit kann die Mieten in einem der 
teuren Neubauten zahlen. 


„Eine kostengerechte Miete“, sagt 
ein Bauunternehmer, „müßte bei etwa 
20 Mark pro Monat und Quadratmeter 
liegen. Und. das können sich nun ein- 
mal nicht viele Leute leisten.“ % 


ae 


Fr wi | 


— 
we 


Desiree van der Bikyon der Avis-Station Frankfurt. ee. 
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Darum beneidet uns manch eine Autovermietung. 


Sie finden dieses Lächeln in vielen Variationen hinter jedem Avis-Schalter. Dort können Sie einen der neuen OpelKadetts, von denen | 
& Fir Ai bevorzugt wir schon viele haben, mieten und natürlich leasen. Andere gepflegte Autos selbstverständlich auch. 


Auch im Zahlungsverkehr mit 
dem Ausland sind die Sparkassen 
ein starker Partner. 


Ein prompter Zahlungsver- 
kehr mit dem Ausland erleichtert 
Ihre Finanzdispositionen im 
Export und Importgeschäft. 

Die reibungslose Abwicklung 
des Zahlungsverkehrs ist das 
Ergebnis enger Zusammenarbeit 
zwischen den Sparkassen mit 
ihrer traditionellen Kundennähe 
und den Landesbanken mit ihren 


internationalen Stützpunkten und sten Finanzzentren der Welt. 


weltweiten Bankverbindungen. 
Elektronische Datenübermitt- 
lungssysteme wie SWIFT garan- 
tieren schnellstmögliche 
Abwicklung von Aufträgen. 
Devisengeschäfte werden inter- 
national rund um die Uhr durch- 
geführt, in engem Kontakt mit 
eigenen Experten in den wichtig- 


Unsere internationale Erfah- 
rung kommt Ihnen zugute. Nicht 
nur im Zahlungsverkehr, sondern 
auch bei allen anderen Auslands- 
aktivitäten. 

Ein Telefongespräch mit Ihrer 
Sparkasse - der erste Schritt 
zum erfolgreichen Auslands- 
geschäft. 


Sparkassenund „® 
Landesbanken = 


Kundennah und international erfahren 


szene 


Berlinale — 

ohne Boykott 

Die ersten Titel für den 
Wettbewerb der Internatio- 
nalen Filmfestspiele Berlin 
(18. bis 29. Februar) stehen 
fest. Aus Mexiko kommt 
Miguel Littins „Die Witze 
von Montiel“, aus Schweden 
„Marmelade Revolution“ in 
der Co-Regie von Erland 
Josephson und Kamera- 
mann Sven Nykvist, aus 
Frankreich Bertrand Taver- 
niers „La Mort en direct“, 
eine „Network“-Variante mit 
Romy Schneider in der-Rol- 
le einer unheilbar Kranken; 
außerdem . Marco Ferreris 
„Chiedo Asilo“ mit Roberto 
Benigni, dem „Woody Allen 
Italiens“, und rund 250 
Kleinkindern zwischen zwei 
und vier Jahren. Gut vertre- 
ten ist Osteuropa, das im 
letzten Jahr seine Filme zu- 
rückzog, mit Konrad Wolfs 
Porträt einer Pop-Sängerin 
(„Solo Sunny“, DDR), dem 
Film „Der Dirigent“ von 
Andrzej Wajda, Polen, und 
„Irusting“ von dem Buda- 
pester und Teilzeit-Berliner 
Istvan Szabö. Die drei west- 
deutschen Wettbewerbs-Bei- 
träge sind Werner Schroe- 
ters Gastarbeiter-Tragödie 
„Palermo oder Wolfsburg“, 
Helma Sanders’ Geschichte 
ihrer Mutter in und nach 
dem Krieg, „Deutschland 
bleiche Mutter“ (mit Eva 
Mattes), und Hans Noevers 
in den USA gedrehten Um- 
welt-Thriller „Der Preis 
fürs Überleben“ (mit Mi- 
chel Piccoli). Im Programm 


u 
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Kaprows „Autoreifenbaum“ in Bochum 


des „Forums“ der Berlinale 
wird neben einer Fülle deut- 
scher Produktionen auch 
der erste Film des Theater- 
regisseurs Luc Bondy, „Die 
Ortliebschen Frauen“, ur- 
aufgeführt. 


Theater: Gracia 
Patricia rezitiert 


„Vienna’s English Theatre“, 
eine angloamerikanische 
Winzbühne in der Wiener 
Josefsgasse, ist berühmt für 
illustre Gäste. Im Publikum 
sitzt die Wiener Creme, für 
Minigagen spielen interna- 
tionale Stars. Nun aber 
greift „Vienna“-Direktor 
Franz Schafranek schier 


nach den Sternen: Brieflich 
ist er am monegassischen 
vorstellig geworden, 


Hof 


Schroeter-Film „Palermo oder Wolfsburg“ 


Gracia Patricia 


mit der Bitte, „Votre Altes- 
se serenissime“ möge die 
Wiener Festwochen mit 
einer künstlerischen Darbie- 
tung beehren. Und — gräce 
ä Grace — sie kommt tat- 
sächlich. Am 14. und 15. 
Juni gestaltet Gracia Patri- 
cia, Rainiers spröde Fürstin, 
auf Schafraneks Bühne Ly- 
rik von Shelley, Pope, Blake 
und Hardy. Das Wiener Re- 
zitationsprogramm will sie 
anschließend auf einer US- 
Tournee vortragen. Scha- 
franek mag sich schon als 
Promoter der hohen Frau 
fühlen: „Vielleicht beginnt 
in Wien eine neue Bühnen- 
karriere der Fürstin.“ 


Bochum: Ein Kunstwerk brennt 


Letztes Jahr hatte sich Bochum, eigenlöblich 
„Kulturstadt im Revier“, zwei Großplastiken 
hingestellt: am Bahnhofsplatz den Stahlkoloß 
„Terminal“ des US-Bildhauers Richard Serra, 
im Ruhrpark den „Autoreifenbaum“ des ame- 
rikanischen Happening-Pioniers Allan Kaprow 
— ein 15 Meter hoher Kegel aus rund 1000 
Reifenmänteln, innerlich gestützt durch ein 
Stahlgerüst. Am rostigen „Terminal“ reiben 
sich seit längerem die Gemüter, vor allem der 
Jungen Union war es ein gewaltiger Balken im 
Auge. Am vorletzten Wochenende nun traf es 
den „Autoreifenbaum“ — er ging in Flammen 
auf. Brandstimmung liegt, bei Bochums derzei- 
tiger Stimmung gegen die modernen Künste, in 
der Luft; der Wert des Abgebrannten betrug 
150000 Mark. Künstler Kaprow: Zerstörung 
von Kunst komme häufiger vor, „Verbrennung 
ist etwas Besonderes“. 


„Tangerine Dream“ 
auf DDR-Trip 


Schon oft hatten die Musi- 
ker der West-Berliner Elek- 
tronik-Rockband „Tangerine 
Dream“ über schlechte 
Auftrittsmöglichkeiten an 
ihrem Wohnsitz gemault. 
Am kommenden Donners- 
tag darf das Trio erstmals 
seine Synthesizer-Klänge 
„optimal“ in Berlin präsen- 
tieren, allerdings zunächst 
in Ost-Berlin. Im „Palast 
der Republik“ wird „Tange- 
rine Dream“ zwei Konzerte 
vor insgesamt 5800 Zuhö- 
rern geben und dabei auch 
eine Laser-Lightshow vor- 
zeigen. Die „wertfreie“ (so 
Combo-Chef Froese), weil 
textlose Musik wird vom 
Veranstalter, dem DDR- 
Hörfunk-Jugendmagazin 
„DT 64“, am Tag nach den 
Konzerten als ungewöhnter 
Sound-Trip in der Republik 
ausgestrahlt. 


Non olet 
Curd Jürgens bittet zur 
Rebellion . / . deren süßen 


Duft Willy und Irmgard 
Droemer, Kurt und Karin 
Lingenbrink, zusammen mit 
dem Autor, auf der Buch- 
premiere im Libri-Haus ver- 
breiten möchten. 

Text der Einladung des 
Droemer Verlages zur Pre- 
miere des ersten Romans 
von Curd Jürgens. 


153 


wi 


BE 2 Sa 


„Mitbes 


- 2 zer > Ws - : + 
A g . ‚ 
Be E 
a 2 se . 


An vielen ausgewählten und besonders 
schönen Hotelprojekten, Ferien- oder 
Clubanlagen haben wir uns durch 
Beteiligungen gewichtigen Einfluß verschafft. 
So können wir auch in Zukunft dafür sorgen, 
daßdieschönsten _ 


Urlaubsflecken 


der Welt so 
bleiben, wie 
sie die Gäste 
unserer 
Veranstalter 
erwarten. 


TOUROPA 
SCHARNOW 
TRANSZUROPA 


HUMMEL 


Dr.Tigges 


twen-tours 


Andalusien 
Estepona, Robinson Club 
„Atalaya Park“ mit Halbpension 


2 Wochen 
einschl. Flug 
schon für 


Kärnten 
Schönleit'n, Appartement (Unterk.) 
2 Wochen schon für DM 714 


mit Bahnfahrt 


z.B. ab Frankfurt 
schon für DM 979 


Alle Preise je Person im Doppelzimmer 


om 1.421 
_ HUMMEL 


Extraleistung 
Galadiner ohne Aufpreis 
in 9 Hotels von Iberotel 


m 1.034 
Dr.Tigges 


Mallorca 
Playa de Palma, 
RIU-Hotel Rio Bravo mit Halbpens. 


2 Wochen 


Ft om L.0O59 


2 Wochen 
Cala Millor 


schon für 


Von Altenau bis Acapulco, von Zentralasien bis Zwiesel! 


Das ist die große Urlaubsvielfalt, die Ihnen die Veranstalter 
der TUl-Touristik Union International bieten. Die neuen 
Sommerkataloge von Touropa, Scharnow, TransEuropa, 
Hummel, Dr. Tigges und twen-tours erhalten Sie jetzt 
wieder kostenlos in jedem TUl-Reisebüro. Und nur dort! 
Achten Sie auf das TUI-Zeichen am Reisebüro, denn nur 
unter diesem Zeichen ist Ihnen die Erfahrung und die 
Sicherheit des größten Urlaubsunternehmens in Europa 


garantiert. 


Costa de la Luz 
Appartements El Flamero 


mit Übernachtung 
2W. 

om 689 
twen-tours 


fochen 
einschl. Flug 
schon für 
Mallorca 
Puerto de Andraitx, 
TUI-Segelschule, mit Vollpension 


2 Wochen 
oı 694 


einschl. Flug 
schon für 


Raumfahrt: Grill über dem Globus 


Ausweg aus der Energienot oder Staatsbankrott? In 
Amerika streiten sich Befürworter und Gegner über den 
Nutzen riesiger Sonnenkraftwerke im All. Jede der ge- 


W: einst Wernher von Braun den 
Flug zum Mond plante, im 
Marshall-Raumflugzentrum Huntsville 
(Alabama), probt die All-Macht USA 


eine neue Ära der bemannten Raum- 
fahrt — unter Wasser, in einem Tank, 
etwa so groß wie ein dreistöckiges 
Wohnhaus. 

Doch anders als ihre Vorgänger, die 
in dem Behälter noch den Ausstieg aus 
den Luken von „Apollo“-Raumschif- 
fen oder der „Skylab“-Station trainier- 
ten, lernen die künftigen Crews der US- 
Raumfähre vom Typ „Space Shuttle“ 
— voraussichtlicher Erstflug im Som- 
mer dieses Jahres — ein regelrechtes 
Handwerk: Weltraum-Monteur. Dabei 
üben sie, meterlange Holme aus Gra- 
phit und Aluminium zu plattformähnli- 
chen Strukturen zusammenzusetzen. 

Die Taucharbeiten im Raumanzug 
sind die ersten Vorbereitungen zu 
einem Projekt, das der langjährige 
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Nasa-Manager Christopher Kraft als 
„Vvisionär“ bezeichnet. Es soll der US- 
Raumfahrt frischen Schub liefern 
und obendrein der Nation aus allen 
Energie-Nöten helfen — mit Hilfe von 
Großkraftwerken, die, in 36 000 Kilo- 
meter Höhe schwerelos über dem Glo- 
bus schwebend, unablässig Sonnenlicht 
in Strom umwandeln sollen. , 

Von neuem, wie zu Zeiten des 
Mondprojekts Apollo, möchten die 
Nasa und ihre industriellen Auftrag- 
nehmer sich dafür ins Zeug legen — 
nur ist diesmal alles noch ein paar 
Nummern größer. 

Jedes der erdumkreisenden Solar- 
kraftwerke wäre mit über 50 Quadrat- 
kilometer Fläche so groß wie die Wol- 
kenkratzer-Insel Manhattan, 460 Mil- 
lionen Photozellen, die das Sonnenlicht 
in Elektrizität umsetzten, müßten für 
jedes Solarkraftwerk mit Graphit ver- 
netzt und zwischen seitlichen Holmgit- 


planten 60 Anlagen soll viermal soviel Strom erzeugen 
wie ein Atomkraftwerk der Biblis-Klasse. Astronomisch 
auch der Preis des Vorhabens: eine Biliion Dollar. 


tern aus Leichtmetall, die als Rahmen 
dienen, verspannt werden. Mit 50 000 
Tonnen wäre jede der Strukturen so 
schwer wie ein Flugzeugträger der 
„Midway“-Klasse. 


Überdimensional wäre auch der 
Energie-Ausstoß der Raumstruktur: Je- 
des Sonnenkraftwerk soll fünf Giga- 
watt (Millionen Kilowatt) elektrischen 
Strom erzeugen, viermal soviel wie ein 
Atommeiler der Biblis-Klasse. Über- 
tragen werden soll die Energie von der 
Sonne mit Hilfe eines Konverters, der 
die aufgefangene Energie in Mikrowel- 
len umwandelt. Eine Art Brennspiegel, 
am Kopfende der Station montiert, soll 
die gebündelten Mikrowellen auf irdi- 
sche Empfangsantennen (Durchmes- 
ser: zehn Kilometer) ausrichten. Von 
hier könnte die wieder zu Strom umge- 
wandelte Energie in die Hochspan- 
nungsleitungen der Versorgungsnetze 
fließen. 


Die Befürworter des „Solar Power 
Satellite“ (SPS) werben für den Sonnen- 
ofen mit einem emphatischen Be- 
kenntnis Jimmy Carters. Im Ton von 
John F. Kennedy, der seinem Volk die 
Monderoberung „noch innerhalb dieses 
Jahrzehnts“ versprochen hatte, kündig- 
te Carter am 15. Juli letzten Jahres an, 
„bis zur Jahrtausendwende“ sollten 20 
Prozent des US-Energiebedarfs aus so- 
laren Quellen gedeckt werden. 

Zwar ließ der Präsident offen, auf 
welche Art das zu geschehen habe. 
Doch vier Monate später gab das Re- 
präsentantenhaus in Washington 25 
Millionen Dollar frei, „um die techni- 
sche Machbarkeit und den wirtschaftli- 
chen Nutzen eines SPS-Projekts zu prü- 
fen“. 

Noch im Juni dieses Jahres soll an- 
hand einer Studie, die vom US-Ener- 
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Blechrollen aus Aluminium zu einem 
Traggitter verarbeiten. 

Zum Bau der Großkraftwerke frei- 
lich müßten wahre Materialberge in 
den Himmel gehievt werden. Denn ins- 
gesamt, so heißt es in einer Systembe- 
schreibung, soll ein Kranz von 60 Son- 
nenenergie-Satelliten errichtet werden; 
sie könnten die Hälfte des derzeiti- 
gen US-Strombedarfs decken. Erste 
Voraussetzung für das kosmische Bau- 
Unternehmen aber wäre eine Flotte 
von wiederverwendbaren Raumtrans- 
portern, neben denen die Raumfähren 
vom Typ „Enterprise“ beinahe zwer- 
genhaft erscheinen müßten. 

Die Transporter (geplante Nutzlast: 
500 Tonnen) wären laut Systembe- 
schreibung, an der Branchenriesen wie 
Rockwell, Boeing und Martin Marietta 
mitgewirkt haben, fünfmal so massig 


Astronauten beim Unterwassertraining*: Üben für das Himmelshandwerk 


gieministerium und der Nasa geliefert 
wird, über den Fortgang der For- 
schungsarbeiten entschieden werden — 
vermutlich positiv, wie die SPS-Ver- 
fechter meinen. Anfang letzten Monats 
nämlich, auf der Weltfunk-Verwal- 
tungskonferenz in Genf, ließen sich die 
amerikanischen Vertreter schon die er- 
sten Frequenzen für die Mikrowellen- 
Übertragung aus dem All genehmigen. 


Bereits Mitte der achtziger Jahre, so 
sieht die Nasa vor, sollen Astronauten 
fähig sein, die Bauplattform für ein 
kleineres Versuchskraftwerk im All zu 
montieren: Selbsttätig, gleichsam aus 
dem hohlen Bauch der Raumfähre 
Space Shuttle, soll ein Automat 
(„Beam Builder“) die mitgeführten 


* Für den Zusammenbau von Raumstrukturen in 
der Erdumlaufbahn im Marshall-Raumflugzen- 
trum Huntsville (Alabama). 


DER SPIEGEL, Nr. 5/1980 


wie die 112 Meter hohe und fast 3000 
Tonnen schwere Mondrakete „Saturn 
V“, Gleichwohl aber wären 30 Jahre 
lang 500 Transporter-Starts pro Jahr 
nötig, um die erforderlichen Montage- 
Trupps und Baumengen in erdnaher 
Umlaufbahn abzusetzen. 


Die in einigen hundert Kilometern 
Höhe montierten Großteile müßten 
dann von einem riesenhaften Schlepper 
(„Space Tug“), der gleichfalls noch zu 
konstruieren wäre, zur Endmontage in 
36 000 Kilometer Höhe gebracht wer- 
den. Dort würden die Kraftwerke, da 
ihre Umlaufzeit mit der Erddrehung 
übereinstimmte, in bezug auf die Erde 
eine feste Position einnehmen. 

Gegen die Koalition von Raumfahrt- 
industrie und Nasa regt sich jedoch 
eine immer stärkere Opposition. 40 
Umweltschützergruppen, angeführt 


Arzneimittel, wie z. B. Tetracycline u täparale, 
beeinträchtigen. Nicholas Gesellschaft ort est Subnsahris: 
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Peter Scholl-Latour: 


Augenzeuge des größten 


Dramas unserer Zeit 


Peter Scholl-Latour hat den Krieg 
in Indochina von Anfang an mit- 
erlebt - zuerst als französischer 


graphie, die sich spannender liest 
als mancher Kriminalroman. Sie 
ist zugleich das bislang wichtigste 


Soldat, dann als deutscher Journa- Buch über diesen Dreißigjährigen 
list, Deshalb ist seine faszinierende Krieg, der die Welt von Grund auf 
Reportage auch ein Stück Autobio- verändert hat. 


zu 


=. 


re 


| 
| 
| 
| 
| 
| 


Deutsche Verlags-Anstalt 


384 Seiten 


und 2 Karten, DM 32,- 


PETER 


SCHOLL-LATOUR 


Dreißig 
Jahre \ 
Krieg ın | 
Indochina | - 


ausgerechnet von den Befürwortern der 
Nutzung von Sonnenenergie, fürchten 
nicht nur hohe Umweltrisiken, sondern 
gar den Staatsbankrott, wenn das SPS- 
Projekt verwirklicht werden würde. 
Sein horrender Preis — 500 Milliarden 
bis eine Billion Dollar — würde kaum 
noch Investitions-Dollars für Kollekto- 
ren auf den Hausdächern der Amerika- 
ner übriglassen. Und von denen ver- 
sprechen sich nicht nur die Umwelt- 
schützer raschere Unabhängigkeit vom 
öl. 

„Die Sonnenkraftwerke im All“, so 
ergriff die führende Wissenschaftszeit- 
schrift „Science“ Partei für die Kriti- 
ker, „bedeuten die monströse Perver- 
sion all ihrer Hoffnungen.“ 


Auch der Kongreß-Abgeordnete Ho- 
ward Wolpe aus Michigan stimmte ge- 
gen die Vorstudien für das großtechni- 
sche Vorhaben. „Die bisher bereitge- 


-stellten Mittel“, meint er, „sind der er- 


ste Schritt, um uns verfrüht auf die 
Entwicklung eines Solarkraftwerk- 
Konzeptes festzulegen.“ 


Mit dem Bau freischwebender Son- 
nenkraftwerke, so führen deren Wider- 
sacher an, fielen vor allem enorme 
Rohstoffmengen für den Einsatz auf 
der Erde aus. Schon ein einziges Solar- 
Kraftwerk würde drei Zehntel Prozent 
der Weltjahresproduktion an Alumini- 
um verschlingen. 


Bei den zahlreichen Raketenstarts 
schließlich würden die besonders emp- 
findlichen oberen Schichten der Erdat- 
mosphäre verschmutzen, und die Mi- 
krowellenbündel aus den 60 SPS- 
Kraftwerken könnten die Lufthülle 
womöglich überhitzen. „Niemand weiß 
genau, wie sich der Energietransfer 
durch die Atmosphäre auswirken wür- 
de“, warnt etwa der Mikrowellenspe- 
zialist Dr. William Gordon von der 
amerikanischen Rice University. 


Auch in der Nasa wachsen unterdes 
die Zweifel an dem futuristischen Pro- 
jekt. Er sei „ziemlich skeptisch“, be- 
kennt Robert Frosch, der die verschie- 
denen Vorhaben der Raumfahrtorgani- 
sation koordiniert. 


Frosch beruft sich dabei auf eine 
Studie, wonach Strom, aus einer Um- 
laufbahn geliefert, nicht preisgünstiger 
sei als aus entsprechend vielen Kohle- 
kraftwerken — und das, obwohl das 
Sonnenlicht im All im Gegensatz zur 
Kohle umsonst zu haben wäre. 


Auch die Netto-Energieausbeute des 
SPS, so hat ein Forscherteam der Uni- 
versität von Illinois errechnet, fiele eher 
bescheiden aus. Stelle man die Rake- 
tentreibstoffe und jenen Stromaufwand 
in Rechnung, der für die Herstellung 
der Photozellen und des Aluminiums 
gebraucht würden, strahlten die 60 Son- 
nenöfen während ihrer gesamten vor- 
aussichtlichen Lebensdauer nur dop- 
pelt soviel Energie zur Erde, wie zu ih- 
rer Herstellung gebraucht wurde. 


Urs Widmer über Gert Jonke: 
„Der ferne Klang‘ 


Ein ferner Klang, deutlich zu hören 


Jonke 


Gert Jonke, geboren 1946 in Klagenfurt, 
lebt als freier Schriftsteller in Wien. — 
Urs Widmer, geboren 1938 in Basel, 
Schriftsteller in Frankfurt, hat zuletzt das 
Theaterstück „Stan und Ollie in Deutsch- 
land“ publiziert. 


has wieder — und für die Beteilig- 
ten bestürzend schnell — hat eine 
Generation von Schriftstellern, die 
eben noch kindlich und Obstler trin- 
kend und in den meisten Lesern wohl 
allenfalls Hoffnungen erweckend über 
die Buchmessen purzelten, ihre eigene 
unverwechselbare Geschichte bekom- 
men. 

Gert Jonke zum Beispiel, der 1969, 
damals 23jährig, sein erstes Buch ver- 
öffentlichte (den „Geometrischen Hei- 
matroman“), ist unversehens (nicht für 
ihn, aber für andere) „reif“ geworden 
— wenn ein solcher Begriff bei ihm 
nicht besonders grotesk wirken würde: 
was er allerdings wiederum nur tut, 
weil nicht interesselose oder einfach 
nur treuherzige Literaturinterpreten 
uns über Jahrzehnte hinweg daran ge- 
wöhnt haben, die rigide Zwanghaftig- 
keit eines Thomas Mann für reifer zu 
halten als das hülflose Zittern eines 
Eduard Mörike. 


Jedenfalls, gerade eben noch gehörte 
Gert Jonke — in seiner fernen Heimat- 
stadt Klagenfurt den Klängen der Wie- 
ner Gruppe lauschend, dann jenen der 
Grazer — der bislang letzten deutsch- 
sprachigen Avantgarde an (ganz un- 
kämpferisch übrigens, mit einer eher 
träumerischen Radikalität), und man- 
che seiner Arbeiten zeigten vielleicht 
auch die Schwächen — wenn man sie 
denn als Schwächen sehen will — so 
vieler Avantgardisten: daß bei ihnen 
— notgedrungen, denn sie sind jung — 
der formale Wille heftiger ist als die 
Lebenserfahrung. (Ausnahmen bestäti- 
gen die Regel.) 

Daß heute jede Avantgarde abge- 
wirtschaftet zu haben scheint, spricht 
nicht gegen die Experimente von da- 
mals, aber es gibt natürlich Gründe da- 
für, daß inzwischen keiner mehr ein 
Avantgardist sein will: Wer möchte 
denn Literatur als ein Leistungsrennen 
sehen, in dem — analog zu unserem 
Büroleben — mal Artmann vorn ist, 
dann wieder Graß hinten? Obwohl. 
Der widerstandslose Verzicht so vieler 
neuer junger Autoren auf radikale Me- 
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thoden — auf das Nachdenken über 
Methoden überhaupt — ist ein bißchen 
traurig anzusehen und macht manche, 
mich zum Beispiel, zuweilen etwas ag- 
gressiv. Ich habe dann den Verdacht, 
daß den Stiefeln, in denen schon man- 
che Väter keine sieben Meilen weit ka- 
men, die Sohlen schon nach ein paar 
hundert Metern abfallen werden, wenn 
die Söhne damit loslatschten. 

Vielleicht ahnten die so oft als For- 
malisten verschrieenen Schriftsteller 
wie Gert Jonke, daß Literatur Zeit 
braucht. Daß Methoden etwas sehr 
Persönliches sind, nichts schnell Lern- 
und beliebig Verfügbares. In Gert Jon- 


Gert Jonke: 

„Der ferne Klang“ 
Residenz Verlag 
Salzburg 

264 Seiten 

32 Mark 


ke sind sie im Gegenteil sehr langsam 
gewachsen und beginnen nun, ein Teil 
von ihm geworden, im „Stoff“ (d.h. 
den Erfahrungen ) zu verschwinden — 
denn diese haben Jonke gewiß, ohne 
daß er sie vor uns ausbreitete, einge- 
holt. 

„Vorhin haben auf einmal sämtliche 
Schornsteine des Hauses dort weiter 
vorne eine ergreifende Musik zu blasen 
begonnen, und zwar zunächst in verein- 
zelt ganz tiefen aus den Rauchfängen 
hervorgekeucht ungeordnet aus allen 
Kaminen durcheinander hervorbre- 
chend heftig auch spuckend manchmal 
durchaus ebenso leicht rülpsähnlich 
kräftig hinweggepreßten Gebläsestö- 
Ben...“ 

So beginnt das Buch, das anfangs 
mit dem timing nicht nur von SPIE- 
GEL-Lesern in Konflikt geraten könn- 
te, weil seine kleinsten Zeitmaße Be- 
griffe wie „damals“ oder „bald“ sind. 
Wenn wir uns aber auf Jonkes wie von 
einem ruhigen Atmen bestimmtes Tem- 
po einlassen, blühen seine komplexen 


Sätze mit großer Selbstverständlichkeit 
in uns auf, auch dann, wenn er über 
seinem gelassenen Grundmetrum hekti- 
sche Zweiunddreißigstel spielt. Gewiß, 
wir müssen die Sätze lesend nochmals 
schreiben, im Kopf, aber dann haben 
sie einen „Sinn“, und ihre Reihung er- 
gibt eine „Handlung“. 


Nämlich: Ein Mann — es ist wieder 
jener Komponist, der schon in Jonkes 
Erzählung „Schule der Geläufigkeit“ 
(1977) keine Note mehr aufs Papier 
brachte — wacht in einem Zimmer auf, 
das er nicht kennt, in einem fremden 
Bett. Er liegt in der geschlossenen Ab- 
teilung eines psychiatrischen Kranken- 
hauses. Die Ärzte sagen ihm — er sel- 
ber weiß von nichts —, er habe ver- 
sucht,. sich umzubringen. Das Opfer 
einer Verwechslung oder auch nicht — 
er tastet sich in sein altes Leben zurück 
bzw. in ein neues, sehr bald mit Hilfe 
einer Frau, die mit der Heftigkeit einer 
auferstandenen Toten plötzlich da ist 
und, nach zwei, drei Gesprächen und 
einem. Kuß, ebenso unerwartet wieder 
verschwindet. 


Der Rest des Buchs, sein weitaus 
größter Teil, besteht aus den Bemühun- 
gen des Helden, der nie einen Namen 
bekommt, diese fremdvertraufe Frau 
wiederzufinden. Er haut aus der An- 
stalt ab, will mit einer Theatertruppe in 
die Stadt fahren, in der er die Frau ver- 
mutet (kommt aber wieder in der eige- 
nen an), säuft sich mit einem Dichter, 
der neben einer Sektkellerei wohnt, 
einen Rausch an, denkt lange Gedan- 
kenketten über dieses und jenes und 
stolpert schließlich in eine Revolution 
hinein, die — ein Fest für einen Tag — 
endlich alle Dumpfheit aus dem Land 
vertreiben soll, das vielleicht Österreich 
heißt, aber auch die Bundesrepublik 


sein könnte. 


Ja, an diesem Tag trifft er sogar eine 
Frau, die der ersehnten recht sehr 
gleicht, nur, sie sagt im ersten dämmri- 
gen Winkel eines Parks so locker ein 
Wort, das er selber bis dahin nie auch 
nur zu denken gewagt hat — jenes, das 
mit „vö“ anfängt und mit „geln“ endet 
—, daß er erschrocken flieht. Er wan- 
dert aus der Stadt in weite Felder hin- 
ein, in denen ein von fern her kommen- 
der Wind, in ausgetrockneten Mais bla- 
send, eine nie gehörte Musik erzeugt; 
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In 12 Jahren paßt er in Vaters Schuhe. 
So lange braucht ein heute entdecktes 
Medikament vom Forschungslabor 
bis in die ärztliche Praxis. 


Oliver ist nicht krank, zum Glück. Aber wir 
Menschen können nicht in die Zukunft schauen. Wir wis- 
sen nicht, was morgen passiert. Das aber ist sicher: Es 
gibt noch zu viele Krankheiten, die nicht behandelt wer- 
den können. Krankheiten, von denen wir zwar einiges 
wissen, gegen die es aber noch kein wirksames Medikao- 
ment gibt. 
Deshalb sind neue Arzneimittel Teil unserer Zu- 
kunft. Dafür forschen wir, stetig und gezielt. 

Die Entwicklung und Erprobung eines neuen 
Arzneimittels dauert 8 Jahre. Und mehr. Plus weitere Jahre, 
bis es die Hürden der Zulassung überwunden hat und 
der Arzt das Arzneimittel kennt. Das sind im Durchschnitt 
12 Jahre. 

Von 1017 neuen Arzneistoffen, die nach 1960 
entwickelt und in die Therapie eingeführt wurden, kamen 
95,5% aus Ländern mit marktwirtschaftlicher Ordnung, 
mehr als 60% allein aus den USA, aus Frankreich und aus 
derBundesrepublik Deutschland. Wettbewerb fördert die 
Forschunggsleistung. 

Die deutsche pharmazeutische Industrie gibt 
jährlich über eine Milliarde Mark für Forschung und Ent- 
wicklung aus. Heute für morgen. Auch für Olivers Zukunft. 


- Pharma-Forschung ist teuer. 


Aber ein Menschenleben ist unbezahlbar. 


COUPON % 


Bitte schicken Sie 
mir Informationen 
über die Forschung, 

ntwicklun 
und Herstellung von 
Arzneimitteln. 


Bundesverband der 
Pharmazeutischen 
Industrie e.V. 
Karlstroße 2], 
6000 Frankfurt/Main 


Hotel Bilderberg 

Ein Tatsachenroman, der in einer kritischen 
Öffentlichkeit wie Sprengstoff wirken müßte. 
(rororo allgemein 4471/DM 4,80) 


Unvergeßlicher 

Heinz Erhardt 

Heiteres und Besinnliches 

(rororo allgemein 4245/DM 3,80) 


Herbert Heckmann/Michael Krüger (Hg.) 
Haus! schönsten deutschen 
Ki ichte 

(rororo allgemein 4474/DM 7,80) 
Rosemarie von dem Knesebeck IHg.) 


In Sachen Filbinger gegen Hochhuth 
(rororo allgemein 4545/DM 7,80) 


Blanche McCrary Boyd 

Traver über den Tod der Magie 

Roman. Die Autorin erzählt von drei Kindheits- 
gefährten, die sich nach langer Zeit verwandelt 
wiederbegegnen. 

(rororo neue frau 4480/DM 4,80) 


Michel de Castillo 

Elegie der Nacht 

Eine Jugend in Straflagern 

(die rororo’s mit dem panther 4482/DM 5,80) 


Ruth Weiss (Hg.) 


Frauen gegen Apartheid 

Zur Geschichte des politischen Widerstandes 
von Frauen in 

{rororo aktuell 4351/DM 6,80) 


Väclav Havel 

Versuch, in der Wahrheit zu leben 
Von der Macht der Ohnmächtigen 
(rororo aktuell 4624/DM 4,80) 


Imanuel Geiss 


(rororo handbuch 6239/DM 9,80) 


Klaus Theweleit 

Männerphantasien 

Band]: Frauen, Fluten, Körper, Geschichte 
{rororo sachbuch 7299/DM 12,80) 


Band 2: Männerkörper - zur Psychoanalyse des 


Weißen Terrors 

(rororo sachbuch 7300/DM 12,80) 
Cheryl Benard/Edit Schlaffer 
Der Mann auf der Straße 


Über das merkwürdige Verhalten von Männern in 


ganz alltäglichen Situationen. 


(rororo sachbuch 7305/DM 6,80) 


Vom Fortschritt in die Unmenschlichkeit 
{rororo sachbuch 7288/DM 4,80) 


Rowohlt Taschenbuch Verlag 


die Natur singt. Der Komponist steht 
da. Die Frau bleibt verschwunden. 


Offenkundig ist diese episodenartig 
gereihte Geschichte der nahe Klang, 
mit dem ein fernerer überlärmt wird. 
Hinter diesem halbwegs schützenden 
Geräuscheschild spielt Jonke eine viel 
intimere Melodie. Die euphorische In- 
tensität, mit der er sich auf jede Ablen- 
kung vom behaupteten Handlungsziel 
einläßt, erscheint zunächst wie ein 
Mangel an künstlerischer Ökonomie, 
hat aber ihren Sinn: 


Alles, was nicht in die Arme der na- 
menlosen Frau führt, ist Diabelli, Jon- 
kes Helden, recht. Dessen viele Gedan- 
ken sind nicht die „eigentlichen“, sie 
dienen eher dazu, einen Gedanken — 
welchen auch immer — nicht zu den- 
ken. Er wird wohl mit jener wie ein un- 
abweisbarer Traum _ aufgetauchten 
Frau zu tun haben (auf der Suche nach 
ihr begegnen wir, ihr sinnenfreudiges 
Ebenbild ausgenommen, ausschließlich 
Männern), die jener gleicht, von der 
Goethe schrieb: „Ach, du warst in ab- 
gelebten Zeiten meine Schwester oder 
meine Frau“ — und fast fürchte ich, 
daß er mit diesem Geständnis ahnungs- 
voll eine falsche Spur legte. 


Jonkes Held, dessen Vermeidungs- 
strategien zuweilen wirklich heroisch 
sind, will auch von anderem nichts wis- 
sen. „Irgendwie muß ich mir derart aus 
der Haut gefahren sein“, sagt er, „daß 
ich nicht mehr von mir selbst als Per- 
son in mir zu denken wünsche.“ Und er 
tut es, radikal, er stellt sich nach innen 
blind und sagt mit keinem Wort, wel- 
che Schrecken in ihm leben, daß er es 
vorzieht, in der Außenwelt zu verflie- 
ßen statt in den Grenzen der Haut zu 
bleiben. Immer bewußter will er sich 
fremd bleiben. Er ist glücklich darüber, 
weil es ihm so etwas wie Rettung ver- 
spricht, und er zittert, weil er ahnt, daß 
er es wollen muß. Er sagt nun zu sich 
selber nicht mehr /ch — er will ja kein 
Ich mehr haben —, sondern Du — er 
hat ja dennoch eins — und später sogar 
Sie: „Vielleicht wird es am besten sein, 
sich für einige Zeit zu trennen, ver- 
stehst du? Verstehen Sie, wollte ich sa- 
gen.“ 


Was für eine irritierende Wohltat, 


dennoch, in einer Literatur von Indivi- 
duationsversuchen einem Helden zu be- 
gegnen, der dieser traditionsbelasteten 
Egozentrie mißtraut und höfliche Di- 
stanz zu sich selber wahrt. Sein 
schon zu Beginn nicht sehr stabiler 
Körper scheint sich während seiner 
Flucht immer mehr aufzulösen in — ja 
in was denn? 


In Luft (er geht durch die Welt, als 
trüge er eine Tarnkappe)? Oder in Mu- 
sik? Möchte er selber jene Töne sein, 
die, jedem Menschengestümpere über- 
legen, aus den Maisfeldern klingen? 
Möchte er, statt ein Avantgarde-Com- 
positeur, die Stimme der vielen Men- 
schen um ihn herum werden, anonym 
und ein Teil von ihnen, und ist er so 
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Fachmagazin „Buchreport“. 


einsam, weil einer wie er nie mit der 
„Stimme des Volkes“ singen wird, seit- 
dem alle Völker und seines speziell von 
der Geschichte krummgeschlagen wor- 
den sind? 


Gert Jonke gehört nicht zu denen, 
die aggressiv die Mängel der Welt be- 
nennen wollen. Mit einer zuweilen 
trauervollen Ironie erschreibt er sich 
statt dessen seinen Bedarf an Schönheit 
und Zärtlichkeit selber. Er ist, wenn wir 
den Begriff tödlich ernst nehmen, ein 
Romantiker: einer, dem ein geheimer 
Verlustschmerz die Welt fremd macht. 
Die Gefährdung seiner magisch selbst- 
erschaffenen Welt zittert in jedem Satz. 
Der Selbstmord — am Schluß, ins Kos- 
mische projiziert, das mögliche Welt- 
ende — ist ja auch das Leitmotiv des 
Buches; und daß Diabelli alles nur ge- 
träumt haben möchte, zeigt nur, daß 
der romantische Traum nie einer war, 
der in die Idylle führt. 


Man kann den „Fernen Klang“ als 


- eine Utopie einer schöneren Zukunft 


lesen, in der Seiltänzerinnen ohne Seil 
von Turm zu Turm gehen werden; als 
„die Ouvertüre der überwältigenden 
Schönheit eines herbeigehofften Unter- 
gangs“; als Polemik gegen die Psy- 
choanalyse; als Satire; und, vor allem 
auch, als eine Art Musikstück. 


Gewiß haßt Jonke zuweilen die Ein- 
deutigkeit der Bedeutungen der Wörter 
und sehnt sich nach einem Medium, 
von dem nicht alles gleich schon in den 
Filtern unseres Verstands hängenbliebe 
— so wie Schubert uns Tränen in die 
Augen treibt, und wir wissen nicht war- 
um. Vielleicht musikalisiert Jonke auch 
darum immer freier unsere Alltagsspra- 
che. Immer unerhörtere Akkorde rau- 
schen aus seinen Seiten auf, und wir 
lauschen ihnen, als seien sie immer 
schon in uns verschüttet gewesene Me- 
lodien. 


“Und trotzdem, nie bin ich ganz die 
Frage losgeworden — mir hat man im- 
mer gesagt: Bub, mach die Augen auf 
—, wieviel „Welt“ denn so ein Buch 
nun enthalte, in dem es zwar einen Ge- 
neralstreik gibt, dessen Distanz zum 
Alltag der meisten dennoch so groß ist, 
daß es ihn gar nicht wahrnimmt. Aber 
wie komme ich dazu, von Jonke zu 
wollen, daß er „Berlin Alexanderplatz“ 
oder den „Grünen Heinrich“ schreibt? 
Kann das denn einer, der kann, was er 
kann? 

Er nimmt den Kampf mit den Krü- 
melmonstern des Alltags auf seine Wei- 
se auf, indem er zeigt, wieviel er von 
den Ahnungen des Gefühls und den 
Wirrwegen des Verstands weiß. Seine 
eingangs von mir behauptete Reife ist, 
die Bedrohungen metaphorisch zu be- 
wältigen und, wo im „wirklichen Le- 
ben“ alles strukturlos zerfließen müßte, 
das sich selber fremde Leben seines 
Helden in einer Sprache zusammenzu- 
halten, die, unvertraut und künstlich, 
stets seine eigene ist. 


Eine Auswahl 


Unverzichtbar für jeden Filminteressierten 


Gregor, Ulrich/Patalas, Enno 
Geschichte des Films 
Bd.1:1895-1939 
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Bd. 2: 1940-1960 
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Institutionen, Technik, Theorie 

16228, 6229,6230/je DM 9,80) 

Band 4-6 Personen, Regisseure, Schauspieler, 
Kameraleute, Produzenten, Autoren 

(6231, 6232, 6233/je DM 9,80) 

Band I-6 komplett: [6234/DM 49,00) 


Programm Roloff und Seeßlen 
Western-Kino 

Geschichte und Mythologie des Western-Films 
(Grundlagen des populären Films ]} 


(7290/DM 7,80) 


Programm Roloff und Seeßlen 


| Kino des Phantasti 


Geschichte und Mythologie des Horror-Films 
(Grundlagen des populären Films 2) 
(7304/DM 7,80) 


Weitere Titel aus dem Programm Roloff 
und Seeßlen sind in Planung. 


Aus der Praxis für die Praxis 


Kuball, Michael 

Familienkino 

Geschichte des Amateurfilms in Deutschland. 
Band ]: 1900-1930 

17186/ DM 8,80), 

Band 2: 1931-1960 

(7187/ DM 8,80) 


Lechenauer, Gerhard 
Filmemachen mit Super 
(7069/DM 8,80) 


Lechenauer, Gerhard (Hg.) u.a. 

Alternative Medienarbeit mit Video und 
Film 

(7184/DM 7,80) 
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Lernen Sie 
die . 
Geschäfts- ‚A 


a N 


da nal N 
Shakespeare’s 


D ie Berlitz-Sprachschulen tragen seit 
über einem Jahrhundert weltweit dazu 
bei, Englisch zurinternationalen Geschäfts- 
sprache Nr. 1 zu machen. Schon in weni- 
gen Wochen kann Berlitz Ihnen helfen, sich 
als internationaler Geschäftsmann auch 
international zu verständigen. 

Denn Berlitz bietet allen europäischen 
Führungskräften, Geschäftsleuten und 
Studenten an, sich bei angesehenen 
britischen Sprachschulen einzuschreiben: 
Birmingham, Edinburgh, Leeds, London 
oder Manchester. 

In diesen 5 Städten (und weiteren 200 
auf der ganzen Welt) hat Berlitz Studien- 
zentren eingerichtet und speziell für die 
Durchführung von Sprachprogrammen im 
internationalen Rahmen ausgestattet. 

Unsere Lehrer setzen konsequent das 
von Berlitz exklusiv entwickelte Multi- 
Media-Lernsystem ein. Und die Leute auf 
der Straße, im Restaurant oder Hotel bilden 
Ihr denkbar lebendigstes „Klassenzimmer”. 
So eignen Sie sich in kürzester Zeit einen 
vielseitigen, praxisbezogenen Wortschatzan. 

Durch diese völlige Konzentration auf 
das Erlernen der englischen Sprache im 
britischen Umfeld erreichen Sie tatsächlich 
mehr, als sich nur Englisch verständigen zu 
können: Sie leben und denken Englisch. 

Sie können also reisen und lernen zu- 
gleich. Berlitz kümmert sich um alles 
weitere, sobald Ihr Flugzeug gelandet ist. 


Informationen von: 


THE BERLITZ SCHOOL OF LANGUAGES 
| (Britische Zentrale) 

Wells House - 79, Wells Street - London WIA3BZ - 
| Telefon: (00441) 4861931 - Telex: (0051) 27653 


| Name und Vorname: 


| Adresse: 


rue; ur an, wieviele Wochen Sie Zeithaben: 
1 
| Die Stadt Ihrer Wahl: 


Das Datum, an dem Sie beginnen können: 
- Für Deutschland: 
| Frankfurt - Telefon: (0611) 281179 - Telex: 411017 


- Für Österreich: 
| v Wien - Telefon: (0222) 520756 


- Für die Schweiz: 
Basel - Telefon: (4161) 233346 


| 

| 

| 

| 

| 

| 

| Beruf: Tel.: | 
ET TREE 
| 

| 

| 

| 

| 

| 


BERLITZ’ 


Seit 1878 


MPW Univas 
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KUNST 
Wolken hören 


Lebhafter Grenzverkehr herrscht, in 
den letzten Jahren unüberhörbar zu- 
nehmend, zwischen Musik und bilden- 
der Kunst: Die Berliner Ausstellung 
„Für Augen und Ohren“ erschließt ein 
neues Thema. 


ie „Bilder einer Ausstellung“ hat 

der Kulturmensch nicht vor 
Augen, er hat sie im Ohr. Das so be- 
nannte Konzertstück von Modest Mus- 
sorgski gehört zum internationalen 
Repertoire; die Werke seines Maler- 
freundes Viktor Hartmann, an denen 
der russische Komponist sich (1874) in- 
spiriert hatte, sind längst verschollen. 


Doch in der Berliner Akademie der 
Künste kann man die „Bilder“ derzeit 
auch besichtigen — als eine Reihe von 
zehn bunten Raster-Gemälden, die ge- 
nauso (beispielsweise „Das alte 
Schloß“ oder „Ballett der Küchlein“) 
heißen wie die einzelnen Abschnitte des 
Musikwerks. Kassettenrecorder, zwi- 
schen den Bildern aufgestellt, lassen 
sukzessive jene verbindenden „Prome- 
naden“-Partien ertönen, die bei Mus- 
sorgski den Gang durch die Ausstel- 
lung andeuten, und geleiten den Be- 
trachter die Bilder-Reihe entlang. 


Das hat der Berliner Künstler Klaus 
(„KP“) Brehmer.so eingerichtet. Er hat 
die Hauptmotive der musikalischen 
Komposition mit Hilfe eines Bildcom- 
puters anschaubar gemacht und die 
Resultate in Dispersionsfarbe auf Lein- 
wand festgehalten. 


Brehmers akustisch-optisches Recyc- 
ling schlägt mit Witz ein, wie sich zeigt, 
ergiebiges Thema an: Zwischen sicht- 
baren und hörbaren Künsten ist, nicht 
erst seit gestern, ein lebhafter Grenz- 
verkehr im Gange. Musiker auf der 
Suche nach neuen Tönen bauen seltsa- 
me Objekte und phantastische Maschi- 
nen, Bildkünstler artikulieren Raum- 
Erfahrung mit Geräuschen, Klängen, 
wohl gar Musik. Und oft leistet aus- 
getüftelte Elektronik Mittlerdienste. 


Das macht die tönende Sechs-Wo- 
chen-Schau „Für Augen und Ohren“ 
deutlich, die in der Berliner Akademie 
angelaufen ist und die gerechterweise 
gleich als „einzig in ihrer Art“ („Mor- 
genpost“), ja als „Meisterwerk von 
Ausstellung“ („Tagesspiegel“) gerühmt 
wird*. 

Mit Inszenierungen „von der Spiel- 
uhr zum akustischen Environment“ 
(so der Untertitel der Veranstaltung) 
sind da beide Sinne gut bedient. Um- 
hallt von Radetzkymarsch und Sphä- 
renklängen, wandelt der Besucher zwi- 
schen Pianolas und totemhaften Orgel- 
pfeifen, Kabelgestrüpp und gemalten 
Bildern, streckt sich auf „Ton-Liegen“ 


* Bis 2. März. Katalog 312 Seiten; 22 Mark. 


aus oder greift zur Geige, deren Bogen- 
strich unversehens durch ein daneben- 
stehendes Radio verstärkt wird. 


Dazu war allerlei Aufwand nötig. 
Zusätzliche Elektro-Steigleitungen 
mußten verlegt werden, um die Aus- 
stellung auf eine Stromstärke von rund 
300 Ampere zu bringen. Eine Zwi- 
schendecke, ein abgeschirmter Perfor- 
mance-Raum und eine Flucht von Ka- 
binetten waren einzubauen, damit nicht 
nur ein Einheits-Lärm entsteht. Und 
seit der Eröffnung sind unentwegt Re- 
parateure tätig, weil das Gerät für 
Augen und Ohren zwar teils im Sinne 
der Erfinder, teils aber auch gegen de- 
ren Absicht vom Publikum bedient 
wird. 

Am Trickbild „Lux 50“ des Pop-Bri- 
ten Richard Hamilton etwa, das ein 


Partch-Instrumentalist mit „Kriegsbeute“ 
Verhext in 43 Tönen 


gemaltes mit einem wirklichen Radio 
kombiniert, einen anderen Sender ein- 


zustellen, ist zwar nicht verboten, aber 
auch nicht besonders sinnvoll. 


Hingegen rechnet der „Fluxus“-Mu- 
siker Joe Jones entschieden auf Besu- 
cher-Zugriff. Er hat seinen 1969/70 in 
New York betriebenen „Musikladen“ 
für Berlin rekonstruiert: Bewegliche 
Skulpturen hinter einer Schaufenster- 
scheibe sind durch Knopfdruck von 
außen scheppernd, sirrend oder dröh- 
nend in Gang zu setzen. 

Jones-Landsmann Stephan von Hue- 
ne hat ein Kabäuschen mit Holzklap- 
pern ausgestattet, die (über ein ver- 
stecktes Mikrophon) auf Geräusche 
ansprechen. 


Hingegen ist der „Sunspots“-Raum 
der Amerikanerin Liz Phillips so einge- 
richtet, daß erst Besucher-Bewegungen 
einen Synthesizer erklingen lassen. Ein 


Hamilton-Werk „Lux 50“: Musik aus dem gemalten Radio 


„Cone Pyramid“-Kasten des Franzosen 
Jean Dupuy macht Herz- und Puls- 
schläge vernehmlich, setzt sie aber 
auch in Staubwölkchen um. 


Damit ist ein Leitmotiv der insgesamt 
so ungleichmäßigen wie erfrischenden 
Ausstellung getroffen: Ideen und Infor- 
mationen sind nicht zwingend an ein 
bestimmtes Medium gebunden, sondern 
wechseln, sich wandelnd, frei hin und 


her. Musik wird Bild (bei Brehmer), der ° 


durch eine Videokamera aufgenomme- 
ne bewegte Wolkenhimmel draußen ge- 
rät drinnen (bei Robert Watts) zum 
Tongemälde „Cloud Music“. 


Die Elektronik, die dergleichen mög- 
lich macht, verhilft andererseits den 
Musikern zu neuartiger sowie von Inter- 
preten unabhängiger Produktion. ‚Und 
insofern setzt sie wieder die Entwick- 
lungslinie jener reproduzierenden Mu- 
sikautomaten fort, die dann fast neben- 
bei unerwartete Klang- und Komposi- 
tionsmöglichkeiten eröffneten, Über 
solche Gedankenbrücken sind schließ- 
lich auch elektro-akustische Instrumen- 
te wie „Trautonium“ und „Multimoni- 
ka“ in die Berliner Hör-Schau einbezo- 
gen worden. 

Sie überlappt sich ferner mit 
einem Programm von Vorstellungen 
und Konzerten. So gastiert ein Elektro- 
niker-Team aus New York bis 3. Fe- 
bruar mit einem „Regenwald“ genann- 
ten Klangraum: einem Dschungel voll 
herabhängender Metallobjekte, die alle 
als Lautsprecher für Tonband- oder 
Synthesizer-Musik funktionieren. 

Als Bühnenshow bot eine kaliforni- 
sche Gruppe zum „Augen und Ohren“- 
Auftakt das Tanzstück „Die Verhex- 
ten“ des musikhistorischen Außensei- 
ters Harry Partch (1901 bis 1974), der 
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eine 43-Ton-Skala entwickelt und dafür 
viele exotisch anmutende Instrumente 
gebaut hatte: eine „angepaßte Bratsche“ 
beispielsweise, das Riesen-Schlagwerk 
„Marimba Eroica“ und eine glocken- 
spielartige „Kriegsbeute“ mit Patronen- 
hülsen und Glasschüsseln. Auf Berliner 
Initiative und Kosten wurden sie instand 
gesetzt, junge Musiker und Tänzer zu 
einem Ensemble formiert. 

Demnächst in diesem Musiktheater: 
die Uraufführung eines Klavierwerks 
von Phil Corner aus New York, der KP 
Brehmers „Bilder einer Ausstellung“ 
nun wiederum in Musik rückübersetzt 
hat. Der Titel verspricht kein Ende — 
„Bilder von Bildern von Bildern von 
Bildern...“ 


KÜNSTLER 


Ärgernis, mittelgradig 


Der Zeichner Janssen distanziert sich 
mit „beachtlichem Grobianismus“ 
von einer Janssen-Ausstellung in 
Ost-Berlin. 


n ihrem Horst Janssen haben die 
Hamburger viel Freude. 

Einerseits bereichern die Eskapaden 
des eigenwilligen Graphikers die loka- 
len Klatschspalten. Mal beleidigt Jans- 
sen, laut späterer Selbsterforschung 
„mittelgradig betrunken“, einen Polizi- 
sten als „trübe Tasse“, mal fegt er dem 
Bürgermeister Klose im Restaurant das 
Gedeck vom Tisch, mal beglückt er 
einen Taxifahrer mit einem signierten 
Tausendmarkschein. 

Andererseits wird der Zeichenvirtuo- 
se in seiner näheren Umgebung gerade- 


wegs „zur Malerelite des 20. Jahrhun- 
derts“ („Hamburger Abendblatt“) ge- 
rechnet. Und wer ihn genauer kennt, 
schätzt auch seinen  sarkastischen 
Wortwitz. 

Eine Probe dieses Talents machte 
Janssen am Montag letzter Woche im 
Hamburger Lokalteil der „Welt“ pu- 
blik: Als bezahlte Anzeige ließ Janssen 
einen 135 Zeilen langen polemischen 
Brief einrücken, der den Ständigen 
Vertreter der Bundesrepublik in Ost- 
Berlin, Staatssekretär Günter Gaus, 
zum Adressaten und „das Ärgernis 
Prof. Dr. Carl Vogel“ zum Thema hat- 
te. 
Vogel, 56, Präsident der Hamburger 
Hochschule für bildende Künste, war 
ein Janssen-Freund und -Sammler ge- 
wesen, noch bevor den Künstler (seit 
1965) Ruhm und Erfolg ereilten. Eine 
breite Auswahl aus seinem Janssen- 
Fundus hatte er dann Ende letzten Jah- 
res, zum 50. Geburtstag des Produzen- 
ten, an vier Hamburger Schauplätzen 
ausgestellt und schließlich rund 60 
Blätter an die Gaus-Behörde geliehen. 
Dort kamen sie ins „Gartenhaus“, nur 
für geladene Gäste (wie letzten Diens- 
tag für Diplomaten und Künstler, dar- 
unter die DDR-Maler Sitte, Mattheuer 
und Tübke) zugänglich. 

Durch solche Versuche einer „Ova- 
tion“ (Vogel) hat sich aber der Hoch- 
schulpräsident, so der Text der „Welt“- 
Annonce, zum „Feind“ des Künstlers 
gemacht. Janssen wirft ihm mit „stili- 
stisch beachtlichem Grobianismus“ 
(Gaus) vor, mit einem „Sammelsurium, 
was er mir damals abschleppte“, mit 
beiläufigen, „gemäß einer meiner Un- 
arten“ hergeschenkten „Gefälligkeits- 
zeichnungen“ nur dem eigenen Renom- 
mee gedient, ihn selbst aber bloßgestellt 
zu haben. Vor allem beklagt der „Aus- 
gebeutelte“, ungefragt nun in der DDR 
mit einer „irritierenden Ansammlung“ 
debütieren zu müssen, 


Kunstsammler Vogel gilt als Mann 
von unersättlichem Hamstertrieb, der 
dafür pfennigfuchst und sich von seiner 
Kollektion buchstäblich den Wohn- 
und Lebensraum wegnehmen läßt. 
Janssen steht in dem Ruf, empfängliche 
Freunde so zu beschenken, daß er es 
bei nüchterner Betrachtung bereuen 
mag; gelegentlich läßt er, wie Vogel 
weiß, ein „Spitzenstück“ anderntags 
wieder abholen. Um 1960, bevor Jans- 
sen „Carlchen-müde“ wurde, hatte der 
Sammler ihn als den „großzügigsten 
Künstler, den ich kenne“, erlebt, selbst 
aber auch „viel gekauft“. 

„Betreffend Janssen-Ausstellung, ge- 
macht oder zu machen von Carl Vo- 
gel“, verweist dieser auf ein schriftli- 
ches Janssen-,Plazet für drei Jahre“ 
vom Juli 1977. Noch im Hinblick auf 
die Hamburger Ausstellungen hat der 
Einglasträger als „lieber Carl Monocu- 
li“ Zustimmung und Dank registriert. 
Zerknirscht räumt er freilich ein, den 
Künstler wegen Ost-Berlin nicht ge- 
fragt zu haben. Janssen, dessen An- 
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Sammler Vogel, Künstler Janssen (1976): „Gemäß meiner Unart“ 


und Abwesenheiten ähnlich schwer zu 
kalkulieren sind wie seine Ausbrüche 
von Freund- und Feindschaft, war letzte 
Woche für Rückfragen nicht erreichbar. 
Aus Ost-Berlin bat ihn Gaus brieflich: 
„Streiten Sie mit Vogel, worüber und 
wo Sie wollen, aber lassen Sie uns die 
kleine Möglichkeit, die uns Vogels Leih- 
gaben vermitteln.“ 


THEATER 
Bayrische Berührungsangst 


Mit internationaler Künstler-Promi- 
nenz will der französische Regisseur 
Patrice Chereau. in München durch 
eine theatralische Kundgebung Soli- 
darität mit der tschechoslowakischen 
Bürgerrechtsbewegung „Charta 77“ 
demonstrieren. 


ÄA® er im letzten Oktober in Prag 
während des Geheimprozesses ge- 
gen sechs Regime-Kritiker deren Ange- 
hörige interviewte, wurde Patrice Ch£- 
reau, der Bayreuther „Ring“-Regisseur, 
festgenommen und nach Bayern abge- 
schoben. 


Seither führt der Pariser Theaterma- 
cher seinen Kampf für die tschechoslo- 
wakische Bürgerrechtsbewegung vom 
Ausland her: Aus den Gedächtnispro- 
tokollen von Zeugen und Zuschauern, 
die er aus Prag mitbringen konnte, hat 
er eine szenische Rekonstruktion des 
Geheimprozesses gegen die Wortführer 
der „Charta 77“ gemacht, die im De- 
zember vom Pariser „Th£ätre du So- 
leil“ aufgeführt wurde; nun, am 9. Fe- 
bruar, will Chereau diese theatralische 
Kundgebung in deutscher Sprache in 
München wiederholen. 
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Prominente Charta-Sympathisanten 
haben dafür ihre kostenlose Mitwir- 
kung zugesagt: aus Paris die Regisseu- 
rin Ariane Mnouchkine und das Schau- 
spieler-Paar Simone Signoret und Yves 
Montand — sie will der guten Sache 
zuliebe ihre Abneigung gegen alles 
Deutsche überwinden, er wenigstens in 
einer stummen Rolle Präsenz zeigen 
—; aus München der Schauspieler 


Hans-Christian Blech, der Schriftsteller 


Tankred Dorst und der Regisseur Vol- 
ker Schlöndorff; aus London der Dra- 
matiker Tom Stoppard, der tschechi- 
scher Herkunft ist und in seinem letz- 
ten Stück den verfolgten Kollegen Pa- 
vel Kohout zur Hauptfigur gemacht 
hat. Den Rest des Freiwilligen-Ensem- 
bles will Chereau in München bei der 
Außenseitertruppe „Furore-Companie“ 
und anderen Theatern rekrutieren. 


Auch von der Stadt München erwar- 
tet Chereau Unterstützung: Sie soll für 
den Schau-Prozeß gegen das Prager 
Regime einen geeigneten Raum samt 
technischem Zubehör zur Verfügung 
stellen. Kulturreferent Jürgen Kolbe ist 
eifrig dabei, sich — da der zuständige 
Kulturausschuß so rasch nicht in Bewe- 
gung zu setzen ist — beim Oberbürger- 
meister selbst Rückendeckung für die 
maximal 25000 Mark zu holen, die die 
Aufrüstung eines Straßenbahndepots 
mit Tribünen, Heizung, Licht- und 
Tonanlage kosten wird. 


Aber Chereaus wirkliches „Zielpu- 
blikum“ sind nicht die tausend neugie- 
rigen Münchner, die gewiß trotz Fa- 
schings-Euphorie am 9. Februar den 
alten Tramschuppen an der Dachauer 
Straße füllen werden — und deshalb 
bietet er sein „Charta 77“-Spektakel 
dem Deutschen Fernsehen kostenlos 
zur Übertragung an: Er will über die 


Grenze hinweg wirken, er will die 
tschechische Bevölkerung, die sich (wo 
das technisch möglich ist) gern am 
westdeutschen Fernsehen labt, mit des- 
sen Hilfe über die Unmenschlichkeit 
ihres Regimes aufklären. 

Die bayrischen Fernsehgewaltigen, 
die zur.Zeit mit Chereau eine Monu- 
mentalproduktion des ganzen Bayreu- 
ther „Rings“ vorbereiten, waren an- 
fänglich auch von dem „Charta 
77“-Projekt sehr angetan, bekamen 
aber dann rasch kalte Füße und sagten 
am letzten Montag endgültig ab. 


Als Nothelfer, als schon alles verlo- 
ren schien, ist nun der WDR in Köln 
auf den Plan getreten: Fernsehspiel- 
Chef Gunther Witte ist willens, gegen 
den gemächlichen bürokratischen 
Gang Chöreaus Spontan-Unternehmen 
spontan zu unterstützen. 


Freilich: Da die Februar-Dienstplä- 
ne der hauseigenen Technik längst aus- 
gedruckt sind, muß für die Aufzeich- 
nung in München ein Übertragungswa- 
gen samt Personal in Österreich ange- 
mietet und hergeschafft werden; und 
freilich: Bevor der WDR sich dazu 
durchringt, verlangen die Hausjuristen 
von Chereau als Veranstalter eine 
Rechtsgarantie, die den Sender gegen 
etwaige nachträgliche Honorar-Forde- 
rungen seiner Star-Freunde absichert. 


Selbst das hat Chereau nun in un- 
beirrtem Enthusiasmus zugesagt, und 
so trennt ihn nur noch ein letztes denk- 
bares Hindernis von seinem TV-Zielpu- 
blikum: Wenn den Bayern ihre politi- 
schen Skrupel hoch genug steigen, 
könnten sie sich am Abend der Sen- 
dung aus dem ARD-Programm aus- 
schalten — und dann gucken die 
Tschechen umsonst in die Röhre. 
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„Charta 77“-Sympathisant Chereau 
Zielgruppen jenseits der Grenze 


„Aida“ an der Bayerischen Staatsoper München: Tonaler Stallgeruch contra globale Regiewut 


Oper: Auf hohem Roß zum Klopapier 


Ärger an den europäischen Musikbühnen über Verschwendungssucht und Intendantenposten 


n Berlin wurde der Chef der Deut- 

schen Oper, der Cello-Virtuose Sieg- 
fried Palm, im Handstreich durch den 
Regisseur Götz Friedrich abgelöst. Ein 
fälliger Wechsel — meuüchlings insze- 
niert? 

In München lagen sich August Ever- 
ding und Wolfgang Sawallisch, der 
Hausherr und der Generalmusikdirek- 
tor der Bayerischen Staatsoper, in den 
Haaren. Machtkampf ä la Komödien- 
stadel? 

In Hamburg hat der Aufsichtsrat der 
Staatsoper den Intendanten Christoph 
von Dohnänyi finanziell an die Kanda- 
re gelegt. Putsch der Pfennigfuchser? 

In Kassel mobilisierte der künftige 
Intendant Giancarlo del Monaco durch 
Gagenkürzungen und Kündigungen 
einen Aufstand von Ensemble und Pu- 
blikum. Absolutistischer Größenwahn? 


Und so weiter: In Wien, wo die Oper 
stets wie geölt auf Grund läuft, herr- 
schen Saus und Braus. Lorin Maazel, 
der ab September 1982 die abgeschlaff- 
te Staatsoper wieder flott machen 
möchte, soll dafür jährlich rund 
700 000 Mark kassieren, und von solch 
alpenländischer Prasserei will weder 
der Unterrichtsminister Sinowatz noch 
der Bundeskanzler Kreisky gewußt ha- 
ben. 
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In der Mailänder Scala, in der seit 
längerem der künstlerische Direktor, 
der Generalsekretär, der Chef-Bühnen- 
techniker, acht Geiger, der Eiste 
Oboist und wenigstens viele Millionen 
Mark fehlen, hat nun auch der Musik- 
chef Claudio Abbado das Handtuch 
geworfen. 

Londons Royal Opera pfeift auf dem 
letzten Loch. Spenden und Staatszu- 
schüsse sind zu knapp, die Premiere 
von „Andr& Chenier“ mußte bereits ge- 
strichen werden, die Feuilletons kondo- 
lieren. 


Nun gehören in der Oper Schmiere 
und Staatstheater, Feudalgehabe und 
Possenspiel seit je zusammen wie Tri- 
stan und Isolde. Intendanten haben 
schon immer am liebsten sich selbst in- 
szeniert, und die Kulturbürokraten war- 
fen ihr Auge des Gesetzes immer dann 
auf allzu pompöse Kulissen, wenn sie 
sich nicht gerade selbst in dem „millio- 
nenverschlingenden, kulinarisch-musi- 
kalischen Lotterbett des Bürgertums“ 
(„Neue Zeitschrift für Musik“) wähler- 
wirksam aalten. 

Erzeugt der paneuropäische Stunk in 
den Singtempeln bloß den üblichen 
Theaterdonner, gibtes nur die systemim- 
manenten Kräche und „Keine Krise in 


der Oper“, wie die „Zeit“ jüngst beru- 
higte? Doch; die Krise ist chronisch, 
nur wallt sie selten so sichtbar auf. 

Als 1975 der damalige Berliner Kul- 
tursenator Stein den Cello-Spieler und 
Hochschuldirektor Palm anlachte, setz- 
te er auf einen unerfahrenen Außensei- 
ter. Palm kehrte „mein Qualitätsbe- 
wußtsein“ hervor, Berlin schätzte sich 
glücklich. 

Der Novize vermurkste manches und 
hatte auch Pech. Premieren mußten, 
wie bei der „Lustigen Witwe“, mehr- 
fach umbesetzt werden oder sie platz- 
ten, wie „Pique Dame“. Zeitgenössi- 
sches kam ebenso zu kurz wie purer 
Belcanto. Der endgültig gefundene Ge- 
neralmusikdirektor, der Spanier Jesüs 
Löpez Cobos, tritt erst in diesem Herbst 
an, wenn Palm schon fast wieder die 
Koffer packen muß. 

Als auf der schlingernden Bühne er- 
ster Katzenjammer laut wurde, brüste- 
te sich der Kniegeiger: „Ehe man mich 
hier feuert, bin ich von mir aus weg.“ 

Doch der amtierende Kultursenator 
Sauberzweig war schneller. In knapp 
einem Monat und mit branchenunübli- 
cher Diskretion holte er sich den ange- 
sehenen Regisseur Götz Friedrich, der 
das Haus mit der Spielzeit 1981/82 
übernimmt, wenn Palm ausscheidet. Ein 
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Künftiger Intendant Friedrich 
Guter Griff für Berlin 


reibungsloser Stabwechsel, doch nicht 
von der feinen Art. Palm erfuhr 
von Friedrichs Berufung am Telephon, 
im fernen Wien; er hat bislang mit sei- 
nem Nachfolger kein Wort wechseln 
können über Pläne und Verträge, die 
weit in dessen Amtszeit hineinwirken. 
Sauberzweig hat mit Friedrich sicher 
einen guten Griff getan, der Senat an- 
dererseits sein Teil Mitschuld an der 
blassen Ära des bärtigen Cellisten. Er 
hat damals glücklich einen Vertrag ge- 
schlossen, dessen Ende er würdiger hät- 
te aussprechen müssen. 

Welch geradezu rührender Fürsorge 
die öffentliche Hand fähig ist, solange 


sie Abgötter zu tätscheln weiß, demon- 
strierte zur gleichen Zeit Bayerns Kul- 
tusminister Hans Maier. Er versuchte, 
in einem komplizierten Manöver zwei 
Sessel in der Balance zu halten, die von 
den jeweils darauf Thronenden wech- 
selseitig angesägt wurden. Der Dirigent 
Sawallisch und sein Intendant Everding 
sind sich seit langem nicht grün. Sawal- 
lisch verlangte nun für die Zukunft 
mehr Mitspracherecht bei Sänger-En- 
gagements und Spielplan-Gestaltung, 
womit er in Everdings Gehege pirschte. 


Schauer packte die Münchner 
Operngemeinde bei der Vision, einer 
der beiden Querköpfe könnte sich ver- 
schnupft von dem bayrischen Stimm- 
Gral abwenden. Schließlich verbreitet 
Everding mit seiner schier globalen Re- 
giewut weltmännischen Kunstsinn um 
sich und sein Haus, der konservative 
Sawallisch hingegen bewahrt den ge- 
sunden tonalen Stallgeruch der Bühne 
vor avantgardistischer Pestilenz. 


Vordergründig piesackten sich da 
zwei Primadonnen. Sawallisch auf die 
Frage nach eigenen Intendanten-Ambi- 
tionen: „Da müßte ich ja die Anfor- 
derungen für Klopapier unterschrei- 
ben.“ Everdings Konter: „Die Beschaf- 
fung von Klopapier kann ich delegie- 
ren.“ In Wahrheit aber enthüllen die 
Sticheleien der eitlen Duellanten, die 
nun doch in München bleiben werden, 
auch die Konzeptionslosigkeit der 
Kulturbürokratie. Sie päppelt die 
Opernhäuser mit Multi-Millionen, ohne 
deren Regenten andere Aufgaben vor- 
zugeben als nebulöse Kunstpflege und 
lokale Protzerei. 


Die tonangebenden Musiktheater 
Europas sind längst Großunternehmen 
der Unterhaltungsindustrie — von 
staatlichen Gnaden. Die Betriebsausga- 
ben der Deutschen Oper Berlin bei- 
spielsweise beliefen sich schon 1978 auf 
über 52 Millionen, die des Münchner 


Noch-Intendant Palm: Der Außenseiter schlingerte 
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Nationaltheaters auf 63,4 Millionen 
Mark. Zwischen 40 und 50 Millionen 
schießt der Staat jährlich zu. An jedem 
Spieltag wird jeder der 2209 Plätze der 
Wiener Staatsoper heute mit 100 
Steuer-Mark subventioniert. 

Und das trotz steigender Einnahmen, 
denn die Oper hat Hausse. Um die 90 
Prozent — Rekord seit Jahren — sind 
die größten Bühnen im Durchschnitt 
ausverkauft. Für den Wagner-,Ring“ 
standen die Hamburger bis zu 28 Stun- 
den Schlange, der Kölner Mozart-Zy- 
klus war zehnfach überbucht. 


Doch Zuschuß und Zulauf gelten 
einem verkrusteten Genre. Die Opern- 
häuser, einst aristokratische Spielwie- 
sen mit ständigem Repertoire-Zuwachs, 
sind zu kostspieligen Antiquitätenläden 
verdorrt: Zeitgenössische Werke ma- 
chen heute nur noch drei Prozent des 
Repertoires aus. 


Bislang haben sich die staatlichen 
Kulturmanager um das Geständnis ge- 
drückt, mit welcher Absicht sie die teu- 
ren Museen denn eigentlich so spenda- 
bel am Leben erhalten. Man kann ih- 
nen als Geldgebern sicherlich das 
Recht nicht absprechen, bei den Opern- 
häusern mitzureden — nur müßten sie 
auch etwas zu sagen haben. 


Statt dessen prangern dann ihre 
Buchhalter genau den Luxus an, 
der von Staats wegen gefördert 
wird. Die Durchschnittskosten für De- 
korationen und Kostüme pro Neuinsze- 
nierung, zeterte der Bayerische Oberste 
Rechnungshof, seien von 66 000 Mark 
(1972) auf 159 000 Mark (1978) gestie- 
gen. Die Ausstattung der vorletzten 
„Arabella“ habe noch drei, die der letz- 
ten schon zehn Wagenladungen bean- 
sprucht. 

Sicher, 66 000 Mark für die in Berlin 
bestellte „Opera bestial“ auszugeben 
und deren Partitur dann in der Schub- 
lade zu verstecken ist ein Ärgernis, 
356 000 Mark für Puccinis „Mädchen 
aus dem goldenen Westen“ zu verpul- 
vern, das bislang nicht einmal auf die 
Bühne gekommen ist, ein Skandal. 


Skandalöser aber als solche schon 
vor der Palm-Ära beanstandete Miß- 
wirtschaft, die gern von der Freiheit 
der Künste vernebelt wird, ist die Heu- 
chelei, mit der Politiker sie anpran- 
gern: Bei jedem Premieren-Spektakel, 
Star-Gastspiel und Gala-Abend halten 
sie doch in Parkett und Wandelgängen 
hof wie weiland die Fürsten. Wer die 
Oper als Laufsteg mißbraucht, darf 
nicht die Couturiers schelten. 


Deshalb hat der Hamburger Inten- 
dant von Dohnänyi auch mit gutem 
Gewissen Fassung bewahrt, als ihm der 
Aufsichtsrat der Hamburgischen 
Staatsoper A. G. jetzt die Daumen- 
schrauben ° ansetzte. „Die künstleri- 
schen und wirtschaftlichen Belange“, 
hatten die Aufseher gefordert, müßten 
„miteinander in Einklang gebracht 
werden“, der Aufsichtsrat könne für 
die kommende Spielzeit „die zum Teil 


erheblichen Überschreitungen der Aus- 
gabensätze so nicht akzeptieren“, ein 
dreiköpfiger Wirtschaftsausschuß 
durchforstete die Bilanzen. 


Solchen „Schnee um die Ohren“ 
empfand Dohnänyi als „gesunde Maß- 
nahme“, zumal er mit seinen Kontrol- 
leuren einen Kompromiß schließen 
konnte. Auch auf ihrem hohen Roß 
müssen sich die Intendanten gelegent- 
lich Zügel anlegen lassen. Nur: Solange 
sich die Bundesdeutschen fast 60 Mu- 
sikbühnen leisten und die Politiker sie 
mit Millionen ausstatten, solange die 
muffigen Singstätten wie ein Luxus- 
weibchen verhätschelt werden, dem 
Künstler und Politiker gleichermaßen 
beiwohnen, sind die Klagelieder über 
ein paar Mark zuviel für Pappmache 
ebenso komische Oper wie das Kompe- 
tenzgerangel um Klopapier. 


AUTOREN 


Aus grauer Vorzeit 


Axel Springer hat ein Buch geschrie- 
ben — laut Vorwort „seelische Exkur- 
sionen in die Bereiche des Über- 
irdischen“. Eine gigantische Werbe- 
kampagne soll das Werk unter die 
Leute bringen. 


N konnte das Kind nicht lesen, da 
schrieb ihm der Verleger schon ei- 
nen Brief. 


Ein „beziehungsreiches Geschirr“ 
aus dem Jahre 1789 werde er für das 
Patenkind zusammentragen, aus einer 
„Zeit großer Wirren, einer Revolution, 
die überdies den Abfall von Gott ver- 
langte“. Das gleiche Jahr, so fügte es 
der Zufall, „war im übrigen auch das 
Geburtsjahr eines Verlagshauses ... 
dem ich vorstehe“. 


Ansonsten wünschte Axel Springer 
dem Patenkind Carolin-Elisabeth Do- 
rothea von Baudissin: „Wachse, blühe 
und gedeihe“, und sich selbst, „daß die- 
ser Briefbogen die Zeiten überdauert, 
bis daß Du seinen Inhalt lesen und ver- 
stehen kannst“. 


Um solch Unvergängliches und wei- 
tere 64 „Zeugnisse eines engagierten 
Berliners“ der Nachwelt zu erhalten, 
ließ Axel Springer — auf gilbsicherem 
Kunstdruckpapier — sein zweites Buch 
„Aus Sorge um Deutschland“ drucken, 
448 Seiten lang, gut zwei Pfund schwer 
und verziert mit 64 (vierundsechzig) 
Photos des Verfassers*. 


Das Werk faßt ein knappes Jahr- 
zehnt Springerschen Denkens und Wir- 
kens zusammen, eingeleitet wird es von 
„Welt“-Leitartikler Matthias Walden. 
Der bescheinigt seinem Chef „visionäre 
Züge“ sowie einen Blick, der „nie in die 
Leere“, sondern „in die Ferne“ gehe, 
gelegentlich auch „durch Mauern“. 


* Axel Springer: „Aus Sorge um Deutschland“. 
Seewald Verlag, Stuttgart; 447 Seiten; 38 Mark. 


DER SPIEGEL, Nr. 5/1980 


Zumindest in der Sprachgewalt steht 
Autor Springer seinem Lohnschreiber 
in nichts nach. Wenn er auf die „gro- 
ßen Linien der Geschichte“ blickt — 
und das ist meistens der Fall —, „bran- 
den“ schon mal „die Fluchtwellen“ des 
jüdischen Volkes „aus grauer Vorzeit 
an die Gestade der Epoche“, und tra- 
gen Tränen „Früchte“, 


Die Zahl 7, lehrt Springer auf einer 
Vertriebenenversammlung, beherbergt 
„eine metaphysische und biologische 
Regel“. Das wiederum dürfte dann 
Walden zu dem Satz verleitet haben: 
„Er wagt seelische Exkursionen in die 
Bereiche des Überirdischen, scheut sich 
nicht vor der Kraft des Absoluten“ — 
und da hat er recht. 


Nicht einmal vor der sowjetischen 
Parteizeitung „Prawda“ scheute sich der 


Autor Springer: „Reiten, was zu retten ist“ 


Papierkrieger aus Hamburg-Altona 
und schrieb ihr einen Leserbrief. Und 
weil die ihn nicht druckte, ließ er den 
Brief in seine „Welt“ heben; der See- 
wald-Verlag aus Stuttgart, der das 
Springer-Buch in dieser Woche mit 
25 000 Exemplaren Startauflage in die 
Buchhandlungen schaufelt, bringt’s 
noch mal. 


Um den Erfolg des Springerschen 
Opus brauchen die Stuttgarter nicht zu 
bangen: So mächtig wie das Werk wird 
auch die Reklame sein. Mit „über 53 
Millionen Leserkontakten“ wollen sie 
alle Springer-Fans im Land mobilisie- 
ren, alles über „großformatige Anzei- 
genschaltung“ in rund 30 Tages- und 
Wochenzeitungen. Gut ein Drittel da- 
von gehört zum Springer-Konzern, 
aber auch in diesen Blättern wird die 
Werbung „selbstverständlich selbst“ be- 
zahlt (Jörg Seewald). 


Zwar nehme der Autor nur wenig 
Exemplare selber ab, „für den Freun- 
des- und Multiplikatorenkreis“, aber 
für den Absatz sei dennoch gesorgt: 
Alle Beiträge seien nicht nur „grund- 
sätzlichen und dokumentarischen Cha- 
rakters“, sondern auch „so gut, daß 
niemand mehr ran mußte“. 


Grundsätzlich dokumentiert wird in 
dem Band, wie Axel Springer mit den 
Großen dieser Welt umgeht, väterlich 
mahnend nämlich, fast von gleich zu 
gleich und dennoch bescheiden, immer 
aber in tiefer Sorge um Deutschland 
und die Welt. 


Den Papst Paul VI. warnt er vor 
„Vorleistungen“ in der Ostpolitik, den 
Präsidenten Carter erinnert er an Niko 
Hübner sowie an die Freundschaftsme- 
daille, mit der ihn, Springer, der frühere 
texanische Gouverneur Con- 
nally ausgezeichnet habe. 
Mitteilenswert auch der Ver- 
merk, daß ihm Queen Eliza- 
beth ihre Aufwartung ge- 
macht habe: Als sie ihn auf 
seinem holsteinischen Gut 
Schierensee besuchte, führte 
ihr der Verleger auch den 


prachtvollen Zuchthengst 
„Marmor“ vor, da „klatschte 
die Königin“. 


Selbst das, was der Verle- 
ger gar nicht persönlich vor- 
trug, sondern auf hektogra- 
phierten Zetteln verteilen 
ließ, etwa eine Rede zur Ein- 
weihung eines israelischen 

Rehabilitationszentrums 
1976, erscheint noch in dem 
Sammelband. Da erzählt der 
Israel-Freund, wie er wäh- 
rend des Jom-Kippur-Krieges 
keinen Platz mehr auf der El 
Al bekommen habe, die da- 
mals Reservisten nach Israel 
einflog. Springer: „Unglück- 
licherweise kam ich als 
Reservist nicht in Frage. Des- 
halb nahm ich mein eigenes 
Flugzeug.“ 

Wie kaum einem anderen gelingt es 
ihm, auch bei dieser Gelegenheit den 
ganz großen historischen Bogen zu 
schlagen und dabei, wie alle wahrhaft 
Großen, seine Verbundenheit mit dem 
Volk zu zeigen. Die „halbe Million 
Mark“, die er für die Heilstätte sam- 
melte, kam laut Springer zu einem gro- 
ßen Teil „von einfachen Leuten in Ber- 
lin“; da finde er „mehr Verständnis 
und Sympathie für Israel als in irgend- 
einer anderen Stadt“. So schreibt er 
und kann nicht anders. 

Axel Springer an sein Patenkind: 
„Während ich diese Zeilen schreibe, am 
22. Februar 1974, sieht es in Deinem 
Vaterland nicht gut aus.“ Und den- 
noch: „Es gibt Leute, die sagen, daß 
Dein Patenonkel Axel zu denen gehört, 
die versuchen zu retten, was zu retten 
ist,“ 

Kein Bange also, Carolin. % 
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”Extremer Lichtwechsel. Rapide Beschleunigung 
Meine XD-7ist mit ihrer präzisen Automatik 
allen Anforderungen gewachsen? 


„so ein Wettbewerbsflug erfor- 
dert volle Aufmerksamkeit. Ich 
muß mich ganz auf’s Fliegen 
konzentrieren. Mit der Kamera |} 
wird die Fugstrecke dokumen- | 
tiert. Da ist es ein gutes Gefühl | 
zu wissen, daß ich mich auf die | 
XD-7 Automatik in absolut 
jeder Situation verlassen kann. 

Die Zeitautomatik mit 
Blendenvorwahl ist für mich 
fotografisch besonders wichtig. 
Wegen der einmalig präzisen, 
on en | 
Zeitensteuerung, die Belich- 
tungsfehler völlig ausschließt. Aber genau so 
oft gebrauche ich die Blendenautomatik bei 
Vorwahl einer bestimmten Zeit, Wenn ich zum 
Beispiel ein künstlerisches Foto haben will, das 
Tempo ausdrücken soll. 

Übrigens korrigiert die XD-7 hierbei 
kleine Blenden-Differenzen noch einmal über 
den Zeitausgleich beim „final check”. Also 
schießt statt der eingestellten 1/125 s etwa mit 
1/136 s los, was einer Blendenkorrektur von 9,4 
auf 9,8 entspräche. Die XD-7 denktimmermit” 

Minolta XD-7: Kompakte Kleinbild- 
Spiegelreflexkamera mit Zeit- und Blenden- 
automatik, Programmsteuerung, sowie manu- 
eller Einstellung. Elektronisch gesteuerte Zeiten 


ar 
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MINOLTA CAMERA 
2070 AHRENSBURG 


von 1s bis 1/1000 s. 50% helleres und beson- 
ders leicht scharf zu stellendes Sucherbild, 
durch die exklusive Mikrowaben-Scheibe. 
Manuelles Override. 

An die XD-7 passen die über 40 
hochwertigen Minolta-Wechselobjektive 
(Minolta ist einer der wenigen Kamera-Herstel- 
ler, der Objektive und optisches Glas selbst her- 
stellt). Sowie das umfangreiche SLR-Zubehör, 
Auto-Winder D und Elektronen-Blitzgeräte. 

Die einzige 
Kamera im großen Spiegel- 
reflextest, die in allen 


test-Qualitätsurteil 


Prüfungsnoten mit sehr gut sehr 
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beurteilt wurde. 


Vom starken Stamm des Südens 


SPIEGEL-Reporter Fritz Rumler über den Münchner Kabarettisten Gerhard Polt 


FE: kommt aus der Tiefe des bayri- 
schen Raumes. Im Antlitz hat er 
hintersinnige Knautschzonen, von der 
89-Kilo-Statur her könnte er Gastwirt 
oder Großbauer sein. Doch der 
Münchner Gerhard Polt, 38, ist der re- 
gierende Champ der Brettl-Szene da- 
selbst. 


Und mittlerweile braust sein Ruf 
auch über die frei- und schwarzstaatli- 
chen Landesgrenzen — ja, sein Ruf als 
was: als Kabarettist, Satiriker, Volks- 
schauspieler, Gaudibursch, Bänkelsän- 
ger, Stimm-Chamäleon, Linksdenker, 
Fleischwerdung von Kleinbürgertücke, 
böses Ebenbild des Menschen, intellek- 
tueller Sozialkritiker? Alles in einem. 


Kabarettist Polt: „Ich geh’ halt viel rum“ 


Gerhard Polt ist ein Gewächs, wie es 
offenbar nur der starke Stamm des 
Südens hervortreibt, mit seiner Sprach- 
gewalt, seiner Spiel- und Spottlust, mit 
seinem bäurisch-anarchischen Hinter- 
land und seinen Querschädeln, die 
auch noch verquer denken. 


Ein halbes Dutzend Fernseh-Shows, 
eine Vielzahl von Auftritten in Münch- 
ner Brettl-Wirtschaften wie auf Groß- 
bühnen (darunter Berlin), zwei Schall- 
platten und ein Buch stehen bereits auf 
seinem — und seines Co-Autors und 
Leibregisseurs Hanns Christian Müllers 
— Konto; am Dienstag dieser. Woche 
rückt die ARD den Bayern-Polt erst- 
mals vom Nacht- ins Abendprogramm. 
Titel: „Fast wia im richtigen Leben.“ 


Der Titel ist ein, sein Programm: Polt 
erfindet nicht, er findet. Er schaut dem 
Volk aufs Maul und spricht ihm nach — 
das kann heiter werden und auch hane- 
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büchen. Denn die Sprache ist für Polt 
der große Enthüller und Verräter — 
von Hilflosigkeit, Borniertheit, der Un- 
fähigkeit zu trauen. 

An seinen satirischen Dramoletten 
wie an seinen Wucht-Nummern faszi- 
niert, erschreckt deshalb immer wieder 
das Abgründige der bayrischen Idiome, 
ob nun einer gemütlich vom Krieg bra- 
marbasiert, sich liebreich über die ster- 
bende Erb-Oma beugt oder, sagt Polt, 
„kaserniert in sein Sprachgefüge“ nur 
zu wehrlosen Gesten fähig ist. 

Auffällig warde Polt vor drei Jahren 
mit einem Hörspiel im O-Ton-Stil, dem 
Hör-Bild einer sterbenden Münchner 
Straße. Ein halbes Hundert Stimmen, 


von der Hausmeisterin bis zum Stadt- 
Sanierer, kam da zusammen. Clou: Es 
war immer Polt. 

Seine weiteren Werke blieben, im 
Grund und bei aller Gaudi, szenisch 
zugespitzte Sozialreportagen, unheim- 
lich lebendig durch Polts perfekte 
Sprach-Mimikry und frappant durch 
die Fülle des Personals: 


Ein Biedermann, etwa, lobt sein 
frisch gekauftes Thai-Mädchen („Es 
schmutzt nicht“), ein Makler entfaltet 
sonore Schmierigkeit, Bierdimpfel gei- 
len sich an einem Unfall auf, ein Fa- 
schingsprinz wankt ins letzte Sektge- 
fecht, und geflügelt sind die Worte der 
Hausmeisterin Anni: Daß die Frau 
Mittermeier, sagt sie, „so nachtragend 
is’, dös vergess’ ich ihr nie.“ 

„Ich geh’ halt viel rum“, sagt Polt, 
gern aufs „Forum“ — bayrische Wirts- 
häuser. Er hat sich, Gatte und frischer 


Vater, auf einem Erbgrundstück nahe 
dem Schliersee ein „Isartaler Holz- 
haus“ hingesetzt, in einer Gegend, wo 
kürzlich ein „Internationales Wetttrin- 
ken zugunsten der Aktion Sorgenkind“ 
stattfand. 

Zehn Jugendjahre brachte der evan- 
gelisch getaufte Münchner im Wall- 
fahrtsort Altötting zu, da haben sie ihn 
„katholisch gemacht“ — freilich ge- 
lang’s nicht im bayrischen Doppelsinn 
des Wortes: „klein-kriegen“. So lernte 
er früh seine schöne Heimat kennen. 


An der Uni ließ er sich in politische 
Wissenschaft einweisen, nahm ein Se- 
minar über die schwedische Staatskir- 
che beim nachmaligen bayrischen Kul- 
tusminister Maier und begab sich selbst 
für vier Jahre nach Schweden, zu 
Sprach- und Literaturstudien. 


„Periphere kleine Literaturen“, sagt 
er, „jucken ihn“, Sprachen von Minori- 
täten. Ihn fasziniert die Idee, irgendwo 
könne es 200 Indianer geben, „die ihre 
eigene Gaudi haben, ohne daß sie ein 
anderer versteht“. 


Den Juckreiz macht ihm nun sein ge- 
liebtes Bayrisch; akribisch notiert er 
alle Grob- und Feinheiten, die,‚Signa- 
le“, die beispielsweise von Tonlagen 
ausgehen, und schätzt als typisch vor al- 
lem die grammatikalische Form des Ir- 
realis: „I tat no zwoa Semmeln kriagn 
wolln“ statt „Ich will noch zwei Bröt- 
chen“, 

Dieser Irrealis, sagt Polt, sei ein 
„größerer Bestandteil des bayrischen 
Denkens und Fühlens“, Sein Brettl-Pan- 
orama gibt somit Forschern, die einen 
für sie fremdartigen Stamm erkunden 
wollen, wertvolle Winke und Handrei- 
chungen. 

Der bedächtige, empfindsame 
Mensch im Bayern-Jankerl mag sich, 
stilistisch, selbst ungern einordnen, am 
ehesten noch in die Tradition des 
bäuerlichen Volkstheaters, auch in die 
Folge Horväths und der Marieluise 
Fleißer; wie bei den beiden schlägt sein 
Herz für die „Zerbröselten“. 


Eine Künstlerfronde, die dem be- 
rühmten Kanzlerkandidaten seines 
Landes zur Wahlzeit aufspielen möchte, 
könnte Polts Beistand kriegen; seine 
Kopie des Ministerpräsidenten, wie an- 
derer Großköpfe, ist zuweilen echter 
als das Original. Und weil er allemal so 
bayrisch sei wie der Strauß, „kann ich 
auch im Bierzelt den Entertainer abge- 
ben“. 

Sein Programm für die 80er Jahre 
wäre milder. „Die Welt“, sagt Polt, 
„sollte werden wie ein gemütlicher 
Nachmittag in einem Wirtshaus, wo die 
Leut’ gut essen und trinken und a Gau- 
di haben.“ 


SOFTWARE: 
Der entscheidende Faktor 
für die Rechner HP-67 und HP-97 


Es gibt gute Gründe, warum Praktiker aller Fachrichtungen 
programmierbare Rechner von Hewlett-Packard verwenden: 

@ HP Rechner arbeiten mit der zukunftsorientierten 

Computer-Logik UPN. 

© HP Rechner haben ein besonders gutes Preis-/Leistungs- 

verhältnis, sind leicht zu programmieren und daher 

anwenderfreundlich. 

@ HP Rechner werden mit einem umfangreichen Software- 

Programm geliefert (Programme aus der Praxis für die 

Praxis). 

Ihr Know-how und die zusätzliche Software lassen Sie die 
programmierbaren Rechner gezielt für Ihre speziellen Bedürf- 
nisse nutzen. Der Einsatz fertig geschriebener Programme aus 
den unterschiedlichsten Fachbereichen ist besonders für zeit- 
bewußte Anwender interessant. 


Programme von Fachleuten für Fachleute 

Baustatik: 
Vom Dach bis zum Fundament. Umfangreiche Programm- 
sammlung in DIN Norm von Ing.-grad. W. Mücke und 
Dipl.-Ing. H. Weckmann. 


Heizungs- und Klimatechnik: 
Zeitaufwendige und komplexe Berechnungen können jetzt 
spielend leicht gelöst werden. Viele Programme für 
Heizungs-/Klimatechnik und Akustik von MW Software - 
Markert, Welfens & Partner GmbH. 

Steuerrechtliche und betriebswirtschaftliche Programme: 
© Anzeige der exakten Ergebnisse erübrigt die Verwendung 
von Formeln und Tabellen. 

O Kalkulation auf Wiederbeschaffungskosten-Basis, für 

die Bewertungspraxis (Anlagen, Aktien, Unternehmen) 
und für Steuerberechnungen der ESt,KSt., 

GewsSt., LSt.-Tarife von Wirtschafts- 

prüfer Dr. A. Braun. 


Hewlett-Packard GmbH/Vertriebszentrale, Berner Straße 117, 
6000 Frankfurt/M. 56 


HEWLETT 
PACKARD 


[% 


preiswerter: 


Zeit- und Schnittwert- 


berechnung sowie andere P 6 x 
R 2 Hans Peter ächeih RN De el 
ng. Hans-Peter Schoth. 
HP-97 ou 1765,—* 
een läsie: incl. MWSt. 
. * ; 
Umfangreiche Programme at: 2180 > 


von Prof. Dipl.-Ing. 
Heinrich Oberste-Brink-Bockholdt. 


Umfangreiche Software aus unserem Hause: 


O Statistik O Spiele* O Mathematik 
O Elektronik O Navigation* O Nuklearmedizin* 
OVermessung OBauingenieurwesen* 


O Maschinenbau* O Finanz 

Zusätzlich stehen über 20 Programmsammlungen * 
unterschiedlicher Sachgebiete, mit jeweils 10-15 Programmen, 
ohne Magnetkarten, zur Verfügung. 


*) Diese Programme sind zum großen Teil nur in Englisch erhältlich. 


Adressenliste: 
Weitere Programmsammlungen von Anbietern der verschie- 
densten Fachrichtungen auf Anfrage. 


2.7 Hewlet:Packard GmbH/Verriebszentae, | 


Hewlett-Packard GmbH/Vertriebszentr. 
I Berner Straße 117, 6000 Frankfurt/M. 56. 


Ich bitte um Zusendung folgender 
Informationsschriften: 


DSonderdruck Statik 


DO Software-Information Heizungs- und 
Klimatechnik 


O]Sonderdruck Steuerrecht 


D]Sonderdruck Arbeits- 
vorbereitung/Kalkulation 


Ollnformation Straßenbau/ 
Ingenieurgeodäsie 


I. ‚, OiDatenblatt HP-Software 
i DAdressenliste 
DODatenblatt HP-67/HP-97 
OlBezugsquellennachweis 


Name: 
Stellung: 


Firma/Institut: 


| Anschrift: 
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Urlaub 
ak 


i pa 
Ursprünglichkeit-voller 
Lebensfreude. 

® Genießen Sie Sommer,Sonne 
undWindaufnackterHaut. 
Nahtlose Bräune anendlos weiten 
Sandstränden, in stillen Fels- 
buchten,amblauklaren Meer. 


@Genießen Sie dieEleganz 
moderner Luxushotels und Bunga- 
lows,denexzellenten Service, 
die festlichen Abende... 


FKK-Urlaub 


ist BON) undnatürlicher. 


Reiseziele... 


schönsten Küsten Europas. 


MP Fordern Sieden 
neuen Farbbild- Katalog S5 


OBONA 


REISEN 


6350Bad Nauheim 
Postfach 1449 Tel.06032- 8984 
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KULTURPOLITIK 
Provinz - was ist das? 


Mit einem Drei-Millionen-Jahresetat 
bringt das Auswärtige Amt eine inter- 
nationale Kulturzeitschrift zur Image- 
Pflege der Bundesrepublik heraus. 
Eine Null-Nummer liegt nun vor. 


B ei „Karlchen“ in Kampen auf Sylt, 
wo sonst, hat man sich schwere 
Gedanken um die deutsche Kultur und 
deren Ansehen in der weiten Welt ge- 
macht. Schließlich hatte das Auswärti- 
ge Amt einen jährlichen Drei-Millio- 
nen-Etat für eine Repräsentations-Zeit- 
schrift lockergemacht, die dieses Anse- 
hen weltweit liften soll. 

Die „Karlchen“-Klausur war nicht 
umsonst: Man kaufte ein farbenfrohes 
Seiltänzer-Bild von einem israelischen 
Maler, das zufällig gerade vor oder 
hinter der Bar ausgestellt war, und nun 
schmückt dieses Bild nicht nur die Re- 
daktionsräume am feinen Hamburger 
Jungfernstieg, sondern. auch den Um- 
schlag der Null-Nummer der neuen 
„europäischen Kulturzeitschrift aus 
Deutschland“, die bis auf Widerruf den 
Titel „Ergo“ trägt. 

Das Seiltänzer-Maskottchen, so die 
Redaktion, soll uns an die Aufgabe der 
Kunst erinnern, unserer zerrissenen 
Welt „einen Sinn abzutrotzen, wenn es 
denn anders nicht geht“. Das will, vom 
Repräsentations-Zweck abgesehen, die 
Zeitschrift selbst fortan auch, wenn es 
denn anders nicht geht. 

Seit diese Null-Nummer bei den AA- 
Kulturfunktionären in Bonn auf dem 
Tisch liegt, sitzen die mit langen und 
längeren Zähnen davor und erinnern 
sich an die schönen Vorsätze von ge- 
stern: 

Drei Jahre hatte es gedauert, bis die 
Bundesregierung den 1975 gemachten 
Vorschlag der „Enquete-Kommission 
Auswärtige Kulturpolitik“ des Bundes- 
tags übernahm, eine Zeitschrift zur kul- 
turellen Selbstdarstellung der Bundes- 
republik im Ausland zu finanzieren, 
die, um den Anschein amtlicher Propa- 
ganda zu meiden, ein renommierter 
deutscher Verlag herausgeben sollte. 


Den Kampf unter zwölf Bewerbern 
um die attraktive Pfründe gewann der 
Münchner Carl Hanser Verlag; der 
weltmännische Literat und stellvertre- 
tenden „Zeit“-Chefredakteur Rudolf 
Walter Leonhardt wurde als Chefre- 
dakteur angeheuert; und im Juli 1979 
konnte das Auswärtige Amt die Bot- 
schaften draußen in aller Welt darüber 
informieren, was da Prächtiges auf sie 
zukomme: 

Eine Zeitschrift, die, „höchsten An- 
sprüchen“ genügend, aber „nicht eso- 
terisch“, „das kulturelle Leben in der 
Bundesrepublik umfassend darstellt“. 
Als „bedeutendste Zielgruppen“ dafür 
seien die „Intelligenzschichten in West- 
europa und Amerika“ anzusehen. 


AA-Kulturzeitschrift „Ergo“ 
„Großdeutsches Über-Feuilleton“ 


„Das Fahrrad wird wieder aktuell“ 


Die Zeitschrift, die den bisherigen 
schlichten Monats-,Kulturbrief“ der 
AA-Organisation „Inter Nationes“ er- 
setzt, werde 1980 viermal (jeweils in 
Englisch, Französisch und Deutsch) er- 
scheinen und als Geschenk an 35 000 
Empfänger verschickt werden; ab 1981 
solle sie, dann auch in Spanisch und 
Italienisch, jeden Monat 46 000 Adres- 
saten beglücken. 

Was nun „nach sehr sorgfältiger 
Vorplanung“ den höchsten Ansprü- 
chen der Intelligenzschichten der westli- 
chen Welt genügen soll, führt die Null- 
Nummer prototypisch vor: Sie kommt 
in der Aufmachung etwa so hausbak- 
ken wie „Westermanns Monatshefte“ 
daher. Und am wichtigsten ist: Nie- 
mand muß sich von der angeblich so 
ungeliebten deutschen Kultur arg be- 


helligt fühlen, denn die Seiltänzer- 
Truppe vom Jungfernstieg — deren Ti- 
telbild-Wahl schon zeigt, daß sie wenig 
Anstrengung scheut, um das Beste vom 
Besten heranzuschaffen — hat sich als 
Patentrezept ausgedacht, Deutsches 
dem Internationalen nur in homöopa- 
thischen Dosen unterzumischen. 

Schwerpunkte der Null-Nummer 
sind: eine Salzburger Festrede des eng- 
lischen Philosophen Sir Karl Popper 
über „Schöpferische Selbstkritik“, ein 
Porträt der französischen Politikerin 
Simone Veil aus britischer Feder; sowie 
als Exempel schöpferischer Selbstkri- 
tik, wenn auch aus Österreich, ein lau- 
niges Feuilleton über den „Schwach- 
sinn deutscher Schlagertexte“. 

Als Augenweide steht dazwischen 
eine Photo-Reportage über ein urdeut- 


sches Phänomen, das man, wie „Ergo“ - 


meldet, „im übrigen Europa selten oder 
gar nicht“ antrifft: Wohngemeinschaf- 
ten. Endlich sieht die Welt die Creme 
dieses deutschen Wunders in sonniger 
Harmonie auf der eigenen Dachterras- 
se. oder am eigenen Swimming-pool 
Kräuterquark frühstücken. 

Für die nächsten „Ergo“-Hefte sind 
laut Redaktionsplanung auch brisante- 
re Themen vorgesehen: ein Porträt von 
Mildred Scheel, eine Photostory „Das 
Fahrrad wird wieder aktuell“, Abhand- 
lungen über „Die Kunst des Theater- 
skandals“ und die Frage „Europäische 
Kultur — was ist das?“ oder auch, ge- 
wiß mehr auf „Ergo“-Niveau: „Pro- 
vinz — was ist das?“ 

Das letzte Viertel von „Ergo“ müht 
sich, die in Bonn gewünschte „umfas- 
sende Übersicht über die geistige und 
kulturelle Szene in der Bundesrepu- 
blik“ zu liefern: Unter den gut deut- 
schen Rubriken „Review“ und „Pre- 
view“ wird da etwa aus Paris von einer 
gewesenen Picasso-Ausstellung, einem 
Nurejew-Ballett und amerikanischem 
Avantgardetheater berichtet, aus der 
Bundesrepublik vom Erfolg des 
„Blechtrommel“-Films und der letzt- 
jährigen Kritiker-Umfrage der Zeit- 
schrift „Theater heute“. Mit so heißen 
Informationen beantwortet „Ergo“ die 
die Intelligenz der westlichen Welt be- 
wegende Frage: Provinz — was ist das? 

Andreas Johannes Wiesand, Leiter 
des (privaten) Bonner „Zentrums für 
Kulturforschung“, betrachtet „Ergo“ 
mit seinem „Wischi-Waschi-Internatio- 
nalismus“ — ein „großdeutsches Über- 
Feuilleton, zugleich esoterisch und tri- 
vial“ — als einen Volltreffer an allen 
nur denkbaren Zielgruppen vorbei. 

Man muß das nicht so eng sehen. 
Mit dem Kulturteil der deutschen Aus- 
gaben von „Vogue“ oder „Playboy“ 
kann sich „Ergo“ in Brillanz und Infor- 
mationsreichtum nicht messen, doch 
als Wartezimmerlektüre bei gehobenen 
Zahnärzten oder Modefriseuren all 
over the world wird diese „europäische 
Kulturzeitschrift aus Deutschland“ 
kaum unangenehm auffallen. Ergo, 
wenn es denn anders nicht geht. & 
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‚schnell, schonend und ist gut verträg- 


Sodbrennen, Magendrücken, 
Gastritis. 

Gegen die drei häufigsten 
Magenbeschwerden hat Rabro 
drei natürlicheWirkstoffe. 


Calciumcarbonat bindet und neutralisiert 
die überschüssige, aggressive Magensäure und 
beseitigt so Magenschmerzen. Dabei wird 
es von Magnesiumoxid unter- 


stutzt. 


Süßholz (Succus 


liquiritiae) wirkt entzün- 
; dungshemmend und 
Faulbaumrinde #3 schützt die Magenschleimhaut. 
(Cortex frangulae) ver- Es sorgt für die bessere 
meidet Verstopfungen und Durchblutung derMagen- 


wirkt abführend. Ein wichtiger Nebeneffekt 


wand, regt die Schleimbildung an und 
bei Magen- und Darmbeschwerden. i 


wirkt krampflösend. 


Anwendungsgebiete: Rabro-Tabletten sind besonders 
geeignet zur unterstützenden Therapie bei Schleimhautent- 
zündungen des Magens (Gastritis) und zur Behandlung von 
Beschwerden, die durch überschüssige Säurebildung 
verursacht werden. Nebenwirkungen: Nicht bekannt. 
Menley & James Laboratories (Pharma), N 
8000 München 40 \ 


Man muß nicht gleich mit Kanonen auf 
Spatzen schießen. Viele Magenbeschwerden 
haben Ursachen, gegen die Sie mit Rabro 
leicht und schnell etwas unternehmen 
können. Rabro mit seinem hohen Anteil 
an natürlichen Wirkstoffen hilft hier beson- 
ders gut. Rabro schützt Ihren Magen, wirkt 


lich. Sie bekommen Rabro 
bei Ihrem Apotheker. 


rabro 
Natürlich wirksam - mit natürlichenWirkstoffen. 
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MEDIZIN 
Getilgter Schandfleck 


Der amerikanische Pharma-Konzern 
Eli Lilly hat ein Medikament entwik- 
kelt, das 60 verschiedene Schnupfen- 
Viren bekämpfen soll. Seine Wirk- 
samkeit beim Menschen muß noch er- 
probt werden. 


ls „Schandfleck der medizinischen 
Wissenschaft“ haben es Pharma- 
Kritiker bezeichnet, daß gegen eine so 
simple und gleichzeitig quälende Er- 
krankung immer noch kein Kraut ge- 
wachsen ist: Gegen den Schnupfen 
hilft, vom Schnupfen heilt kein Medi- 
kament. 
Zwar halten Apotheken und Droge- 
rien eine Menge Anti-Schnupfen-Mittel 


d e Y Ex 


(„Chemical Week“): Noch in diesem 
Monat hofft Eli Lilly von der amerika- 
nischen Arzneimittelbehörde (FDA) 
die Genehmigung dafür zu erhalten, 
daß ein solches Anti-Schnupfen-Mittel 
erstmals am Menschen erprobt werden 
darf. 

Sieben Jahre lang haben die Lilly- 
Forscher Substanzen einer bestimmten 
Stoffklasse wieder und wieder verän- 
dert, bis ihnen die Kombination mit der 
Codebezeichnung LY 122 771—72 ge- 
lang. Diese Substanz (in chemischer 
Langschrift trägt sie den Namen 2-ami- 
no-1-(isopropyl sulfonyl)-6-benzimida- 
zol-phenyl keton-oxim) wurde an 60 
verschiedenen Schnupfen-Erregern 


(Rhinoviren) mit Erfolg getestet — bei 
allen 60 stoppte sie die weitere Ver- 
mehrung der Erreger. 

Daß LY 122 771—72 ein so breites 
Spektrum von Viren angreift, werten 


Schnupfenviren, Chemiker DeLong: Hoffnung auf LY 122 771—72 


feil. Doch all die Salben, Nasensprays 
und Pillen, ebenso wie die klassischen 
Hausmittel vom heißen Fliederbeer- 
trunk bis zum Kamilledampfbad für 
den Kopf, vermögen nur die Symptome 
zu lindern. Gegen die eigentliche Ursa- 
che des Schnupfens — Viren von nicht 
mehr als drei Hunderttausendstel Milli- 
meter Durchmesser — richten sie 
nichts aus. 


Würde ein Wirkstoff gegen Schnup- 
fenviren gefunden — ähnlich dem Pe- 
nicillin gegen Bakterien —, so wäre das 
für die betreffende Pharmafirma ein 
wahrer Goldregen. „Mindestens eine 
Milliarde Dollar pro Jahr“, so die 
Schätzung des US-Fachblattes „Chemi- 
cal Week“, würde mit einem solchen 
Schnupfen-Medikament weltweit um- 
gesetzt. 


Verständlich deshalb, daß Direkto- 
ren und Forscher des amerikanischen 
Pharma-Konzerns Eli Lilly gegen- 
wärtig „völlig aus dem Häuschen sind“ 
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Wissenschaftler als die eigentliche Sen- 
sation. Denn vor allem wegen dieser 
Verschiedenartigkeit seiner Erreger 
hatten die Pharmakologen bisher gegen 
den Schnupfen so wenig auszurichten 
vermocht. 


Übertragen werden die Viren von 
einem Schnupfen-Opfer zum nächsten 
durch Tröpfcheninfektion. Dabei 
scheint Kälte (wenn ein Frösteln nicht 
schon den Beginn der Krankheit selbst 
anzeigt) den Ausbruch eines Schnup- 
fens zu begünstigen: Durchblutungs- 
stauungen der Schleimhäute können 
die körpereigenen Abwehrkräfte läh- 
men; der Körper wird mit den einge- 
drungenen Viren nicht mehr fertig, sie 
breiten sich aus. 


Der Frage, wie man den menschli- 
chen Organismus bei der ‘Abwehr 
feindlicher Viren unterstützen könne, 
gehen Wissenschaftler schon seit eini- 
gen Jahrzehnten nach. Die erste Sub- 
stanz, die sich als wirkkräftig erwies, 


war eine vom Körper selbst hergestellte 
Eiweißverbindung, die englische 
Schnupfen-Forscher Ende der 50er 
Jahre isolierten: das Interferon. 

Zur Schnupfenbekämpfung im gro- 
ßen kam Interferon freilich bislang 
nicht in Betracht: Die Substanz ist äu- 
ßerst schwer in reiner Form zu isolie- 
ren; jedes Milligramm des Stoffes, der 
neuerdings auch zur Bekämpfung von 
Krebs erfolgversprechend eingesetzt 
wird (SPIEGEL 3/1980), kostet einst- 
weilen 100 000 Mark. Erst für die Zu- 
kunft hoffen die Forscher, mit Hilfe 
von genetisch umprogrammierten Bak- 
terien Interferon preisgünstiger zu pro- 
duzieren, 

Ein weiterer Fortschritt im Kampf 
gegen Viren wurde Mitte der 70er Jah- 
re gemeldet. Ein Anti-Virus-Medika- 
ment mit der Kurzbezeichnung 
„Ara-A“ wurde in den USA entwickelt 
und in mehreren Fällen erfolgreich ge- 
gen die (oft tödliche) Herpes-Enzepha- 
litis eingesetzt, eine durch Herpes-Vi- 
ren hervorgerufene Gehirnentzündung. 

Auf dem Markt sind mittlerweile 
auch schon einige Medikamente, die 
sich zur Behandlung bestimmter For- 
men von Virus-Grippe eignen. Ihr 
Wirkstoff (Amantadin-Hydrochlorid) 
attackiert allerdings nur Grippe-Viren 
des A-Stammes und verspricht nur im 
Frühstadium der Erkrankung Erfolg. 


Auch für die neue Substanz von Eli 
Lilly gilt: Wenn das große Schnupfen 
und Schneuzen ausgebrochen ist, hilft 
LY 122 771—72 kaum mehr — aber 
im Anfangsstadium, wie die Forscher 
meinen, auf breiter Front. 

Diese Zuversicht ist problematisch, 
weil es, im Gegensatz zu anderen Er- 
krankungen, für den menschlichen 
Schnupfen kein geeignetes Tiermodell 
gibt, an dem man die Wirkung einer 
Substanz einigermaßen zuverlässig er- 
proben könnte. So wurde das Schnup- 
fenmittel von Lilly bislang nur an Vi- 
ren getestet, die sich auf menschlichen 
Zellkulturen vermehrt hatten. Die Lil- 
iy-Forscher gingen dabei freilich einen 
Schritt über gängige Verfahren hinaus: 
Sie prüften die schnupfenhemmende 
Wirkung auch auf Gewebe von totge- 
borenen Föten. 

Bei allen Tests, so erläuterte Anfang 
des Monats Lilly-Chefchemiker Do- 
nald DeLong, habe die Substanz stets 
„fast sofort gewirkt, wenn sie die von 
Viren befallenen Schleimhäute erreich- 
te“, Innerhalb von Stunden wurde das 
Virenwachstum gestoppt. 

Einwände, daß nahe chemische Ver- 
wandte des neuen Lilly-Wirkstoffs im 
menschlichen Organismus als Gifte 
wirkten, schoben die Konzern-Chemi- 
ker einstweilen beiseite: Die von ihnen 
zusammengebosselte Variante zeige 
solche Nebenwirkungen nicht. Viel- 
mehr sei sie noch über die Volkskrank- 
heit Schnupfen hinaus wirksam. LY 
122 771—72 hemme offenbar auch das 
Wachstum von Polioviren, den Erre- 
gern der spinalen Kinderlähmung. 


TIERHANDEL 
Kosthares Federvieh 


Obwohl es verboten ist, treiben Im- 
porteure schwunghaften. Handel mit 
Störchen. Westdeutsche Naturschüt- 
zer wollen jetzt die Einfuhr der vom 
Aussterben bedrohten Vögel stoppen. 


nerwünschter Besuch störte am 20, 

Dezember den vorweihnachtlichen 
Frieden von vier Vogelparks im Land- 
kreis Karlsruhe. Die Herren vom Na- 
turschutz beschlagnahmten — unter 
dem Protest der Besitzer — sieben 
Weißstörche. 


Wenig später, am 2. Januar, konfis- 
ziertten Ordnungshüter in Ulm 20 
Exemplare der langbeinigen Vögel: 
Ein Tierhändler hatte Alarm geschla- 
gen; ihm waren von einer ominösen 
Firma namens Franc, Adresse unbe- 
kannt, die 20 Störche zum Stückpreis 
von 800 Mark am Telephon angeboten 
und dann zugesandt worden — verbo- 
tenerweise. 


Die beiden Beschlagnahme-Aktio- 
nen in Baden-Württemberg führen auf 
die Spur eines illegalen und offenbar lu- 
krativen Handels: mit Weißstörchen, 
die in Westdeutschland vom Ausster- 
ben bedroht sind und weltweit als ge- 
fährdet gelten. 


Ermöglicht wird dieser Handel 
durch eine Lücke in der Bonner Natur- 
schutzgesetzgebung: Zwar sind — zum 
Schutz des rar gewordenen Adebar — 
in Westdeutschland private Storchen- 
haltung und Storchenhandel verboten. 
Erlaubt aber ist immer noch die Ein- 
fuhr hochgefährdeter Tierarten, darun- 
ter auch der Storch. 


Dieser Mißstand rief nun den Deut- 
schen Bund für Vogelschutz auf den 
Plan. In Stuttgart forderte Burkhard 
Kroymann, Amtsrichter und Landes- 
vorsitzender des Bundes, das Ertl-Mini- 
sterium auf, ein Importverbot in die 
von Bonn geplante Bundesartenschutz- 
ordnung aufzunehmen. 


Die jüngst im Musterländle be- 
schlagnahmten Langbeiner, so Kroy- 
mann, entstammen offenkundig einer 
Sendung von insgesamt 226 Weißstör- 
chen und — gleichermaßen gefährdeten 
— Seidenreihern, die bereits im vergan- 
genen Sommer auf dem Frankfurter 
Flughafen abgefertigt worden waren. 
Bulgarischer Herkunft, waren die Zug- 
vögel als brasilianische Ware ausgewie- 
sen und einer Frau Ursula Elisabeth 
Franc zugedacht. 


Die Odyssee der in Kisten verpack- 
ten Großvögel ging erst weiter, nach- 
dem auch der Zoll kassiert hatte: Über 
den Schwarzmarktwert der Tiere infor- 
miert, nahmen die Beamten 8000 Mark 
zusätzlicher Abgaben ein. 
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Storchenpfleger Storch, Schützlinge 
Lücke im Gesetz 


Dann verloren sich die Wege des 
kostbaren Federviehs — bis nun 27 
Störche in Ulm und kleinen Schauge- 
hegen der Provinz wieder auftauchten. 


Schlimm, so fanden. die Vogelschüt- 


zer, war es den Störchen in den vier 
Miniatur-Zoos ergangen: Um die teuer 
erworbenen Vögel festzuhalten, hatten 
die Parkbesitzer ihnen die Mittelhand- 
knochen der Flügel amputiert. So stelz- 
ten die Störche, unfähig zu fliegen, in 
den künstlich angelegten Teichen um- 
her, als die Naturschützer eintrafen. 


In besserem Zustand waren die 20 
Störche, die der Ulmer Tierhändler nur 
zum Schein bestellt hatte, um den 
Lieferanten auf die Spur zu kommen. 
Der in Ulm aufgeflogene Handel, so 
Artenschützer Dr. Siegfried Künkele 
vom Stuttgarter Landwirtschaftsmini- 
sterium, ist typisch für ein Gewerbe, 


das sich weitgehend am Telephon ab- 
spielt. 

Vorsichtshalber nur fernmündlich 
bieten „schwarze Schafe unter den 
Tierhändlern“ (Künkele) nicht nur 
Störche, sondern auch andere zum 
Handel nicht zugelassene Tiere feil. 
Mit den bedrohten Tierarten werden so 
nach Schätzungen der Naturschutzver- 
bände in Westdeutschland jährlich 
rund 300 Millionen Mark umgesetzt. 


Zu den beliebtesten Handelsobjekten 
unter den Vögeln zählen seltene Papa- 
geien, Wanderfalken (Preis: bis 50 000 
Mark), ferner andere Greife wie Bart- 
und Mönchsgeier, die von der Volksre- 
publik China der Devisen halber kei: 
zügig exportiert werden. 

Plattform für die Geschäfte mit ex- 
travaganten Vogelliebhabern, manch- 
mal aber auch mit staatlichen Zoos, ist 
regelmäßig die „Geflügel-Börse“, eine 
im bayrischen Germering herausgege- 
bene Fachzeitschrift deutscher Rasse- 
geflügelzüchter, 

Noch rätseln die Vogelschützer, wo- 
hin die restlichen Störche des Frank- 
furter Imports verschwunden sind. 

Die meisten Bundesländer machen es 
dem illegalen Handel mit Adebar nicht 
leicht. So mußten in Niedersachsen, 
traditionell reich an Störchen, bis Janu- 
ar 1980 alle in Gefangenschaft leben- 
den Störche beringt werden — unbe- 
ringte werden nun eingezogen und in 
die staatlich geförderte Storchenpflege- 
station in Verden an der Aller (Leiter: 
Helmut Storch) gebracht. 

Die 27 Schwabenstörche, die meisten 
von ihnen vorläufig im Stuttgarter Zoo 
untergebracht, sollen bald wieder „aus- 
gewildert“ werden: In Sumpf- und 
Wiesengebieten freigelassen, könnten 
die großen weißen Klapperstörche den 
Restbestand von.noch rund 1000 west- 
deutschen Storchenpaaren vermehren 
helfen. 
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|| _ Wer intelligent fährt, sollte auch int 


TOYOTA STARLET. 


Wenn er nur in der 
Wirtschaftlichkeit groß wäre, 
hätten wir ihn nie gebaut. 


Der Toyota Starlet ist ein besonders wirtschaftlicher 
Kompaktwagen. Weil Sie ihn zu einem günstigen 
Preis bekommen. Weil er serienmäßig komplett aus- 
gestattet ist. Weil er wenig Unterhalt kostet und 
wenig Treibstoff verbraucht. 

Allein diese Vorteile sind schon schwer zu über- 
treffen. Doch der Toyota Starlet hat noch mehr zu 
bieten. Denn er ist gebaut wie ein Großer. Darum hat 
er trotz der kompakten Außenmaße eine impo- 
nierende innere Größe. Sein Innenraum ist 1,70 m 
lang und 1,27 m breit. Das ist viel Platz für vier 
Personen und ihr Gepäck. 

So erfreulich wie das Raumangebot ist auch die 
Leistung des Toyota Starlet. Sein 1,2 Liter-Motor 
beschleunigt ihn in 13,5 Sekunden von 0 auf 
100 km/h. Und macht ihn 150 km/h schnell. Das 
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sind Werte, die oft von viel größeren Autos nicht 
übertroffen werden. 

Mit ein Grund für diese exzellenten Fahrlei- 
stungen ist die im Windkanal erprobte Form der 
Karosserie. Die guten Fahreigenschaften und der 
Fahrkomfort werden durch das exakt abgestimmte 
Fahrwerk optimiert. 

Mit dem Starlet haben die Toyota-Ingenieure 
einen Kompaktwagen konstruiert, der nicht nur 
durch Wirtschaftlichkeit überzeugt. Sondern durch 
konstruktive Ausgewogenheit. Was Ihnen die Ent- 
scheidung in der Kompaktklasse vermutlich ein 
wenig leichter macht. 


Denken Sie mal darüber nach. 


TOYOTA 


NEUES PROERANN 
FILME FOR ERWACHSENE 


BEATE UHSE FILM 
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Pornostar Brigitte Bordeaux, Kollegin bei Premiere, Brigitte Bordeaux im Film „Hardcore“ (r.): „Manifestation eines Zeitgeistes“ 


GESELLSCHAFT 
Gefährliche Bilder 


Fünf Jahre, nachdem Bonn die Por- 
nographie-Gesetze liberalisierte, 
scheint der Nachholbedarf noch nicht 
gestillt: Die Pornofilm-Branche ver- 
zeichnet steigende Umsätze und hat 
ihren eigenen Starkult entwickelt. 


ie gleiten, mit livriertem Chauf- 

feur, im Rolls-Royce durchs Re- 
vier; steigen, Blumen im Arm, im Inter- 
conti, Fürstensuite, oder im Hilton, 
Presidential Suite, ab; sie empfangen 
im Breidenbacher Hof. 

Ihre Begleiter ordern Absperrgitter, 
arrangieren Sektfrühstück und Five 
o’clock tea, teilen Zeitungsleuten Ter- 
mine zu, für Aufnahmen, Interviews. 


Die Schlagzeilen heißen dann „Das 
Mädchen, das 1000 Ehebrüche zugab“, 
»8 Männer sind für Cathy nicht ge- 
nug“, „Nackter Filmstar auf Los Nr. 
337799“. Und die Photos sind danach. 


Denn die Hauptfiguren in diesem 
Reklame-Rummel treten als Damen 
auf, wie sie auch Sir Alfred Hitchcock 
mag — als „Damen, die im Schlafzim- 
mer zu Nutten werden“. 

Sie sind Kinostars einer unlängst 
noch unbekannten Art. Hauptdarstelle- 
rinnen in pornographischen Filmen, die 
in den Groß- und Kleinstädten der Re- 
publik vor einer stetig steigenden Zahl 
von Zuschauern gezeigt werden. 


Wenn Kinostars, wie Filmhistoriker 
Enno Patalas schreibt, „Manifestatio- 
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nen des Zeitgeistes“ sind, verkörpern 
die Cathys, Annettes und Serenas den 
Libertinismus ihrer Zeit buchstäblich: 
als Pornostars de luxe, die in Schlös- 
sern wandeln und in Großaufnahmen 
nichts schuldig bleiben. 

Ihr Sujet ist wieder und wieder, fast 
ausschließlich, was der amerikanische 
Film-Profesor Amos Vogel sarka- 
stisch als „das gefährlichste Bild, das 
der Mensch kennt“ bezeichnete: die 
Vereinigung mit dem Partner. Dabei 
spielen sie nicht, sie handeln: Cinema 
verite. 

Wo im konventionellen Kino noch 
— symbolisch — die Lokomotive fau- 
chend in den Tunnel fuhr oder — de- 
zent — die Kamera aufs lodernde Ka- 
minfeuer schwenkte, zeigt der Porno- 
film das „Verbotenste“, bislang „Un- 
sichtbarste“ (so der französische Sozio- 
loge Gilles Lapouge): Geschlechtsorga- 
ne in ihrer zeitweiligen Metamorphose. 


„Kein noch so kühnes Auge sah vor 
den Pornos je das Spiel der Geschlechts- 
organe oder die Organe selbst so per- 
fekt, aus so verblüffenden Perspektiven 
und in solch wahnsinnigen Dimensio- 
nen“, schreibt Lapouge. „Diese Genita- 
lien in Großaufnahmen waren vor 
1970 nicht auf der Welt.“ 

Seit nunmehr exakt fünf Jahren ist 
volljährigen Bundesbürgern die Be- 
trachtung solcher Bilder unter be- 
stimmten Auflagen vom Gesetzgeber 
gestattet. Die Liberalisierung des Straf- 
rechtsparagraphen 184 brachte (neben 
einem steten Rückgang der meisten 
Sittlichkeitsdelikte) der bis dahin illega- 


* Im Film; bei einem Empfang vor dem Brei- 
denbacher Hof in Düsseldorf (r.). 


len Branche einen Boom, der noch un- 


“vermindert anhält: 


> Zehn Millionen Besucher (und Be- 
sucherinnen) zählten die Kassierer 
der westdeutschen Porno-Kinos 
1979 — weit mehr, als Keegan, 
Kaltz, Breitner und Co mit ihren 
Steilvorlagen und Fallrückziehern 
selbst im Rekordjahr 1977/78 in die 
Arenen der Fußballbundesliga lok- 
ken konnten. 

D 22 Verleiher bieten den Theaterbe- 
sitzern in den 52 Wochen eines Jah- 


Pornostar Annette Haven* 
„Stolz auf ihren Erfolg“ 


res derzeit 90 Filme an. Dabei sind 
bislang nur 170 Kinos ganztags im 
Pornogeschäft; 160 weitere zeigen 
totalen Sex mal in der Mittags-, mal 
in der Nachtvorstellung. 


Derbes aus deutschen Produktionen 
wie etwa „Liebesgrüße aus der Leder- 
hose“ steht dabei immer seltener auf 
dem Programm. Überwiegend bestim- 
men nun Importe aus Frankreich und 
den USA das Angebot. 

Der neueste und aufwendigste Ren- 
ner — der Ende letzten Jahres in West- 
deutschland gestartete  Zweiteiler 
„Girls & Girls & Girls“ — ist, wie im 
Nicht-Porno-Film längst gang und 
gäbe, eine internationale Ko-Produk- 
tion. 

Der Flensburger Ulli Rotermund, 
30, Sproß der Inhaberin des branche- 
beherrschenden Beate-Uhse-Filmver- 
leihs (Marktanteil: über 50 Prozent) 
zeichnet mit dem Zürcher Kaufmann 
Edouardo A. Stoeckli und dem exil- 
tschechoslowakischen Kameramann 
Alan Vydra für das neue Sexualspekta- 
kel verantwortlich: Drei internationale 
Kamera-Teams drehten das Pornowerk 
um zwei Globetrotter und 19 Darstelle- 
rinnen in Kalifornien, Frankreich und 
der Bundesrepublik. 

Wurden vor fünf Jahren die ersten 
Pornofilme in den Tageszeitungen 
noch im Kleinanzeigenformat als „Fil- 
me nur für Erwachsene“ ohne Titel 
und Photos angekündigt, so übertrifft 


die Werbung für Filme wie „Girls & 
an Größe und Deutlichkeit' 


Girls...“ 
nun schon oft die Anzeigen fürs 
Kunst-Kino von nebenan. 


Als Film „voller Höhepunkte“ kann 
die neue Uhse-Produktion in der Tat 
gelten: 92 Orgasmen — von denen al- 
lein Christine 17 erfährt (mit 17 ver- 


schiedenen Partnern, versteht sich). Die 
Geschlechter stöhnen im Super-Sound, 
in dekadent-kostbarem Technicolor-In- 
terieur. 

Wenn die auf elegant getrimmte US- 
Blondine Jesie St. James (mit der Syn- 
chronstimme von Katrin Schaake) in 
Valentinos Meditationstempel zu San 
Francisco ihren Chauffeur anfaucht: 
„Fick mich, du Miststück!“, beben mit 
dem Domestiken für viele Betrachter 
spürbar die Kinowände. 

Als einen „Film für alle Sinne“ be- 
schreibt die Werbung das dröhnende 
Werk — als „den Sex der neuen Gene- 
ration“. 


Nun sind der Geschlechtsakt und das 
Interesse daran wohl seit eh und je 
ziemlich konstant geblieben. Die 
Schwierigkeiten aber, sich mit An- 
schaulichem zu versorgen, beklagte 
noch 1972 der. britische Biologe 
Alex Comfort: „Uns entgeht viel in die- 
ser Gesellschaft, weil wir nicht ge- 
wohnt sind, in Gemeinschaft Ge- 
schlechtsverkehr zu betreiben.“ Denn: 
„Menschliches Paarungsverhalten“ sei 
„ebenso interessant wie das von Vögeln 
und weit instruktiver“. 


An künstlerischen Gestaltungen des 
Geschlechtsaktes freilich war zu keiner 
Zeit Mangel; der Sittenhistoriker 
Eduard Fuchs beschrieb das einschlägi- 
ge bildnerische Schaffen als „ganz un- 
geheure, zahlenmäßig gar nicht andeu- 
tungsmögliche Menge“. 

Zum Massenartikel wurde das eroti- 
sche Bild aber erst mit der Photogra- 
phie. Und mit Photo und Film konnten 
die Partialtriebe der Schau- und Zeige- 
lust massenhafter und unverfrorener 
kompensiert werden als durch Halbhei- 
ten wie Peep und Strip. 

Schon erste Daguerreotypien von 
1840 zeigten pikant entkleidete Damen 
der Gesellschaft (mit abgewandtem 
Gesicht) und Frauen in busenfreiem 
Morgenrock. Später zuckelten in Ste- 
reoskop-Apparaten pornographische 
Situationen vorüber, etwa 30 Blatt 
„Stufenleiter der Wollust“. 


Als die Bilder richtig laufen lernten 
— erst 16, dann 24 in der Sekunde —, 
waren schnell auch die bewegendsten 
Bewegungen dabei: Neben Attraktio- 
nen für die ganze Familie, wie die 
Scharfschützin Annie Oakley und Buf- 
falo Bill, gab es heiße Piecen wie „Le 
Bain“ oder „A Free Ride“. Doch sie 
blieben jahrzehntelang, streng unter 
der Hand, als „stag films“ und „blue 
movies“ Höhepunkte für Herrenaben- 
de, Kundendienst in Bordellen. 

Währenddessen benötigte der kon- 
ventionelle wie der künstlerische Film 
ein halbes Jahrhundert, um scheinbar 
eherne Tabus zu erodieren. Vor allem 
Hollywood litt lange unter der pres- 
byterianischen Sittenklausel, die den 
Bauchnabel der Frau ebenso wie Beu- 
len im Kostüm des Mannes geächtet 
hatte. Nacktheit wurde für gefährlicher 
gehalten als Gewalttätigkeit. 


Erst Französinnen durchbrachen die 
Repressionen. 1950 schritt Martine Ca- 
rol in „Caroline Cherie“ von Akt zu 
Akt; sechs Jahre später entblätterte 
sich Brigitte Bardot. 

Doch wie stark das Thema noch wei- 
terhin tabuiert war, macht Filmprofes- 
sor Vogel deutlich: Die Scheide war als 
„streng geheim“ eingestuft, der erigier- 
te Penis blieb „das gefährlichste Objekt 
im Universum“, und der Orgasmus galt 
als „besonders bedrohlich“, weil er 


„sprengend und anarchistisch“ sei. 


.[ Erotische Effekte 


= in Space-Sound B 


Regie: Alex de Re zZ 
Beate Uhso-Filmvarleih 
Pornofilm-Werbung 


US-Girls bevorzugt 


Zwar wagte Ingmar Bergman dann 
in seinem „Schweigen“ auch den Or- 
gasmus. Doch der befreiende Akt war 
kompliziert in Kunst verpackt. Und ge- 
rade derlei ambitiöse Verbrämungen 
empfinden die radikalen Kritiker als 
ein störendes, nur neues, raffinierteres 
Cache-sexe. 

Ihnen geht es darum, daß Pornogra- 
phie nicht als Kunst, sondern vielmehr 
als grundsätzliches Gut verteidigungs- 
wert sei — alle Miserabilitäten einge- 
schlossen. Losung: Porno ohne Wenn 
und Aber; falls dabei Kunst heraus- 
spränge, um so besser. 

„Irgendwie“, so beurteilte der ameri- 
kanische Filmkritiker David Overbey 
die Rezensionen europäischer Kollegen 
von Oshimas „Reich der Sinne“, könn- 
ten die Cin&asten immer noch „nicht 
zugeben, daß es sich in dem Film auch 


. um zwei Leute dreht, die zwei Stunden 


lang bumsen“. 

Seinem Mitstreiter Kenneth Tynan 
sind jene Liberalen außerordentlich su- 
spekt, die ihre Toleranz gern auf „er- 
zieherische“ oder „künstlerische“ oder 
„geistige“ Werte einengen. Er be- 
schreibt so einen untadeligen Gentle- 
man als einen Mann, „der Bordelle 
zwar persönlich verabscheut, sie aber 
im Prinzip verteidigt — vorausgesetzt, 
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daß sie von Mies van der Rohe entwor- 
fen und mit Sozialarbeiterinnen in 
Kleidern von Balenciaga besetzt sind“. 

Mittlerweile hat sich die Situation in 
Metropolen wie New York und Paris 
gründlich geändert. Seit Linda Love- 
lace mit ihrem anatomischen Talent Ge- 
rard Damianos für 25 000 Dollar pro- 
duzierten Porno-Film „Deep Throat“ 
zu einem Klassiker machte, entdeckte 
New Yorks Fun Society den „porno 
chic“: Härtestes von der 42. Straße. 
Und von 259 Pariser Lichtspielhäusern 
haben sich 83 ganz auf Pornos speziali- 
siert. 

Das zieht auch zunehmend Frauen 
an, die — wie die Pariser Psychoanaly- 
tikerin Judith Belladona anmerkt — 


Ausmaße bevorzugten männlichen Rol- 
lenträgern wie John C. Holmes, John 
Leslie und Johnny Keyes sind Talente 
wie Annette Haven, Desir&e Cousteau, 
Jesie St. James und Serena Charkow- 
sky zu Stars avanciert. 

Die feuerrote, blauäugige Annette 
Haven fand zum Pornofilm, weil sie 
„zwei Zentimeter zu klein für Las Ve- 
gas“ war; nun schreibt sie, mit 26, nicht 
nur ihre „Memoiren“, sondern auch ein 
Drehbuch, das sie in eigener Produk- 
tion und Regie zu verfilmen gedenkt. 

Andere, so Desir&e Cousteau und Am- 
ber Hunt (Oberweite 102), waren Co- 
ver Girls oder Ausklapp-Mädchen in 
Sex-Magazinen oder Bunny in einem 
Playboy-Club. In einer Gesellschaft, in 


Pornostar Serena (M.), Verleiher Rotermund: 8 Minuten „heißer Abend“ 


sonst „lieber in den Schmalz von Truf- 
faut gehen“. Die Wissenschaftlerin 
urteilt über die Pornos: „Für mich sind 
phantastische darunter.“ Auch Catheri- 
ne Millet, Chefin der Zeitschrift „Art 
Press International“, hat erkannt: „Ge- 
nitalien in Großaufnahme, so was war 
noch nie da, ich finde das eher gut.“ 


Eine Frau, Ann Perry, steht auch der 
Spitzenorganisation der Pornofilmwirt- 
schaft vor, die bereits 1969 in den USA 
gebildet wurde: „Adult Film Associa- 
tion of America“ (Afaa). Neben einer 
jährlichen Hauptversammlung hat die 
Afaa.seit drei Jahren auch ihre eigene 
Oscar-Nacht — mit zahlreichen „Ero- 
tica Awards“ für hervorragende Ein- 
zel- und Gesamitleistungen. 


Den bereits mehrfach preisgekrönten 
Regisseur Alex deRenzy stufte die 
„New York Times“ als „den Cecil B. 
DeMille der Blue Movies“ ein; und ne- 
ben den wegen ihrer Ausdauer und 
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der Raquel Welch und Ursula Andress, 
Kim Novak und Catherine Deneuve 
sich gern nackt in Offset präsentieren, 
ist das schon was. 


Daß deutsche Mädchen in der mit 
Großbuchstaben angezeigten Vor- 
spann-Riege des Porno-Films noch feh- 
len, erklärt Verleih-Manager Roter- 
mund, mit dem US-Markt ebenso ver- 
traut wie mit heimischen Gepflogenhei- 
ten: „Die Amerikanerinnen“, so Roter- 
mund, „arbeiten mit dem Bewußtsein 
von Profis und sind stolz auf ihren Er- 
folg. Unsere Mädchen wollen anonym 
bleiben, bekennen sich nicht zu dem, 
was sie machen, haben Angst vor der 
Großmutter, wollen nicht in Düsseldorf 
erscheinen, weil da ein Onkel wohnt, 
nicht in München, weil sie da eine Tan- 
te haben...“ 


Auch sei undenkbar, von einem 
deutschen Mädchen zu hören, was ihm 
eine Amerikanerin in der Vorführung 


ihres neuesten Films zurief: „Sieh dir 
das an! Ist das nicht ’ne astreine Fella- 
tio?“ 

Klar, daß die US-Girls bevorzugt 
werden — vor der Kamera und auf den 
Publicity-Tournees. Annette Haven 
machte vor 100 Kinobesitzern in Düs- 
seldorf ihren Knicks; Brigitte Bordeaux 
und Cathrin Greyner erzählten Repor- 
tern, daß sie mal Schuhverkäuferin in 
der Provinz beziehungsweise Gardero- 
biere in einem Nightclub waren. 


Bei der Premiere des fünffachen 
Erotik-Oscar-Preisträgers „Baby Face“ 
karrte der Uhse-Sohn statt des Regis- 
seurs deRenzy gleichfalls lieber die 
Girls Amber Hunt und Cathy Kauf- 
mann an. „Die Zeitungen“, weiß er, 
„schreiben lieber über Mädchen.“ Pro 
Film investiert er mindestens 50 000 
Mark in die Werbung. Vorletzten Frei- 
tag waren 500 Kino-, Film- und Presse- 
leute zu einer Soiree in Münchens 
„Mathäser“ geladen. 


Über eine Million Mark hat Roter- 
mund auch in den Stereo-Ton nach 
dem Dolby-Verfahren gesteckt, mit 
dem nun alle Uhse-Filme über ihr Pu- 
blikum hereinbrechen sollen — von 
München bis Neumünster und darüber 
hinaus. 


Denn neben Neubauten in der Bun- 
desrepublik, so in Trier und Wanne- 
Eickel, plant der Sexualist der neuen 
Generation ein Kino-Center in Man- 
hattan; Verleihbüros in New York und 
Los Angeles sollen bereits im Frühjahr 
eröffnet werden — für den Sommer ist 
der Amerika-Start von „Girls & Girls 
& Girls“ vorgesehen. 


Für diesen Film hat er seit Novem- 
ber seine bislang aufwendigste Kam- 
pagne abgewickelt; Massenstart war 
mit 19 Kopien in 17 Städten, Kasse 
nach sechs Tagen: 722 624 Mark. Al- 
lein Hamburg brachte in einer Woche 
93 090 Mark. 


Als Rotermund die Aktion mit der 
Premiere des Vorläufers „Ein süßes 
Früchtchen“ verband, ließ er nicht nur 
Gogo-Girls vor den Kinos tanzen, son- 
dern an fünf Tagen in sieben Städten 
unter den Besuchern auch die „Girls“- 
Mitwirkende Serena Charkowsky aus 
San Francisco verlosen. Annonce: 
„Gewinnen Sie einen heißen Abend.“ 
Siebenmal flog Serenas BH verhei- 
Bungsvoll ins Parkett. 


Prompt vertraten Presseorgane wie 
„Bild“ neben groß aufgemachter und 
satt illustrierter Berichterstattung die 
Belange von Sittlichkeit und Men- 
schenwürde und gaben sich indigniert; 
die „Stuttgarter Nachrichten“ riefen 
nach „Staatsanwälten“. 


Zumindest einer der Gewinner, der 
Neuköllner Betriebswirtschaftsstudent 
Andreas Beller, war allerdings ent- 
täuscht: Der „heiße Abend“ schrumpf- 
te zu einem Töte-A-töte im Kino-Büro. 
Dauer: acht Minuten. 


TOURISMUS 
Natur satt 


Möglichst im Frühjahr oder Herbst, 
raten Experten, sollten Europäer nach 
Kanada reisen: Im Sommer sei das 
an Naturschönheiten reiche Ferien- 
land mancherorts voll „wie Garmisch- 
Partenkirchen“. 


aß ein Grizzly hinter ihnen her 

war, konnten die Abenteuertouri- 
sten nur hören — das Tier furzte in 
einem fort: Mitten in Nordkanadas 
Wildnis hatte es die gefriergetrockne- 
ten Essenrationen der Reisenden aufge- 
fressen. Zwei Tage strolchte der ge- 
blähte Bär, Nachschlag fordernd, um 
das Camp. 

In den überlaufenen Nationalparks 
im Südwesten Kanadas hingegen such- 
ten vergangenen Sommer entnervte 
Touristen schon mittags nach einem 
Lager für die Nacht — viele vergebens. 


Mit solch unterschiedlichen Erfah- 
rungen — meist Natur satt, bisweilen 
massentouristisches Gedränge — kom- 
men Reisende aus einem Urlaubsland 
zurück, das in der Bundesrepublik im- 
mer beliebter wird: Über 200 000 
Deutsche flogen im vorigen Jahr nach 
Kanada, 60 000 mehr als noch 1977. 


Mal buchten sie Aktiv-Urlaub in so- 
genannten Wildnis-Ranches, die für bis 
zu 1700 Mark pro Woche (ohne Flug) 
alles bieten, was Muskelkater verur- 
sacht: Reiten, Bergsteigen, Segeln, 
Wasserski und Tontaubenschießen. 
Mal mieten sie blockhausartige Ferien- 
hütten, meist an abgelegenen Seen — 
Motorboot und „Nutzung der Garten- 
früchte soweit reif“ (Prospekttext) im 
Wochenpreis von 600 Mark einge- 
schlossen. 

Die meisten freilich sind mit Cam- 
pingbussen oder den größeren Wohn- 
mobilen täglich einige Stunden auf 
Achse: Sie gondeln, vornehmlich in 
den Westprovinzen British Columbia 
und Alberta oder in den Ost-Regionen 
Ontario oder Quebec, von einem Cam- 
pingplatz zum nächsten. 

Sie alle suchen, was das Kanada- 
Image der Werbung vierfarbig ver- 
spricht: menschenleeres Land mit un- 
berührter Natur, wo in den Worten der 
Prospekt-Poesie „das Rauschen der 
Blätter oder das Gemurmel des Baches 
die einzigen Laute darstellt“. 

„Die meisten finden, was sie sich er- 
hoffen“, weiß Reisejournalist Gerald 
Hall vom „Toronto Star“. „Manche 
aber fahren enttäuscht nach Hause“ — 
nicht ohne Grund. 

So gilt etwa der Trans-Canada High- 
way, hauptsächlich der Abschnitt zwi- 
schen Vancouver und den National- 
parks in den Rocky Mountains, als 
Tourismus-Rennbahn der Nation: Im 
Sommer sind dort sämtliche Motels 
und Campingplätze überfüllt, bisweilen 
tragen Familienväter den Streit um den 
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Wohnmobil in Kanada: Begegnung mit dem Bär 
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letzten freien Platz mit der Faust aus. 
„Nach elf Uhr vormittags“, weiß Ewald 
Vollrath vom Frankfurter Reiseveran- 
stalter Airtours International, „ist da 
alles dicht.“ 

Und wer in einer der brutal zwischen 
die Rocky-Felsen geklotzten Abfütte- 
rungs-Gaststätten das amerikanische 
Dreierlei — Hamburger, Pizza, Steak 
— bestellt, muß bis zu einer Stunde 
warten. Besonders in den National- 
park-Städtchen Jasper und Banff, so 
Wolfgang Hollweg von der Frankfur- 
ter Inter-Air, „geht es zu wie in Gar- 
misch-Partenkirchen“, 


Denn zwischen Juni und Ende 
August rollen neben zahllosen einhei- 
mischen Urlaubern rund 35 Millionen 
Amerikaner durchs Land — die mei- 
sten just dort, wo auch die Deutschen 
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NEUSCHOTTLAND 


Toronto NEUBRAUNSCHWEIG 


am liebsten touren: in den südlichen 
Regionen Kanadas. Experten wie Peter 
Merkentrup, Chef des Ahrensburger 
Canada Reise Dienstes, raten denn 
auch, „möglichst im Frühjahr oder im 
Herbst zu fahren“. 

Dann sind selbst im 400-Kilometer- 
Umkreis von Toronto, mitten im Seen- 
gebiet Ontarios, noch massenweise 
Plätze frei. An den großen Gewässern 
wie dem Lake Huron oder der Geor- 
gian Bay jedoch ist die Natur nicht 
mehr völlig intakt: Am Ufer wuchern 
die Algen, im Wasser konzentriert sich, 
wenn auch in vergleichsweise geringen 
Mengen, giftiges Quecksilber. Schilder 
informieren Angler, welche Fische ohne 
Gesundheitsrisiken eßbar sind. 

Immer mehr deutsche Kanada-Touri- 
sten verzichten freilich auf die benzin- 
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schlürfenden Wohnmobile. Statt dessen 
reisen sie etwa 


D> mit dem Bus durch die Berge Alber- 
tas oder in den Norden Ontarios; 


I> per Pferd auf den alten Goldsucher- 
Trails des 19. Jahrhunderts; 


D auf Kreuzfahrtschiffen durch die 
Fjorde West-Kanadas nach Alaska; 


> mit der Eisenbahn von Vancouver 
nach Toronto — ein Kenner-Tip 
für weniger Betuchte: Das Ticket 
für den 5000-Kilometer-Trip kostet 
umgerechnet nur 182 Mark. 


Individualisten hingegen lassen sich 
mitten ins Abenteuer expedieren, meist 
zum Kanufahren auf reißenden Flüs- 
sen wie dem Yukon. Und Jäger mit 
Ambitionen auf Bären- oder Elchtro- 
phäen fliegen in nördlich gelegene 
Jagd-Lodges, wo sie unter kundiger 
Führung auf Pirsch gehen — zu Tages- 
sätzen bis zu 500 Mark. 

Für rechte Kanada-Fans gibt es frei- 
lich nur eine Fahrtrichtung — nach 
Norden. Mit superstarken Wohnmobi- 
len oder Geländewagen preschen sie 
etwa den ungeteerten Alaska Highway 
entlang: erst durch die Berge, dann 
durch die Tundra und schließlich ins 
Eis. 

„Da droben gibt es die großartigsten 
Gegenden der Welt“, so Experte Hall. 
„Und es gibt Gebiete, in die ich nicht 
einmal einen Politiker schicken wür- 
de.“ 


ROCKMUSIK 
Intelligentes Großmaul 


Ihre Platten sind Bestseller in Eng- 
land, ihr Sänger Bob Geldof ist ein 
Jugend-Idol — die irische Rockband 
„The Boomtown Rats“ startet am 
Samstag eine Deutschland-Tournee. 


rotzig und selbstbewußt tönte der 

Sänger Bob Geldof auf der ersten 
Platte der irischen Rockband „The 
Boomtown Rats“; „Ich hab’ viel zu 
lange auf Stempelgeld gewartet, ich 
hab’ 15 Minuten im Regen Schlange 
gestanden — das ist eine Viertelstunde 
zuviel.“ Und: „Wenn ich etwas will, 
dann kriege ich’s, ganz egal, was ich 
dafür tun muß.“ 

Geldofs Song-Plädoyer für Indivi- 
dualismus und Ich-Stärke in wenig rosi- 
ger Lage trug den Titel „Lookin’ After 
No. 1“ (Scharf auf den ersten Platz). 
Mit dieser Single konnten die „Boom- 
town Rats“ zwar auf Anhieb weit oben 
in den englischen Hitlisten landen, aber 
noch nicht, wie mit provozierender Iro- 
nie angepeilt, auf Platz eins. 


Das war 1977, zur Zeit der britischen 
Punk-Erhebung. Dilettantisch, aber mit 
explosiver Energie hatten plötzlich jun- 
ge musikalische Anfänger zu Instru- 
menten gegriffen, ihre Wut über miese 
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Zukunftsaussichten in kurze, aggressive 
Rocksongs gepackt und die vor sich hin 
dämmernde Musikindustrie wieder an 
die ursprüngliche Rock-Vitalität erin- 
nert. 

Die Punk-Rebellion kam für die Dub- 
liner „Boomtown Rats“ im günstigen 
Augenblick: Auf ihren Wogen und der 
kräftig aufschäumenden New Wave 
sind sie inzwischen in die Position der 
„zur Zeit erfolgreichsten Gruppe des 
Vereinigten Königreichs“ („New Musi- 
cal Express“) gehievt worden. Ihre drei 
LPs und mehrere Singles wurden Best- 
steller, und Geldof, 27, avancierte zum 
Jugend-Idol und zum Exponenten der 
gehobenen Rock-Aristokratie. Das Sex- 
tett der Emporkömmlinge startet am 
Samstag in Essen eine Deutschland- 
Tournee. 


„Boomtown Rats“-Sänger Geldof 
Blues am Montag 


Mit den rüden Punkern verbindet die 
„Boomtown Rats“ stilistisch allerdings 
kaum etwas. „Wir machen Popmusik 
für die achtziger Jahre“, sagt Geldof. 
Der frühere Rock-Journalist ist ein in- 
telligenter und wortgewandter Hans- 
dampf in allen Medien und läßt kaum 
eine Gelegenheit aus, das Image der 
Band zu polieren. Dafür ist er in der 
englischen Musikpresse schon als 
Großmaul tituliert worden. Was er 
aber in Interviews von sich gibt oder in 
seinen Songtexten zum Ausdruck 
bringt, ist fundiert, oft von beißender 
Ironie und sarkastischem Witz. 


So schlüpft er im Rockstück „I Ne- 
ver Loved Eva Braun“ in die Rolle Hit- 
lers und läßt ihn seine Liebesunfähig- 
keit bekennen. Dazu verwendet er 
musikalische Anleihen bei den Rolling 
Stones („Let’s Spend the Night Toge- 
ther“), bei David Bowie, dem er als 
einem der wenigen Rockmusiker gnä- 
dig einige Qualitäten bescheinigt, und 


bei dem alten „Shangri-Las“-Hit „Lea- 
der of the Pack“. 

In dem Song „Nice ’n’ Neat“ 
schwelgt Geldof in Schubidubidu-Phra- 
sen und läßt Gott die Lehre verkünden: 
„Die endgültige Wahrheit ist, daß es 
keine Wahrheit gibt.“ 


Einen „neurotischen Kalypso“ nennt 
Kritiker Allan Jones das Geldof-Werk 
„Living in an Island“, in dem zu flot- 
tem Reggae-Rhythmus die traurige Ge- 
schichte von Selbstmördern erzählt 
wird. Und im Song „Diamond Smiles“ 
schildert er zu pompösen Popklängen, 
wie sich eine Schickeria-Dame bei 
einer Society-Party am Kronleuchter 
aufhängt. 

Im jüngsten, auch in der Bundesre- 
publik erfolgreichen Hit der „Boom- 
town Rats“, „I Don’t Like Mondays“, 
besingt Geldof eine irrwitzige Bluttat, 
die im letzten Jahr in San Diego akten- 
kundig geworden ist. Eine sechzehnjäh- 
rige Schülerin hatte dort völlig unver- 
mittelt mit einem Gewehr, einem Weih- 
nachtsgeschenk ihres Vaters, in der 
Schule zwei Leute erschossen und an- 
dere verletzt. Als Motiv hatte sie lako- 
nisch angegeben: „Ich kann den Mon- 
tag nicht leiden, da bekomme ich den 
Blues.“ 

Aber Geldorf erzählt in seinen prä- 
gnanten Songs nicht nur von abstrusen 
Begebenheiten oder makabren Visio- 
nen. Sensibel beleuchtet er — wie auch 
schon große Rockmusiker vor ihm — 
scheinbar nebensächliche Durch- 
schnitts-Lebensläufe oder beiläufige 
Beobachtungen auf der Straße, ohne 
sie zu romantisieren. 

Da vollzieht sich der Angestellten- 
Alltag trübe im „Käfig“ der Büros, 
hoffnungslos sitzen Dublins Jugendli- 
che in einer „Rattenfalle“ oder plagen 
sich, ohne die Verheißung einer besse- 
ren Zukunft, mit ungeliebten Jobs ab. 


Daß die „Boomtown Rats“ nicht 
zimperlich sind im Ausschlachten 
musikalischer Vorbilder, daß sie sich 
nicht‘ bloß aufs Zitieren schöner 
Anthologiestücke der Rockgeschichte 
beschränken, sondern auch schon mal 
hemmungslos das Werk von Kollegen 
plündern, hat ihnen schon den Kritiker- 
Vorwurf des Diebstahls eingetragen. 


So finden sich im Repertoire der 
„Rats“, Wiederhören macht Freude, 
Klänge Bruce Springsteens, David Bo- 
wies, der Kinks, Elvis Costellos, der 
Beatles oder der Rolling Stones. Deren 
Chef Mick Jagger versucht der pfiffige 
Geldof auf der Bühne sogar optisch zu 
kopieren, wenn er dessen Zappel-Cho- 
reographie übernimmt. 

Aber die Rockmusik ist mit kreati- 
vem Eigentum schon immer lax umge- 
gangen: Weiße Musiker haben oft 
skrupellos die Kompositionen Farbiger 
geklaut. Auch die „Boomtown Rats“ 
basteln ihren Sound aus bekannten - 
Einzelteilen zusammen — und entwik- 
keln daraus eine neue, originelle Mu- 
sik-Mixtur. 
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Luftfahrtunfälle: Mehr Opfer 


durch schlechte Sitze 

Die Zahl der Überlebenden bei Start- und 
Landeunfällen könnte größer sein, wenn 
Flugzeugsitze nicht so schwach verankert 
wären. Die Vereinigung der amerikanischen 
Flugbegleiter und eine Flugpassagierorgani- 
sation wollen nun die US-Luftfahrtbehörde 
FAA gerichtlich zwingen, strengere Bestim- 
mungen zu erlassen. Bei mindestens elf Ab- 
stürzen in sieben Jahren, so heißt es in der 
Klage, seien Passagiere „eindeutig wegen 
der mangelhaften Sitze ums Leben gekom- 
men“. Die „rasche Evakuierung des Flugzeu- 
ges nach einem Unfall“, argumentieren die 


Kläger, „wird allzuhäufig durch Sitze, die 


dem Aufprall nicht standhalten, behindert 
oder gar unmöglich gemacht“. Tatsächlich 
sieht die von 1952 stammende Vorschrift 
auch bei modernen Düsenriesen nur vor, 


Passagierkabine im Düsenflugzeug 


daß die Sitze einer Vorwärtsbeschleunigung 
von neun g standhalten müssen; ein Autositz 
darf sich nach den Sicherheitsbestimmungen 
erst bei 20 g aus der Verankerung lösen. 


Yeti-Darstellung 


Chinesen jagen 

Affenmenschen 

Yeti lebt. Zumindest eine 
zentralchinesische Variante 
des unheimlichen Schnee- 
menschen soll, wie Pekinger 
Wissenschaftler behaupten, 
seit 1976 mehrmals gesich- 
tet worden sein. Steckbrief: 
1,98 Meter groß, rötliche 
Körperbehaarung, wallen- 
des Haupthaar bis zur Hüf- 
te, aufrechter, wenn auch 
plattfüßiger Gang. Nach- 
dem sich die Meldungen 
häuften, startete im März 
1977 unter Führung des 
Anthropologen Zhou Gou- 
xing eine 110köpfige Expe- 
dition ins Bergdickicht von 
Shennongjia. Von dem Un- 
tier (Zhou: „Weder Mensch 


noch Bär“) wurden Spuren 
gefunden, darunter Fußab- 
drücke und Haarreste, die 
„auf einen höheren Prima- 
ten schließen lassen“. Die 
erhoffte Begegnung mit der 
alten Art kam nicht zustan- 
de: Als es fast soweit war, 
schoß sich einer der Expedi- 
tionssoldaten vor lauter 
Angst ins Bein. 


Wie viele sterben 
an der Arznei? 


Bei 10000 Leichenöffnun- 
gen fanden die Mediziner 
von zwei westdeutschen Pa- 
thologischen Instituten ein- 
deutige Zeichen „uner- 
wünschter medikamentöser 
Nebenwirkungen“ an 257 


Toten. Bei 89 von ihnen, : 


also bei fast einem Prozent 
der Obduktionen, wurde die 
Medikamenten-Nebenwir- 

kung als „Hauptursache des 
Todes“ bezeichnet, und in 
45 Fällen war das Medika- 
ment immerhin noch „we- 
sentlich mitverantwortlich“ 
für den Tod. Am häufigsten 
hatten die Ärzte offenbar, 
wie der Darmstädter Patho- 
loge Hans Helmut Jansen in 
der Zeitschrift „Diagnostik“ 
berichtet, Kortison-Präpara- 
te in zu hoher Dosierung 
verordnet. Blutungen nach 
der Verabreichung von ge- 
rinnungshemmenden Mit- 
teln wurden als zweithäufig- 
ster tödlicher Arznei-Scha- 
den beobachtet. Bei diesen 
Patienten war, wie Jansen 
kritisiert, der „Quick-Wert“ 
— ein Meßwert für die Ge- 
rinnungsfähigkeit des Blutes 
— „nicht kontrolliert wor- 
den“. Da, laut Jansen, nur 
wenige Nebenwirkungen 
„morphologisch so kenn- 
zeichnend sind, daß sie als 
solche erkannt werden kön- 
nen“, dürfte die tatsächliche 
Quote der Arznei-Opfer 
noch erheblich höher sein. 


Atom-Katastrophe bestätigt 


Rund 1000 Quadratkilome- 
ter Land wurden radioaktiv 
verseucht, und Tausende der 
Bewohner mußten evakuiert 


werden, als im Winter 
1957/58 eine sowjetische 
Atommüll-Deponie am 


Ural in die Luft flog. Indi- 
zien für diese von der 
UdSSR noch immer ge- 
heimgehaltene Katastrophe, 
über die zuerst der 1973 
ausgebürgerte Biochemiker 
Schores Medwedew berich- 
tet hatte, veröffentlichte 
jetzt das amerikanische Oak 
Ridge National Laboratory: 
Mehr als 30 Dörfer südlich 
von Swerdlowsk sind auf 
neueren Sowjet-Karten ge- 
tilgt. Unterhalb des Kysyl- 
tasch-Sees wurden am 
Techa-Fluß zwei Staubek- 
ken von zusammen 50 Qua- 
dratkilometer Fläche ange- 
legt; alle diese Gewässer 
aber werden nun von Ka- 
nalsystemen umgangen. In 
den sowjetischen Fischerei- 
Statistiken tauchen die Seen 


des verseuchten Gebietes 
nicht mehr auf. Hingegen 
berichten sowjetische ra- 
dioökologische Studien re- 
gelmäßig über Seen, die der 


neu angelegte | 
| Wasser- 
| reservoirs 


Größe nach mit jenen iden- 
tisch sein könnten, die — 
anscheinend wegen der Ge- 
fahr, daß strahlende Schad- 


stoffe weiter verschleppt 
werden — von den übrigen 
Wasserwegen abgeriegelt 


sind. Auch die Ursache des 
Desasterss am Ural meint 
Oak-Ridge-Direktor Dr. S. 
I. Auerbach nun zu kennen: 
Die radiologischen Studien 
führen gesondert radioakti- 
ves Cäsium auf — bei des- 
sen Abtrennung aus Atom- 
müll können große Mengen 
von explosivem Ammoni- 
umnitrat entstehen. Für die 
Atomindustrie wäre das 
eine unbequeme Erklärung. 
Zwar behandelten die So- 
wjets radioaktive Abfälle in 
den fünziger Jahren nach 
Verfahren, die inzwischen 
als überholt gelten; doch, so 
Auerbach und seine Mitar- 
beiter, als „rein historisches 
Ereignis“ könne die Kata- 
strophe am Ural nicht abge- 
tan werden. 
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PERSONALIEN 


Anton Josef Hofmann, 70, Bischof 
von Passau, geriet in Rom unter die 
Räuber. Bei der letzten Dienstreise in 
die Heilige Stadt ging der Bischof allein 
durch eine Seitengasse, als ihm von 
„einem dreisten jungen Mann“ (Hof- 
mann) die Handtasche entrissen wurde. 
Der Passauer Kirchenchef erstattete 
Anzeige, der Täter aber wurde nicht 
gefaßt. Dessen Beute war gering: In 
der Tasche des Bischofs befand sich 
nur ein Gebetbuch und ein Kugel- 
schreiber. 


Anwar el-Sadat, 61, 
Staatspräsident, möchte die Ereignisse 
des ägyptisch-israelischen Oktoberkrie- 
ges von 1973 der Nachwelt in Film- 
form überliefert wissen. Zwei israeli- 
schen Filmemachern, die das Zwölf- 
Millionen-Dollar-Projekt für die Jeru- 
salem Capital Studios realisieren wol- 
len, verriet Sadat, er könne sich das 
Werk als Epos vom Schlage etwa der 
Dr.-Schiwago-Verfilmung oder aber 
als Dokumentarstreifen vorstellen. Der 
Film (Arbeitstitel: „Brücke am Suez“) 
soll, um auf keiner Seite Gefühle zu 
verletzen, offenlassen, wer die Schlacht 
am Suez als Sieger beendete. 


ägyptischer 


D*RUDOLF KIRCHSCHLAGER 


HI a 
REPUBLIK 
OSTERREICH 


Rudolf Kirchschläger, 64, seit 1974 
Österreichs Bundespräsident, geriet in 
Verdacht, eine Briefmarke als Wahl- 
plakat zu verwenden, Just zum 65. Ge- 
burtstag im März und zwei Monate vor 
der nächsten Präsidentenwahl will die 
Post das erste Wertzeichen mit Bild 
des Bundespräsidenten herausbringen 
(Abb.). Die Opposition versucht jetzt, 
die Auslieferung der Kirchschläger- 
Marke zu verhindern. Wilfried Gred- 
ler, Kandidat der Liberalen, sieht we- 


Farah, 41, Ex-Kaiserin von Persien (Photo, mit Resa Pahlewi), wußte 
mehr als der Schah. Jahrelang habe sie ihrem Ehemann verheimlicht, so 
bekannte die Schahbanu jetzt in einem Interview mit „Paris Match“, daß 
er an der seltenen Leukämie-Art „Waldenström“ leide. Die Krebskrank- 
heit sei bereits 1974 bei einer Routineuntersuchung festgestellt, aber allein 
die Kaiserin über die tatsächliche Diagnose unterrichtet worden. Zwar 
ging es dem Schah, gestand Farah, schon in Teheran zunehmend schlech- 
ter, doch bildete sich ein sichtbarer Tumor am Hals erst im vergangenen 
Frühjahr. Wochen später, während des Mexiko-Exils, hätten eilig konsul- 
tierte Spezialisten dem Kranken dringend geraten, sich in den USA operieren 
zu lassen — „die letzte Zuflucht in ganz besonders schweren Fällen“. 
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gen der Geburtstagsmarke die eigenen 
Wahlchancen schwinden: „Die Propa- 
gandawirkung dieser Emission ist 
nicht zu bestreiten.“ Sie werde seinen 
ohnehin „schwierigen Kampf“ zusätz- 
lich belasten. Und Volkspartei-Ge- 
schäftsführer Kurt Bergmann fordert, 
der Bundespräsident solle „auf die Her- 
ausgabe der Geburtstagsmarke zu die- 
sem Zeitpunkt“ verzichten. Daraus 
wird nichts. Ein Sprecher der Postver- 
waltung: „Der Herr Bundespräsident 
wird schließlich nur einmal 65.“ 


Walter Wallmann, 47, CDU-Oberbür- 
germeister von Frankfurt, vergißt seine 
„unbeirrbar konservative“ Grundhal- 
tung, wenn es darum geht, den Christ- 
demokraten neue Wählerschichten zu 
erschließen. Im Männermagazin „Lui“ 
ließ er sich jetzt sogar von Frühschöpp- 
ner Werner Höfer in der „Nachbar- 
schaft von Po-Position und Schamhaa- 
ren“ („FAZ“) interviewen und erntete 
für sein Versprechen, er habe „nicht 
das Bestreben, Bordelle zu schließen“, 
das ausdrückliche Lob des Stadtkäm- 
merers und Parteifreundes Ernst Ger- 
hardt: „Ich finde das gar nicht 
schlecht, wenn uns auch die Louis’ 
und Loddels wählen.“ 


Mohammed Resa Pahlewi, 60, ge- 
stürzter Schah, ließ sich in seinem 
zehnstündigen Interview mit dem 
britischen Starjournalisten David 
Frost (von dem das ZDF letzten 
Dienstag einen 25-Minuten-Aus- 
schnitt sendete) in ein Wortgeplän- 
kel über seine Vermögenslage ver- 
wickeln. Frost hatte den Exil-Mon- 
archen gefragt, wie reich er denn 
tatsächlich sei. Antwort: „Sicher är- 
mer als viele amerikanische Millio- 
näre. Ich habe einmal im Scherz je- 
manden gefragt, wieviel er mir für 
alles bieten würde, was ich habe. 
Ich hätte gern ein Angebot, wieviel 
man mir ernsthaft für meine angeb- 
lichen 56 Milliarden Dollar geben 
würde.“ Frost: „Wenn ich Ihnen 
eine Milliarde biete, wer würde das 
Geschäft machen — Sie oder ich?“ 
Pahlewi: „Ich würde mich nur da- 
mit befassen, wenn das Angebot 
schriftlich und notariell beglaubigt 
vorliegt.“ Frost: „Sie glauben also 
nicht, daß ich eine Milliarde habe?“ 
Pahlewi: „Sie haben doch bestimmt 
keine, oder?“ Frost: „Natürlich 
nicht, leider.“ Pahlewi: „Sehen Sie.“ 
Frost: „Aber Sie haben eine Milliar- 
de?“ Pahlewi: „Machen Sie mir ein 
Angebot. Ich werde mich dafür in- 
teressieren, solange ich lebe.“ 


Solange der Bart wächst. 
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Giliette 


>> 275 Super SIWVER 
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Männer, die sich mit der Gillette Super Silver rasieren, wissen aus 
Erfahrung, wie eine gründliche Rasur aussieht. Wie sie sich anfühlt. 
Und was sıe davon haben. 

Sie wissen, die Gillette Super Silver ist gründ- 
lich. Denn ihre Schneiden sind aus platinveredel- 
tem, feinsten Mikro-Chromstahl geschliffen. sgälegn 

Es ist dann nicht mehr eine Frage der Mode, SEES VER T 
daß sie dabei bleiben. Sondern der nüchternen : 
Erkenntnis, daß das Wichtigste an einer Rasur 
die Gründlichkeit ist. Solange der Bart wächst. 


Von Gillette, 
den Leuten, 

U I die das Rasieren 
‚1 mit der Klinge 
erfunden haben. 


Gründlichkeit geht uns über alles. Gillette Super Silver. 
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Die American Express 
Karte ist in den besten Restau- 
rants Deutschlands zu Hause. 
Hier eine kleine, aber feine 
Auswahl aus Hamburg: 


Landhaus Dill. DilPs hausge- 
machte Spezialitäten genießen 
den besten Ruf. Was halten Sie 
von Kalbsbriespastete mit 
Kresse? Oder: Amoureuse A la 
table du roi? 

(Elbchaussee 404, 
Telefon: 0 40-82 84 43) 


L’Auberge Frangaise. Hıer 
können Sie sich französischen 
Gaumenfreuden hingeben, wie 
man sie sonst nur noch in 
Lyon findet. Tischreservierung 
empfehlenswert. 

(Rutschbahn 34/Dillstraße, 
Telefon: 040-410 25 32) 


Mühlenkamper Fährhaus. Wer 
echt hamburgerisch schmausen 
will, dem ist der „Holzteller 
nach Fährhaus Art“ zu empfeh- 
len. Nirgendwo sonst bekommt 
man ihn mit so viel Stil. 
(Hans-Henny-Jahnn-Weg 1, 
Tel. 040-2 20 69 34/2 20 73 90) 


Dorfkrug in Volksdorf. In die- 
sem 270 Jahre alten Instenhaus 
ist neben vielem Empfehlens- 
werten vom Holzkohlen-Grill 
der äußerst delikate„geräucherte 
Wolgastör“ zu empfehlen. 

(Im Alten Dorfe 44, 
Telefon: 040-6. 03 92 94) 


Natürlich können Sie noch 
in vielen anderen Restaurants 
an der American Express Karte 
Geschmack finden. 
Denn mit ihr sind 
Sie überall ein gern- 
gesehener Gast. 


Die American Express Karte. 
Weltweit auf Ihrer Seite. 
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GESTORBEN 


Lil Dagover, 82. Ihr Kapital war ihre 
Schönheit: Ohne je eine Stunde Schau- 
spielunterricht gehabt zu haben, avan- 
cierte die Dagover nach dem Ersten 
Weltkrieg schnell zum Star der Berliner 
Stummfilm-Produktionen. Ihre Rollen 
in Robert Wienes „Kabinett des Dr. 
Caligari“, Murnaus „Tartüff“ und 
„Der Graf von Monte Christo“ gehörten 
schon in jenes Fach, das ihr typisches 
werden sollte — Salondamen. 1926 
holte Max Reinhardt die grazile, auf 
Java geborene Schauspielerin auf die 
Bühne, als „Schönheit“ für die Auffüh- 
rung von Hofmannsthals „Großem 
Welttheater“ bei den Salzburger Fest- 


spielen. Damit begann Lil Dagovers 
zweite Karriere als Bühnendarstellerin, 
ihr bevorzugtes Einsatzgebiet aber 
blieb der Film. 1930 drehte sie ihren er- 
sten Tonfilm, „Va Banque“ mit Gustaf 
Gründgens. Zahlreiche Klassiker mit 
Partnern wie Emil Jannings, Werner 
Krauß, Rudolf Forster folgten. Sie, die 
„keinen Sinn für Politik“ bekundete, 
blieb auch im Dritten Reich das Aus- 
hängeschild des deutschen Films, wur- 
de zum Kaffeekränzchen beim Führer 
eingeladen. Ihr Renommee litt nicht 
darunter. Auch nach dem Zusammen- 
bruch war sie weiterhin die Grande 
Dame deutscher Produktionen, 
schlechterer oft als vor dem Krieg, sie 
selbst jedoch blieb unantastbar. Vori- 
gen Mittwoch starb Lil Dagover in ih- 
rem Haus auf dem Filmgelände der 
Bavaria in München-Geiselgasteig. 


Otto Mailänder, 85. Gemeinsam mit 
Wernher von Braun entwickelte der 
Physiker in Peenemünde die todbe- 
frachtete V 2, mit der Hitler 1944 Eng- 
land beschießen ließ; gemeinsam: mit 
dem Chef brachte Mailänder, einer der 


wenigen Juden, die in Peenemünde ar- 
beiteten, 1945 die Pläne und Unterla- 
gen seiner Forschungsarbeit auf der 
Flucht vor den anrückenden Russen zu 
den Amerikanern. Die fanden für ihn 
Verwendung. Zunächst als Übersetzer 
für General George S. Patton, dann bis 
1965 ais Leiter von Weltraum-For- 
schungsprogrammen der Nasa in den 
USA und Kanada. Vorletzten Dienstag 
starb Otto Mailänder in Cupertino bei 
San Francisco. 


BERUFLICHES 


Richard Jaeger, 66, ehemaliger Justiz- 
minister und — seit 30 Jahren — Bun- 
destagsabgeordneter der CSU für den 
Wahlkreis Fürstenfeldbruck/Dachau, 
verzichtet auf eine neuerliche Bewer- 
bung um das Bundestagsmandat, weil 
er sich vom CSU-Kreisverband Für- 
stenfeldbruck ausgetrickst fühlt. Vor 
allem der Landrat des Kreises, Gott- 
fried Grimm, habe den Kampf gegen 
ihn „bis an die Grenze des Amtsmiß- 
brauchs“ geführt. Hintergrund: Die 
Fürstenfeldbrucker hatten, zum ersten- 
mal seit 30 Jahren, einen Gegenkandi- 
daten zu Jaeger aufgestellt. Dieser, so 
Jaeger, habe laut eines Abkommens 
erst 1984 kandidieren sollen, werde 
nun aber von allen Fürstenfeldbruk- 
ker Delegierten, bei deren Nominie- 
rung Jaeger Manipulation vermutet, 
unterstützt. „Mit diesen Methoden sind 
wir beim imperativen Mandat“, zürnte 
der Parlamentarier und zog seine Be- 
werbung am vorletzten Wochenende 
zurück. Grimm ist anderer Meinung: 
„In einer demokratisch geführten Par- 
tei bestimmt nicht der Kandidat, ob er 
noch einmal aufgestellt wird.“ 


Philipp Heinisch, 34, Rechtsanwalt 
aus Berlin, der im März 1978 als 
Pflichtverteidiger den Terroristen Gün- 
ter Sonnenberg in dessen Strafverfah- 
ren wegen versuchten Mordes vor dem 
Oberlandesgericht Stuttgart . vertrat, 
wird wegen seines Verhaltens in dem 
Prozeß am Mittwoch dieser Woche vor 
das Ehrengericht der Rechtsanwalts- 
kammer Berlin zitiert. Heinisch war 
damals aus Protest gegen die vom 
Stammheimer Gericht verfügten Ver- 
teidigerkontrollen am 30. März „so im 
Sitzungssaal aufgetreten, wie er bei der 
Durchsuchung behandelt“ wurde — er 
zog die Stiefel aus und „öffnete seine 
Robe sowie den Hosenladen“ (Staats- 


'anwalt Fernholz, im Sonnenberg-Pro- 


zeß Vertreter der Anklage). Jetzt soll 
sich der Anwalt wegen des Verdachts, 
„sich gegenüber dem Gericht... nicht 
entsprechend Ihrer Stellung als eines 
Organes der Rechtspflege verhalten 
und sich... sensationell vorausgestellt 
zu haben“, vor dem Ehrengericht ver- 
antworten, 


HAFTE 
KREBS 


Mein Arzt sagt, 
noch vor zehn 
‚Jahren wäre es 
viel schwieriger 
gewesen, meine 
Erkrankung früh 
genug zu erken- 
nen und recht- 
zeitig zu behandeln. 

Das Schlimmste waren eigentlich 
die Stunden vor und nach der 
Operation. Man hat so viele Fragen, 
auf die man eine Antwort sucht. 
Antwort bei denen, die Bescheid 
wissen und die Probleme kennen. 
Ich meine nicht die medizinischen, 
sondern die Alltagsprobleme. Heute 
gibt es in einigen Kliniken die ersten 
Betreuungsschwestern speziell für 
Krebskranke * Sie sind dringend nötig 
- meine ich - aus 
eigener Erfahrung. 


ICH 


*) Die Deutsche Krebshilfe bezahlt 
aus ihren Spendenmitteln die ersten 
Betreuungsschwestern für Krebs- 
kranke in der Bundesrepublik. Sie 
baut auch die ersten Spezial-Teams 
für die seelische Nachbetreuung und 
praktische Beratung von Krebs- 
kranken in Heidelberg und Hamburg 
auf. Sie sollen Krebskranken helfen, 
zurück in den Alltag zu finden und 
ihr Leben zu meistern. 

Mit Ihrer Spende helfen Sie, die 
Heilungschancen bei Krebs immer 
größer zu machen. 

Spenden Sie - dem Leben zuliebe - 
Kto.-Nr.: 90909 bei allen 


Wertvolle 


Dies sind keine Sammler- 
stücke von Wert und den- 
noch wertvolle Münzen; sie 
bedeuten die tägliche Exi- 
stenzgrundlage für Millionen 
armer indischer Landbewoh- 
nerfamilien. Die abgebildeten 
Geldstücke, zusammen drei 
Rupien, umgerechnet 75 
Pfennige, sind der Tagesver- 
dienst eines Baumwollpflük- 
kers während der Ernte. Fällt 
keine Landarbeit an, wie im 
Sommer, wird es besonders 
problematisch für die Armen. 
Um zu überleben, müssen sie 
Arbeit um jeden Preis anneh- 


men, beispielsweise im Stra- 
Benbau. Es gibt dann nur 
zwei Rupien am Tag. Zu viel 
um zu sterben, zu wenig um 
zu leben. Jeder noch so klei- 
ne Nebenverdienst kann hier 
entscheidend sein im Kampf 
ums tägliche Dasein. Schon 
ein paar Hühner, eine Ziege 
oder eine Milchkuh können 
einer armen indischen Bau- 
ernfamilie soviel zusätzliches 
Einkommen bringen, daß sie 
der dauernden Verschuldung 
entgeht. Wer beim Groß- 
grundbesitzer verschuldet ist, 
darf zum Beispiel sein Dorf 
nicht verlassen, erhält keinen 
Lohn für die Arbeit. In einer 
solchen Schuldknechtschaft 
leben Millionen Inder. Aber 
Menschenrechte gelten über- 


all. Auch für die Ärmsten und 
Entrechteten. Treten wir für 
sie ein. Helfen wir. Mahatma 
Gandhi, der auf einer der 11 
Münzen abgebildet ist, sagte: 
„Die Erde hat für jedermanns 
Bedarf genug, nicht aber für 
jedermanns Habgier.” 


Brot 


FürdieWelt 
Berner 2 
.. daß alle leben 


Spendenkonto 500 500-500 
Landesgirokasse Stuttgart 
und Postscheckamt Köln 


DIESE WOCHE IM FERNSEHEN 


Montag, 28. 1. 


20.15 Uhr. ZDF. Kinder Kinder 


Das Magazin fragt, ob auch in der Er- 
ziehung eine „Tendenzwende“ stattfin- 
de — von der Reformpädagogik zur 
„Rückbesinnung auf traditionelle Wer- 
te“. Mit den Erkenntnissen eines Wis- 
senschaftler-Kongresses, mit Reporta- 
gen aus der Schulwelt und Eltern-Be- 
fragung soll die These diskutiert wer- 
den. In den zweiten Teil (22.55 Uhr), 
ein Live-Gespräch „unter sachkundi- 
gen Teilnehmern“, können sich Eltern 
per Telephon einschalten. 


21.10 Uhr. 
rechts 
„Die neokonservative Bewegung hat 
auf das politische Programm nahezu 
aller Präsidentschaftskandidaten von 
Jimmy Carter bis Ronald Reagan Ein- 
fluß“, Konstatiertt ARD-Korrespondent 
Peter Merseburger in seinem US-Re- 
port. Seiner Meinung nach bislang die 
einzige Ausnahme: Edward Kennedy. 


ARD. Der Ruck nach 


21.15 Uhr. West Ill. Höhe Null (sw) 


Einer von fünf Fliegerfilmen, die Hol- 
lywood-Regisseur Howard Hawks in- 
szeniert hat. In dem Pilotenstück 
(1935) spielen James Cagney und Pat 
O’Brien. 


21.20 Uhr. ZDF. Szenen einer Ehe 
(Wh.) 


Dritter und vierter Teil von Ingmar 
Bergmans „wahrem Katastrophenfilm 
der siebziger Jahre“ („SZ“). Fortset- 
zung: Dienstag, 29. Januar, 22.00 Uhr. 


22.00 Uhr. ARD. Jux und Dallerei 


Erste (halbstündige) Blödel-Show mit 
dem Ex-Insterburger Karl Dall. 


23.00 Uhr. ARD. Fenster ohne Vor- 
hang (sw) 

Martin Ritts Gruppenbild mit netten, 
lieben Nachbarn aus dem kaliforni- 
schen Vorstadt-Milieu (1957). Hinter 
der Fassade von Nachbarschaft und 
Geselligkeit brodeln Ehekräche und 
Neurosen, Mauscheleien in der Lokal- 
politik und brutaler Erfolgszwang im: 
Job. 


Dienstag, 29. 1. 


19.30 Uhr. ZDF. Treffpunkt London 
Airport 

Ursula Andress in der Hauptrolle die- 
ser britischen Krimi-Komödie (1970) 
des Londoner Theaterregisseurs Peter 
Hall. 


20.15 Uhr. ARD. Fast wia im richtigen 
Leben 

Späße mit dem Münchner Humor-Ge- 
heimtip Gerhard Polt (siehe Seite 172). 


21.00 Uhr. ARD. Monitor 

Das Magazin fragt, ob „Titos Geheim- 
dienst“ beim Mord an dem Exilkroaten 
Milicevi& „die Hand im Spiel hatte“. 
Außerdem: ein Beitrag über den 
Schweizer Peter Egloff, der als Zeuge 
zu einem deutschen Terroristenprozeß 
geladen wurde und — trotz Zusage auf 
freies Geleit — verhaftet worden ist 
(siehe Seite 33). In der „Gegenrede“: 
Walther Leisler Kiep. 


NS-Pimpfenfilm „Die Welt in jenem Sommer“ (Mittwoch, 20.15 Uhr, ARD) 


DER SPIEGEL, Nr. 5/1980 


21.20 Uhr. ZDF. Tod durch Drogen 
„Ohne die Rauschgift-Exotik“ sonsti- 
ger Drogen-Features wollen Amo 
Schmuckler und Bernd Wiegmann in 
ihrem Report auskommen. Sie stellen 
verschiedene Therapie-Modelle vor, 
von der ersten Beratung bis zur voll- 
ständigen Resozialisierung. 


23.00 Uhr. ARD. Zwei himmlische 
Töchter 
Diesmal: „Eine Prinzessin nach Hof- 
tenstein.“ 


Mittwoch, 30. 1. 


20.15 Uhr. ARD. Die Welt in jenem 
Sommer (sw) 

In jenem Sommer 1936 finden im 
Deutschen Reich die Olympischen 
Spiele statt, und für einen zwölfjähri- 
gen deutsch-jüdischen Jungen, der von 
Pimpfen-Romantik träumt, kracht die 
Welt zusammen. Nach einem autobio- 
graphischen Roman des 1938 als Kind 
emigriertten Autors Robert Muller 
drehte Ilse Hofmann an Hamburger 
Originalplätzen ihren zweiten Kinder- 
film im Dritten-Reich-Milieu. 


20.15 Uhr. ZDF Magazin 


20.15 Uhr. Nord Ill. Kernenergie — 
pro und contra 

Diskussion mit Ministerpräsident Ger- 
hard Stoltenberg und dem schleswig- 
holsteinischen SPD-Vorsitzenden Gün- 
ther Jansen. 


22.00 Uhr. ARD. Das Energiedach 
Neues über Sonnenenergie: Vorgestellt 
wird ein Energie-Speichergerät, das 
im Frühjahr auf den Markt kommen 
soll. 


22.05 Uhr. Nord Ill. Sanders of the 
River (sw) 

Englischer Kolonialkrimi (1935) von 
Zoltan Korda nach Edgar Wallace. 


22.05 Uhr. West Ill. Der Brief (sw) 
William Wylers elegantes Kino-Melo- 
dram (1940) über eine kapriziöse briti- 
sche Pflanzersfrau (Bette Davis) in 
Hinterindien, die ihren Liebhaber er- 
schießt. 


22.15 Uhr. ZDF. Wenn Krokodile grö- 
Ber werden 

Über die Bürokratie-Probleme der 
Großorganisation katholische Kirche. 
Derzeitiger Mitgliederstand in der Bun- 
desrepublik: 26,5 Millionen. 


22.45 Uhr. ZDF. Eishockey-Länder- 
spiel: Deutschland — UdSSR 
Aufzeichnung aus dem Olympia-Eissta- 
dion in Garmisch-Partenkirchen. 
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Donnerstag, 31. 1. 


20.15 Uhr. ARD. Auf dem Marsch 
nach rechts? 


Hermann P. Reiser versucht eine Be- 
standsaufnahme der ersten 25 Jahre 
Bundeswehr. 


20.15 Uhr. West Ill. Il Bidone (sw) 
Elegische Gauner-Komödie (1955) von 
Federico Fellini. 


20.20 Uhr. Nord Ill. Pläsier (sw) 

Max Ophüls’ 1952 in Frankreich ent- 
standene Verfilmung von Maupassant- 
Novellen. 


21.15 Uhr. ARD. Verstehen Sie 
Spaß? 
Das Schadenfreude-Spektakel „Vor- 


sicht, Kamera“ mit Chris Howland — 
Ahnungslose wurden heimlich gefilmt 
— war in den 60er Jahren ein TV-Ren- 
ner. Die 13teilige Neuauflage, mode- 
riert von Kurt Felix, benutzt auch aus- 
ländische Sketche und avisiert sich als 
„Streiche mit versteckter Kamera“. 


21.20 Uhr. ZDF. Eine Insel verändert 
ihr Gesicht 

Vor 20 Jahren hatte Fidel Castros Re- 
volution aus der US-Absteige Kuba 
einen sozialistischen Versuchsstaat ge- 
macht, der intellektuelle Revolutions- 
touristen scharenweise anzog. ZDF- 
Autor Horst-Günter Funke mußte sich, 
wegen Dreh-Schwierigkeiten, in seinem 
Report auf Kubas Alltagsleben be- 
schränken. Sein Resümee: „Kuba ist 
auch heute noch ein interessantes Ex- 
periment, das allerdings auf westliche 
Intellektuelle keinen Reiz mehr aus- 
übt.“ 


22.05 Uhr. ZDF. Hochstapler 

Das „kleine Fernsehspiel“ des amerika- 
nischen Avantgarde-Filmers Mark 
Rappaport annonciert das ZDF reich- 
lich verquast: „Ein Film über Liebe und 
Leidenschaft, über Trug und Künst- 
lichkeit, über die Tricks des Herzens 
und die Gründe des Verstandes.“ 


23.00 Uhr. ARD. Christa Wolf 
Wilfried F. Schoellers „Vorarbeiten zu 
einem Porträt“ — „eine Persönlichkeit 
ist in ihrer Gesamtheit nur schwer zu 
erfassen“ — enthalten das „bisher aus- 
führlichste Interview mit der bekann- 
ten DDR-Autorin“ („Kein Ort. Nir- 
gends“) und verstehen sich als „Para- 
phrase über das Thema Fremdheit“. 


Freitag, 1. 2. 


21.45 Uhr. ARD. Die Kommunikation 
der Zukunft — Fluch oder Segen? 
Rüdiger Proske will im zweiten Teil 
seines Medien-Reports klären, „was in, 
unserem Land eigentlich vor sich geht 
und wie man sich die Zukunft des 
Fernsehens vorstellt“. 
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22.20 Uhr. ZDF. Aspekte 


Ein Bericht über die Karlsruher Aus- 
stellung „Widerstand statt Anpassung“ 
und ein Gespräch über den tschechi- 
schen Künstler Alfons Mucha, der im 
Paris der Jahrhundertwende berühmt 
war. 


23.20 Uhr, ZDF. Die Schildkröte auf 
dem Rücken 


Ein Schriftsteller kommt nicht recht 
weiter und piesackt die Freundin. Sie 
schmeißt ihn raus, die Komödie der 
Zweisamkeit wird zur beklemmenden 
Odyssee durch Paris. Aber das Mittel 
hilft, der Poet schreibt wieder. Vielbe- 
achtetes Debüt (1978) von Luc B£raud, 
mit Bernadette Lafont. 


Samstag, 2.2. 


14.45 Uhr. ARD. Die linke Hand Got- 
tes (Wh.) 


Edward-Dmytryk-Melodram (1955) 
um einen als Priester verkleideten US- 
Piloten (Humphrey Bogart) im China 
der 40er Jahre. 


20.40 Uhr. Nord Ill. Phönix in Flam- 
men 

Aufzeichnung eines Gastspiels der 
Schanghaier „Peking Oper“ bei Ham- 
burgs Festival „Theater der Nationen“ 
im Frühjahr 1979, 


22.20 Uhr. ARD. Die große weiße 
Hoffnung 


Konventionelle Kino-Sozialkritik 
(1970) von Martin Ritt, der in mehre- 
ren Filmen den amerikanischen Rassis- 
mus anprangerte: Arglos gegenüber 
dem Haß der Weißen freut sich der er- 
ste farbige Boxweltmeister im Schwer- 
gewicht, Jack Jefferson (James Earl 


Jones, Photo, mit Jane Alexander), seines 
Triumphes. Aber die Rassisten verfol- 
gen den Champion auch ins Ausland, 
seine weiße Freundin bringt sich um, er’ 


wird zu einem manipulierten Kampf 
gezwungen. 


Sonntag, 3. 2. 


15.20 Uhr. ZDF. Vaterfreuden (sw) 


Harold Lioyd (Photo), von wilden Kin- 
dern tyrannisiert, in einem 40-Minuten- 
Film von 1921. Ein Porträt des „komi- 


ie 


Br ’g Ey 


schen Musterknaben“ Lioyd zeigt das 
ZDF am Dienstag, 5. Februar, um 22 
Uhr in seiner Reihe „Filmforum“. 


21.05 Uhr. ARD. Der lange heiße 
Sommer 

Der fünfte Film der Martin-Ritt-Reihe, 
ein Beispiel soliden amerikanischen Er- 
zählkinos (1958), nach Motiven von 
William Faulkner. Orson Welles als 
Kleinstadt-Potentat am Mississippi ver- 
sucht seine Tochter Joanne Woodward 
mit dem cleveren Paul Newman zu ver- 
kuppeln — die zwei Stars heiraten 
denn auch im gleichen Jahr. 


21.15 Uhr. ZDF. Egon Schiele 

Der österreichische Maler (1890 bis 
1918), Akt-Meister halbwüchsiger 
Mädchen, war lange Zeit als „porno- 
graphisch“ verschrien. Ein Lehrer: „Sie 
hat mir der Teufel in die Schule ge- 
kackt.‘“ In seinem Fernsehfilm zeichnet 
John Goldschmidt Lebensstationen des 
Außenseiters nach, mit Felin Mitterer 
als Schiele und Karoline Zeisler als 
Lieblingsmodell. 


23.00 Uhr. ARD. Kritik am Sonntag- 
abend 

Im „Bücher-Report“ werden Autoren 
vorgestellt, die „ihre Beziehungen zum 
Vater literarisch verarbeitet haben“. 


„Mit HARVARDmanager sind die Ideen von 


Harvard Business Review gut auf die deutschen 
Interessen abgestimmt?’ Ernest D. Frawley, Publisher der Harvard Business Review 


Fee d Praxis 


GARANTIE 


Sie a, daß ich meine 
Bestellung innerhalbeinerWoche 


agements schriftlichbeimVerlag widerrufen 
kann. 
1guurtt | 2. 
Y “ 
Ich habe jederzeit das Recht zu 
W Be res Ban en 
7 Ha ee - 
- ro Me Ich sende vorab kein .. 
in der dem zahle erst na ch Erha E 
er | Rechnung. 
situativen 
erscheint vierm —— ne 
jährlich: im Januar, © den EntscheT — BAND A REEGAN 
April, Juli und go Dieneuen Mus Bu | 
ee yus? : 
Oktober. z en Ri ee Ich bestelle HARVARDmanager: 
Für Unternehmer und = us . Im Jahresabonnement zum Preis 
Fil skräft re von DM 70,- p.a. 
P . 8 onferenzen E DO Ich möchte zunächst ein Probeheft 
in Wirtschaft, sa Weman feier sn gosci | a Kendenleruen ri DM 20,-. 
F ROFTAAELM- MENKE alls ich Ihnen nicht innerhalb von vier 
Verw altung, ” er Me mEDORr Wochen nach Erhalt des Heftes mit- 
Wissenschaft und fürden Modem RK | teile, daß ich keinen weiteren Bezug 
üche der n dein“ 7 z 
Forschung. he Whenseh nur im Bar wünsche, nehmen Sie mich in Ihre 
indie eh Heintel, Abonnementsliste auf. Ich erhalte 


HARVARDmanager dann ebenfalls für 
DM 70,- p.a. (vier Hefte). 


NEIN, ich will HARVARDmanager nicht 

abonnieren. 

m Aber teilen Sie mir bitte eine Ver- 
kaufsstelle in der Nähe meines 

Wohnortes mit, die HARVARDmanager 


HARVARDmanager ist ein Periodikum für modernes, praxis- : 
nahes Managementwissen. Es wendet sich an die Führungskader 
in Wirtschaft, Verwaltung und Wissenschaft. Neben Übersetzun- 
gen aus Harvard Business Review bringt HARVARDmanager 
eigene Beiträge von Autoren aus dem deutschsprachigen Raum 
sowie Gespräche und Interviews mit Unternehmern, Managern 
und Forschern. Für die Themenauswahl ist der Praxisbezug maß- 
geblich — das gilt gleichermaßen für die Artikel aus der amerika- 
nischen Originalausgabe wie für Eigenbeiträge. 


Lieferadresse: 


Rechnung an: 


Der Preis für ein Jahresabonnement (vier Hefte) beträgt DM 70,—, I 
das Einzelheft kostet DM 20,—. 

HARVARDmanager ist in ausgewählten Buchhandlungen und 
Zeitschriftenverkaufsstellen (Bezugsnachweis auf Wunsch) oder 
direkt über den Verlag erhältlich. 


Unterschrift: 


l: An manager magazin 
Verlagsgesellschaft mbH ° 
Postfach 111060, 2000 Hamburg 11, 

h Tel. (040) 3007-624. 


HOHLSPIEGEL 


Friedrich Meyer jun., Chef der Ham- 
burger Zuckerraffinerie Tangermünde, 
im Branchendienst „Text intern“: „Der 
Schokoladengenuß ist in den letzten 
Jahren zu einer Mengenveranstaltung 
herabdegradiert worden... Es ist ein 
richtiger Jammer, zu beobachten, wie 
gute, große Marken durch Preiszuge- 
ständnisse der Hersteller und Sonder- 
angebote des Handels an Image verlo- 
ren haben. Zum Verschleudern ist 
Schokolade aber einfach zu schade.“ 


A 


Atom? 
Überleben! 


Privatmann verkauft und vermie- 
tet Überlebensplätze ın lfd. gewar- 
teter Schutzbauanlage, die allen 


Anforderungen genügt. Landhaus, 
unterirdisch verbunden mit Anla- 
ge, kann angemietet werden (8000 
qm). Raum Ansbach. Zuschriften 
erbeten unter GE 265861 an die 
Frankfurter Aligemeine, Postfach 
2901, 6000 Ffm. 1 


Aus der „Frankfurter Allgemeinen“. 
N 


Aus einem Widerspruchsbescheid der 
Prüfungskammer 3 für Wehrdienstver- 
weigerer bei der Wehrbereichsverwal- 
tung Stuttgart: „Der Widerspruchsfüh- 
rer ist nicht anmaßend frech, sondern 
tolerant. Seine Vorstellungen haben 
nichts mit der Wirklichkeit zutun... Er 
zeigt missionarischen Eifer. Sicher ist 
er beeinflußt von Broschüren und Bü- 
chern über die Kriegsdienstverweige- 
rung. Gut ist, daß er nicht in die Links- 
richtung geht und kein Proletarier ist. 
Innerlich hat er die Prüfungskammer 
nicht überzeugt, wahrscheinlich hängt 
der Kriegsdienstverweigerungsantrag 
mit dem Studium zusammen ... Er ist 
ein sympathischer, freundlicher und 
friedlicher Junge, der glücklich wäre, 
wenn seine Gedanken sich auf der gan- 
zen Welt ausbreiten würden.“ 


A 


Aufruf in der New Yorker „Village 
Voice“: „Haltet New York City sauber: 
Verzehrt jeden Tag eine Straßentau- 
be.“ 


A 


Ein Polizist im West-Berliner „Tages- 
spiegel“ zur Reform der Polizeidienst- 
stellen in der Stadt: „Jedem intelligen- 
ten Menschen muß doch sofort auffal- 
len, daß die Anfahrtszeit eines Funk- 
wagens zum Einsatzort länger dauert, 
wenn man im Abschnittbereich sieben 
Reviere schließt und dafür abgelegen 
eine Dienststelle eröffnet. Für die 
Funkwagenbesatzungen ist die Reform 
natürlich sehr positiv. Früher war man 
so schnell am Einsatzort, daß man je- 
desmal verdroschen wurde. Heute ist 
meistens schon ‚alles gelaufen‘.“ 
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D 


as Restaurant 
der Woche 


Ein Meister im Schwarzwald 


Das Städtchen Schramberg 
liegt im Schnittpunkt von fünf 
reizvollen Schwarzwaldtälern, 
dennoch abseits der großen 
Durchgangsstraßen. Aber die 
Hirsch-Küche gilt viel unter Ken- 
nern, und so fehlt es ihr nicht an 
Gästen, die einen Umweg ihret- 
wegen gern in Kauf nehmen. 


Gebhard Kercher, ihr Chef - 
der Hirsch ist seit 1748 im Besitz 
seiner Familie - ist ein großer 
Könner. In seinem Hause wer- 
den nur frische Produkte ver- 
wendet, wird nur ä la minute ge- 
kocht. Seine meisterhaften Pa- 
steten und Terrinen wechseln 
mit dem Tagesangebot. Diesmal 
erfreute er uns mit einer delika- 
ten Wachtel-Royale, dann mit 
seinem speziellen grünen Mu- 
schelsüppchen einerseits, einer 
nicht weniger feinen Schwarz- 
wälder Forellensuppe anderer- 
seits. Die Hausspezialität - Ost- 
seesalm in Hummersößle mit 
Patnareis — hatten wir schon frü- 
her mitGenuß probiert. So wähl- 
ten wir jetzt ein wunderbar zar- 
tes Lendchen „Boursin” auf Sah- 
neknöpfle und das gespickte 
Hasentilet in Wildrahmsauce. Es 
empfiehlt sich, die reichlich be- 
messenen Portionen mit dem 
Partner zu teilen. Da kann man 
die Reize der Speisekarte besser 
ausschöpfen - und die Küche 
tut es gern. Service wird im 
Hirsch nämlich ganz groß ge- 
schrieben! 

Neben einem ansehnlichen 
Repertoire an badischen, würt- 
tembergischen und französi- 
schen Weinen hat hier - wie 
könnte es anders sein - Henkell 
Trocken seinen festen Platz. 


Qasthof Restaurant Hirsch; 
Hauptstr. 11; 7230 Schramberg; 


=® (07422/20530; Montag Ru- | 


hetag. (75) H.E.Rübesamen 


HENKELL 


TROCKEN 
GDeutsehen Fekt 


Henkell & Co Sektkellerei seit 1856 


RÜCKSPIEGEL 


Zitate 


Die Londoner „Times“ zum SPIEGEL- 
Streitgespräch zwischen Innenminister 
Gerhart Baum und dem Ex-Terroristen 
Horst Mahler: 


Die bemerkenswerte Diskussion zwi- 
schen Gerhart Baum, dem Bundesmini- 
ster, und Horst Mahler... demon- 
strierte nicht nur einen eklatanten at- 
mosphärischen Wandel in der Bundes- 
republik. Sie war auch Teil einer 
subtilen und sorgfältig orchestrierten 
Strategie der Regierung, die Terroristen 
zu veranlassen, aufzugeben und in die- 
Gesellschaft zurückzukehren. 


Dazu „Le Monde“, Paris: 


Ein zu 14 Jahren Gefängnis verurteilter 
Terrorist und der Innenminister fast 
acht Stunden lang im Streitgespräch — 
vor zwei Jahren, nach der Ermordung 
des westdeutschen Arbeitgeberchefs 
Hanns Martin Schleyer, wäre eine sol- 
che Begegnung unvorstellbar gewesen. 
Selbst heute noch ist damit zu rechnen, 
daß hierzu in der Bundesrepublik hefti- 
ge Kritik laut wird. 


Die „Stuttgarter Nachrichten“: 


Der sowjetische Überfall auf Afghani- 
stan und die damit verbundenen außen- 
politischen Ereignisse haben die Auf- 
merksamkeit von einem innenpoliti- 
schen Vorgang abgelenkt, der peinlich 
und skandalös zugleich ist: zum Jahres- 
wechsel veröffentlichte das Nachrich- 
tenmagazin SPIEGEL Aufzeichnungen 
über ein Gespräch, das Innenminister 
Baum mit einem der geistigen Väter 
des blutigen Terrorismus der Bundesre- 
publik, dem 1973 zu insgesamt 14 Jah- 
ren Strafhaft verurteilten ehemaligen 
Berliner Rechtsanwalt Horst Mahler, 
geführt hat. Was dabei herausgekom- 
men ist, soll eine Neujahrsbotschaft 
des Ministers an die Terroristenszene 
der Bundesrepublik sein. Beim gesetzes- 
treuen Bürger aber kann sie nur un- 
gläubiges Staunen oder zornige Reak- 
tionen hervorrufen. 


Zur Reaktion des CSU-Landesgruppen- 
chefs Zimmermann der „Münchner 
Merkur“: 

Na, endlich! Es wurde auch höchste 
Zeit, daß ein Politiker der Opposition 
ein paar Worte zum „Streitgespräch“ 
zwischen dem Bundesinnenminister 
und dem ehemaligen Terroristen Horst 
Mahler sagt. CSU-Landesgruppenchef 
Zimmermann nennt das vom SPIE- 
GEL inszenierte Spektakel eine politi- 
sche Instinktlosigkeit. Aber es ist mehr, 
es ist eine Geschmacklosigkeit sonder- 
gleichen, ein Affront gegen die Opfer 
der Baader-Meinhof-Banditen, deren 
Spiritus rector dieser „reuige Sünder“ 
Mahler ja gewesen ist. 


Schweizer probieren Alpia, die deutsche Schokolade 
nach Schweizer Rezept: 


„Gopfridschtutz. 
Jetz han i 
würkli gmeint, 

i würd in e 
Schwyzer Schoggi 
biisse. 


